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Vorwort I 
 
 
Vorwort 
Die Fertigstellung der vorliegenden Arbeit endete wenige Tage vor der Europawahl 
2009. Zu dieser Zeit war die Europäische Union in den Medien verstärkt ein Thema; 
vielerorts erschienen Artikel zu verschiedenen Aspekten europäischer Politik. Debattiert 
wurde auch über tiefergehende Fragen wie den demokratischen Wert der Wahl und die 
Zukunft der gesamten Gemeinschaft. Es war, kurzum, der Eindruck zu gewinnen, dass 
eine kontinuierliche mediale Europadebatte in Deutschland existiert. Dass dies nicht der 
Fall ist, wird deutlich, wenn der politische Alltag einkehrt und das Großereignis der 
Wahl nicht mehr seine Wirkung zeigt. Dann verstummt auch die öffentliche Debatte 
über die demokratische Qualität der EU, die allerdings in der Wissenschaft seit gerau-
mer Zeit lebendig geführt wird.  
Der Autor konnte hieran u. a. als Student eines europäischen Programms an der RWTH 
Aachen teilnehmen. Dort wurde durch den Politologen Winfried Böttcher eine besonde-
re Perspektive auf die Bedeutung der regionalen Komponenten europäischer Demokra-
tie eingenommen. Gleichzeitig stand im Zentrum der Kurse die Debatte um eine Fort-
entwicklung der EU-Politik, die sich an einer neuen Bürgernähe, stärkerer politischer 
Teilhabe und einer größeren Transparenz des Systems orientiert. In diesem Rahmen 
wurde auch die Wichtigkeit des Faktors der europäischen Öffentlichkeit diskutiert, des-
sen praktische Dimension der Verfasser als Journalist mit dem Schwerpunkt EU sowie 
als europapolitischer Journalistenausbilder seit einigen Jahren selbst kennen gelernt hat.  
Als die theoretischen Aachener Impulse mit der eigenen praktischen Erfahrung und 
Problemsicht der europäischen Politik zusammentrafen, entstand die Idee, in umfang-
reicherer Art und Weise die Berichterstattung eines Mediums zu untersucht, das Verfas-
ser aufgrund der eigenen Ausbildung bereits gut kannte, welches in der bisherigen euro-
päischen Öffentlichkeitsforschung aber kaum beachtet wird: die Regionalzeitung.  
Die Beobachtung, dass die Wissenschaft das eigentliche Massenmedium, und damit den 
für die Entstehung medialer Öffentlichkeit wichtigsten Akteur, bislang fast gänzlich 
übersehen hatte, führte letztlich zu dem Entschluss, die vorliegende Arbeit zu verfassen. 
Sie zeigt aus mehreren Perspektiven und mit unterschiedlichen Forschungsmethoden, 
weshalb die regionale Europäisierung der medialen Öffentlichkeit bislang nur träge er-
folgte und gibt darüber hinaus Antworten auf die Frage, wie dieser Europäisierungspro-
zess neu und besser gestaltet werden könnte.  
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ISSP (International Social Science Programme)  
LVZ (Leipziger Volkszeitung) 
MdEP  (Mitglied des Europäischen Parlamentes)  
NATO (North Altlantic Treaty Organisation) 
OECD (Organisation for Economic Co-operation and Development) 
RFI (Radio France Internationale) 
Sä. Z. (Sächsische Zeitung) 
Sid (Sportinformationsdienst)  
Stu. Z. (Stuttgarter Zeitung) 
SZ (Süddeutsche Zeitung) 
Taz (die tageszeitung) 
UNEP (United Nations Environment Programme)  
WAZ (Westdeutsche Allgemeine Zeitung) 
 
Einleitung 11 
 
 
1 Einleitung  
1.1 Aufbau, Fragestellung und Logik der Studie 
Die grundsätzliche und allgemeine Frage, mit der die Arbeit in einem noch recht jungen, 
aber sehr vitalen Forschungsfeld der Sozialwissenschaften verortet wird, ist die nach mögli-
chen Existenzformen europäischer Öffentlichkeitsstrukturen bzw. insbesondere den struktu-
rellen Umständen, die die Herausbildung solcher Strukturen hemmen bzw. fördern. Diese 
Umstände sind generell nur wenig erforscht. Äußerst schwach ausgeprägt ist insbesondere 
der Kenntnisstand zur Praxis der Berichterstattung über die Europäische Union (EU) und 
ihrer Mitgliedstaaten in den wichtigen deutschen Regionalzeitungsredaktionen. Die zentrale 
Aufgabe der hier vorliegenden, ersten Studie zu diesem Aspekt der europäischen Öffent-
lichkeitsforschung ist es, diesen Kenntnisstand zu überprüfen, zu erweitern sowie erste the-
oretische und praktische Konzeptionen für die Europäisierung der regionalen 
Medienöffentlichkeiten bereitzustellen.  
Es ist Zeit dafür, die Regionalpresse näher in den Blick zu nehmen, denn ihrer Bedeutung 
für die politische Vermittlung der EU-Politik wird ebenso unterschätzt wie der Einfluss, den 
diese Politik mittlerweile auf den Alltag der Menschen un Deutschland – gerade in regiona-
len Lebenswelten – ausübt. Beides soll mit dieser Arbeit deutlich werden. 
Zunächst werden nach der Einleitung im zweiten Kapitel die nötigen kommunikations- und 
politikwissenschaftlichen Grundlagen gelegt: Auf einen kurzen Exkurs zu den wichtigen 
Forschungsfeldern der Redaktions-, Nachrichten- sowie Nachrichtenwerttheorieforschung, 
die im Laufe der Arbeit immer wieder berührt werden, folgt die Darstellung und Analyse 
des Demokratie- und Öffentlichkeitsdefizits der EU. Denn aus dessen Diskussion heraus ist 
das Forschungsgebiet erst entstanden, was v. a. in rein kommunikationswissenschaftlichen 
Studien zu wenig beachtet wird. Daran schließt sich ein Exkurs zur Bedeutung des Faktors 
Subsidiarität für die europäische Demokratie an, womit bereits früh eine regionale Sicht-
weise auf den Forschungsgegenstand eingenommen wird.   
Im Anschluss werden Theorien, Modelle und Begriffsdefinitionen des Konstruktes europäi-
sche Öffentlichkeit behandelt, der Forschungsstand rekapituliert und im Bereich der Erfor-
schung regionaler europäischer Öffentlichkeitsstrukturen Defizite konstatiert. Es geht in 
dieser praxisorientierten, explorativen Studie schlussendlich zwar nicht um die Entwicklung 
eines neuen Modells europäischer Öffentlichkeit, wohl aber um eine Erweiterung und Dif-
ferenzierung der bestehenden Modelle, Definitionen und Verwirklichungsstrategien. Des-
halb erscheint eine ausführliche Beschäftigung mit diesen im zweiten Kapitel ratsam. Mit 
Verweisen auf bisherige, zumeist inhaltsanalytische, Forschungsergebnisse werden hier 
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auch Antworten auf die Frage gefunden werden, inwieweit sich bereits Strukturen europäi-
scher Öffentlichkeit herausgebildet haben. Stellenweise gibt es in gewissen Politikfeldern 
erste Ansätze solcher Strukturen, was zur Frage führt, welches bisher noch nicht betrachtete 
Politikfeld günstige Voraussetzungen für die Öffentlichkeitseuropäisierung bietet. Die Dis-
kussion europäische Öffentlichkeit am Fallbeispiel einer EU-Politik – ein Ansatz, der in der 
Forschung an Bedeutung gewinnt – erlaubt es einerseits, neue Betrachtungsperspektiven auf 
den allgemeinen Forschungsgegenstand, der in dieser Arbeit weiterentwickelt werden soll, 
zu gewinnen. Andererseits kann so der Analyserahmen für die Erkundung der regionalen 
Öffentlichkeitseuropäisierung verfestigt werden.  
Ausgewählt wurde das Feld der EU-Umweltpolitik, da sie neben den günstigen Vorausset-
zungen für die Existenz von europäischen Öffentlichkeitsstrukturen eine besondere aktuelle 
Wichtigkeit hat und zudem starke regionale Bezüge aufweist, was dem Forschungsinteresse 
entspricht. Einer synoptische Analyse vorliegender Studienergebnisse zur transnationalen 
medialen Umweltkommunikation in Europa geht eine kurze Darstellung der wichtigsten 
umweltpolitologischen Grundlagen voraus. Am Ende des Kapitels erfolgt eine Zusammen-
führung aller bisher diskutierten Erkenntnisse. Dabei wird deutlich, dass v. a. strukturelle 
Determinanten insbesondere der journalistischen Arbeit, aber auch des Brüsseler Instituti-
onssystems, die Entstehung von europäischen Öffentlichkeitsstrukturen erschweren. Der 
sich daran anschließenden Frage, welche strukturellen Einflussfaktoren die Europäisierung 
behindern, ist das dritte Kapitel gewidmet.  
Hier werden zunächst die Entstehungsbedingungen europäischer Öffentlichkeitsstrukturen 
in Brüssel, und dahingehend v. a. die Arbeit der EU-Korrespondenten vor Ort, untersucht, 
wobei gleichzeitig auf allgemeine Mechanismen der EU-Berichterstattung eingegangen 
wird. Neben journalistischen Rollenbildern werden Bereiche wie etwa die europa-
spezifische Nachrichtenauswahl und Recherche analysiert. Besonderes Interesse wird dabei 
der Arbeit der Korrespondenten von Regionalzeitungen geschenkt. Auch die Kommunika-
tionspolitik der EU-Institutionen wird vor dem Hintergrund der neuen Regionalisierungs-
strategie näher untersucht. Am Ende des Kapitels ist klar, welche Einflussfaktoren aus der 
Brüsseler Perspektive, also in der Top-Down-Richtung1, auf die Europäisierung der Öffent-
lichkeit in Deutschland wirken. Nun muss im vierten Kapitel geklärt werden, welche 
                                            
1 Unterschieden wird in der Politikwissenschaft zwischen einem Top-Down-Modell der politischen Kommunikation, 
bei dem die Politiker auf der obersten Stufe über die zwischengeschalteten Medien dem Publikum die Agenda vorge-
ben, sowie dem gegenteiligen Bottom-up-Modell, bei dem das Publikum, verstanden als Wählerschaft, von unten die 
Agenda der Gesellschaft bestimmt, indem seine Interessen und Positionen von den Medien abgebildet werden. Beide 
Modelle gelten als Idealvorstellungen. In der Praxis scheinen komplexere Interaktionen zwischen den Akteuren statt-
zufinden. (Vgl. Alemann, v. Ulrich: Das Parteiensystem der Bundesrepublik Deutschland. Opladen 2003, S. 177 ff.)    
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Bottum-Up-Faktoren wirksam sind, unter welchen Voraussetzungen also europäische  
Öffentlichkeitsstrukturen in Deutschland und insbesondere in der Region entstehen.  
Zunächst wird auf grundlegende Funktionen und Funktionsdeterminanten der Regional-
presse eingegangen. Darauf folgend werden die medienökonomischen und redaktionellen 
Trends der deutschen Regionalberichterstattung beleuchtet. Schließlich wird darauf ein-
gegangen, welche inhaltsanalytischen Erkenntnisse bislang zur EU-Berichterstattung deut-
scher Regionalzeitungen vorliegen und welche qualitativen Resultate die Forschung zu den 
redaktionellen europabezogenen Abläufen erbracht hat.2 Am Ende des Kapitels steht ein 
Zwischenfazit und die Herausarbeitung der empirischen Forschungsfragen.  
Nach der theoretischen Aufarbeitung des Forschungsgegenstandes in den Kapitel 2 und 3 
erfolgt zu Beginn des Empirieteils (Kapitel 4) eine Vorstellung der empirischen Methoden: 
der teilnehmenden Beobachtung und der Befragung mit teilstrukturierten Leitfaden-
interviews. Mit der Beobachtung der EU-Berichterstattung in einer Regionalredaktion wer-
den typische Arbeitsprozesse und Tätigkeitsmerkmale dokumentiert und das Feld erstmals 
erkundet. Die Beobachtungsergebnisse sind Grundlage für die Überprüfung der Forschung-
sfragen, bevor aus diesen die konkreteren Interviewfragen abgeleitet werden.  
Empirisches Kernstück der vorliegenden Arbeit ist die dann folgende Redaktionsbefragung 
mit teilstrukturierten Leitfadeninterviews, die die Entstehung der EU-Berichterstattung bei 
Regionalzeitungen offen legen. Die Ergebnisse der Befragung, die von einem Fragebogen 
begleitet wird, werden umfassend dokumentiert und in den bisherigen Forschungsstand 
eingeordnet. Auf die Zusammenfassung folgt die Modifikation bestehender Theoriemodelle 
zur Regionalisierung europäischer Medienöffentlichkeiten. In diesem Zusammenhang wer-
den auch Verwirklichungsvorschläge für die journalistische und politische Praxis gemacht, 
mit denen die regionsspezifische Europäisierung vorangetrieben werden sollen. Tabelle 1 
fasst den Gedankengang des Vorhabens zusammen:  
                                            
2 Nicht nur hier fügt der Verfasser, wenn nötig, eigene Erfahrungen hinzu, die er als Journalist mit dem Schwerpunkt 
EU sowie v. a. in seiner Funktion als Dozent in der europajournalistischen Aus- und Weiterbildung gewonnen hat. 
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Tabelle 1: Gedankengang des Forschungsvorhabens  
Kapitel 2. Wie wird das Thema europäische Öffentlichkeit in der Forschung diskutiert?  
Inwieweit gibt es bereits Strukturen europäischer Öffentlichkeit? 
=> Welche Politikfelder sind günstig für die Herausbildung der Strukturen?  
=> Inwiefern gibt es in einem dieser Feld (EU-Umweltpolitik) solche Strukturen? 
=> Was bedeuten diese Erkenntnisse für die Theoriedebatte? 
3. Was hemmt bzw. fördert, u.a. in diesem Feld, die Herausbildung europäischer Öffentlichkeitsstrukturen? 
=> Wie entsteht europ. Öffentlichkeit in Brüssel? Welche Faktoren beeinflussen die Strukturentwicklung? 
=> Wie entsteht europ. Öffentlichkeit in der Region? Welche Faktoren beeinflussen die Strukturentwicklung? 
4. Empirische Aufklärung: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 
5. Wie lässt sich die Öffentlichkeit stärker europäisieren?  
5. Was bedeuten die Erkenntnisse für die Theoriebildung in der Forschung? 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
1.2 Forschungsdesign 
An dieser Stelle soll kurz die Logik der Arbeit verdeutlicht werden, auf die Spezifika der 
einzelnen Methoden wird im Empirieteil näher eingegangen. Es wurden mehrere Erhe-
bungsinstrumente angewandt, da eine einzelne wissenschaftliche Methode einen bisher 
kaum erforschten Untersuchungsgegenstand nur bedingt erfassen kann. Die als Kombi-
nation von mehreren Erhebungsverfahren definierte Methodentriangulation erlaubt es da-
gegen „ein möglichst geschlossenes Bild der Untersuchungseinheit zu erhalten. Informatio-
nen, die der Forscher mit der einen Methode nicht erhalten kann, können mit einer anderen 
Technik verfügbar gemacht werden.“3 Das Zusammenwirken von teilnehmender Beobach-
tung, in deren Rahmen Inhaltsanalysen durchgeführt werden, und qualitativer Befragung 
soll in der vorliegenden Studie eine umfassende Analyse des Forschungsgegenstandes „EU-
Berichterstattung der Regionalzeitung“ ermöglichen: Die Beobachtung liefert, u.a. mit Hilfe 
der Inhaltsanalysen, empirische Erkenntnisse zu Verhalten und Gewohnheiten von Redak-
teuren. Intensivinterviews ermitteln Ergebnisse zu Einstellungen, Meinungen und Orientie-
rungen der Journalisten – Aspekte, die sich der Methode der Beobachtung entziehen.4  
Beobachtung und Interview sind nicht nur charakteristische Erhebungsverfahren der quali-
tativen Sozialforschung, sondern auch die klassischen Methoden der Redaktions- und 
Gatekeeperforschung (vgl. Kapitel 2.1.1).5 Das Zusammenwirken von Beobachtung und 
                                            
3 Vgl. Lamnek, Rüdiger: Qualitative Sozialforschung. Methoden und Techniken. Eichstätt 1995, S. 24. 
4 Vgl. ebd., S. 243 f. 
5 Vgl. Wilke, Jürgen/Rosenberger, Bernhard: Die Nachrichtenmacher. Eine Untersuchung zu Strukturen und Ar-
beitsweisen von Nachrichtenagenturen am Beispiel von AP und dpa. Köln 1991, S. 15. Vgl. Rühl, Manfred (1970): 
Der Forscher als teilnehmender Beobachter der Arbeit und Organisation von Massenmedien. In: Rundfunk und Fern-
sehen, 18. Jahrgang 1970, S. 160. Vgl. zu den Methoden der qualitativen Forschung auch Lamnek, a.a.O., S. 7.  
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Leitfadengespräch empfiehlt Rühl als methodischen Kontrollmechanismus in der Redakti-
onsforschung: Mit der Befragung kann das durch die Beobachtung gewonnene Material 
„objektiviert“ und überprüft werden.6 Zusätzlich wurde eine telefonischen Expertenbefra-
gung durchgeführt, deren Stellenwert in der Forschung gestiegen ist.7 Die Aussagen der 
Experten wurden in den Theorieteil eingearbeitet, um der explorativen Studie ein besseres 
theoretisches Fundament zu verleihen und andererseits in die Auswertung eingefügt, um die 
eigenen erhobenen Erkenntnisse zu ergänzen.   
Expertenbefragung, Beobachtung und Leitfadeninterviews sind Teil eines Forschungsde-
signs, bei dem die einzelnen Schritte aufeinander aufbauen: Der Theorieteil und die Exper-
tenbefragung arbeiten theoretisch mögliche relevante Einflussgrößen auf die Arbeit der zu 
untersuchenden Redaktionen auf. Die Gültigkeit dieser sowie die Wirksamkeit neuer Ein-
flussgrößen prüft in einem zweiten Schritt die teilnehmende Beobachtung in einer Redakti-
on. Deren Ergebnisse bereiten die Befragung in 24 Redaktionen vor, mit der in einem drit-
ten Schritt die tatsächlich wirksamen Einflussfaktoren und somit die realen Ent-
stehungsbedingungen der regionalen EU-Berichterstattung offen gelegt werden. Bindeglied 
zwischen Theorie und Empirie sind Forschungsfragen, deren Operationalisierung in Kapitel 
4.2 näher erklärt wird.  
Anzumerken bleibt, dass die vorliegende qualitative Studie, deren Vergleichbarkeit mit 
anderen Arbeiten aufgrund des eigenständig entwickelten Forschungsdesigns eingeschränkt 
ist, auch aufgrund ihres explorativen Charakters weder den Anspruch erhebt, vollständig 
repräsentative Daten zu liefern noch bestehende Theoriemodelle neu zu definieren. Ein 
Explorativarbeit prüft insgesamt keine theoretischen Konzepte, sondern „sie werden auf-
grund des erhobenen Materials erst entwickelt und formuliert“8, wie Lamnek bemerkt. Die-
ser Versuch wird am Ende der Arbeit unternommen. Denn das schlussendliche Ziel ist es, 
die europäische Öffentlichkeitsforschung um die Kategorie der regionalen Europäisierung 
zu erweitern. Denn nur so, so wird hier angenommen, können massenrelevante Antworten 
auf die Frage gefunden werden, wie europäische Politik demokratischer und wirksamer 
vermittelt werden kann.  
                                            
6 Vgl. Rühl 1970, a.a.O., S. 160. Lamnek spricht die gleiche Empfehlung aus (vgl. Lamnek, a.a.O., S. 24).  
7  Für die Expertenbefragung wurde, obwohl die Arbeit der Brüsseler Regionalkorrespondenten bereits erforscht ist, 
ein Interview mit Detlef Drewes geführt, da er für besonders viele Regionalzeitungen berichtet. Neben ihm wurden 
Steffen Schulz, Pressesprecher der Vertretung der EU-Kommission in Bonn, und Uwe Roth, Fachautor und Journalist 
mit dem Schwerpunkt „Europa im Lokalen“ ausgewählt. Früher als „Quick-and-dirty“-Methode angesehen, ist das 
Telefoninterview inzwischen zu einer weit verbreiteten und beliebten Befragungstechnik v.a. in der Umfragefor-
schung avanciert. Zudem wurden im Rahmen der vorliegenden Leitfadeninterviews ausschließlich offene Fragen 
gestellt, eine visuelle Präsentation bspw. von differenzierten Antwortkategorien oder anderen Hilfsmitteln war dem-
nach nicht erforderlich (vgl. Diekmann, Andreas: Empirische Sozialforschung. Grundlagen, Methoden, Anwendun-
gen. Reinbek 1998, S. 429 f.). 
8 Lamnek, a.a.O., S. 26 f. 
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2 Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 
2.1 Kommunikations- und politikwissenschaftliche Grundbegriffe 
2.1.1 Redaktions- und Nachrichtenforschung  
Zu den nötigen theoretischen Grundlagen, die gelegt werden müssen, gehören die kommu-
nikationswissenschaftliche Redaktions- und Nachrichtenforschung. Da die hier eingesetzten 
empirischen Methoden in der Tradition dieser Forschungsgebiete stehen, soll ein kurzer 
Überblick gegeben werden. Gemäß der Redaktionsforschung sollen mit der vorliegenden 
Studie Verhaltensweisen, Kommunikationsbeziehungen sowie Einstellungen und Meinun-
gen transparent gemacht werden, die in Bezug zur eigenen Fragestellung stehen. Das Inte-
resse gilt auch der Nachrichtenauswahl, die auf der Grundlage von Nachrichtenkriterien 
geschieht.   
2.1.1.1 Einordnung in die Redaktionsforschung  
Erstmals analysierte Warren Breed 1955 in seiner Studie „Social Control in the Newsroom“ 
Kontroll- und Sozialisationsmechanismen in einer Zeitungsredaktion.9 Diese Untersuchung 
wird als Beginn der empirischen Redaktionsforschung betrachtet.10 Die organisationssozio-
logische Redaktionsforschung in Deutschland begann 1969 mit der systemtheoretischen 
Arbeit von Manfred Rühl „Die Zeitungsredaktion als organisiertes soziales System.“11 Pi-
lotcharakter wird auch der Arbeit von Ilse Dygutsch-Lorenz zugeschrieben (1971), die die 
bayerische Rundfunkanstalt beobachtete und untersuchte.12 Klassische Arbeitsmethoden 
der Redaktionsforschung sowie der Gatekeeperforschung sind die – auch in der vorliegen-
den Arbeit angewandten Methoden – teilnehmende Beobachtung und Befragung.13 Nicht 
der Redakteur als handelndes Subjekt steht in der Redaktionsforschung im Zentrum der 
Fragestellung, sondern Redaktionen als „Organisationseinheit“, von Rühl definiert als 
„formalisierte Interaktions- und Kommunikationssysteme eigener Typik, die eigene Prob-
                                            
9 Vgl. Breed, Warren: Social control in the newsroom: A functional analysis. Deutsch übersetzt in: Aufermann, 
Jörg/Bohrmann, Hans/Sülzer, Rolf: Gesellschaftliche Kommunikation und Information. Forschungsrichtungen und 
Problemstellungen. Frankfurt am Main 1973, S. 356-378.    
10 Vgl. Esser, a.a.O, S. 34 f.  
11 Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O. S. 22. Vgl. auch Esser, a.a.O., S. 36. Beide beziehen sich auf Rühl, Manfred 
(1969): Die Zeitungsredaktion als organisiertes soziales System. Bielefeld 1969.  
12 Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 22. Sie nehmen Bezug auf: Dygutsch-Lorenz, Ilse: Die Rundfunkredaktion als 
Organisationsproblem. Ausgewählte Organisationseinheiten in Beschreibung und Analyse. Düsseldorf 1971. 
13 Vgl. ebd., S. 25.  
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leme stellen und diese mit eigenen Strukturen im Wechselspiel mit der sozialen Umwelt zu 
lösen versuchen.“14  
In der Redaktionsforschung ist das journalistische Produkt ein Gesamtergebnis komplexer 
Entscheidungsprozesse, zu denen neben Recherchieren, Redigieren und Schreiben alle an-
deren Kommunikations- und Handlungsprozesse zählen.15 Aus theoretischer Perspektive 
werden Faktoren herausgearbeitet, die die Arbeit von Journalisten beeinflussen.16 Dies soll 
auch in dieser Arbeit geschehen. An dieser Stelle überschneiden sich Redaktions- und 
Gatekeeperforschung, die v. a. nach Einflussfaktoren auf die Nachrichtenauswahl fragt (s. 
u.).  
Ziel der Redaktionsforschung ist es aus praktischer Perspektive, redaktionelle Strukturen, 
Kommunikationsprozesse, Arbeitsbedingungen und -abläufe außerhalb und innerhalb der 
Redaktion analysierend darzustellen und Tätigkeitsprofile zu erstellen.17 Dies umfasst auch 
routinisierte Entscheidungsprogramme.18 In Bezugnahme auf bisherige Forschungsergeb-
nisse schließt Frank Esser in seiner vergleichenden Studie über englische und deutsche Re-
daktionsabläufe, dass Routinen die einzige Möglichkeit für Journalisten sind, die tägliche 
Informationsflut zu bewältigen. Das Ziel der Organisation ist die Versorgung des Publi-
kums mit zufrieden stellender Information. Erst festgelegte Abläufe und Regeln erlauben 
die Realisierung dieses Ziels.19 Rühl bezeichnet solche Routinen als „Konditionalprogram-
me“, die das Verhalten in der Redaktion programmieren. Wenn bestimmte Ursachen auftre-
ten, reagiert die Redaktion nach bestimmten und bewährten Mustern, die verfestigt und 
quasi unbewusst als Entscheidungsprogramme festgelegt sind.20 Rühls Theorie des „organi-
satorischen Journalismus“, in dem die Subjektivität des einzelnen Journalisten nahezu keine 
Rolle mehr spielt, wurde allerdings wegen ihrer radikalen Unpersönlichkeit wiederholt kri-
tisiert und relativiert. Das Erkenntnisinteresse der heutigen Redaktionsforschung gilt des-
halb institutionell-redaktionellen sowie individuellen Einflussfaktoren.21  
2.1.1.2 Einordnung in die Nachrichtenforschung 
Bei der Frage der Nachrichtenauswahl wird zwischen der Gatekeeper-Forschung, der Nach-
richtenwert-Theorie und der „News Bias“- Forschung unterschieden.22 Während die Gate-
                                            
14 Rühl 1989, a.a.O., S. 257. Vgl. auch Esser, a.a.O., S. 33 f. und  Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 22. 
15 Vgl. Rühl 1989, a.a.O., S. 259 ff.   
16 Vgl. ebd., a.a.O., S. 18.  
17 Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 22 f. Vgl. Esser, a.a.O., S. 18. 
18 Vgl. Rühl 1969, a.a.O., S. 190.  
19 Vgl. Esser, a.a.O., S. 34 f. 
20 Vgl. Rühl 1969, a.a.O., S. 69 u. 176 f. 
21 Vgl. Esser, a.a.O., S. 36.  
22 Vgl. Staab, Joachim Friedrich: Nachrichtenwerttheorie. Formale Struktur und empirischer Gehalt. Freiburg 1990, 
S. 11. Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 21 ff.  
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keeper-Forschung den Fokus auf den einzelnen Redakteur als maßgebliche Größe bei der 
Nachrichtenauswahl richtet, behandelt die Nachrichtenwerttheorie die Problematik der 
Nachrichtenselektion von ihrem Ergebnis her.23 Die „News-Bias“-Forschung hat politisch-
ideologische Einflüsse im Blick, die durch den Redakteur in den Nachrichtenfluss gelangen. 
Sie findet aufgrund ihrer speziellen Ausrichtung keine gesonderte Berücksichtigung. 24  
Im Unterschied zur Redaktionsforschung richtet sich in der Gatekeeper-Forschung die Fra-
gestellung nicht auf die Redaktion als Ganzes, sondern auf den einzelnen Redakteur.25 In 
der frühen, von dem Amerikaner David Manning White begonnenen Gatekeeper-
Forschung (1950) stand die individuelle Nachrichtenauswahlentscheidung des Redakteurs 
im Vordergrund. White analysierte die Nachrichtenauswahl eines Redakteurs einer ameri-
kanischen Zeitung und kam zu dem Schluss, dass die Selektion v. a. durch die individuellen 
Orientierungen des Journalisten bestimmt wird. Der Redakteur beeinflusst demnach als 
„Gatekeeper“ (Schleusenwärter), stark, welche Informationen veröffentlicht werden.26  
Dieser frühe individualistische Forschungsansatz wurde überarbeitet und schließlich zu-
rückgewiesen. In der heutigen Gatekeeper-Forschung herrscht die Einsicht vor, dass der 
einzelne Journalist institutionellen Faktoren und Zwängen unterworfen ist27 und die Selek-
tionsentscheidung weitgehend als passiver Informationsvermittler vollzieht.28 „Es hat sich 
herausgestellt, daß die meisten Gatekeeper lediglich Durchlassstellen besetzen“29, stellt 
Gertrude Robinson in ihrer Rückschau auf 25 Jahre Gatekeeper-Forschung fest. Organisato-
rische und soziale Einflüsse, nach denen auch die Redaktionsforschung fragt, gelten als 
bedeutendere Einflussfaktoren auf den Selektionsprozess als individuelle Gesichtspunkte 
und Orientierungen wie etwa politische Einstellungen.30 „Die Medien ändern ihr Verhalten 
aufgrund wechselnder, organisatorischer oder technischer Bedingungen in den Redaktio-
nen“31, resümiert Staab.  
Robinson entwickelte ein kybernetisches Modell, wonach Journalisten in ein Organisations-
system eingebunden sind, das sich über einen permanenten Kommunikationsfluss selbst 
reguliert. Permanenter Nachrichtenausstoß determiniert das Geschehen und zwingt die Re-
daktion quasi zur Selektion. Die Redaktion wird als „Nachrichtenbürokratie“ begriffen, die 
                                            
23 Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 26 f. Vgl. Schulz, Winfried (1990): Die Konstruktion von Realität in den 
Nachrichtenmedien. Freiburg 1990, S. 31 ff.  
24 Vgl. ebd.  
25 Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 25.  
26 Vgl. Esser, a.a.O., S. 33. Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 25.  
27 Vgl. Zschunke, a.a.O., S. 125. Vgl. auch Robinson, Gertrude Roch: Fünfundzwanzig Jahre „Gatekeeper“-
Forschung. Eine kritische Rückschau und Bewertung. In: Aufermann et al. (Hrsg.), a.a.O., S. 353.  
28 Vgl. Staab, a.a.O., S. 203.  
29 Robinson, a.a.O., S. 355.  
30 Vgl. Höhne, Hansjoachim: Report über Nachrichtenagenturen. Neue Medien geben neue Impulse. Baden Baden 
1984, S. 38. Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O, S. 201.  
31 Staab, a.a.O, S. 89.  
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durch einen komplexen Prozess von Feedback- und Interaktionsmechanismen bestimmt 
ist.32 Deutlich wird die Parallele zur Redaktionsforschung nach Rühl. Im Lichte von Robin-
sons Betrachtungsweise gehört der starke Einfluss von Informanten und Quellen auf die 
Nachrichtenauswahl zu den wichtigen Ergebnissen der Gatekeeper-Forschung.33 Auch Kol-
legen und Vorgesetze sind bedeutende Einflussfaktoren auf den Selektionsprozess.34  
Klassifizierungen von Einflussfaktoren auf den Journalismus liefern mehrere Autoren.35 
Frank Esser unterscheidet vier Einflusssphären mit dazugehörigen Einzelfaktoren, die auf 
das Selbstverständnis und das berufliche Handeln des Journalisten wirken und zugleich die 
Einordnung der Analyseebene der vorliegenden Arbeit möglich machen.36 Abbildung 1 
verdeutlicht die verschiedenen Einflusssphären des journalistischen Handelns, denen die 
Ergebnisse der eigenen Studie abschließend zugeordnet werden.   
 
Abbildung 1:  Einflusssphären des journalistischen Handelns  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                              Quelle: nach Esser, a.a.O., S. 27. 
 
Die Gesellschaftssphäre umfasst Faktoren wie Geschichte, Freiheit und Selbstverständnis 
der Presse, journalistische Tradition und Objektivitätsbegriffe, soziale Werte und die politi-
sche Kultur. Die Medienstruktursphäre beinhaltet Einflussgrößen wie die Bedingungen des 
Medienmarktes, Presserecht, Presseselbstkontrolle und berufsethische Grundsätze, den Ein-
fluss von Fachverbänden und Gewerkschaften sowie das System der Journalistenausbil-
dung. Die Institutionssphäre auf der Organisationsebene beinhaltet Berufsbilder und Tätig-
keitsprofile, Organisationsstruktur und Kompetenzverteilung in Redaktion und Verlag, Re-
                                            
32 Vgl. Robinson, a.a.O., S. 344 ff. und 353 ff.   
33 Vgl. ebd., S. 348.   
34 Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O, S. 26. Vgl. Hafez, Kai: Die politische Dimension der Auslandsberichterstattung. 
Band 1. Baden-Baden 2002, S. 108.  
35 Vgl. Donsbach, a.a.O., S. 110-118. Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O, S. 197 f. Vgl. Hafez, a.a.O., S. 89 f. 
36 Esser, a.a.O., S. 27.  
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daktionsarbeitsabläufe, redaktionelle Kontrolle, Sozialisationsmechanismen sowie die Re-
daktionstechnologie. Die Subjektsphäre betrifft auf der Individualebene subjektive Werte 
und politische Einstellungen, Berufsmotive, Rollenselbstverständnis, den Grad der Profes-
sionalisierung und soziodemographische Merkmale.37 Weitere Faktoren, die der Instituti-
onssphäre zugeschrieben werden können, sind Personal-, Zeit- und Platzvorgaben für die 
Produktion sowie Menge und Vielfalt des Nachrichtenaufkommens.38 Einflussgrößen der 
redaktionellen Umwelt sind in der Auslandsberichterstattung zudem Informationsgeber der 
Öffentlichkeitsarbeit, die Heimatredaktion und andere Medien, denen eine Meinungsführer-
schaft zukommt.39  
2.1.2 Nachrichtenwerttheorie und Nachrichtenrealität 
In der Nachrichtenwertforschung wird unter Anwendung von Inhaltsanalysen untersucht, 
nach welchen Kriterien Nachrichten ausgewählt werden. Diese Kriterien sind in der For-
schung als Nachrichtenfaktoren40 bekannt. Ob und wie viel über ein Ereignis berichtet wird 
und wie prominent es platziert wird, entscheidet der sich aus Einzelfaktoren konstituierende 
Nachrichtenwert eines Ereignisses. 41 „Die Nachrichtenfaktoren beeinflussen Berichtsinten-
sität, thematische Struktur, Aufmachung und z.T. auch die vermittelten Deutungsmuster.“42 
Bekannt wurde die Theorie in Europa Mitte der 60er Jahre durch die Arbeiten von Östgaard 
und besonders von Galtung und Ruge, die zwölf Nachrichtenfaktoren herausarbeiteten. 
Diese wurden von Schulz (erstmals 1976), Staab (1990) und Kepplinger (1989) weiterent-
wickelt.43 Die Studien zeigen, dass Nachrichtenfaktoren tatsächlich großen Einfluss auf die 
Nachrichtengebung der Medien haben.44  
Die Nachrichtenfaktor-Debatte ist aber nicht frei von Widersprüchen: In der Nachrichten-
forschung herrscht Uneinigkeit über die zentrale Frage nach dem Wesen medialer Realität, 
die wegen ihrer grundlegenden Bedeutung hier zumindest angerissen werden muss. In der 
frühen Forschung wurde davon ausgegangen, dass die Nachrichtenfaktoren den Ereignissen 
immanent, also natürliche Merkmale der Realität sind. Journalisten folgen demnach mit 
ihrer Selektion den natürlichen Gesetzen der Wirklichkeit.45 Schulz nahm einen Wechsel 
der Betrachtungsperspektive vor. Er bestimmt Nachrichtenfaktoren als „journalistische Hy-
                                            
37 Vgl. Esser, a.a.O., 21-27. 
38 Vgl. Schulz, Winfried: Nachricht. In: Noelle-Neumann et al. (Hrsg.), a.a.O., S. 354. 
39 Vgl. Donsbach, a.a.O., S. 110, vgl. Hafez, a.a.O., S. 89.  
40 Im Laufe der Arbeit wird immer wieder auf diese Faktoren eingegangen. 
41 Vgl. Ragaly, Sandor: Der Einfluß der Medien in der Umweltpolitik aus Sicht der Nachrichtenwerttheorie. In: 
Koch-Baumgarten, Sigrid/Mez, Lutz (2007 a, Hrsg.): Medien und Policy. Neue Machtkonstellationen in ausgewähl-
ten Politikfeldern. Frankfur am Main 2007, S. 70 f. Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 26 f.  
42 Ragaly, a.a.O., S. 72.  
43 Vgl. Schulz 2002, a.a.O., S. 355 f. Vgl. Wilke/Rosenberger S. 27 f. sowie Staab, a.a.O., S. 203 f.  
44 Vgl. Staab, a.a.O., S. 206. Vgl. Ragaly, a.a.O., S. 73. 
45 Vgl. Schulz 1990, a.a.O., S. 25-29. Vgl. Staab, a.a.O., S. 204. 
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pothesen über die Realität.“46 Journalisten wählen Nachrichten nach Gesetzmäßigkeiten 
aus, die sie selbst konstruieren. „Je mehr eine Meldung dem entspricht, was Journalisten für 
Realität halten, desto größer ist ihr Nachrichtenwert.“47 Nach Hafez ist der Konstruktivis-
mus von Schulz für die deutsche Nachrichtenwertforschung zum bedeutendsten Maßstab 
geworden.48   
Welche Nachrichtenfaktoren gibt es nun im Einzelnen? Schulz benennt 18 Faktoren.49 Dies 
sind Dauer (Zeitspanne eines Geschehens) und Thematisierung (Etablierung eines Gesche-
hens) in der Dimension Zeit, räumliche-, politische- und kulturelle Nähe sowie Relevanz  
(im Sinne von Betroffenheit) in der Dimension Nähe, regionale und nationale Zentralität 
(jeweils für nationales und internationales Geschehen) sowie persönlicher Einfluss (politik-
bezogen) und Prominenz (unpolitisches Geschehen) in der Dimension Status, Überra-
schung und Struktur (Komplexität und Überschaubarkeit) in der Dimension Dynamik, Kon-
flikt, Kriminalität, Schaden und Erfolg (im Sinn von Fortschritt) in der Dimension Valenz 
und Personalisierung und Ethnozentrismus (Bezug auf die eigene Bevölkerung) in der Di-
mension Identifikation.50 Roose, der Lokalzeitungen in Grenznähe auf ihren Europagehalt 
hin untersuchte, erhärtet den Begriff der Relevanz: „Relevanz entsteht aus Betroffenheit, 
aus den (potenziellen) Folgen von Ereignissen auf die unmittelbare Lebenswelt des einzel-
nen. Erst wenn es Bezüge, wenn es Verflechtungen und Austauschbeziehungen gibt, ist 
eine solche Betroffenheit wahrscheinlich.“51 
Welche Faktoren wirken nun besonders in der EU-Berichterstattung? Zunächst bedarf es 
einer näheren begrifflichen Verortung: Obwohl die EU-Berichterstattung starke innenpoliti-
sche Züge52 hat und insgesamt eine Hybridkategorie darstellt, die In- und Auslandsbericht-
erstattung vereint, wird sie von Redaktionen zumeist als Auslandsberichterstattung angese-
hen und auf den entsprechenden Seiten im Blatt präsentiert.53 Gewisse Nachrichtenfaktoren 
tun sich in der Auslandsberichterstattung besonders hervor: Sie ist zunächst durch ihre 
Zentrierung auf Politik und die Fixierung auf Entscheidungseliten gekennzeichnet. Folge 
                                            
46 Schulz 1990, a.a.O., S. 30.  
47 Ebd.  
48 Vgl. Hafez, a.a.O., S. 15.  
49 Auf andere Entwürfe wird hier nicht näher eingegangen. Vgl. exemplarisch Staab, a.a.O., S. 116.  
50 Schulz 1990, a.a.O., S. 32 ff. Vgl. zu den einzelnen Beschreibungen Staab, a.a.O., S. 82 f. 
51 Roose, Jochen: Europäisierte Regionalberichterstattung? Europäische Integration und die Bedeutung von Staats-
grenzen für die Zeitungsberichterstattung. Freie Universität Berlin. Berliner Studien zur Soziologie Europas Nr. 4, 
Januar 2006, S. 8.  
52 Vgl. Gerhards, Jürgen (1993): Westeuropäische Integration und die Schwierigkeiten der Entstehung einer europäi-
schen Öffentlichkeit. In: Zeitschrift für Soziologie 2/1993, S. 105. Vgl. Nandelstädt, Katrin: Europäische Öffentlich-
keit und die Bedingungen journalistischer Produktion aus Brüssel. Eine Piloterhebung. In: Kopper, Gerd G. (2001 a, 
Hrsg.): Europa als Herausforderung. Zur Modernisierung und Qualifizierung journalistischer Ausbildung durch euro-
päische Programme und Forschung. Berlin 2001, S. 236. 
53 Vgl. Huber, Claudia Kristine: Black Box Brüssel. Journalismus zwischen Affirmation und Kontrolle. Mainz 2007, 
S. 21. 
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der Konzentration auf politische Eliten ist eine starke Personalisierung. Soziale und kultu-
relle Gruppen, politische Parteien und die Bevölkerung werden vernachlässigt. Ein weiterer 
Kritikpunkt ist die Vernachlässigung von Zusammenhängen und Hintergründen, die Hafez 
als „Dekontextualisierung“ bezeichnet. Der Kommunikationswissenschaftler führt die Kon-
textdefizite auf Raum-, Zeit- und Relevanzvorgaben der Medienunternehmen, die inhaltli-
che Steuerung der Berichterstattung durch Öffentlichkeitsarbeit sowie mangelndes Wissen 
der Journalisten zurück. 54 Besonders deutlich tritt in der Auslandsberichterstattung die me-
diale Fixierung auf die eigene geographischen Herkunft hervor.55 Regionalismus und Eth-
nozentrismus  bescheiningte die UNESCO-Studie “World of the News“ der internationalen 
Berichterstattung.56 Schulz fand entsprechend heraus, dass das wichtigste Kriterium in der 
Auslandsberichterstattung der Faktor Nähe in Gestalt des Deutschlandsbezuges ist. Wirt-
schaftsmacht wird auch zu einem bedeutenden Selektionskriterium: Die mediale Aufmerk-
samkeit richtet sich v.a. auf Westeuropa und Amerika. Finanzkräftige Länder wie die USA, 
Frankreich, Deutschland und Großbritannien finden die meiste Beachtung.57 Nicht zuletzt 
Schulz‟ Analysen der Auslandsberichterstattung von zehn deutschen Fernseh- und Rund-
funksendern sowie Tageszeitungen geben einen Überblick über die Eigenschaften der Kor-
respondenz: Demnach kommen besonders die Nachrichtenfaktoren Thematisierung (Etab-
lierung eines Themas), persönlicher Einfluss (Präsenz bekannter Politiker), Struktur (Kom-
plexität und Überschaubarkeit), Relevanz (im Sinne von Betroffenheit), Nähe zu Deutsch-
land bzw. Ethnozentrismus (Bezug auf eigene Bevölkerung) sowie politischer Erfolg in der 
Auslandsberichterstattung zum tragen.58 
2.1.3 Das Demokratie- und Öffentlichkeitsdefizit der EU 
Die europäische Integration ist in den vergangenen Jahren beträchtlich vorangeschritten. 
Die Verfassungsdebatte und der daraus resultierende Vertrag von Lissabon waren der 
Höhepunkt einer Serie von Reformschritten innerhalb weniger Jahre: Auf das Inkrafttreten 
des Vertrag von Amsterdam 1999 folgte 2003 der Vertrag von Nizza und schließlich der 
2007 unterzeichnete Vertrag von Lissabon, dessen Ratifizierung noch aussteht. Im Zuge 
dieser grundlegenden Fortentwicklung der EU-Strukturen nahm auch der Einfluss der Uni-
on auf die Politik der Mitgliedstaaten weiter zu.59 Mittlerweile gehen 84 Prozent aller Ge-
                                            
54 Vgl. Hafez, a.a.O., S. 63 ff. u. 67  
55 Vgl. ebd, S. 58. 
56 Vgl. Sreberny-Mohammadi, Annabelle: The World of the News Study. In: Journal of Communication, Winter 
1984, S. 124.  
57 Vgl. Schulz 1990, a.a.O., S. 116 u. S. 283 ff. Vgl. zur Wirtschaftsmacht Höhne, a.a.O., S. 137. 
58 Vgl. Schulz 1990, a.a.O., S. 83 ff. Zum Faktor Ethnozentrismus vgl. ebd., S. 105.  
59 Vgl. Kleinsteuber, Hans J. (2008): Europäische Öffentlichkeit und europäische Auslandssender. In: Aus Politik 
und Zeitgeschichte 11/2008, S. 20. 
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setze, Verordnungen und Vorschriften, die in Deutschland rechtliche Wirkung entfalten, auf 
Vorgaben aus Brüssel zurück.60 Gerade in stark vergemeinschafteten Politikfeldern wie der 
Wettbewerbs-, Finanz-, Agrar-, Fischerei- und Umweltpolitik ist der Einfluss der EU be-
sonders groß.  
Traditionelle Fragen politischer Legitimation lassen sich im EU-Kontext auch vor dem Hin-
tergrund dieser starken Europäisierung deshalb kaum mehr ignorieren. Dies wurde bereits 
Anfang der 90er Jahre deutlich, als der bis dahin existierende „permissive Konsens“61 der 
Bevölkerung gegenüber der Gemeinschaft im Zuge der Verabschiedung des Maastricht-
Vertrages aufgebrochen wurde. Weil mit einem Mal deutlich war, welchen Einfluss die 
Union mit dem neuen Regelwerk auf die nationale Politik haben würde, schlug die still-
schweigende, von Skepsis gekennzeichnete öffentliche Nichtbeachtung der EU 1992 rasch 
in laute Ablehnung um. In Frankreich stimmte nur eine knappe Mehrheit dem Werk zu, die 
Dänen lehnten ab. Dennoch konnte der Maastrichter Vertrag – nach erneuter Vorlage in 
Dänemark – schließlich ratifiziert werden.62 Was damals gut ging, misslang im Frühjahr 
2005: Die gescheiterten Referenden in den Niederlanden und Frankreich über den Verfas-
sungsentwurf drückten einmal mehr das Misstrauen gegenüber der EU aus. „Aufstand ge-
gen Europa. Die Diktatur der Bürokraten“63, titelte der Spiegel.  
Auch hieran wird deutlich, dass sich 50 Jahren nach Gründung der EWG Fragen nach der 
demokratischen Legitimation und der öffentlichen Akzeptanz der EU in bisher ungekannter 
Dringlichkeit stellen.64 Für Weidenfeld/Giering müssen, v. a. ob des gestiegenen Kompe-
tenzzuwachses der EU, „die Anforderungen an die Demokratie in Europa auf den Prüfstand 
gestellt und mit neuer Qualität versehen werden.“65 Allein mit einer „politisch-moralischen 
Dignität“66 lässt sich das Projekt EU aufgrund seiner demokratischen Defizite nicht mehr 
rechtfertigen, erklärt Kielmannsegg. Denn: „Brüssel bleibt für viele Bürger ein ferner Ort 
ohne Bezug zu ihrem Leben, ein Raumschiff im eigenen Orbit, das Lichtjahre entfernt von 
Deutschland seine Runden dreht.“67  
                                            
60 Vgl. Horn, Karen: „84 Prozent der Gesetze kommen aus Brüssel“. Fragen an Lüder Gerken, Centrum für Europäi-
sche Politik. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 24.4.2007, S. 10. 
61 Gemeint ist damit die „stillschweigende, nicht explizite oder gar enthusiastische Zustimmung zu Europa.“ (Bött-
cher, Winfried/ Krawczynski, Johanna: Subsidiarität für Europa. Münster 2002, S. 53.) 
62 Vgl. Weidenfeld, Werner (2004 a): Europa – aber wo liegt es? In: ders. (2004 b, Hrsg.): Die Europäische Union. 
Politisches System und Politikbereiche. Bonn 2004, S. 36.  
63 Der Spiegel: Aufstand gegen Europa. Die Diktatur der Bürokraten. In: Spiegel 23/2005, Titelblatt. 
64 Vgl. Meyer, Christoph (2004): „Brüssel hat entschieden, dass…“ Über die Schwierigkeiten der politischen Ver-
antwortlichkeit des EU-Ministerrates durch Medienöffentlichkeit. In: Hagen, Lutz (2004 a, Hrsg.): Europäische Uni-
on und mediale Öffentlichkeit. Theoretische Perspektiven und empirische Befunde zur Rolle der Medien im europäi-
schen Einigungsprozess. Köln 2004, S. 131.   
65 Vgl. Weidenfeld, Werner/Giering, Claus: Die Zukunft Europas. In: Weidenfeld 2004 b, a.a.O., S. 634. 
66 Kielmansegg, Peter Graf (1996): Integration und Demokratie. In: Jachtenfuchs, Markus/Kohler-Koch, Beate 
(1996, Hrsg.): Europäische Integration. Opladen 1996, S. 47. 
67 Schäfer 2007, a.a.O. 
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Die Zustimmungswerte zur EU unterstützen diese Annahmen. Die Eurobarometer-Umfrage 
für das Frühjahr 2008 gibt hierfür eindeutige Hinweise: Dass die eigene Stimme in der Eu-
ropäischen Union zählt, glaubt in Deutschland nur jeder Dritte (34 Prozent), EU-weit gilt 
dies nur für 31 Prozent der Befragten. Fast dreiviertel der Deutschen sowie 54 Prozent der 
Europäer glauben nicht, dass die europäischen Institutionen transparent sind. Gleichzeitig 
halten 85 Prozent der befragten Deutschen und 84 Prozent der befragten Europäer eine sol-
che Transparenz für wichtig. Die Umfrage zeigt auch, dass nur noch 60 Prozent der Deut-
schen und 52 Prozent der Europäer die Mitgliedschaft ihres Landes in der EU für eine gute 
Sache halten. Das bedeutet Rückgänge gegenüber der Herbstumfrage aus 2007 von sieben 
bzw. sechs Prozentpunkten. Nur eine knappe Mehrheit der Befragten in Deutschland (55 
Prozent) und in Europa (54 Prozent) sind der Meinung, dass ihr Land von der Mitglied-
schaft in der Europäischen Union profitiert hat. Auch diese Werte gingen zurück.68 Der 
Meinungsforscher und Europaabgeordnete (MdEP) Helmut Kuhne konstatierte bereits 
2006: „Die Skepsis gegenüber der EU hat stark zugenommen. Und neuerdings wird aktiv 
Stimmung gegen die EU gemacht.“69 Selbst die Menschen in den Beitrittsstaaten haben ihre 
Europaeuphorie schnell verloren, wie etwa Studien der Politologin Manuela Glaab zeigen.70 
Diese kurz skizzierte politische Entwicklung ist Grundlage für die wissenschaftliche Be-
trachtung des Komplexes europäische Öffentlichkeit. Denn grundlegend für die theoreti-
sche Fragestellung nach deren Beschaffenheit ist auch die Betrachtung der aktuellen politi-
schen Verhältnisse in der EU sowie deren demokratischer Ausgestaltung, die nach wie vor 
Defizite aufweist. Deutlich wird in der Debatte, dass die erhärtete These vom Demokratie-
defizit der EU in enger Verbindung zu einem Öffentlichkeitsdefizit steht.71 Öffentlichkeit 
ist nach Risse die „zentrale Vermittlungsinstanz zwischen Staat und Gesellschaft in der 
Demokratie.“72 Doch was ist unter dem EU-Demokratiedefizit zu verstehen? Und welche 
Rolle nimmt darin die politische Öffentlichkeit ein? Wichtig für die Beschreibung des De-
                                            
68 Europäische Kommission (2008 a): Eurobarometer 69. Nationaler Bericht für Deutschland. Brüssel 2008, S. 2 und 
21 ff. URL: http://ec.europa.eu/deutschland/pdf/eurobarometer_69_-_nationaler_bericht_deutschland.pdf, 30.7.2008. 
69 Vgl. Schäfer, Torsten (2006 a): „Deutschland ist kein EU-freundliches Land". Interview mit Helmut Kuhne. Euro-
pa-digital, 11.4.2006. URL: http://www.europa-digital.de/aktuell/dossier/oeffentlichkeit/kuhne.shtml, 12.8.2008. 
70 Vgl. Schäfer, Torsten (2004 a): "Europaphorie ist Ernüchterung gewichen". Interview mit Dr. Manuela Glaab. 
Europa-digital 20.7.2004. URL: http://www.europa-digital.de/aktuell/dossier/erweiterung04/glaab.shtml, 18.3.2008. 
71 Vgl. Gerhards, Jürgen (2000 a): Europäisierung von Ökonomie und Politik und die Trägheit der Entstehung einer 
europäischen Öffentlichkeit. In: Bach, Maurizio (Hrsg.): Die Europäisierung nationaler Gesellschaften. Sonderheft 40 
der Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie. Wiesbaden 2000, S. 292. Vgl. auch ders. 1993, a.a.O., S. 
97 ff. Vgl. Meyer, Christoph (2002): Europäische Öffentlichkeit als Kontrollsphäre: die Europäische Kommission, 
die Medien und die politische Verantwortung. Berlin 2002, S. 39 ff. Vgl. Sievert, Holger: Europäischer Journalismus. 
Theorie und Empirie aktueller Medienkommunikation in der Europäischen Union. Opladen 1995, S. 17 ff. Vgl. 
Latzer, Michael/Saurwein, Florian: Europäisierung durch Medien. Ansätze und Erkenntnisse der Öffentlichkeitsfor-
schung. In: Langenbucher, Wolfgang/Latzer, Michael (Hrsg.): Europäische Öffentlichkeit und medialer Wandel. Eine 
transdisziplinäre Perspektive. Wiesbaden 2006, S. 10 f. 
72 Risse, Thomas: Zur Debatte um die (Nicht-) Existenz einer europäischen Öffentlichkeit. In: Berliner Debatte 
Initial, 5/6 2002, S. 15. 
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 25 
 
 
mokratiedefizits der EU ist zunächst ihre Betrachtung als staatsähnliches Gebilde mit ho-
hem politischen Output, das allgemeinverbindliche Entscheidungen trifft, die das Leben 
jedes Bürgers beeinflussen. Weiler et al. machen dies deutlich:  
"The output of European governance is like that of a state, even a super state, an endless stream of 
laws in increasingly varied areas of public and private life. (...) The structure and process of Euro-
pean governance, by contrast, is not at all, in many of its features, like that of a state. In particular it 
lacks many of the features we associate with democratic government."
73
 
Vor dieser Perspektive steht die Frage nach der Rückkoppelung des quasi-staatlichen Ent-
scheidungsproduzenten (EU) an die Entscheidungsbetroffenen (EU-Bürger) im Zentrum 
der Analyse des EU-Demokratiedefizits.74 Im Kern geht es dabei um politische Legitimität, 
die der Politologe Christoph Meyer als „Attribut eines politischen Systems, das es ihm er-
laubt, kollektiv bindende Entscheidungen ohne Anwendung von Gewalt zu treffen“75, be-
schreibt. 
Legitimationsdefizite sind die eine Komponente des EU-Demokratiedefizits. Abromeit zu-
folge kommt ein zweites Element hinzu, nämlich ein Mangel an direkten Partizipations-
möglichkeiten. Das Demokratiedefizit kann deshalb im doppelten Sinne als Legitimations- 
und Partizipationsdefizit aufgefasst werden.76 Das Partizipationsdefizit spiegelt die fehlende 
Kongruenz von Entscheidungsträgern und Entscheidungsbetroffenen wider: Die EU-Bürger 
sind Gesetzen unterworfen, an deren Zustandekommen sie kaum und wenn nur unzurei-
chend beteiligt werden77, wie noch anhand der Europawahlen und der Rolle des Europäi-
schen Parlaments (EP) verdeutlicht wird.  
Ein Stück weit theoretischer ist zunächst die Frage nach den Legitimationsdefiziten der EU. 
Zu beachten ist, dass Legitimation aus verschiedenen Quellen gewonnen werden kann. Un-
terschieden wird zwischen Input-Legitimation, bei der Legitimation durch Partizipation 
erreicht und nach Verfahren gefragt wird, mit denen Betroffene in Entscheidungsprozesse 
eingebunden werden, sowie Output-Legitimation, welche Legitimation als eine Frage von 
Leistung und Effizienz betrachtet. Wenn es in einem Entscheidungssystem also an demo-
kratischer Input-Legitimation fehlt, könnte diese theoretisch durch die Effektivitäts- bzw. 
Problemlösungsfähigkeit des Entscheidungssystems, die Output-Legitimation, ausgeglichen 
                                            
73 Weiler, Jospeh H.H./Haltern, Ulrich. R./Mayer/Franz. C.: European Democracy and Its Critique. In: West Euro-
pean Politics 3/1995, S. 4. Lange Zitate, die mehr als drei Zeilen einnehmen, werden der Lesefreundlichkeit halber 
als Block mit einem einzeiligem Zeilenabstand kursiv dargestellt. 
74 Vgl. Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 288 f. Vgl. zur Staatsähnlichkeit Beierwaltes, Andreas: Demokratie und Medien. 
Der Begriff der Öffentlichkeit und seine Bedeutung für die Demokratie in Europa. Baden-Baden 2000, S. 214. 
75 Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 40. 
76 Vgl. Abromeit, Heidrun: Wozu braucht man Demokratie? Die postnationale Herausforderung der Demokratiethe-
orie. Opladen 2002, S. 11 u. 15 f. 
77 Vgl. ebd., S 11. 
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oder zumindest gemildert werden.78 Im Falle der EU scheint dies jedoch problematisch, da 
die Handlungsfähigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten abgenommen hat, ohne dass die  
Fähigkeit zu gemeinsamem Handeln im Rahmen der EU in gleichem Maße gewachsen 
wäre, wie Kielmannsegg bemerkt.79 
Dies zeigt, dass sich die EU nicht allein durch die Politik, die sie betreibt, legitimieren kann, 
auch wenn dies das Anliegen der Exekutive widerspiegelt, die auf Output-Legitimität und 
wohlwollende Duldung der Bürger setzt.80 Nach Jachtenfuchs/Kohler-Koch sollte deshalb 
die Beschäftigung mit europäischem Regieren die Wissenschaft „(…) daran erinnern, dass 
es hier nicht nur um die Suche nach effizienten Institutionen geht, sondern auch um eine 
politisch legitimierte Ordnung.“81 Für Meyer scheint „der Integrationsfortschritt durch Kon-
fliktvermeidung, Technokratie und Entpolitisierung in mehrfacher Hinsicht an sein Ende 
gekommen zu sein.“82 Richter sieht als Ziel, „die Revision einer bloß auf wirtschaftliche 
Effizienz ausgerichteten politischen Regulierung durch die Bedürfnisse nach diskursiver 
Selbstgestaltung von Politik.“83 Ähnlich befindet Adam.84 
Die Output-Legitimität hat eine lange Tradition in der europäischen Integrationstheorie, auf 
die im Folgenden kurz eingegangen werden soll. Dem Output-Ansatz steht in Zusammen-
hang mit dem Integrationsansatz des Funktionalismus, den die Gründerstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) verfolgten, und bei dem die Weiterent-
wicklung der Union über politische Ergebnisse vorangetrieben wird. Weidenfeld definiert: 
„Der Funktionalismus geht davon aus, dass sich durch die Integration einzelner Sektoren 
und Politikfelder ein gewisser sachlogischer Druck zur Übertragung immer weiterer Funk-
tionen ergibt, bis sich schließlich eine umfassende Union erreichen lässt.“85  
Die Integrationstheorieforschung kennt die weiterentwickelte Form des Neofunktionalis-
mus. Nach diesem Modell sind es nicht nur reine Sachzwänge, die zu einer steten Steige-
rung des Integrationsgrades führen. Der Fokus wird verschoben auf die Interaktion der Ak-
teure: Verschiedenste politische Akteure – wie etwa die EU-Mitgliedstaaten – sorgen in 
Abstimmung mit den supranationalen Institutionen dafür, „daß deren Kompetenzen über 
                                            
78 Vgl. Abromeit, a.a.O., S. 11 u. 15 f. Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 131. 
79 Vgl. Kielmansegg, Peter Graf (2006): Integration und Demokratie. In: Jachtenfuchs, Markus/Kohler-Koch, Beate 
(2006 a, Hrsg.): Europäische Integration. Wiesbaden 2006, S. 51. 
80 Vgl. Meyer, Thomas: Die Identität Europas. Der EU eine Seele? Frankfurt/Main 2004, S. 43. Vgl. Kohler-Koch, 
Beate (2000): Regieren in der Europäischen Union. Auf der Suche nach demokratischer Legitimität. In: Aus Politik 
und Zeitgeschichte 6/2000, S. 31. Vgl. Kielmansegg 2006, a.a.O., S. 52. Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 131. 
Vgl. Adam, Silke: Symbolische Netzwerke in Europa. Der Einfluss der nationalen Ebene auf europäische Öffentlich-
keit. Deutschland und Frankreich im Vergleich. Köln 2007, S. 18. 
81 Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 b, a.a.O., S. 42. 
82 Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 131. 
83 Richter, Emanuel: Das republikanische Europa. Aspekte einer nachholenden Zivilisierung. Opladen 1999, S. 17.  
84 Vgl. Adam, a.a.O., S. 18 f. 
85 Weidenfeld 2004 a, a.a.O., S. 25. 
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die unmittelbaren technischen Notwendigkeiten hinaus nach und nach erweitert werden.“86 
Ein weiteres Novum ist die Formulierung des Konzepts des „Spill-Overs“, mit dem die 
Logik einer stetig fortschreitenden Integration politikfeldspezifisch erklärt werden soll: Um 
den Erfolg in einem bereits integrierten Politikfeld auch weiterhin zu gewährleisten, ist eine 
tiefere Kooperation im Sinne von Integration auch in einem weiteren benachbarten Politik-
feld nötig. Ist hier ein Integrationserfolg erreicht, mit dem sich neue Ziele verbinden, so 
können diese wiederum nur erreicht werden, wenn in einem weiteren artverwandten Feld 
ebenfalls zusammengearbeitet wird.87 Ein Beispiel für diesen Prozess ist die EU-
Umweltpolitik, für die zunächst eine vertragliche Handlungsgrundlage fehlte, die aber unter 
Bezugnahme auf die Handelspolitik als neues Feld erschlossen wurde (näher Kap. 2.4.2).88  
Freilich kennt die Forschung zahlreiche andere integrationstheoretische Ansätze89, die aber 
nicht dem Verständniskontext der vorliegenden Arbeit zuzuordnen sind, da sie die Frage 
der demokratischen Legitimation der Europäischen Union – und damit die Frage nach eu-
ropäischer Öffentlichkeit – zumeist weniger stark in den Blick nehmen, weil sie, wie v. a. 
die intergouvernementalen Theorien, davon ausgehen, dass die Nationalstaaten die maßgeb-
lichen Akteure der EU sind und deshalb auch als ihre hauptsächlichen Legitimationsquellen 
fungieren.90 Insofern muss die EU nach diesem Verständnis nicht eine eigenständige Form 
der Legitimation herausbilden, da die Legitimation dadurch gewährleistet ist, dass die EU-
Verträge von demokratisch gewählten Regierungen geschlossen und in den nationalen Par-
lamenten überdies ratifiziert worden sind. Diese Form der indirekten Legitimation kann als 
Legitimationstransfer von der nationalstaatlichen auf die supranationale Ebene beschrieben 
werden.91 Gerhards übt Kritik an dieser Sichtweise. Er sieht das EU-Demokratiedefizit so-
gar darin begründet,  
„dass der Adressat von Herrschaftsbeschlüssen der EU nicht identisch ist mit dem ‚demos‟, der die 
Herrschaftspositionen ausgewählt hat. Der Europäische Rat als Versammlung  der Regierungschefs 
der Länder und der Rat der Europäischen Union bestehend aus den Fachministern der Länder sind 
nicht unmittelbar von einem europäischen Volk gewählt, sondern sind indirekt legitimiert über die 
nationalen Wahlen (...), während aber die Bürger unmittelbar den Beschlüssen des Rats und der 
Kommission unterworfen sind:“92 
Hix akzeptiert diesen Legitimationstransfer nicht, da nationalen Wahlen, in denen nationale 
                                            
86 Vgl. Rotte, Ralph: Zur Didaktik politikwissenschaftlicher Theorien der europäischen Integration. RWTH Aachen. 
Institut für Politische Wissenschaft. Discussion Paper 3/2003, S. 10. 
87 Vgl. ebd. Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 190.  
88 Vgl. Knill, Christoph (2005): Entwicklungen innerhalb der EU. In: Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.): 
Umweltpolitik. Informationen zur politischen Bildung. Bonn 2005, S. 62 f. 
89 Vgl. Rotte, a.a.O. 
90 Vgl. ebd., S. 4. 
91 Vgl. Popov, Emil: Der absterbende Nationalstaat und die europäische Integration. Aachen 2002, S. 100. Vgl. 
Gerhards 2000 a, S. 288 f. 
92 Gerhards 2000 a, S. 288 f.  
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Themen verhandelt und nationale Politiker gewählt wurden, keine Anbindung zur EU-
Ebene haben. 93  Popov sieht im Transfer ebenfalls eine Quelle des EU-Demokratiedefizits. 
Die indirekte Legitimation kritisiert er als unzureichend, „weil der Handlungsraum der EU 
weit über das Maß der üblichen zwischenstaatlichen Verträge hinausläuft.“94 Die EU müsse 
eine eigenständige Form der direkten Legitimation erhalten, was auch dem demokratietheo-
retischen Verständnis der vorliegenden Arbeit entspricht,95 der ein republikanisch geprägter 
Integrationsansatz zu Grunde liegt, wie ihn in unterschiedlichen Schattierungen etwa Rich-
ter und Abromeit96, aber auch Kielmansegg und Greven (s.o.) vertreten. Auch Böttcher97 
und Meyer98 argumentieren ähnlich. Treffend charakterisiert Rotte dieses Modell: „Die 
Frage nach dem Vorrang von Demokratie oder Effizienz als leitenden Vorstellungen euro-
päischer Integration und Legitimität wird entsprechend eindeutig zugunsten des Primats der 
demokratischen Politikgestaltung beantwortet.“99  
Wichtig ist aus der republikanischen Perspektive, dass Demokratie auch im EU-System 
„von unten“ (Bottom-Up-Ansatz) entstehen muss. Böttcher befindet:  
„Europa von oben – wie es bisher versucht wurde zu bauen – ist krisenanfällig. Umso mehr Mit-
glieder Europa aufnimmt, desto anfälliger wird es. Seine Chance hat es dann von unten, wenn es 
den Bedürfnissen der Menschen in Bildung, Kultur, Freiheit, sozialer Sicherheit entgegenkommt 
(…).“100 
Der Bürger ist nach dem republikanischen Demokratieverständnis Hauptbezugspunkt bei 
der Betrachtung  des politischen Systems. Auch deshalb muss sich die demokratische Legi-
timation im traditionellen Sinne v. a. aus Quellen wie Parlament, Zivilgesellschaft und Öf-
fentlichkeit speisen. Zu diesen Legitimationsquellen gehört ein europäisches politisches 
Bewusstseins im Sinne einer gemeinsamen politischen Identität (siehe näher Kap. 2.1.4).101 
Habermas stellt die Bedeutung von Öffentlichkeit für dieses Demokratieverständnis heraus, 
denn „nach republikanischer Auffassung bildet die politische Meinungs- und Willensbil-
                                            
93 Vgl. Hix, Simon: Parteien,Wahlen und Demokratie in der EU. In: Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 a (Hrsg.), 
a.a.O., S. 176. 
94 Ebd. 
95 Dies bedeutet nicht, dass automatisch Konzeptionen europäischer Öffentlichkeit geteilt werden, die von den ge-
nannten Autoren befürwortet werden. Gemeinsam wird befunden, dass Öffentlichkeit als Legitimationsquelle der 
EU-Demokratie hergestellt werden muss. 
96 Vgl. Rotte, a.a.O., S. 17. 
97 Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 88 f. 
98 Vgl. Meyer, Thomas, a.a.O., S. 40 ff.  
99 Rotte, a.a.O., S. 18. Auf eine ausführliche Detaildiskussion der verschiedenen Integrationstheorien wird an dieser 
Stelle verzichtet, da schlussendlich das Interesse der vorliegenden stark praxisorientierten Arbeit weniger darin be-
steht, den Theoriebestand der Integrationsforschung weiterzuentwickeln als vielmehr konkrete Antworten auf die 
journalistisch-politischen Problemstellungen im Kontext der europäischen Öffentlichkeitsforschung zu geben. 
100 Böttcher, Winfried (2008): Europa wird regional und föderal - oder es wird gar nicht sein. Deutsche Welle Onli-
ne, 21.7.2008. URL: http://www.dw-world.de/dw/article/0,,3466624,00.html, 21.4.2009. 
101 Vgl. Richter, a.a.O., S. 20 ff. Vgl. Meyer, Thomas 2004, a.a.O., S. 38 ff. u 61. Vgl. Adam, a.a.O., S. 353. Vgl. 
Kielmansegg 2006, a.a.O., S. 79. Vgl. zur Rolle von Öffentlichkeit und Medien in der Demokratie grundlegend 
Beierwaltes, Andreas, a.a.O., S. 203 ff.  
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dung der Bürger das Medium, über das sich die Gesellschaft als ein politisch verfasstes 
Ganzes konstituiert.“102  
Das republikanische Demokratieverständnis blickt v. a. mit dem Subsidiaritätsprinzip stark 
auf die regionalen Demokratiechancen (siehe folgendes Unterkapitel) und damit auch auf 
die Region als eigenständiger Raum innerhalb der europäischen Union. Diese dezentrale 
Auffassung trägt ebenfalls der Annahme Rechnung, dass sich auch das als „dynamisches 
Mehrebenensystem“ aufgefasste, neuartige Gebilde EU an bisher geltenden Demokratie-
maßstäben messen lassen muss.103 So befindet Greven, wenn er feststellt, dass es zum 
" normativ unkontroversen Bestand westlicher Demokratievorstellungen (…) gehört (Anm. d. V. ), 
daß solche politischen Urteile legitimitätsstiftend nur durch die Bürger und Bürgerinnen selbst im 
politischen Prozeß abgegeben werden könnten. Die Ersatzvornahme dieses politischen Urteils durch 
eine an Rationalitätsmaßstäben der ‚Problemlösung‟ orientierte Wissenschaft oder gar eine besser-
wisserische politisch-administrative Elite kann wohl kaum demokratische Legitimität beanspru-
chen".
104
 
Das nach diesem Verständnis vorherrschende Legitimationsdefizit der EU läst sich nicht 
nur im Rahmen der hier angerissenen und bereits diskutierten Frage der Input- und Output-
Legitimation diskutieren. Es lässt sich auch am Beispiel des 1979 eingerichteten EP veran-
schaulichen. Denn das EP ist bis heute, trotz mancher Aufwertung, eine im Vergleich zum 
Ministerrat schwache Institution geblieben, die nur bedingt mit herkömmlichen Parlamen-
ten im System der Wettbewerbsdemokratie vergleichbar ist.105 Hinzu kommt, dass in der 
Bevölkerung eine weitgehende Unklarheit darüber herrscht, welche Kompetenzen das Par-
lament besitzt und welche Rolle es im politischen Prozess der EU spielt.106 Zudem verfügt 
das EP auch über kein Initiativrecht zur Gesetzgebung, dass auf EU-Ebene der Kommission 
vorbehalten bleibt.107 
Erwähnt werden muss, dass sich die Kompetenzschwäche des Parlaments mit dem Vertrag 
von Lissabon mindert. Denn das bisherige Mitentscheidungsverfahren, bei dem Ministerrat 
und EP gleichberechtigte Gesetzgeber sind, wird im neuen Vertrag zum regulären Gesetz-
gebungsverfahren, das für rund 95 Prozent der EU-Rechtsvorschriften angewandt werden 
soll. Das EP würde also zum fast gleichberechtigten Gesetzesgeber neben dem Ministerrat. 
V. a. im bisher traditionell nationalstaatlich geprägten Entscheidungsbereich der EU-Innen- 
                                            
102 Vgl. Habermas, Jürgen (1992): Faktizität und Geltung. Beiträge zur Diskurstheorie des Rechts und des demokra-
tischen Rechtsstaats. Frankfurt am Main 1992, S. 360. 
103 Vgl. Kielmansegg 2006, a.a.O., S. 79.   
104 Greven, Michael: Mitgliedschaft, Grenzen und politischer Raum: Problemdiskussionen der Demokratisierung der 
Europäischen Union. In: Kohler-Koch, Beate (1998, Hrsg.): Regieren in entgrenzten Räumen, Politische Vierteljah-
resschrift, Sonderheft 29. Opladen 1998, S. 256. 
105 Vgl. Hix, a.a.O., S. 153. Vgl. Beierwaltes, a.a.O., S. 215.  
Vgl. Meyer, Christoph 2002 a.a.O., S. 46 u. 49. Vgl. Vgl. Nandelstädt, a.a.O., S. 227. Vgl. Unser, Günther/Fritzler, 
Marc: Die Europäische Union. Bonn 2001, S. 53.  
106 Vgl. Popov, a.a.O., S. 91.  
107 Vgl. Unser/Fritzler, a.a.O., S. 54. 
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 30 
 
 
und Justizpolitik hat das Parlament neue Recht hinzugewonnen. Zudem erhält das EP das 
Recht, den Kommissionspräsidenten zu wählen sowie die vollen Mitentscheidungsrechte 
im Haushaltsverfahren der EU.108 Auch die Einführung eines europäischen Bürgerreferen-
dums, das bei einer Millionen Stimmen durchgeführt werden kann, und den Ministerrat 
dann zwingt, sich mit einer Thematik zumindest zu beschäftigen, ist ein Fortschritt in Rich-
tung mehr Demokratie.109 Trotz dieser aus demokratietheoretischer Sicht positiven Ent-
wicklungen kann das Parlament auch nach der Ratifizierung des Lisabonner Vertrages noch 
nicht als gleichberechtigter Partner neben dem Ministerrat im EU-Gesetzgebungsprozess 
gelten, denn in wichtigen Bereichen wie der Außenpolitik erhält es weiterhin keine Mit-
spracherecht und die Initiativrechtslücke bleibt weiter bestehen.  
Grund für den Befund der zwar minimierten, aber dennoch fortdauernden Schwäche des 
Parlaments gibt auch der Verlauf seines Zustandekommens, denn die Europawahl kann ihr 
demokratiefunktionales Potenzial nicht entfalten: Sie wird zumeist von nationalen Themen 
dominiert, da es keine europäischen supranationalen Parteistrukturen gibt, innerhalb derer 
europäischer Themen wirksam kommuniziert werden könnten.110 Auch das Fehlen bekann-
ter Politiker ist Ursache dafür, dass der Europawahlkampf von nationalen Parteien für ihre 
Themen und Zwecke genutzt wird (vgl. hierzu Kap. 3.1.7). Die Wahlen stellen für Hix kei-
ne Entscheidungen über politische Alternativen oder die Ausübung von politischer Macht 
auf EU-Ebene dar. „Die europäischen Wähler können (…) weder über konkurrierende poli-
tische Programme für europäische Politik entscheiden noch eine europäische Exekutive 
abwählen.“111 Der Parteienforscher schlägt Reformen für eine „Wettbewerbsdemokratie auf 
europäischer Ebene“ vor, wonach starke europaweite Parteien im Wahlkampf um politische 
Alternativen und Ämter konkurrieren müssten. Dazu müssten die Einflussmöglichkeiten 
der Mitgliedstaaten auf Themen und Kandidaten beschnitten und die Rolle des EP in der 
Gesetzgebung gestärkt werden.112 
Doch nicht nur der Verlauf der Wahlen ist aus demokratietheoretischer Sicht problematisch. 
Auch die stetig sinkende Wahlbeteiligung wirft Fragen nach dem Stellenwert des Parla-
                                            
108 Vgl. Europäisches Parlament: Vertrag von Lissabon stärkt Demokratie und Rechte der Bürger. Pressemitteilung, 
14.12.2007. URL: http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+IM-
PRESS+20071213STO15246+0+DOC+XML+V0//DE, 20.4.2009. Vgl. Europäische Kommission (2008 b): Konso-
lidierte Fassung des Vertrages über die Europäische Union. In: Amtsblatt der Europäischen Union. Luxemburg, 9. 
5.2008, S. 22. 
109 Vgl. Europäische Kommission (2008 b), a.a.O., S. 21. 
110 Vgl. hierzu speziell Jansen, Thomas: Europäische Parteien: In: Weidenfeld 2004 b, a.a.O., S. 173 ff. Vgl. Hix, 
Simon: Parteien, Wahlen und Demokratie in der EU. In: Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 a, a.a.O., S. 169. Vgl. 
Kielmansegg 2006, a.a.O., S. 54. Vgl. Richter, a.a.O., S. 183. 
111 Hix, a.a.O., S. 176.  
112 Vgl. ebd., S. 177. 
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ments für die europäische Bürgerschaft auf.113 Trotz des gestiegenen Einflusses des EP (s. 
o.) ist in Deutschland die Wahlbeteiligung seit 1979 von 65,7 Prozent auf 43 Prozent im 
Jahr 2004 gesunken. In den Beitrittsstaaten, die erstmals 2004 an den EP-Wahlen teilnah-
men, ist die Wahlbeteiligung besonders niedrig. In Staaten wie Polen gingen nur 20,87 Pro-
zent der Wähler zur Urne, was als Beleg dafür gelten kann, wie wenig Vertrauen die Bürger 
dort dem Parlament entgegenbringen.114 Erhebungen der EU zeigen, dass die Bürger in den 
meisten Staaten davon ausgehen, kaum Einfluss auf das europäische Geschehen zu haben. 
Abbildung 2 gibt einen Überblick:  
Abbildung 2: Einschätzungen des persönlichen Einflusses auf die EU-Politik 
 
Quelle: Europäische Kommission115  
                                            
113 Vgl. Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 b, a.a.O., S. 39. Vgl. Hagen, Lutz M. (2004 b): Europäische Union und 
mediale Öffentlichkeit – ein Überblick. In: ders. 2004 a, a.a.O., S. 7. 
114 Vgl. Europäisches Parlament: Entwicklung der Wahlbeteiligung bei Europawahlen. 7.7.2004. URL: 
http://www.europarl.europa.eu/elections2004/ep-election/sites/de/results1306/turnout_ep/turnout_table.html, 
12.3.2008. Vgl. auch Hix, a.a.O., S. 171. 
115 Europäische Kommission (2006 a): Europa im Dialog. Dokumentation und Erläuterungen zum Weißbuch über 
eine europäische Kommunikationspolitik. EU-Nachrichten (Themenheft Nr. 15) 3/2006, S. 11.  
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Besonders skeptisch sind die Bürger der Beitrittsstaaten Tschechien, Estland, Slowakei und 
Lettland. In Deutschland haben 55 Prozent der Bürger den Eindruck, dass ihre Stimme in 
der EU kein Gewicht hat. Etwas positiver gestimmt sind etwa Franzosen, Dänen und Nie-
derländer. Die Distanz zwischen dem politischen System und der Bürgerschaft wird insge-
samt deutlich.  
Nicht nur die Wahlen und die Kompetenzausstattung des Parlaments sind Grund der Kritik. 
Kritisiert wird auch, dass es auf EU-Ebene zu einer Umkehr des klassischen Prinzips der 
Gewaltenteilung kommt: Denn bislang hatten Parlamente als Legislative die Gesetzge-
bungskompetenz inne. In der EU schlüpfen jedoch aufgrund der fortdauernden Kompetenz-
schwäche des EP die Regierungen in Gestalt des Ministerrats in die Rolle des maßgeblichen 
Gesetzgebers.116 Böttcher und Krawczynski schließen: „In der Europäischen Gemeinschaft 
ist erstmals seit Locke und Montesquieu nicht die Trennung der Gewalten, sondern viel-
mehr deren Konzentration beim Ministerrat politische Praxis.“117 Kielmannsegg sieht zu-
dem das demokratische Prinzip, wonach sich die Regierenden vor den Regierten zu verant-
worten haben, in der EU „weitgehend suspendiert.“118 
Auch die EU-Kommission, die gewissermaßen als Exekutive auftritt, aber von keiner Le-
gislative gewählt wird, steht in der Kritik. Denn „sie hat mit ihrem wichtigen Initiativmono-
pol fraglos bedeutenden Anteil an der europäischen ‚Regierungsgewalt‟ – und ist jedem 
Wählervotum weit entrückt.“119 Debatten um eine Wahl der Kommissare werden gerade in 
Zusammenhang mit der Öffentlichkeitsdiskussion immer wieder geführt. Hix befürwortet 
wie Scharpf120 eine Direktwahl, um Demokratiedefizite abzubauen und den Wählern direk-
ten Einfluss auf die Besetzung des Amts zu geben. Der Parteinforscher schlägt vor, dass 
sich Kandidaten aus nationalen Parlamenten und dem EP für das Amt zu Wahl stellen. In 
diesem Fall wäre die Unterstützung des Kandidaten durch die Parteien in den Mitgliedstaa-
ten nötig. Dies würde „sicherstellen, dass ein bestimmter Teil der politischen Elite jedes 
Mitgliedstaates den Wählern für die Politik des Gewinners verantwortlich wäre.“121 
Die Debatte um das Demokratiedefizit hat zahlreiche strukturell-institutionelle, jedoch auch 
eine zeitliche Komponente: Anfang der 90er Jahre erreicht sie einen vorläufigen Höhe-
punkt. Denn insbesondere durch den Vertrag von Maastricht, der zur Errichtung der politi-
schen Union führte, verschärfte sich das Problem fehlender politischer Legitimation, da 
                                            
116 Vgl. Unser/Fritzler, a.a.O., S. 53. Vgl. Kielmansegg 2006, a.a.O., S. 55. Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 
88. 
117 Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 88.  
118 Kielmansegg 2006, a.a.O., S. 55. 
119 Ebd. 
120 Vgl. Scharpf, Fritz W.: Politische Optionen im vollendeten Binnenmarkt. In: Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 a, 
a.a.O., S. 237. 
121 Hix, a.a.O., S. 175. 
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fortan eine verstärkte Verlagerung von nationalstaatlichen Kompetenzen auf die europäi-
sche Ebene erfolgte, was für die EU-Institutionen einen Machtgewinn bedeutete, ohne dass 
jedoch gleichzeitig demokratische Partizipations- und Kontrollmöglichkeiten etabliert wur-
den.122 Gleichzeitig wurden die nationalen Parlamente im Rahmen der Übertragung 
mitgliedstaatlicher Hoheitsrechte auf die europäische Ebene entmachtet und zu bloßen 
„Vollzugsparlamenten“ degradiert. Sie seien, so der Vorwurf, oft nur noch damit beschäf-
tigt, nationales Recht an europäische Vorgaben anzupassen.123 Ob des eigenen Kompetenz-
verlustes versuchen die Parlamente zunehmend, ihren Einfluss im EU-Politikprozess zu 
erweitern. Ausdruck dessen ist der erfolgreiche Versuch, im Rahmen des Verfassungspro-
zesses und abschließend im Vertrag von Lissabon mehr Mitsprachemöglichkeiten zu ver-
ankern (näher in Kap. 2.1.4). Aber auch die Einrichtung von parlamentarischen Verbin-
dungsbüros in Brüssel, wie etwa die neue Vertretung des Bundestages, zeigt, dass die Par-
lamente intensiv versuchen, ihre Kontrollmöglichkeiten zu verbessern.124   
Neben die parlamentarische Defizitkomponenten treten Unübersichtlichkeit und fehlende 
Transparenz des EU-Institutionssystem, die dazu führen, dass sich politische Verantwort-
lichkeiten nicht mehr eindeutig zuordnen lassen (näher in Kap. 3.1.7).125 Aus Sicht der Bür-
ger lässt sich insgesamt ein Gestaltungs- und Kontrolldefizit als Folge fehlender Transpa-
renz und Öffentlichkeit feststellen, welches in der Schwierigkeit beruht, als Bürger seine 
Interessen in den EU-Politikprozess einbringen und die von den Organen ausgeübte Macht 
kontrollieren zu können. Dies ist aufgrund der beschriebenen Partizipations- und Legitima-
tionsdefizite auf EU-Ebene weitgehend außer Kraft gesetzt.126 Der Politikwissenschaftler 
Emanuel Richter hält fest: 
Die Herrschaftskompetenz der Europäischen Union greift vielfach in die Lebenszusammenhänge 
jedes einzelnen Bürgers in Europa ein, aber die Bürger können dieses Machtpotential kaum durch-
schauen, kritisch nachvollziehen, partizipatorisch beeinflussen oder nach demokratischen Grundre-
geln lenken. Als Europäer sind wir alle Betroffene einer grenzüberschreitenden Handlungsvoll-
macht, aber nur in geringem Maße ihre souveränen Akteure.“127   
Eilders/Voltmer schließen, dass „die meisten Menschen die in Brüssel gemachte Politik als 
intransparent und sogar bedrohlich wahrnehmen.“128 Huber resümiert: „Europäische Politik 
                                            
122 Vgl. Eder, Klaus/Hellmann, Kai-Uwe/Trenz, Hans-Jörg: Regieren in Europa jenseits öffentlicher Legitimation? 
Eine Untersuchung zur Rolle von politischer Öffentlichkeit in Europa. In: Kohler-Koch 1998, a.a.O., S. 321.  
123 Vgl. Grande, Edgar: Demokratische Legitimation und europäische Integration. In: Leviathan 3/1996, S. 342 ff. 
Vgl. Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 b, a.a.O., S. 24. 
124 Vgl.  Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 b, a.a.O., S. 24 f. 
125 Vgl. Fritzler/Unser, a.a.O., S. 53, Vgl. Meyer, Thomas, a.a.O., S. 41 ff. Vgl. Eder et al. 1998, a.a.O., S 321. Vgl. 
Benz 2006, a.a.O., S. 346. 
126 Vgl. Weidenfeld/Giering, a.a.O., S. 631. Vgl. Eder et al. 1998, a.a.O., S 321. Vgl. Richter, a.a.O., S. 180. 
127 Richter, a.a.O., S. 7.  
128 Eilders, Christiane/Voltmer, Katrin: Zwischen Deutschland und Europa: Eine empirische Untersuchung zum 
Grad von Europäisierung und Europa-Unterstützung der meinungsführenden Tageszeitungen. In: Medien & Kommu-
nikationswissenschaft 2/2003, S. 250.  
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hängt in viel geringerem Maße als nationale Politik von der Zustimmung der Bevölkerung 
ab. Damit werden Politiker (…) auch unabhängig von den Medien.”129 
Vor dem Hintergrund der genannten Defizite kommt politischer Öffentlichkeit als interme-
diärer Sphäre, in der durch öffentliche Debatten und politische Mobilisierung zwischen 
Bürgern, politischen Institutionen und Entscheidungsprozessen vermittelt werden soll, eine 
essentielle Rolle in der Diskussion um das Demokratiedefizit der EU zu. Dieser Befund 
lässt den Schluss zu, dass „die Defizite (..) letztlich nicht im europäischen Entscheidungs-
system selbst liegen (Anm. d. V.), sondern im noch unterentwickelten öffentlichen Fo-
rum.130“ Zugespitzt könnte man mit Wimmel sagen, dass der Kern des europäischen De-
mokratiedefizits v. a. im Fehlen einer funktionsfähigen europäischen Öffentlichkeit liegt.131 
Für ihn wird die Existenz einer europäischen Medienöffentlichkeit  
„zu einer notwendigen Bedingung für demokratisches Regieren jenseits nationalstaatlicher Grenzen 
in Europa. Ohne ein gewisses Maß an öffentlicher Kommunikation über die Europäische Union 
lassen sich demokratische Prozesse innerhalb der Europäischen Union nicht bewerkstelligen.“132 
Auch Habermas argumentiert entsprechend: „In komplexen Gesellschaften entsteht demo-
kratische Legitimation aus dem Zusammenspiel der institutionalisierten Beratungs- und 
Entscheidungsprozesse mit der informellen, über Massenmedien laufenden Meinungsbil-
dung in den Arenen der öffentlichen Kommunikation.“133 
Eine stärker politisierte Öffentlichkeit sowie mehr Transparenz könnten auf EU-Ebene ka-
talytische Effekte haben, die Lernprozesse auslösen. Beispiele dafür geben neue informative 
Instrumente der politischen Steuerung: Berichtspflichten, Leistungsvergleiche 
(Benchmarking) und Expertendialoge verfolgen dieses Ziel. Durch sie erhöht sich das In-
formationsniveau der Staaten übereinander und die Aufmerksamkeit füreinander. Die Dif-
fusion von Verhaltenskriterien, die als vorbildlich gelten, setzen Staaten unter Druck, die 
sich weniger anstrengen. Sie müssen ihr abweichendes Verhalten rechtfertigen.134  
Die EU selbst erkennt ihr Öffentlichkeitsdefizit an. Ausdruck dessen ist die Umsetzung des 
aufwändigen Kommunikationskonzeptes unter der Öffentlichkeitskommissarin Margot 
Wallström (siehe Kap. 3.1.8). Grundlage für dieses neue Engagement sind u. a. die Euroba-
rometer-Umfragen, die der EU-Kommission klar machten, dass die Bürger wenig über die 
                                            
129 Huber, a.a.O., S. 6. 
130 Vgl. Abromeit 2002, a.a.O., S, 38 
131 Vgl. Wimmel, Andreas: Transnationale Diskurse in der europäischen Medienöffentlichkeit. In: Politische Vier-
teljahresschrift 3/2005, S. 459 f. Vgl. Risse, a.a.O., S. 15. Vgl. Kleinsteuber, Hans J. (2004): Strukturwandel der 
Öffentlichkeit? Der Öffentlichkeitsbegriff von Jürgen Habermas und die European Public Sphere. In: Hagen, Lutz M. 
2004 a, a.a.O., S. 45. Vgl. Hagen, Lutz M. 2004 b, a.a.O., S. 7. Vgl. Meyer Thomas, a.a.O., S. 170 und 60 f. 
132 Wimmel., a.a.O., S. 460. 
133 Habermas, Jürgen (2001): Warum braucht Europa eine Verfassung? In: Die Zeit, 28.6.2001, S.7. 
134 Vgl. Jachtenfuchs, Markus/Kohler-Koch, Beate: Regieren und Institutionenbildung. In: dies. 2006 a, a.a.O., S. 16 
f.  
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EU wissen und bei den Entscheidungsprozessen nach eigenem Empfinden kaum Mitspra-
che haben. Deshalb konstatiert die Kommission selbstkritisch: „Kommunikation ist für eine 
gesunde Demokratie lebenswichtig. Sie ist keine Einbahnstraße. Demokratie kann nur dann 
funktionieren, wenn die Bürger über aktuelle Entwicklungen informiert sind und in vollem 
Umfang daran teilhaben können.“135  
Das Problembewusstsein der EU-Kommission ist auch damit zu erklären, dass die Erfor-
schung des europäischen Öffentlichkeitsdefizits in den vergangenen Jahren stark zuge-
nommen hat. Um ihre eigenen Fehler zu analysieren und aus ihnen zu lernen, hat die EU-
Kommission größere Studien in Auftrag gegeben wie etwa das AIM-Projekt (Adequate 
Information Management in Europe), das vom Dortmunder Erich-Brost-Institut für Journa-
lismus in Europa koordiniert wurde.136 Durch solche Projekte ist mittlerweile ein größerer 
Wissensbestand im Forschungsfeld europäische Öffentlichkeit entstanden. Es hat sich zum 
Anfang des neuen Jahrtausends rasant entwickelt.137 Es galt, erste Grundlagen zu erarbeiten 
und zahlreiche Wissenslücken in dem neuen Fachgebiet zu schließen, das sich zu Beginn 
der 90er Jahre überhaupt erst aufgetan hatte; lange Zeit war die Forschung zur Fragestellung 
nach einer europäischen Öffentlichkeit in der Wissenschaft vernachlässigt worden.138 „In 
der Europaforschung wurde die Bedeutung der Medien bisher weitgehend ignoriert“139, 
konstatierten etwa Eilders/Voltmer für die Politikwissenschaft.  
Anstoß der sozialwissenschaftliche Debatte zum Thema der europäischen Öffentlichkeit 
war insbesondere der von Gerhards 1993 veröffentlichte Aufsatz „Westeuropäische Integra-
tion und die Schwierigkeiten der Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit“, auf den 
auch hier mehrfach Bezug genommen wurde. Der Forscher hat seitdem das Feld maßgeb-
lich geprägt und kontroverse Reaktionen auf seine Arbeiten ausgelöst, wie noch gezeigt 
wird. Von Beginn an waren die politische Soziologie, die Kommunikationswissenschaft 
und die Politikwissenschaft die relevanten Disziplinen. Mit der Zeit entwickelten sich in-
nerhalb des interdisziplinären Forschungsfeldes verschiedene Betrachtungsperspektiven. 
                                            
135 Europäische Kommission 2006 a, a.a.O., S. 4.  
136 Wissenschaftler aus zehn europäischen Ländern untersuchen innerhalb von drei Jahren, welchen Einfluss  Mas-
senmedien auf die Entwicklung einer europäischer Öffentlichkeit haben. Finanziert wird das 2004 gestartete Projekt 
der Forscher aus Belgien, Estland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, Litauen, Norwegen, Polen 
und Deutschland von der EU-Kommission. Ausgewertet wurden zwischen dem 7. und 27. März 2005 Berichte aus 
regionalen, überregionalen und Boulevardzeitungen sowie öffentlich-rechtliche und private TV-
Nachrichtensendungen. Zusätzlich standen in den Ländern 158 Journalisten in Interviews Rede und Antwort.  
137 Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., 129. Vgl. Neidhardt, Friedhelm/Koopmanns, Ruud/Pfetsch, Barbara: Konsti-
tutionsbedingungen politischer Öffentlichkeit: Der Fall Europa. In: Klingelmann, Hans-Dieter/Neidhardt, Friedhelm 
(Hrsg.): Zur Zukunft der Demokratie: Herausforderungen im Zeitalter der Globalisierung. Berlin 2000, S. 263. Vgl. 
Adam, a.a.O., S. 31. 
138 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 20. Vgl. Neidhardt, Friedhelm (2006): Europäische Öffentlichkeit als Prozess. 
Anmerkungen zum Forschungsstand. In: Langenbucher/Latzer, a.a.O., S. 46. 
139 Vgl. Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 251. 
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Neben den Fragestellungen nach der Informationspolitik der EU140, ihrem medienökonomi-
schen Wirken141 und der Thematik einer europabezogenen Journalistenausbildung142 ge-
wann v. a. die Diskussion um das Demokratie- und Öffentlichkeitsdefizit der EU zumeist in 
Verbindung mit einer empirischen Analyse der journalistischen Produktion an Bedeu-
tung143, wie die zahlreichen hier zitierten Studien zeigen.  
Hier setzen auch Politikwissenschaft und politische Soziologie an, die sich verstärkt um die 
Theoriebildung bemühen, da hier Defizite bestehen.144 Denn die in der Zahl dominierenden 
medienwissenschaftlich konzipierten Analysen unterlassen oft tiefer gehende Bezüge zur 
stärker politikwissenschaftlichen und mitunter auch politisch-soziologischen Fragestellun-
gen etwa bezüglich des Demokratiedefizits der EU. An dieser Stelle wird die fehlende Ver-
netzung der Disziplinen und Forschungsprojekte deutlich, die sich der europäischen Öffent-
lichkeitsforschung widmen.145 Meyer schließt: „Während viele Politikwissenschaftler neue-
re kommunikationswissenschaftliche Studien noch nicht ausreichend rezipiert haben, ist bei 
letzteren nicht immer der ‚State of the Art‟ im Bereich der politikwissenschaftlichen EU-
Forschung reflektiert.“146 Die vorliegende interdisziplinäre Arbeit versucht, im Rahmen 
ihrer Fragestellung die beschriebene Lücke ein Stück weit zu schließen, indem sie die zur 
Frage nach der Regionalisierung europäischer Öffentlichkeit vorliegenden Befunde der 
Kommunikationswissenschaft mit den Erkenntnissen und Theorien der Politologie und der 
politischen Soziologie zusammenführt. Überdies entspricht die dabei erstmalig in größerem 
Umfang vorgenommene Konfrontation der kommunikationswissenschaftlichen europäi-
schen Öffentlichkeitsforschung mit der regionalen Dimension dem politikwissenschaftli-
chen Ansatz, die EU als Mehrebenensystem zu begreifen. Mit dieser Betrachtung werden 
„die komplexeren, auch die regionale Ebene umfassenden Verflechtungsstrukturen der EU erfasst. 
Gemeint sind damit durch Netzwerke stabilisierte, gleichwohl variable Beziehungen zwischen euro-
päischen, nationalen und subnationalen Regierungen, Verwaltungen und anderen Akteuren.“147 
                                            
140 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 32. Vgl. exemplarisch Gramberger, Marc R./Lehmann Ingrid: UN und 
EU: Machtlos im Kreuzfeuer der Kritik? Informationspolitik zweier internationaler Organisationen im Vergleich. In: 
Publizistik 2/1995, S. 186-204. Einen Überblick geben Baerns, Barbara/Raupp, Judith (Hrsg.): Information und 
Kommunikation in Europa. Forschung und Praxis. Berlin 2000.   
141 Vgl. Kleinsteuber, Hans J./Rossmann, Torsten: Europa als Kommunikationsraum. Akteure, Strukturen und Kon-
fliktpotentiale. Opladen 1994. Vgl. Meckel, Miriam: Fernsehen ohne Grenzen? Europas Fernsehen zwischen Integra-
tion und Segmentierung. Opladen 1994. Vgl. Heinrich, Jürgen/Kopper, Gerd G. (Hrsg.): Media Economics in Europe. 
Ein Sammelband zu Stand und Entwicklung der Medienökonomie in wichtigen Wissenschaftsregionen Europas. 
Berlin 2006.   
142 Vgl. Müller, Wiebke: Journalistenausbildung in Europa. Bestandsaufnahme, neue Modelle, Entwicklungsper-
spektiven. Berlin 1999. Vgl. Kopper 2001 a, a.a.O.  
143 Vgl. hierzu Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 129. 
144 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 190. Vgl. Sievert a.a.O., S. 22.  
145 Vgl. generell zur mangelnden Verzahnung von Politik- und Kommunikationswissenschaft: Koch-Baumgarten, 
Sigrid/Mez, Lutz (2007 b): Neue Medienmacht im Politikprozess – Fragen, Gedanken und Kontroversen auf einer 
wissenschaftlichen Baustelle. In: Koch-Baumgarten/Mez 2007 a, a.a.O., S. 7. 
146 Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 129. 
147 Benz, Arthur: Mehrebenenverflechtung in der Europäischen Union. In: Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 a, a.a.O., 
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2.1.4 Vertiefung: Subsidiarität als Faktor für Demokratie und Öffentlichkeit 
Der Subsidiaritätsbegriff zählt, wie bereits angerissen, zu den Grundpfeilern eines republi-
kanischen Verständnisses der europäischen Demokratie, welches als grundlegendes Be-
trachtungsmuster die Forschungsperspektive der Studie bestimmt. An dieser Stelle soll eine 
komprimierte Beschäftigung mit dem Subsidiaritätsbegriff zeigen, welche Chancen sich aus 
seiner Beachtung im politischen System der EU für die Verbesserung deren demokratischer 
Qualität ergeben. Eine Stärkung subsidiärer Elemente, wie sie hier verstanden und diskutiert 
werden, bedeutet auch eine Stärkung der Regionen im EU-System und folglich auch deren 
spezifischer Kommunikationsstrukturen, zu denen v. a. Regionalzeitungen gehören, deren 
Bedeutung für die europäische Öffentlichkeit im Laufe der Arbeit herausgearbeitet wird.  
Eine Stärkung der regionalen Mitsprache im EU-System, so wird angenommen, erhöht 
letztlich die Chance, dass auf regionaler Ebene eine verstärkte europapolitische Kommuni-
kation aufgrund  verbesserter politischer Partizipationschancen stattfindet, die – von Medien 
aufgegriffen oder initiiert – ihren Teil zur Entstehung europäischer Öffentlichkeitsstruktu-
ren beiträgt. Subsidiarität wird also als Faktor begriffen, der für die EU-Demokratie eine 
wichtige Bedeutung hat und der weiter gestärkt werden muss. „Für eine funktionierende, 
demokratisch legitimierte Supranationalität ist Regionalisierung durch Subsidiarität not-
wendige Voraussetzung“148, schließen Böttcher/Krawczynski.  
Bis zu welchen neuen politischen Strukturen die Regionalisierung im Detail führt, kann hier 
nicht näher erläutert werden, da dies nicht dem Fokus der Arbeit entspricht. Ziel ist es viel-
mehr, die grundlegende Bedeutung des Subsidiaritätsgedanken für die Demokratisierung 
der EU-Strukturen und die europapolitische Kommunikation zu erläutern und ihn damit 
letztlich erstmals für die europäische Öffentlichkeitsforschung, in deren Kontext er hier 
steht, fassbar zu machen. Aufgrund dieser speziellen Perspektive soll es auch nur am Rande 
um Instrumente wie den Ausschuss der Regionen (AdR) gehen, die Regionen in der EU-
Politik ein strukturelles Gewicht verleihen.  
Für den Begriff der Region gibt es keine einheitliche Definition in der Forschung. Für diese 
Arbeit bietet sich ein weiter gefasster Begriff an, der unterschiedlich große Nahräume in 
sich aufnehmen kann, u. a. weil sich die Verbreitungsgebiete von Regionalzeitungen mitun-
ter erheblich unterscheiden. Ein starrer institutioneller oder gar quantitativ abgrenzbarer 
Regionsbegriff verbietet sich also von vornherein. Der Europarat hat 1978 eine Beschrei-
bung getroffen, die die Region als Lebenswelt darstellt und zudem vielfältige Betrachtungs-
                                                                                                                                
S. 317 f. 
148 Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 7 ff. 
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perspektiven berücksichtigt. Dieser Definition wird sich hier angeschlossen. Demnach ist 
die Region 
„eine menschliche Gemeinschaft, die innerhalb der größten gebietsmäßigen Einheit eines Landes 
liegt. (…) Eine solche Gemeinschaft ist gekennzeichnet durch eine geschichtlich oder kulturelle, 
geographische oder wirtschaftliche Homogenität oder eine Kombination dieser Kennzeichen, die 
der Bevölkerung eine Einheit verleiht in der Verfolgung gemeinsamer Ziele und Interessen.“149  
Grundlegend für das Verständnis der Bedeutung von Regionen in der EU-Politik ist der 
Begriff der Subsidiarität. Die Wurzeln des subsidiären Denkens reichen weit zurück in die 
europäische Geistesgeschichte. Böttcher gibt einen umfassenden Überblick über die Be-
griffsentwicklung. Er zeigt, dass sich schon bei Aristoteles erste Elemente des subsidiären 
Gedankengutes finden, das im Naturrecht des Mittelalters etwa von Thomas von Aquin 
weiterentwickelt wurde.150 Das Subsidiaritätsdenkens spielte auch Liberalismus des 19. 
Jahrhunderts eine Rolle. Hier wurde die Überzeugung betont, dass die Absicherung der 
eigenen Lebensverhältnisse zuerst in die Verantwortung des Individuums fällt. Der Staat 
sollte als Helfer nur im Notfall einspringen. Sein Hauptzweck ist die Erhaltung der öffentli-
chen Sicherheit. Die solidarische Dimension der Subsidiarität wurde bei diesem Verständ-
nis, das etwa Wilhelm von Humboldt zum Ausdruck brachte, noch nicht betont. Diese so-
wie die sozialökonomische Bedeutung, die heute v. a. in den Vordergrund gestellt wird, 
erfährt das Subsidiaritätsprinzip im Kontext der katholischen Sozialehre unter dem Stich-
wort „Hilfe zur Selbsthilfe.“ Die deutsche Politik hat sich in den frühen 80er Jahren v. a. 
unter Helmut Kohl diesem Gedanken mit dem Argument angenommen, dass Staatshilfe im 
Interesse der Vermeidung eines überbordenden, teuren Sozialstaates möglichst umfassend 
durch die Selbsthilfe der Bürger ersetzt werden könne. 151  
In Politik und Staatsrecht hat sich ein funktionalistisches Verständnis der Subsidiarität 
durchgesetzt, das die Kompetenzabgrenzung betont: Der Staat darf nicht Aufgaben über-
nehmen, die kleinere Einheiten wie Regionen und Kommunen eigenständig erledigen kön-
nen. Erst wenn die untergeordneten Akteure mit der Erledigung ihrer Aufgaben überfordert 
sind, hat der Staat als übergeordnete Ebne die Pflicht, tätig zu werden oder der kleineren 
Einheit zu helfen.152 Auch im EU-Vertragswerk soll das Subsidiaritätsprinzips „einem mög-
lichen Zuviel an Einfluss der EU vorbeugen und jeden unnötigen Zentralismus verhin-
dern.“153 Dieses Verständnis setzte sich als rechtliches Prinzip zunächst in den Beziehungen 
                                            
149 Europarat: Erklärung von Bordeaux. Straßburg 1978, zit n. Hrbek, Rudolf/ Weyand, Sabine: Das Europa der 
Regionen. Fakten, Probleme, Perspektiven. München 1994, S. 17. 
150 Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 149. 
151 Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 14 ff. sowie S. 42 ff. zur Bedeutung der Solidarität. 
152 Maunz, Theodor/Zipelius, Reinhold: Deutsches Staatsrecht. München 1998, S. 69.  
153 Vgl. Fritzler/Unser, a.a.O., S. 29. 
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einiger Mitgliedstaaten zu ihren Regionen durch, und zwar in unterschiedlicher Ausprägung 
je nach Verfassungstradition; in Deutschland ist das Prinzip stark ausgeprägt.154 
In das EU-Vertragswerk gelangte das Subsidiaritätsprinzip 1986 im Zuge der Reformen des 
damaligen Kommissionspräsidenten Jacques Delors. Gerade die deutschen Länder und 
Kommunen bestanden auf der Aufnahme in das Vertragswerk.155 Es wurde im ersten Um-
weltaktionsprogramm der EG erstmals formuliert, in der Einheitlichen Europäischen Akte 
(EEA) erstmals im europäischen Kontext rechtlich verbindlich festgeschrieben (Artikel 
130r) und später im Vertrag von Maastricht auf die ganze EG ausgedehnt.156 Nach Artikel 5 
Abs. 2. des EG-Vertrages (EGV) darf die Union in Bereichen, die nicht in ihre ausschließli-
che Zuständigkeit fallen, nur tätig werden, „sofern und soweit die Ziele der in Betracht ge-
zogenen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden 
können und daher wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschafts-
ebene erreicht werden können.“157  
Im Europarecht wird die Definition als zu weit gefasst beschrieben. Sie sei nicht justiziabel, 
lautet der Vorwurf. Diese Schwäche konnte nach Lorenzmeier/Rohde auch das Zusatzpro-
tokoll des Amsterdamer Vertrages über die „Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität 
und der Verhälnismäßigkeit“ nicht beheben. Aufgrund der Unklarheit hat sich der EUGH 
bei der Beurteilung des EU-Rechts „sehr selten“ auf das Subsidiaritätsprinzip bezogen.158 
Kritisiert wird zudem, dass die Überprüfung des Prinzips den Staaten vorbehalten bleibt, 
und untergeordnete Ebenen keinerlei Einfluss nehmen können. I. d. R. werden zudem 
Gründe für ein übergreifendes Regelungsbedürfnis gefunden, weshalb das Prinzip als funk-
tionierende Kompetenzsperre ins Leere läuft. 159   
Die Bedeutung des Prinzips für das europäische Vertragswerk wird auch in Art. 2 des Ver-
trags über die Europäische Union (EUV) und v. a. in dessen Präambel deutlich, wo es fest-
geschrieben wurde. In der Präambel wird das Prinzip als treibende Kraft für Bürgernähe 
und die Vertiefung der europäischen Integration aufgefasst: Ziel ist die „Schaffung einer 
immer engeren Union der Völker Europas, in der die Entscheidungen entsprechend dem 
Subsidiaritätsprinzip möglichst bürgernah getroffen werden, weiterzuführen.“160 Gerade die 
Verankerung des Prinzips in die Präambel, grundsätzlich aber seine Einführung in das ge-
                                            
154 Vgl. Maunz/Zipelius, a.a.O., S. 69. 
155 Vgl. Bunz, Axel/Roth, Uwe: EU - kommunal: Handbuch zu europäischen Themen für Kommunalpolitik und 
lokale Medien. Bonn 1995, S. 9. 
156 Vgl. Knill, Christoph (2003): Europäische Umweltpolitik. Steuerungsprobleme und Regulierungsmuster im 
Mehrebenensystem. Opladen 2003, S. 30. 
157 Läufer, Thomas (Hrsg.): Vertrag von Nizza. Bonn 2002, S. 60. 
158 Vgl. Lorenzmeier, Stefan/Rohde, Christian: Europarecht. Schnell erfasst. Berlin 2005, S. 32. 
159 Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 27, 32 u. 157. 
160 Läufer, a.a.O., S. 23. 
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samte Vertragswerk, kann als Ausdruck einer zunehmenden Verflechtung politischer Hand-
lungsebenen beschrieben werden, die durch die europäische Integration entsteht. Die 
Mehrebenenverflechtung erfolgt, wenn „Akteure unterschiedlicher Ebenen bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben aufeinander angewiesen sind und gemeinsame Entscheidungen errei-
chen oder ihre Politik koordinieren müssen.“161 Die komplexer werdenden Strukturen die-
ses „multilevel governance“ verlangen nach neuen Steuerungskonzepten wie dem Einbau 
regionaler Beteiligungsinstrumente in das EU-Entscheidungssystem.  
Die Mitspracherechte der Regionen haben im Zuge der letzten Vertragsreformen stark zu-
genommen. Denn die Europäische Union hat verstärkt erkannt, dass sie für die Durchfüh-
rung ihrer Entscheidungen die Regionen mit einbeziehen muss, um eine effiziente und bür-
gernahe Politik zu gewährleisten. Die Festschreibung des Subsidiaritätsprinzips ist nur ein 
Zeichen dafür. Regionen üben auch über andere Instrumente Einfluss auf die Brüsseler Po-
litik aus: Der Vertrag von Maastricht hat die Regeln für die Zusammensetzung des Minis-
terrates so geändert, dass auch regionale Minister für die Staaten im Rat sitzen. Dies ist i. d. 
R. bei Bundesstaten der Fall, bemerkt Benz. Und: „In jedem Fall kommen Vertreter der 
Fachverwaltungen nicht selten aus regionalen Institutionen.“162 Informellen Einfluss üben 
Länder und Regionen über ihre Regionalbüros aus, von denen es immer mehr in Brüssel 
gibt. 2001 gab es dort 180 Vertretungen und Lobbybüros von regionalen Gebietskörper-
schaften, darunter waren alle 16 deutschen Bundesländer.163   
Betont wird auch die Bedeutung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von Regionen 
und die interregionale Kooperation von Regionen mit ähnlichen Interessen.164 Gefördert 
wird dies durch das EU-Programm zur transnationalen Kooperation von Grenzregionen 
„Interreg“, das zwischen 2000 und 2006 4,875 Milliarden Euro bereit stellte.165 Auch Städte 
schließen sich zusammen, was von Czempiel unter dem Gesichtspunkt der Demokratisie-
rung begrüßt wird. Seit 1986 gibt es die „European Association of Metropolitian Cities.“166  
Die Stärkung der Regionen und des Subsidiaritätsprinzips kommt v. a. in der Einrichtung 
des AdR zum Ausdruck. Er geht auf die Initiative der deutschen Bundesländer zurück, die 
mit ihm mehr das föderale Element in der EU stärken wollten. Seine Gründung entsprach 
auch dem Wunsch der spanischen Regionen, die ebenfalls über große Autonomie im ge-
                                            
161 Benz, a.a.O., S. 319. 
162 Vgl. ebd, S. 341. 
163 Vgl. Schmuck, a.a.O., S. 137 f. 
164 Vgl. Hrbek, Rudolf/ Weyand, Sabine: Das Europa der Regionen. Fakten, Probleme, Perspektiven. München 
1994, S. 14 u. 160. Vgl. Schmuck, Otto: Europa der Regionen. In: Weidenfeld, Werner/Wessels, Wolfgang (2004, 
Hrsg.): Europa von A bis Z. Bundeszentrale für Politische Bildung. Bonn 2004, S. 138.  
165 Vgl. Schmuck, a.a.O., S. 138.  
166 Vgl. Czempiel, Ernst-Otto: Kluge Macht. Außenpolitik für das 21. Jahrhundert. München 1999, S. 62. 
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samtstaatlichen Gefüge verfügen. 167 Der AdR wurde 1999 im Vertrag von Amsterdam 
rechtlich verankert. Er hat nur eine beratende Funktion und verfügt über keinerlei Entschei-
dungsrechte. Er kann einerseits von Rat und Kommission um eine Stellungnahme gebeten 
werden, etwa in explizit regionalen Bereichen wie der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit. Andererseits müssen Rat und Kommission den Ausschuss im Rahmen der Gesetz-
gebung in gewissen Bereichen anhören, dazu gehören u. a. Bildung und Jugend, Förderun-
gen in den Bereichen Kultur und Gesundheit, Beschäftigung, Soziales, Umwelt, Verkehr 
und Förderungen in der EU-Regionalpolitik durch den Europäischen Sozialfonds. Der AdR 
kann auch von sich aus eine Stellungnahme abgeben, wenn der zweite beratende Aus-
schuss, der Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA), in dem Vertreter unterschiedlicher 
sozialer Akteure wie etwa Gewerkschaften und Arbeitnehmer sitzen, eine Stellungnahme 
abgibt und der AdR befindet, dass regionale Interessen berührt werden.168  
Die fehlenden faktischen Entscheidungsrechte führen zu einer öffentlichen Nicht-
Beachtung einer Institution, die für die Stärkung der regionale Ebene in der Union geschaf-
fen wurde. Letztlich bleibt zu vermuten, dass allein eine bedeutenden Aufwertung des AdR 
– über die in der Forschung diskutiert wird169 - eine nachhaltigere öffentliche Beachtung 
auslösen würde. Eine solche Debatte findet in der Öffentlichkeit bisher nicht statt.  
Der Ausschuss selbst fordert seit langem, die beratenden Befugnisse so zu erweitern, dass er 
nicht nur in ausgewählten Einzelfällen gehört wird. Zudem versuchen die in ihm vertreten 
Regionen darauf hinzuwirken, dass das Subsidiaritätsprinzip nicht nur zwischen Nation und 
Gemeinschaft, sondern auch im Verhältnis zwischen Union und Regionen gilt.170 Gefordert 
wird vom AdR und der Versammlung der Regionen Europas (VRE), die die Regionaldebat-
te energisch vorantreibt, zudem ein dreistufiger föderativer Aufbau der EU mit eigenständi-
gen Regionen zusammen mit der Einrichtung eines Regionalorgans mit Entscheidungsbe-
fugnissen sowie ein eigenes Klagerecht von Ländern und Regionen vor dem EUGH.171 
Schmuck weist im Zusammenhang mit neuen Aufgaben für die Regionen im EU-System 
auf eine verkannte wichtige Funktion hin, die Regionen wahrnehmen: Für die europapoliti-
sche Bildung und Öffentlichkeitsarbeit kommt ihnen eine wesentliche Bedeutung zu. Denn 
Europäische Themen wurden in die Lehrpläne von Schulen und Universitäten aufgenom-
men, die in den Mitgliedstaaten zumeist in regionaler bzw. kommunaler Zuständigkeit ste-
hen.172 Damit spricht Schmuck  die dichten Verflechtungen an, die zwischen der EU-Ebene 
                                            
167 Vgl. Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 169 f. 
168 Vgl. ebd, S. 169 ff. 
169 Vgl. ebd., S. 177 f. 
170 Hrbek, Rudolf/ Weyand, Sabine, a.a.O., S. 156. 
171 Vgl. Schmuck, Otto: Europa der Regionen. In: Weidenfeld/Wessels 2004, a.a.O., S. 136. 
172 Vgl. ebd., S. 139. 
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und den Regionen existieren. Länder und Kommunen sind in vielerlei Hinsicht in den EU-
Politikprozess eingebunden. Diese Verbindungen „dringen allerdings nur selten bis zur lo-
kalen Öffentlichkeit durch.“173 Die über Fördermittel und die Umsetzung europäischen 
Rechts stark fortgeschrittene Europäisierung des regionalen und kommunalen Handelns 
lässt Haberzettel schließen:   
„Viele europäische Aufgaben werden mittlerweile in Rathäusern, Landratsämtern und anderen 
Behörden vor Ort erledigt, weil dies die Staats- und Regierungschefs der Mitglieder so festgelegt 
haben. Auf kommunaler Ebene wird aber auch ein Gutteil europäischer Gelder umgesetzt. Ohne die 
Unterstützung der EU stünde manche Kommune schlecht da. Die EU und die Kommunen sind längst 
eine Einheit.“174 
Seit der Geburt und Fortentwicklung des EG-Binnenmarkes im Zuge der EEA haben Regi-
onen, Bezirksämter, Kreisverwaltungen und Kommunen viele europäische Aufgaben über-
nommen. Mit dem Binnenmarkt seien zwar die Landesgrenzen abgeschafft worden, nicht 
aber die rechtlichen Kontrollen, so Haberzettel, denn diese würde nun von der regionalen 
Ebene übernommen.  
„Die Kontrollen finden seither in den Rathäusern, Landratsämtern, Regierungspräsidien, in den 
örtlichen Schlachthöfen, durch die Gewerbeaufsicht und die Ortspolizei usw. statt. Unter diesem 
Gesichtspunkt wundert die Schätzung nicht, nach der 120 der insgesamt 270 Richtlinien, die für die 
Umsetzung des Binnenmarktes notwendig waren, auf der lokalen Ebene zur Anwendung kom-
men.“175 
Haberzettel gibt einen Überblick über den Einfluss der regionalen und lokalen Ebene im 
EU-Politikprozess. Tabelle 2 fasst seine Überlegungen zusammen.  
Tabelle 2: EU-Einflusssphären im regionalen und lokalen Politikprozess  
Ausführung  
von EU-Recht  
Lebensmittelkontrolle, Aufenthaltsrecht (Ausländeramt), Mülltransportkontrolle 
(Landratsamt/Regierungspräsidium), Überprüfung CE-Zeichen (Gewerbeaufsicht), 
Anerkennung von Berufsabschlüssen (IHK, Handwerkskammer), Umsatzsteuer 
innergemeinschaftlicher Warenverkehr (Finanzämter) 
Beachtung  
von EU-Recht 
Öffentliches Auftragswesen, Beihilfenkontrolle, EU-Wahlrecht, Trinkwasserschutz, 
Energiebinnenmarkt, Personalpolitik 
Direkte Kooperation  
mit der EU 
Regionalpolitik (Strukturfonds), Sozialpolitik (Strukturfonds), Verkehrspolitik, For-
schung und Technologie, Kulturpolitik  
Quelle: Zusammenstellung nach Haberzettel a.a.O., S. 10. 
Der dargestellte Bedeutungszuwachs des Subsidiaritätsprinzips und der Einflussnahme der 
Regionen setzt sich im Vertrag von Lissabon fort. Denn die nationalen Parlamente, die im 
                                            
173 Bunz/Roth, a.a.O., S. 9 
174 Haberzettel, Manfred: Europa im Rathaus. Auswirkungen der europäischen Gesetzgebung auf die Kommunen. 
Frankfurt/Main 1998, S. 7.  
175 Ebd., S. 10. 
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Rahmen der europäischen Integration Kompetenzen verloren haben176, erhalten erstmals die 
Möglichkeit, direkt in den EU-Politikprozess einzugreifen. In Art. 12 EUV wird festgelegt, 
dass die EU-Kommission oder eine Gruppe von Mitgliedstaaten eine Gesetzesinitiative 
zurückziehen müssen, wenn innerhalb von acht Wochen mindestens ein Drittel der nationa-
len Parlamenten feststellt, dass das Subsidiaritätsprinzip verletzt wird. Votieren mindestens 
die Hälfte der Abgeordneten dagegen und hält der Initiator am Vorschlag fest, müssen Mi-
nisterrat und Parlament als Gesetzgeber vor der ersten Lesung prüfen, ob das Subsidiaritäts-
prinzip verletzt wird. Darüber hinaus werden die Informationsrechte der nationalen Parla-
mente gestärkt, da festgelegt wird, dass nun alle Organe und nicht nur die EU-Kommission 
Gesetzesentwürfe an sie weiterleiten müssen.177 
Gestärkt wird durch den Vertrag von Lissabon auch der AdR: Er soll ein Klagerecht vor 
dem EUGH erhalten, wenn bei einem EU-Gesetzesvorhaben das Subsidiaritätsgebot aus 
seiner Sicht in den Bereichen seiner Zuständigkeit nicht befolgt wird. Um der Diskussion 
über solche Verstöße mehr Raum zu geben, hat der AdR ein interaktives Netzwerk für Sub-
sidiaritätskontrolle eingerichtet, das europäischen Regionen die Möglichkeit gibt, sich über 
den Stand eines EU-Gesetzes zu erkundigen und Stellungnahmen abzugeben. Der frühere 
AdR-Präsident Michel Delbarre, sieht in den Neuerungen, „strategische Möglichkeiten von 
noch ungeahntem Ausmaß.“178 
Bislang war von der klassischen Definition des Subsidiaritätsbegriffs als Instrument der 
Kompetenzabgrenzung die Rede. Diese Definition ist aber umstritten. Die Kritik bezieht 
sich u. a. darauf, dass sie das partizipatorische Potenzial außer Acht lässt, welches das Sub-
sidiaritätsprinzip als gesellschaftliches sowie politisches Gestaltungsinstrument beinhaltet. 
Es kann nicht bloß als Effizienzinstrument sondern als vitales Strukturprinzip der europäi-
schen Einigung gedacht werden. Hierauf weisen die Staatsrechtler Theodor Maunz und 
Reinhold Zipelius, die im Subsidiaritätsprinzip zuerst den Gedanken der demokratischen 
Dezentralisierung erkennen, der dem „staatlichen Handeln ein menschliches Maß gegeben“ 
soll. „Zwischen die Einzelnen und den „Leviathan“ Staat sollen sich Zwischengebilde 
schieben, an deren Lebensweise und Wirksamkeit der Einzelne einen größeren Anteil haben 
kann als am politischen Gesamtsystem.“179  
Eine diesem Grundsatz entsprechende, weitere gefasste Definition nimmt Böttcher vor, der 
sich eingehend mit der Bedeutung der Subsidiarität beschäftigt hat. Er plädiert für einen 
Begriff, der zum Strukturprinzip für eine demokratische sowie partizipatorische und födera-
                                            
176 Vgl. Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 a, a.a.O., S. 24. 
177 Vgl. Kietz, Andrea: Die nationalen Parlamente. In: Lieb/Maurer, a.a.O., S 29 f. 
178 Delbarre, Michel: Kultur der Subsidiarität stärken. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 29.11.2007, S. 9. 
179 Maunz/Zipelius, a.a.O, S. 69.  
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listisch verfasste EU wird (s. u.).180 Subsidiarität bedeutet für ihn die "aktive Unterstützung 
eines Nationalstaates oder der Europäischen Union, die lokalen und regionalen Subsysteme 
im Sinne demokratischer Partizipation höher zu entwickeln, selbst unter Hinnahme eigenen 
Machtverlustes."181   
Der Aachener Politologe weist immer wieder auf das große Demokratiepotenzial regionaler 
und lokaler Kommunikationsräume hin. „Viele globale Probleme haben ihre Ursachen auf 
der lokalen Ebene. Von daher liegt es nahe, die politische Beteiligung der Betroffenen vor 
Ort zu suchen.“182 Er stellt Beispiele gelungener lokaler und regionaler Demokratie in EU-
Staaten wie etwa in Dänemark vor. Elemente waren dort u. a. die lokale Kontrolle der Sozi-
aldienste, die Einrichtung von Beschwerdeausschüssen, öffentliche Fragestunden sowie 
weitreichender Beteiligungen im Schulsektor, die die Schülermitbestimmung in kommuna-
len Räten umfasste. Auf der regionalen Ebene der Länder betont Böttcher die Qualität von 
Partizipation und Beteiligung der föderalistischen Systeme in Deutschland, Österreich und 
Belgien gegenüber den Regierungssystemen anderer EU-Staaten. In den drei genannten 
Ländern garantiere der Föderalismus den Subeinheiten „ein Höchstmaß an Selbstkontrolle 
konstitutioneller Selbstbestimmung, gliedstaatlicher Gesetzgebung, parlamentarischer Kon-
trolle und rechtlicher Unabhängigkeit.“183  
Auch andere Forscher unterstreichen die Bedeutung der regionalen Ebene für die Qualität 
der Demokratie im EU-System.184 Czempiels europäischer Idealstaat ist „dezentral, föderal 
und subsidiär angelegt.“185 Hrbek betont, „dass „le fait régional“ erhebliche Schubkraft 
besitzt, Dynamik freizusetzen vermag und sich auch künftig bei Entscheidungen über „Ver-
fassungs-Strukturen und ihre Entwicklung (…) unübersehbar bemerkbar machen wird.“186  
Die gestiegene Bedeutung des subsidiären und regionalen Elementes in der europäischen 
Integration erklärt sich auch durch den gesellschaftlichen Trend, sich im Zuge der Globali-
sierung verstärkt der nahen, eigenen Lebenswelt zuzuwenden.187 Zu konstatieren sind eine 
„neue Wertschätzung kleinräumlicher Lebensverhältnisse und zunehmende Zweifeln an der 
sachlichen Angemessenheit zentral gesteuerter Entscheidungen (…).“188  
                                            
180 Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 234 ff.  
181 Ebd., S 38. 
182 Ebd., S. 151. Vgl. auch S. 149 u. 157. 
183 Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 161. 
184 Vgl. Richter, a.a.O., S. 198 ff. Vgl. Kielmansegg 2006, a.a.O., S. 70. Vgl. Hrbek/ Weyand, a.a.O., S 162. Vgl. 
Czempiel, a.a.O., S. 63. 
185 Czempiel, a.a.O., S. 62. 
186 Hrbek/ Weyand, a.a.O., S 162.  
187 Vgl. Kurp, Matthias (1996): Globalisierung versus Lokalisierung. Zur Rückbesinnung auf den kommunikativen 
Nahraum im internationalen Vergleich. In: Meckel, Miriam/Kriener, Markus (Hrsg.): Internationale Kommunikation. 
Eine Einführung. Opladen 1996, S. 213 f. Vgl. Hrbek/ Weyand, a.a.O., S 21. Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 
151. 
188 Hrbek/ Weyand, a.a.O., S. 21.  
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Als Reaktion auf die Globalisierung aller Kommunikationsprozesse (…) entwickeln sich immer mehr 
Gegenkräfte mit lokaler oder regionaler Ausprägung. Die Maxime „Think global, act local“ über-
windet dabei das Paradoxon von gleichzeitiger Globalisierung und Fragmentierung. (…) Trotz aller 
europäischer Integration wäre ohne eine solche Verzahnung von potentiellem Lebensraum (Europa) 
und subjektivem Erlebnisraum (Nahwelt) sinnhaftes Erleben von Außenwelt und damit letztlich auch 
demokratische Partizipation kaum möglich.“189 
Die Wiederentdeckung des Regionalen hat auch eine wichtige kommunikative Dimension. 
Denn es ist gerade die Überlastung durch Information und die Anforderungen globaler 
Kommunikation, die bei vielem Menschen zur Abwendung von der komplexen Informati-
onswelt und zur Hinwendung zu den „persönlichen Nahräumen“ führt.190 Das Bedürfnis 
nach lokaler oder regionaler Identität und Geborgenheit bedienen regionale Medien, in dem 
sie Orientierung geben.191 Czempiel betont ihre Funktion: „Die Welt ist die latente, die Re-
gion die aktuelle Umwelt des Bürgers. So verhalten sich auch die Medien. (…) Wenn aus 
der internationalen Umwelt keine Gefahren drohen, kann sich das Interesse dem Lokalen 
und dem Regionalen zuwenden.“192  
Mit der zunehmenden Internationalisierung und Globalisierung steigt der regionale Kom-
munikationsbedarf: Denn je mehr sich globale Trends, internationale Probleme und demzu-
folge auch europäische Entscheidungen auf die lokale Lebenswelt des Bürgers auswirken, 
desto stärker sind Regionalmedien gefordert, diese komplexe Zusammenhänge auf die Er-
fahrungsräume vor Ort herunter zu brechen. Gerade in den Feldern der Umwelt- und Wirt-
schaftspolitik müssen sie dieser Aufgabe nachkommen. Die Regionalzeitung wird durch 
diese Orientierungsfunktion zum Verbindungsglied zwischen der Makrowelt der „großen 
Politik“ und der Mikrowelt des Einzelnen, der keinen Bezug zu den EU-Organen hat, die 
aber Politik produzieren, die ihn täglich betrifft. 193  
Die lokale Öffentlichkeit hat eine besondere demokratische Dimension. Denn in der als 
„Schule der Demokratie“ geltenden Kommune, in der eigenen Region, ist sie erfahrbar und 
wirkt somit unmittelbar auf den Einzelnen ein. Vor Ort sind Informationen auf deren Rich-
tigkeit überprüfbar, der politische Willensbildungsprozess ist überschaubar und transparent. 
Es bieten sich zudem, wie dargestellt, direkte Chancen der Beteiligung.194 „Lokales ist der 
Ort, an dem Partizipation am ehesten praktizierbar ist. Lokales ist der Ort, an dem Informa-
tionen und deren Richtigkeit am ehesten nachprüfbar sind. Lokales ist der Ort (…), an dem 
                                            
189 Kurp, a.a.O., S. 213. 
190 Ebd., S. 21. 
191 Vgl. Hintze, Manfred: Lokalpresse – Quo vadis? Defizite und Erfolgspotenziale. Frankfurt am Main 2002, S. 38 
f. Vgl. Kurp, Matthias, a.a.O., S. 52. 
192 Czempiel, a.a.O., S. 66. 
193 Vgl. Kurp 1996, a.a.O., S. 214. 
194 Vgl. ebd., S. 213 f. 
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demokratische Bürgereigenschaften am ehesten eingeübt werden können.“195 Dies zu beto-
nen und zu fördern, liegt in der Verantwortung regionaler Medien. Denkt man dies zu Ende, 
wird klar, welche Bedeutung sie für den politischen Prozess haben. Regionalmedien sind 
„mitentscheidend dafür, inwieweit den Menschen eine demokratische Mitgestaltung ihres 
persönlichen Lebensumfeldes ermöglicht wird.“196 Hintze geht einen Schritt weiter:  
„Wenn die Gemeinde die ‚Keimzelle der Demokratie„ ist, dann haben die Lokalmedien die wichtige 
Funktion, die Demokratiefähigkeit der Bürger in ihren Verbreitungsgebieten aufzubauen und zu 
stärken. (…) Ohne diese Praxis an der Basis bleibt Demokratieverständnis in der Bevölkerung un-
terentwickelt und ist Demokratie auf Bundesebene schwierig.“197 
Die Darstellung der Bedeutung von regionaler und lokaler Demokratie und Kommunikation 
zeigt, dass die politische Verankerung des Bürgers vor Ort am größten ist. Auch deshalb 
erscheint es wichtig, den europäischen Einigungsprozess von untern her zu denken. Europä-
ische Identität „(…) kann sich nur über regionale Identitäten bilden.“198 Die Regionalisie-
rung greift einen durch politischen Zentralismus hervorgerufenen Identitätsverlust vor: 
„Menschen können supranationale Organisationseinheiten wie z. B. die Europäische Union 
nur ertragen, wenn sie sich gleichzeitig in ihren Regionen emotional aufgehoben fühlen.“199 
Diese Ausführungen weisen auf das Konzept der komplementären europäischen Identitäten 
hin, das auf abgestuften räumlichen Identifikationen basiert. Lokale, regionale, nationale 
und europäische Identität bauen aufeinander auf. Sie werden gemeinsam gedacht und nicht 
gegenübergestellt.200 Aus diesen Gründen muss für Popov, „(…) Europa eine Konstruktion 
anstreben, in der die Vielfalt der regionalen und nationalen Identitäten berücksichtig wer-
den.“201 Thomas Meyer resümiert: 
„Nationalstaatliche Identifikationen, sofern sie nicht als prämoderne Fixierung auf vermeintliche 
überlegene Merkmale von Nationalkulturen gegründet sind (…), sind keine Hemmnisse auf dem 
Wege zur europäischen Bürgeridentität. (…) Die multiplen politischen Identitäten der globalen 
Mehrebenen-Politik werden immer stärker eine neue bewegliche Form annehmen (…).“202   
Gerade in Hinblick auf regionsspezifische Sichtweisen erscheint das Modell der komple-
mentären bzw. multiplen Identitäten als angemessen. Der Gedanke der Vereinheitlichung, 
also die Entstehung einer dominanten supranationalen Identität, wird in der Forschung oh-
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198 Böttcher, Winfried: Von der Staatsraison zur Regionsraison. In: ders. (Hrsg): Subsidiarität, Regionalismus, Föde-
ralismus. Schwerpunkt: Kaliningrad. Münster 2004, S. 13. 
199 Böttcher, Winfried (1998 a): Zukunft der Regionen – vier Thesen. In: ders. (1998 b, Hrsg): Internationales Forum 
für lokale, regionale und globale Entwicklung. Jahrbuch 1998. Regionalentwicklung aus west/östlicher Sicht. Opla-
den 1998, S. 8.  
200 Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 52 f. Vgl. Popov, a.a.O., S. 87 sowie Adam, a.a.O., S. 23. Vgl. ausführlich 
Meyer, Thomas, a.a.O. S 67 ff. 
201 Popov, a.a.O., S. 96. 
202 Meyer, Thomas, a.a.O. S 70 u. 72. 
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nehin zurückgewiesen.203 Auch die Demoskopie gibt dem komplementärem Modell recht, 
wie die Eurobarometer-Umfragen zeigen. Keine Identifikationsebene ist von herausragen-
der Bedeutung, alle sind für die EU-Bürger wichtig: Fast gleichstark betonen sie nationale 
und lokale sowie regionale Identitäten. Die Europäer fühlen sich zuerst mit ihrem Staat ver-
bunden (92 Prozent Zustimmungsrate), doch in sehr ähnlichem Ausmaß auch mit ihrer Re-
gion und ihrer Stadt (88 Prozent bzw. 87 Prozent). 67 Prozent der EU-Bürger geben gleich-
zeitig an, sich auch als Europäer zu definieren.204 Mehr als zwei Drittel der Befragten be-
fürwortet also die Existenz komplementärer Identitäten. Deutlich tritt ebenso hervor, dass 
Region und Kommune für sie wichtige Bezugspunkte sind, die sie vor die europäische 
Identifikation stellen. Die Verkennung dieser Tatsache kann sich die Politik nicht leisten, so 
Hrbek: „Eine fortschreitende Integration wird nur dann durchsetzbar sein, wenn sie nicht 
nur auf Zustimmung und Unterstützung der nationalen, sondern auch auf die der regionalen 
Ebene stößt.“205 
Ziel ist es dementsprechend, die spezifischen regionalen Interessen stärker als bisher in den 
europäischen Meinungsbildungsprozess einzubringen.206 Dies kann institutionell erfolgen 
durch den Aufbau neuer bzw. die Weiterentwicklung bestehender Organe (s.o.). Bei diesem 
Stärkungsprozess spielen regionale Medien als Mittler, Initiator und Kontrolleur (vgl. näher 
Kap. 3.2.1) eine wichtige Rolle. Diese zu beschreiben ist Ziel der vorliegenden Arbeit. Eine 
Frage unter vielen ist  z. B., welche Rolle Regionalmedien sich zuweisen und ob sie das 
subsidiäre Gedankengut teilen. 
Abschließend soll kurz darauf verwiesen werden, dass dieses Gedankengut kontinuierlich 
weiterentwickelt wird. Der weiter gefasste Subsidiaritätsbegriff von Böttcher führt ihn zur 
Finalitätsvision einer europäischen Staatsordnung, die in einem föderalistischen System 
ihren Ausdruck findet, in dem der Nationalstaat nur noch eine geringe Rolle spielt. „Der 
Nationalstaat hat seine historische Funktion erfüllt. Er ist heute einer der Hauptstörenfriede 
im europäischen Integrationsprozess. (…) In unserem Gegenmodell, einem Konzept eines 
Europa der Regionen, ist die Bürgerin/der Bürger die Zentralfigur der Demokratie.“207 
Böttcher spricht sich zudem für ein Regionenhaus aus, das als gleichberechtigte Kammer 
im Entscheidungsprozess neben die Staaten und die Völker tritt, die je durch ein eigenes 
                                            
203 Vgl. Kielmansegg 2006, a.a.O., S. 58 f. Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 53. Vgl. Wessler, Harmut: Europa 
als Kommunkationsnetzwerk. Theoretische Überlegungen zur Europäisierung von Öffentlichkeit. In: Hagen, Lutz M. 
2004 a, a.a.O., S. 20.  
204 Vgl. Europäische Kommission (2005 a): Eurobarometer. Public Opinion in the European Union, Report 62. 
Luxemburg 2005, S. 103. URL: http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb62/eb_62.de.pdf, 18.12.2008. 
205 Hrbek/ Weyand, a.a.O., S. 27 
206 Böttcher 2004 b, a.a.O., S. 13. 
207 Böttcher 2008, a.a.O. 
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Haus vertreten werden.208 Erst so findet die Berücksichtigung der Regionen für ihn ihren 
vollwertigen da institutionellen Ausdruck. Das Leitbild dieser neuen europäischen Ordnung 
ist die Regionsräson. Diese bedeutet 
„unter Zugrundelegung des Strukturprinzips Subsidiarität auf subnationaler Ebene, also in einem 
verfassungsmäßig abgesicherten föderativen europäischen Gefüge, nach eigenen Regeln den Regi-
onszweck zu bestimmen. Die jeweilige Region lebt nach eigener Räson unter Einsatz ihrer endoge-
nen Potentiale, der Berücksichtigung ihrer eigenen Besonderheiten in kultureller und weitgehend 
politischer Selbstbehauptung und Selbstverwirklichung.“209 
Böttcher stellt die Grundprinzipien eines subsidiären Europas der Regionen vor: 
Tabelle 3: Prinzipien einer subsidiären Demokratie in Europa 
- ein europäisches Planungskonzept von unten  
- eine bürgernahe, von der Basis kommende, subsidiäre Kraft 
- eine direkte, partizipative Demokratie 
- eine möglichst unbürokratische, betroffenheitsnahe Lösung alltäglicher Probleme 
- unmittelbare Kommunikation zwischen regionalen Eliten und „dem einfachen Mann, Frau“ auf der Straße 
- kulturelle Autonomie 
- einen permanenten, gleichberechtigten Dialog zwischen koordinierten örtlichen Initiativen und dem größe-
ren Ganzen 
- Gewährung von Sicherheit und Orientierung bei zunehmender globaler Verunsicherung 
- Entwicklung einer ganzen Vielfalt abgestufter Souveränitätskonzepte; souverän ist, wer sich selbst bestimmt 
Quelle: Böttcher 1998, a.a.O., S. 8. 
Derlei weitgehende Reformvisionen sind freilich in der Wissenschaft umstritten. Kritiker 
einer solchen Konzeption wie Hrbek bemerken, dass eine zu starke Autonomie die Hand-
lungsunfähigkeit der Union zur Folge hätte. Er hält derlei Konzepte nicht nur für „unrealis-
tisch, sondern auch nicht für wünschenswert.“210 Für Schmuck hat ein föderales System mit 
einem Regionenhaus, „erhebliche institutionelle Probleme zur Folge, da ein Regionalorgan 
mit Entscheidungsanspruch das bestehende hochkomplexe EU-Entscheidungssystem weiter 
verkomplizieren würde.“211  
Böttcher geht auf die Vorwürfe ein, indem er zwischen Regionalismus und Separatismus 
unterscheidet. Der gewichtige Unterschied besteht in der geringeren Radikalität des Regio-
nalismus sowie in der Tatsache, dass dieser nur im Gefüge eines supranationalen Födera-
lismus bestehen kann:212 Die Regionen sind sich trotz ihrer Eigenständigkeit bewusst, dass 
sie nur gemeinsam in einem europäischen Verbund bestehen können. Es entsteht eine Soli-
                                            
208 Vgl. Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 209 f. 
209 Böttcher 2004 b, a.a.O., S. 17. Vgl. zum Begriff der Regionsräson auch Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 180 
sowie Böttcher 1998 a, a.a.O., S. 7. 
210 Hrbek/ Weyand, a.a.O., S. 13 f. 
211 Schmuck, a.a.O., S. 139. 
212 Vgl. Böttcher 1998 a, a.a.O., S.10. 
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darität, die den Zusammenhalt garantiert. 213 Für Böttcher ist dies eine föderale Verfas-
sungsgemeinschaft. Die Entscheidungshoheit liegt zumeist in der Region. Zentrale Politik-
felder wie etwa die Friedenssicherung, eine Kohäsionspolitik zur Garantie ähnlicher Le-
bensbedingungen und der Umweltschutz werden supranational organisiert.214 Eine ähnliche 
Vision verfolgt Czempiel. 215 
Der konzeptionelle Streit zeigt, dass es kein einheitliches Verständnis eines subsidiären 
„Europas der Regionen“ gibt.216 Das Konzept ist ein Oberbegriff für sich überlagernde und 
zum Teil auch ambivalente Vorstellungen. Es erfährt so viel Zustimmung, weil es für eine 
allgemein hin akzeptierte Zielsetzung steht, die für divergente politische Entwürfe offen ist 
– für ein Europa der Regionen im Sinne des defensiven Subsidiaritätsbegriffes sowie für 
weitergehende Konzepte, die Demokratie und Partizipation betonen. Eine Konkretisierung 
des Europas der Regionen wäre aus integrationstheoretischer Sicht also nötig.  
Bei aller Unterschiedlichkeit scheint es aber wichtig, auch die Gemeinsamkeiten der Ent-
würfe zu betonen. Sie liegen v. a. in der Betonung des Subsidiaritätsgedankens im Hinblick 
auf eine gesteigerte Effizienz des EU-Systems sowie verbesserter Partizipations- und Identi-
fikationschancen ihrer Bürger mit ihm. In dieser Hinsicht bedeutet die Stärkung des subsi-
diären Gedankens und damit der größeren demokratischen Teilhabe vor Ort zumindest po-
tenziell die Minimierung des Transparenz- und Partizipationsdefizits der EU-Demokratie, 
wie es in Kap. 2.1.4 aus der Perspektive eines republikanischen Demokratieverständnisses 
beschrieben wurde. Auch eine weitere Dimension des Demokratiedefizits, das Öffentlich-
keitsdefizit, kann mit der Stärkung des subsidiären Prinzips und der regionalen Teilhabe 
gemindert werden. Denn die verstärkte politische Regionalisierung der EU-Strukturen löst – 
bei verantwortungsvollem Handeln der regionalen Medien – eine zunehmende Europäisie-
rung der regionalen Berichterstattung aus, die zu einem stärkeren Wissen an, Interesse für 
und Zugehörigkeitsgefühl zur EU führt. Soweit kann die normative Erwatungshaltung als 
Hypothese beschrieben werden. Inwieweit diese Annahme zutrifft, was die regionalen Öf-
fentlichkeitseuropäisierung beeinflusst und welche Formen sie bereits erreicht hat, ist nun 
Gegenstand einer erstmaligen interdisziplinären Analyse der Europäisierung regionaler 
Medienöffentlichkeiten. Deutlich wurde in der Aufarbeitung der theoretischen Grundlagen 
insgesamt, dass Öffentlichkeit zu einem existenziellen Begriff für die EU geworden ist.  
„Denn einzig eine öffentlich sichtbare und bürgernahe EU, deren Chancen und Potenziale hervor-
treten und die sich deutlich vom negativ besetzten ‚Raumschiff Brüssel‟ unterscheidet, wird die Kraft 
                                            
213 Böttcher 2004 b, a.a.O., S. 14. 
214 Vgl. ebd., S. 16. 
215 Vgl. Czempiel, a.a.O., S. 63. 
216 Vgl. Hrbek/Weyand, a.a.O., S. 14 f. 
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und die Erlaubnis zu weiteren notwendigen Integrationsschritten haben, die zur Lösung überstaatli-
cher Problemlagen erforderlich sind. (…) Vor dem Hintergrund der aktuellen Krise wird das öffent-
liche Europa der BürgerInnen zu einer der wichtigsten Determinanten für die Integrationsfähigkeit 
der EU. Die vermeintlich weichen Parameter Öffentlichkeit, Transparenz und Bürgernähe sind in 
letzter Konsequenz die handfesten Erfolgsbedingungen für die Zukunftstauglichkeit des gesamten 
politischen Projektes EU.“217 
2.2 Europäische Öffentlichkeit: Grundlegende Betrachtungsmodelle 
2.2.1 Das repräsentativ-liberale Modell europäischer Öffentlichkeit  
Das Konzept wird von systemtheoretischen Auffassungen des Soziologen Niklas Luhmann 
gestützt.218 Luhmann beschreibt in seiner Systemtheorie die moderne Gesellschaft als funk-
tional differenziert: Teilsysteme übernehmen jeweils eine spezialisierte Funktion für das 
System der Gesamtgesellschaft. So ist beispielsweise die Funktion der Politik die Herstel-
lung allgemein verbindlicher Entscheidungen, die der Wirtschaft  die Produktion von Gü-
tern und die der Wissenschaft die Herstellung von Erkenntnissen. Öffentlichkeit fungiert als 
Scharnier und Bindeglied zwischen den einzelnen Teilsystemen. Luhmann definiert sie „als 
gesellschaftsinterne Umwelt der gesellschaftlichen Teilsysteme, also aller Interaktionen und 
Organisationen, aber auch der gesellschaftlichen Funktionssysteme und der sozialen Bewe-
gungen.“219  
Das wesentliche Merkmal der Öffentlichkeit ist nach diesem Verständnis ihre Fähigkeit, 
Vorstellungen der Realität abzubilden. Luhmann betont, dass in den Massenmedien keine 
direkte Vermittlung von Tatsachen aus der Umwelt erfolgt, sondern lediglich Beobachtun-
gen transferiert werden können. 220 „Die Primärfunktion von Öffentlichkeit besteht darin, 
die anderen funktionalen Teilsysteme zu beobachten und diese Beobachtungen allen Teil-
systemen zur Verfügung zu stellen“221, erklärt der Systemtheoretiker Hartmut Wessler.  
Luhmann sieht die Leistung von Öffentlichkeit dementsprechend an erster Stelle in der Tat-
sache des „Sichtbar-Machens“ von Meinungen, also letztlich in der Herstellung von Trans-
parenz. In dieser Hinsicht findet eine Selektion statt: Öffentlichkeit reduziert die Vielzahl 
der Themen auf eine begrenzte Agenda, der die gesellschaftliche Aufmerksamkeit zu-
                                            
217 Schäfer, Torsten (2006 b): Das öffentliche Europa. Nur Öffentlichkeit, Transparenz und Bürgernähe können das 
politische Projekt EU retten. In: Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): Eurovisionen. Junge Menschen schreiben über 
Europa. Berlin 2006, S. 125. 
218 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 13. u. 34.  
219 Luhmann, Niklas (1996): Die Realität der Massenmedien. Opladen 1996, S. 184 f. Auf eine ausführlichere Dar-
stellung der Systemtheorie wird an dieser Stelle verzichtet. Vgl. hierzu exemplarisch Münch, Richard: Systemtheorie. 
In:  Nohlen, Dieter/Schultze, Rainer-Olaf (Hrsg.): Lexikon der Politikwissenschaft: Theorien, Methoden, Begriffe. 
Band 2 N-Z. München 2005, S. 998-1005.  
220 Vgl. Gerhards, Jürgen (2000 b): Das Öffentlichkeitsdefizit der EU: Theoretische Überlegungen und empirische 
Befunde. In: Baerns, Barbara/Raupp, Judith (Hrsg.): Information und Kommunikation in Europa. Forschung und 
Praxis. Berlin 2000, S. 53 f. Vgl. Gerhards, Jürgen (2002): Das Öffentlichkeitsdefizit der EU im Horizont normativer 
Öffentlichkeitstheorien. In: Kaelble, Hartmut/Kirsch, Martin/Schmidt-Gernig, Alexander (Hrsg.), Transnationale 
Öffentlichkeit und Identitäten im 20. Jahrhundert, Campus, Frankfurt/Main 2002, S 137. 
221 Wessler, a.a.O., S. 13. 
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kommt; sie formiert die öffentliche Agenda.222 Öffentlichkeit sorgt also für Reduktion 
durch Selektion. Über den Selektionsprozess wird sie zu einer Art Bildschirm, der politi-
sche Repräsentanten und Bürger mit ihren Meinungen und Handlungen fokussiert und ab-
bildet. Durch die Tatsache der Beobachtung fühlen sich die Repräsentanten verpflichtet, 
sich an den Interessen der Bürger zu orientieren, wodurch sie Informationen über die Präfe-
renz der Wähler erhalten. Nach diesem Ansatz bedeutet Demokratie, dass die für die All-
gemeinheit verbindlichen Entscheidungen an die Interessen und den Willen der Bürger ge-
koppelt sind. Die Bindung erfolgt an erster Stelle durch die Wahlen.223  
Der Wahlakt ist also das entscheidende Scharnier zwischen Herrschaftsträgern und Bür-
gern. „Erst durch die Auszählung der Stimmen etabliert sich eine öffentliche Meinung als 
Beobachter von Politik“, erklärt Luhmann.224 In der Beobachtung von Politik und ihrer 
Abbildung besteht die Hauptleistung von Öffentlichkeit. Informationsvermittlung, die Mög-
lichkeit zur Meinungsbildung und die Kontrolle der gewählten Politiker sind insgesamt ihre 
tragenden Funktionen.225  
Deutlich wird, dass Öffentlichkeit innerhalb eines repräsentativen Demokratie-Modells 
wirkt: „Auf ihren Kernpunkt reduziert, besteht Demokratie in der Möglichkeit, politische 
Parteien für Teilnahme an (…) der Staatsregierung zu wählen“226, formuliert Luhmann. Die 
Bürger vollziehen ihre essentielle Funktion durch die Wahl ihrer Stellvertreter, die sie re-
präsentieren. Die Parteien und Interessensgruppen präsentieren sich, um ihre Positionen 
darzulegen und um die Bürger zu werben, die sie wählen. Die gewählten Vertreter repräsen-
tieren in ihrer Zusammensetzung dann die Interessenslage der Bevölkerung. Diese muss, 
um eine Wahlentscheidung treffen zu können, die Möglichkeit haben, sich sowohl vor als 
auch zwischen den Wahlen informieren zu können. Erst dann sind die Bürger den Kriterien 
eines demokratischen Prozesses entsprechend in der Lage, sich eine Meinung zu bilden und 
Kritik zu üben.227  
Gerhards und Neidhardt haben Luhmanns Ansatz weiterentwickelt. Sie betrachten Öffent-
lichkeit als Bindeglied zwischen den Teilsystemen der Gesellschaft. Sie wird definiert als 
                                            
222 Vgl. Luhmann 1996, a.a.O., S. 188 f. 
223 Vgl. Luhmann, Niklas: Öffentliche Meinung und Demokratie. In: Maresch, Rudolf/Weber, Niels (Hrsg.): Kom-
munikation – Medien – Macht. Frankfurt am Main 1999, S. 19 u. 24.  
224 Ebd., S. 24. 
225 Vgl. Gerhards 2000 b, a.a.O., S. 53 f. sowie 2002, a.a.O., S. 137 f. Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 13. 
226 Luhmann 1999, a.a.O., S. 31. 
227 Vgl. Bergsdorf, Wolfgang: Öffentliche Meinung und politisches Argument: Zu Begriff und Funktion der plura-
listischen Kommunikation. In: Wilke, Jürgen (1992, Hrsg.): Öffentliche Meinung. Theorie, Methoden, Befunde. 
Freiburg/München 1992, S. 42 ff. u 47 ff. 
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„ein intermediäres System, dessen politische Funktion in der Aufnahme (Input) und Verarbeitung 
(Throughput) bestimmter Themen und Meinungen sowie in der Vermittlung der aus dieser Verarbei-
tung entstehenden öffentlichen Meinungen (Output) einerseits an die Bürger, andererseits an das 
politische System besteht.“228  
Diesen Prozess der Verarbeitung von Themen und Meinungen, den Throughput, haben v. a. 
qualitative Strukturstudien wie die vorliegende Arbeit im Blick. Inhaltsanalytische Studien 
konzentrieren sich hingegen auf den Output, auf den als Endstufe der Vermittlung eine Um-
setzung - die Rede ist von „Übersetzung“ - von Informationen in politische Entscheidungen 
erfolgen soll.229 Hinsichtlich der Input-Funktion von Öffentlichkeit heben die Soziologen 
die Frage nach der Selektivität des Systems hervor. So ist es bedeutsam, ob Interessen und 
Meinungen gewisser Gruppen öfter nicht gehört bzw. abgebildet werden. Die Forscher fra-
gen in diesem Zusammenhang nach der möglichen Existenz und Zusammensetzung von 
„schweigenden Mehrheiten.“230  
Grundlegend für die Betrachtung des repräsentativ-liberalen Modells einer europäischen 
Öffentlichkeit ist also das Postulat, dass Öffentlichkeit für jedermann frei zugänglich sein 
muss, um die Kontrolle der politischen Eliten durch die Wähler sowie die Meinungsbildung 
in das politische System hinein zu erfüllen. Da einzig die Massenmedien in Demokratien 
den Zugang zur Öffentlichkeit gewährleisten können, kommt ihnen bei der Abbildung der 
Interessen einer Gesellschaft die entscheidende Rolle zu. Es gilt das Postulat, dass Massen-
medien das essentielle Forum für die Herstellung politischer Öffentlichkeit sind.231 
 „Sie betreiben die Distributionsapparatur, sie entscheiden über die Struktur der Themen für das 
alltägliche Gespräch, sie treffen eine Vorentscheidung über den Stellenwert der Politik als Gegen-
stand der Alltagskommunikation und sie schlagen ihrem Publikum Bewertungen vor.“232 
Massenmediale Kommunikation ist aus der Sicht dieses Modells freilich nur eine Spielart 
von Öffentlichkeit. Doch durch sie alleine wird nach Gerhards/Neidhardt die öffentliche 
Meinung einer Gesellschaft geprägt. Einfachere öffentliche Interaktionssysteme aus darun-
ter liegenden Ebenen wie etwa öffentliche Veranstaltungen spielen eine untergeordnete 
Rolle.233 Auf die zentrale Bedeutung der Massenmedien weist eine Eurobarometerstudie 
aus dem Jahr 2006 hin: Auf die Frage, woher sie ihre Informationen über Europa bekom-
men, nennen 82 Prozent der Deutschen den Fernseher, 62 Prozent die Tageszeitung und 47 
                                            
228 Gerhards, Jürgen/Neidhardt, Friedhelm: Strukturen und Funktionen moderner Öffentlichkeit: Fragestellungen 
und Ansätze. In: Müller-Doohm, Stefan/Neumann-Braun, Klaus (Hrsg.): Öffentlichkeit, Kultur, Massenkommunika-
tion. Beiträge zur Medien- und Kommunikationssoziologie. Oldenburg 1991, S. 34 f. 
229 Vgl. ebd., a.a.O., S. 43 f.  
230 Gerhards/Neidhardt, a.a.O., S. 43. 
231 Vgl. ebd., S. 54. Vgl. Gerhards, Jürgen (1998): Konzeptionen von Öffentlichkeit unter heutigen Medienbedin-
gungen. In: Jarren, Otfried/Krotz, Friedrich (Hrsg.): Öffentlichkeit unter Viel-Kanal-Bedingungen. Baden Baden 
1998, S. 43. Vgl. Luhmann 1999, a.a.O., S. 23. 
232 Bergsdorf, Wolfgang, a.a.O., S. 49. 
233 Vgl. Gerhards/Neidhardt, a.a.O., S. 54. f. 
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Prozent das Radio. Persönliche Gespräche nehmen als Informationsquelle 31 Prozent der 
Befragten in Anspruch.234 Gerhards beschreibt das repräsentativ-liberale Öffentlichkeits-
modell zusammenfassend. Öffentlichkeit ist demnach  
„ein Beobachtungssystem, das, gleich einem Monitor, die von den Bürgern gewählten Vertreter und 
deren Konkurrenten in ihren Kommunikationsangeboten abbildet. Da die Herrschaftsträger von der 
Beobachtung durch die Bürger wissen und zugleich durch den Wahlmechanismus von der Zustim-
mung der Bürger abhängig sind, werden sie sich in ihren Kommunikationen an den Präferenzen der 
Bürger orientieren. (...) Dabei konstituiert sich Öffentlichkeit (...) in erster Linie als massenmediale 
Öffentlichkeit.“235  
Entsprechend wird das europäische Öffentlichkeitsdefizit definiert. Es entsteht, wenn  
„ Entscheidungen immer häufiger nicht von den Nationalstaaten, sondern von der EU gefällt wer-
den, die Berichterstattung der Öffentlichkeit aber nationalstaatlich verhaftet bleibt und nicht oder 
nur in geringem Maße von den europäischen Entscheidungen und Diskussionen berichtet.“236  
Die grundsätzliche Frage ist insgesamt darin begründet, inwieweit Medien den europäi-
schen Einigungsprozess abbilden bzw. auch fördern.237 Europäische Öffentlichkeit wird als 
normativer Begriff im Sinne der republikanischen Demokratievorstellungen aufgefasst.238 
Ihr Entstehungsprozess wird kritisch hinterfragt, von Interesse ist zumeist der Grad der Me-
dienberichterstattung über die EU und ihre Staaten bzw. die Art der strukturellen Determi-
nanten und Einflussfaktoren, die den Entstehungsprozess beeinflussen.  
2.2.2 Europäische Öffentlichkeit als Prozess: Das diskursiv-deliberative Modell 
Das Modell geht v. a. auf Jürgen Habermas zurück,239 der den Begriff des Diskurses mit 
seiner Diskurstheorie240 in der sozialwissenschaftlichen Debatte entscheidend geprägt hat. 
Auch an der Debatte um europäische Öffentlichkeit nimmt der Philosoph immer wieder 
teil. Sie gehört für ihn zum Grundtatbestand der europäischen Demokratie, wie Habermas 
mehrfach deutlich macht.241  
Das diskursive Öffentlichkeitsverständnis bezeichnet Habermas als komplexer und norma-
tiv umfangreicher im V ergleich zu den liberalen Auffassungen von Öffentlichkeit und De-
                                            
234 Vgl. EU-Kommission (2006 b): Eurobarometer 65. Die öffentliche Meinung in der Europäischen Union. Natio-
naler Bericht Deutschland. Brüssel 2006. URL: 
http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb65/eb65_de_nat.pdf, 12.1.2008. V. a. Hintergründe werden also 
durch das Tiefenmedium Zeitung vermittelt – eine Aufgabe, die das Fernsehen nur begrenzt leisten kann. 
235 Gerhards 2002, a.a.O., S. 139. 
236 Vgl. ebd., S. 141.  
237 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 33. 
238 Gerhards 2000 a, S. 288 f.  
239 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 14. Vgl. Knorr, Antje: Europäische Öffentlichkeit und transnationale Kommuni-
kation im sicherheitspolitischen Bereich. Eine Medienanalyse des Golf-, Kosovo- und Irak-Krieges. Dissertation im 
Fachbereich Politik- und Sozialwissenschaft an der Freien Universität Berlin. Berlin 2006. S. 15. 
240 Vgl. ausführlicher Habermas 1992, a.a.O., S. 361 ff.  
241 Vgl. Habermas 2001, a.a.O., S. 7. Vgl. Habermas, Jürgen/Derrida, Jacques: Unsere Erneuerung. Nach dem 
Krieg: Die Wiedergeburt Europas. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 31.5.2003, S. 33.  
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 54 
 
 
mokratie, die er als „staatszentriert“ kritisiert, und denen er das Bild einer „dezentrierten 
Gesellschaft“ entgegensetzt.242  
Wichtige Komponente des Diskurses ist nach seinem Verständnis zunächst, ähnlich wie im 
repräsentativ-liberalen Modell, der allgemeine und freie Zugang zur Debatte243 als Aus-
druck einer basisdemokratischen Grundhaltung. Hinzu kommt eine qualitative Komponen-
te: Von Bedeutung ist nicht der reine Informationsfluss, sondern der Austausch von rationa-
len, qualitativ hochwertigen Argumenten. Transparenz und Partizipation sind aus dieser 
Perspektive nicht mehr die alleinigen Ziele der öffentlichen Debatte.244 Für Habermas bin-
det ganz in diesem Sinne das Diskursprinzip „die Gültigkeit von Normen an die Möglich-
keit einer begründeten Zustimmung vonseiten aller möglicherweise Betroffenen, soweit 
diese die Rolle von Argumentationsteilnehmern übernehmen.“245 Am Ende des qualitativ 
hoch stehenden rationalen Diskurses steht demzufolge die „höherstufige Intersubjektivität 
von Verständigungsprozessen.“246 Habermas betont an anderer Stelle, dass die „ethisch-
politische“ Selbstverständigung der Gesellschaft durch Argumente gestützt und mit morali-
schen Normen im Einklang stehen muss.247 Nur wenn „vernünftige Qualität“ der Ergebnis-
se am Ende der Meinungs- und Willensbildung stehen, ist diese funktional. „Deshalb bleibt 
das diskursive Niveau der öffentlichen Debatte die wichtigste Variable.“248 Deutlich wird u. 
a. hier, dass Habermas weniger einen pragmatisch-realen denn ein idealistischen Öffent-
lichkeitskonzept vertritt, wie Kleinsteuber bemerkt. 249  
Grundlegend für das diskursive Konzept ist weiterhin der Begriff der Deliberation250, bei 
der die Partizipation an der öffentlichen Diskussion einen kollektiven Lernprozess anregt. 
Die Akteure orientieren sich aneinander und lernen voneinander.251 Deliberation setzt Ak-
zeptanz voraus: Ein Diskurs ist möglich, wenn die Geltungsansprüche von den Sprechern 
gegenseitig anerkannt werden.252 Deliberative Kommunikation stellt für Habermas den   
„internen Zusammenhang zwischen pragmatischen Überlegungen, Kompromissen, Selbstverständi-
gungs- und Gerechtigkeitsdiskursen her und begründet die Vermutung, dass unter Bedingungen 
eines problembezogenen Informationszuflusses und sachgerechter Informationsverarbeitung ver-
                                            
242 Habermas 1992, a.a.O., S. 361 f. 
243 Vgl. Habermas, Jürgen: Strukturwandel der Öffentlichkeit. Untersuchungen zu einer Kategorie der bürgerlichen 
Gesellschaft (Neuauflage). Frankfurt am Main 1990, S. 156. 
244 Vgl. ebd., S. 34 u. 39 sowie 1992, a.a.O., S, 362. 
245 Vgl. ebd., S. 40. 
246 Habermas 1992, a.a.O., S. 362.  
247 Vgl. Habermas 1990, a.a.O., S. 40. 
248 Habermas 1992, a.a.O., S. 369. 
249 Vgl. Kleinsteuber 2004, a.a.O., S. 40. 
250 Vgl. Latzer/Saurwein,a.a.O., S. 14. Vgl. Kantner, Cathleen (2007): Europäische Medienöffentlichkeit: Folgenlo-
se Debatten? In: Koch-Baumgarten/Mez 2007 a, a.a.O., S. 210. 
251 Vgl. Trenz, Hans-Jörg (2000): Korruption und politischer Skandal in der EU. Auf dem Weg zu einer europäi-
schen politischen Öffentlichkeit? In: Bach, Maurizio (Hrsg.), a.a.O., S. 336 f. Vgl. Latzer/Saurwein,a.a.O., S. 14. 
252 Eder et al. 1998, a.a.O., S. 322. 
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nünftige bzw. faire Ergebnisse erzielt werden.“253  
Grundlage für diese Vorstellungen ist die Defintion Cohens einer deliberativen Demokratie. 
Diese Formulierung, mit der hier das deliberative Verständnis von Kommunikation zu-
sammengefasst wird, und die Habermas ausführlicher weiterentwickelt, als es hier darge-
stellt werden kann, ist ein Grundbaustein seiner Konzeptionen:  
„The notion of a deliberative democracy is rooted in the intuitive ideal of a democratic association 
in which the justification of the terms and conditions of associtation proceeds through public argu-
ment and reasoning among equal citizens. Citizens in such an order share a commitment to the reso-
lution of problems of collectiv choice through public reasoning, and regard their basic institutions 
as legitimate insofar as they establish a framework for free public deliberation.”254 
Teilnehmer am deliberativen Diskurs sind nach Habermas Akteure des Zentrums und der 
Peripherie.255 Zum Zentrum gehören die politische Verwaltung, das Gerichtswesen, das 
Parlament, die Parteien und die Regierung. Die Peripherie konstituiert sich einerseits aus 
organisierten Verbänden und Interessensgruppen  mit deren Hilfe das Zentrum (Gewerk-
schaften, Berufsverbände, Kirchen usw.) die Entscheidungen umsetzt und andererseits aus 
zivilgesellschaftlichen Akteuren oder Bürgern, von denen der politische Willensbildungs-
prozess ausgehen sollte. Sie sind frei vom Zwang, Entscheidungen fällen zu müssen und 
nicht an parteipolitische oder institutionelle Interessen gebunden. Die Vorstellung, dass alle 
Willensbildungsentscheidungen der Peripherie an das Zentrum gekoppelt sein sollten, hält 
Habermas für nicht realisierbar. Das Zentrum hat deshalb Routinen ausgebildet, die beim 
größten Teil der Entscheidungen ablaufen.256  
Das diskursive Öffentlichkeitsverständnis kennt einen zweiten Blick auf die Akteure, des-
sen Kenntnis wichtig für das Verständnis dieses Modells ist: Es wird zwischen zwei Arten 
von Sprechern unterschieden, die jeweils der autonomen und der vermachteten Öffentlich-
keit zugerechnet werden. Erstere sind die periphären Akteure der Zivilgesellschaft, wie et-
wa bürgerliche Interessensgruppen oder andere Nichtregierungsorganisationen, letztere sind 
die Akteure des Zentrums, also Politiker und sonstige Entscheidungseliten.257 Habermas 
betont die Notwendigkeit eines herrschaftsfreien Diskurses, der nicht die Anbindung an die 
Bürgerschaft verliert. Denn „die Strukturen einer vermachteten Öffentlichkeit schließen 
fruchtbare und klärende Diskussionen aus.“258 Immer wieder unterstreicht er die Bedeutung 
der „spontanen, nicht-vermachteten Kommunikationsströme“, der „nicht organisierten Öf-
                                            
253 Habermas 1992, a.a.O., S. 359 f. 
254 Cohen, J. : Deliberation and Democratic Legitimacy. In: Hamlin., A./Pettit, Ph. (Hrsg.): The Good Polity. Oxford 
1989, S. 33, zit. n. Habermas 1990, a.a.O., S. 38 f. 
255 Vgl. Habermas 1992, a.a.O., S. 430 f. 
256 Vgl. ebd., S. 433.  
257 Vgl. ebd., S. 430 f., S. 363 sowie 1990, a.a.O., S. 32. 
258 Habermas 1992, a.a.O., S. 438. Vgl. zum freien Zugang auch S. 41.  
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fentlichkeit“ und der zivilgesellschaftlichen, periphären Akteure259, die er gar als entschei-
dendes Bindeglied zwischen der politischen Öffentlichkeit und der gesellschaftlichen Le-
benswelt bezeichnet.260 Er erkennt freilich an, dass die Beteiligung aller an dem geforderten 
Diskurs in der Praxis nicht möglich ist, weshalb entsprechende Verfahren die Repräsentati-
vität der Teilnehmer am Diskurs sicherstellen müssen, an dessen Ende dann eine von Ver-
nunft geprägte öffentliche Meinung steht, die Basis für politische Entscheidungen ist.261  
Die öffentliche Meinung ist im Idealfall ein rationaler Konsens. Sie soll „(…) in eine ratio 
überführen, die sich in der öffentlichen Konkurrenz der privaten Argumente als der Kon-
sensus über das im allgemeinen Interesse praktisch Notwendige herstellt.“262 Dieser Kon-
sens kann aber durchaus durch eine „argumentativ fundierte Mehrheitsmeinung“ ersetzt 
werden, wenn politischer Entscheidungsdruck die Konsensherstellung aus Zeitgründen be-
hindert.263 Der Konsens ist für Habermas gerade neuerdings keine zwingende Bedingung 
mehr, da er die Funktion von Öffentlichkeit auch als die Herstellung „paralleler Meinungen 
und Gegenmeinungen“264 bezeichnet, also Kontroversen in den Blick nimmt.  
V. a. Klaus Eder hat die diskursive Öffentlichkeitsperspektive in der Tradition von Haber-
mas auf die EU bezogen.265 Ausgangspunkt für die Theorie ist ebenfalls das Demokratiede-
fizit der EU, das auf das Fehlen von Öffentlichkeit zurückgeführt wird. Eder postuliert, dass  
„in dem Maße, wie eine europäische Gesellschaft jenseits des nationalen verfassten Volkes entsteht, 
(...) Prozeduren der Beteiligung gefunden werden, die mit dem normativen Ideal, dass sich Freie 
und Gleiche diskursiv an kollektiven Willensbildungsprozessen beteiligen können, vereinbar sind.“ 
266
  
An dieser Aussage wird deutlich, welche normativen Anforderungen das diskursive Modell 
an das Entstehen einer europäischen Öffentlichkeit stellt: Es kommt v. a. auf die Etablie-
rung neuer kommunikativer Strukturen an, in denen sich Willensbildung über spezielle 
Diskurse vollzieht. Medien sind hierfür ein, nicht aber der essentielle Funktionsträger. Poli-
tische Kommunikation wird im grundsätzlichsten Sinne vor dem Hintergrund der dargeleg-
ten Habermasschen Implikationen als gleichberechtigter und rationaler Austausch von Ar-
gumenten im Sinne eines offenen und vernunftgeleiteten Diskurses verstanden, der die An-
sprüche der Verständlichkeit, Wahrheit, Wahrhaftigkeit und Richtigkeit erfüllen muss.267 
Eder identifiziert weitere wichtige Merkmale des diskursiven Typs politischer Öffentlich-
keit in Europa: Seiner Ansicht nach lässt sich für die EU-Politik auch künftig kein dem na-
                                            
259 Vgl. Habermas 1990, a.a.O., S. 42 ff sowie 1992, a.a.O., S. 374 u. 434. 
260 Vgl. Habermas 1992, a.a.O., S. 435. 
261 Vgl. Habermas 1990, a.a.O., S. 41 f. 
262 Ebd., S 153. 
263 Vgl. Habermas 1990, a.a.O., S. 42 sowie 1992, a.a.O., S. 371.   
264 Habermas 2001, a.a.O., S. 19.  
265 Vgl. Risse 2002, a.a.O., S. 19 sowie die dargestellten Ausführungen von Eder selbst.   
266 Eder et al. 1998, a.a.O., S. 324. 
267 Gerhards 1998, a.a.O., S. 27 ff. sowie 2002, a.a.O., S. 12 ff.   
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tionalstaatlichen Demos vergleichbarer kollektiver Akteur identifizieren bzw. konstruieren. 
An die Stelle des Demos im Sinne der Demokratietheorie tritt stattdessen „eine Pluralität 
von kollektiven Akteuren mit sich überschneidenden Loyalitäten und Interessen“.268 Dies 
bedeutet auch, dass nicht mehr das Volk als homogener politischer Akteur Träger der öf-
fentlichen Meinung ist und als Kontrollinstanz der politischen Herrschaft wirkt. Diese 
Funktionen werden im diskursiven Öffentlichkeitsmodell auf eine Vielzahl von politischen 
und zivilgesellschaftlichen Akteuren übertragen. 269  
Eder stellt dar, wie sich die homogene Öffentlichkeit im diskursiven Modell in eine Viel-
zahl von Teilöffentlichkeiten auflöst, die aufgrund von spezifischen situativen Themenstel-
lungen entstehen. Gemäß dem Postulat der wechselnden thematischen Präferenzen finden 
sich die Akteure, die europäische Öffentlichkeit gerieren, immer wieder in neuen Konstella-
tionen zusammen. Letztlich bildet sich europäische Öffentlichkeit im diskursiven Sinne also 
durch Kommunikationsnetzwerke heraus, in denen die an einer spezifischen Themenagenda 
orientierten Akteure miteinander kommunikativ interagieren.270 Hier wird die Anbindung 
an Habermas deutlich, der Öffentlichkeit als ein „Netzwerk für die Kommunikation von 
Inhalten und Stellungnahmen, also von Meinungen (…)“ 271 bezeichnet. Er beschrieb be-
reits in „Faktizität und Geltung“, was Eder et al. nun auf Europa anwenden. Die öffentliche 
Meinungsbildung vollzieht sich für Habermas  
„ in einem offenen und inklusiven Netzwerk von sich überlappenden subkulturellen Öffentlichkeiten 
mit fließenden zeitlichen, sozialen und sachlichen Grenzen. Die Strukturen einer solchen pluralisti-
schen Öffentlichkeit bilden sich (…) mehr oder weniger spontan. (…) Insgesamt bilden sie einen 
‚wilden‟ Komplex, der sich nicht im ganzen organisieren lässt.“272  
Habermas verwendet für die Netzwerke Begrifflichkeiten wie „Foren“ und „Arenen“, de-
nen sich Eder et al. immer wieder bedienen.273 
Festzuhalten bleibt, das sich mit den verschiedenen thematischen Netzwerköffentlichkeiten 
eine Vielzahl unterschiedlicher themenspezifischer Publika herausbilden. Darüber hinaus 
weisen die variablen Akteurskonstellationen im Gegensatz zum Volk im Nationalstaat, das 
eine gewachsene kulturelle und sprachliche Identität besitzt, im diskursiven Öffentlich-
keitsmodell keine vergleichbaren Traditionen mehr auf.274 Eder begründet dies: „Der öf-
fentliche Kommunikationsraum, der nicht mehr an den Grenzen des Nationalstaats Halt 
                                            
268 Eder et al. 1998, a.a.O., S. 324   
269 Vgl. ebd., S. 325 f. Vgl. Eder, Klaus: Zur Transformation nationalstaatlicher Öffentlichkeit in Europa. Berliner 
Journal für Soziologie, 2/2000, S. 171 f. Vgl. Abromeit, a.a.O., S. 41. 
270 Vgl. Eder et al. 1998 a.a.O., S. 325 f. Vgl. Eder 2000, a.a.O., S. 171 f.  Vgl. Abromeit, a.a.O., S. 41. Vgl. Richter, 
a.a.O., S. 167 f. 
271 Vgl. Habermas 1992, a.a.O., S. 436. 
272 Habermas 1992, a.a.O., S. 373 f. 
273 Vgl. ebd., S. 437. 
274 Vgl. Eder, Klaus: Framing and Communicating Environmemtal Issues. Berlin 1995, S. 338 f.  
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macht, muss seine Grenzen in anderer Weise setzen, als dies Öffentlichkeiten auf der Basis 
von nationalen Sprachgemeinschaften tun.“275 
Schauplätze der Netzwerk-Kommunikation – und damit der verschiedenen Foren der euro-
päischen Öffentlichkeiten – sind im diskursiven Modell wechselnde Politik-Arenen, in de-
nen der politische Diskurs stattfindet und politische Legitimation der EU erzeugt wird. In 
deliberativen, frei zugänglichen Politikarenen liegt, so lässt sich mit Eder sagen, die legiti-
mationserzeugende Wirkung in politischen Meinungs- und Willensbildungsprozessen so-
wie in der Ausnutzung des legitimatorischen Potenzials argumentativer Verfahren der rati-
onalen und qualitativ hochwertigen Konfliktbearbeitung und Konsensfindung. In weniger 
frei zugänglichen Arenen der Interessenspolitik wird Legitimation durch politische Ein-
flussnahme und die Mobilisierung pluraler Interessensvertretungen geschaffen. Weil aber 
diese beiden Strategien, und insbesondere der erste Ansatz, wegen des geringen 
partizipativen Potenzials des EU-Systems nicht ausgeschöpft werden können, sind für Eder 
künftig die Arenen der symbolischen Politik zentral für die Herausbildung einer europäi-
schen Öffentlichkeit. Durch sie kann auch auf supranationalem Niveau Aufmerksamkeit 
erregt und politische Loyalität hergestellt werden. 276 „Akteure der Zivilgesellschaft wie z. 
B. soziale Bewegungen sollen die Resonanz, die gesellschaftliche Probleme in privaten 
Lebensbereichen finden, aufnehmen, im Rahmen veranstalteter Öffentlichkeiten problemlö-
sende Diskurse institutionalisieren, dramatisieren, inszenieren und lautverstärkend an die 
politische Öffentlichkeit weiterleiten“277, erklären Latzer/Saurwein. Auch den im Umfeld 
der EU-Institutionen auftretenden Kommunikationsnetzwerken und Expertenrunden wird 
im diskursiven Modell diese wichtige Funktion zugewiesen. 278  
Die dargelegten Prämissen und Implikationen des Modells führen abschließend zur Frage, 
was  Ziel des europäischen Öffentlichkeitsprozesses nach Eder ist. Eder und Kantner beto-
nen im neueren Habermasschen Sinne, dass es nicht entscheidend sei, ob ein Konsens er-
reicht werde, vielmehr komme es auf das Vorhandensein eines Prozesses der Meinungs- 
und Willensbildung an.279 Aufgrund dieses eher prozessualen Öffentlichkeitsverständnis-
ses280 kommt Eder letztlich zu dem Schluss, dass die Rede vom europäischen Öffentlich-
keitsdefizit doch falsch sei. Für ihn existiert eine transnationale politische Öffentlichkeit in 
                                            
275 Eder 2000, a.a.O., S. 181. 
276 Vgl. Eder et al. 1998, a.a.O., S. 336 ff. 
277 Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 32. 
278 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 34. 
279 Vgl. Eder, Kaus/Kantner, Cathleen: Transnationale Resonanzstrukturen in Europa. Eine Kritik der Rede vom 
Öffentlichkeitsdefizit. In: Bach, Maurizio (Hrsg.), a.a.O., S. 315. 
280 Diesen Begriff verwendet Wessler, a.a.O., S. 20. 
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Europa.281 Eder ist etwa der Auffassung, dass sich während der BSE-Krise, im Zusammen-
hang mit dem Korruptionsskandal um die Santer-Kommission 1999 (siehe Kap. 3.1.5) so-
wie mit der EU-Migrationspolitik transnationale Kommunikationsgemeinschaften in Netz-
werken politischer Akteure gebildet hätten. „Es gibt bereits viel europäische Öffentlich-
keit“282, lautet daher sein Fazit, die Rede vom europäischen Öffentlichkeitsdefizit sei reiner 
„Popanz.“283 Auch Kantner äußert sich entsprechend.284 Habermas sieht im diskursiven 
Sinne die zeitgleichen europaweiten Demonstrationen gegen eine Beteiligung am Irak-
Krieg als „Signal für die Geburt einer europäischen Öffentlichkeit (…).“285  
Hinweise darauf, dass es nach dem diskursiven Verständnis bereits transnationale Kommu-
nikationsgemeinschaften in Europa gibt, die europäische Öffentlichkeit bedeuten, gibt auch 
van de Steeg, die mit Eder zusammenarbeitete: Sie kommt nach eigenen Analysen zu dem 
Schluss, dass ein Großteil der Berichterstattung über die EU-Osterweiterung aus je einem 
niederländischen, deutschen, britischen und spanischen Nachrichtenmagazin vergleichbaren 
Mustern folgt. Sie folgert deshalb, dass „sich die Sprecher in den untersuchten Medien aus 
unterschiedlichen Mitgliedstaaten grundsätzlich an der gleichen Diskussion beteiligen. Sie 
werden veranlasst, über die gleichen Themen nachzudenken und die gleichen Agenden 
voranzutreiben.“286 Auch Kantner kommt nach einer Inhaltsanalyse an der Berliner Hum-
boldt-Universität zu sehr optimistischen Schlüssen. Der Anteil der euroapolitischen Artikel 
an der Gesamtberichterstattung sei insgesamt „sehr hoch“, und es werde über „eine enorme 
Vielzahl“287 von Themen berichtet. Auch ist von einer generellen „überraschend hohen“ 
Synchronität der Debatten die Rede.288  Auch (…) „das Meinungsspektrum zu einem Prob-
lem ähnelt sich über die Ländergrenzen hinweg. In allen Mitgliedsstaaten sind meist alle 
wichtigen Positionen zum Thema vertreten und selbst die kleine Gruppe der dominanten 
Deutungen stimmt weitgehend überein.“289  
Betrachtet man näher die angewandten Definitionen, werden diese Schlüsse erklärlich: Der 
Anteil europapolitischer Artikel betrug in den untersuchten europäischen Zeitungen 25 Pro-
zent, weil Artikel, in denen EU-Themen als Nebenthemen auftreten und die die Mehrzahl 
der vorgefundenen Artikel ausmachten, gleichberechtigt neben Texte mit der EU als 
                                            
281 Vgl. Kantner, Cathleen (2003): Öffentliche politische Kommunikation in der Europäischen Union. Eine herme-
neutisch-pragmatische Perspektive. In: Klein, Ansgar (Hrsg.): Bürgerschaft, Öffentlichkeit und Demokratie in Euro-
pa. Opladen 2003, S. 215 ff. Vgl. auch Eder/Kantner, a.a.O., S. 87.  
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283 Eder 2000, a.a.O., S. 171. 
284 Vgl. Kantner 2007, a.a.O., S. 210 f. 
285 Habermas/Derrida, a.a.O. 
286 Steeg, Marianne van de: Bedingungen für die Entstehung von Öffentlichkeit in der EU. In: Klein, a.a.O., S. 189  
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Hauptbezug in die Auswertung einflossen. Allein für das Jahr 2000 stellten die Forscher 
180 verschiedene Themen fest, woraus sie den Schluss ziehen, dass die EU-
Berichterstattung eine große thematische Vielfalt ausmacht.290 Hier scheint Kritik ange-
bracht, da es sich offensichtlich um eine „self fulfilling phrophecy“ handelt. Mit einem der-
art kleinteiligen Analyseraster, das, zugespitzt gesagt, fast jeden Artikel zu einem neuen 
Thema erklärt, lässt sich leicht der Befund großer Vielfalt treffen. Aussagekräftiger wäre 
der übergeordnete und meist in derlei Studien auftauchende Befund darüber, welche Poli-
tikfelder oder Themengruppen berichtet werden und ob hier Vielfalt herrscht. 
Hans-Jörg Trenz, der ebenfalls dem diskursiven Verständnis zugerechnet werden kann, 
zieht noch positivere Schlüsse als Kantner.291 Für ihn gibt es kein europäisches Öffentlich-
keitsdefizit, da er in einem Drittel der untersuchten politischen Artikel Bezüge zu Europa 
feststellen konnte. Diese hohe Zahl liegt an einer weiten und diskursiven Definition der EU-
Berichterstattung, die auch Artikel umfasst, die explizit nicht europäische Fragestellungen 
thematisieren, dennoch aber generelle und seien es nur minimale Verbindungen zu Europa 
herstellen, indem etwa das Wort „Europa“ genannt wird.292 Aufgrund dieser Betrachtungs-
perspektive verwundert sein Schluss nicht. Sowohl hinsichtlich der Quantität als auch in-
haltlicher Deutungsmuster sieht er die Ansprüche an europäische Öffentlichkeit eingelöst:   
„There is a distinct media public sphere in Europe within the qualit press‟ specific organizational 
sector. Both the absolute resonance of political communication about Europe as well as the recip-
rocity of meaning and interpretations describe the structuring effects of a European Public 
Sphere.”293  
An anderer Stelle definiert Trenz das Öffentlichkeitsverständnis, das dem prozessuralen 
Verständnis Eders entspricht: „The research clarifies that the European public sphere is 
simultaneously a form and a process of mapping the political landscape of Europe.“294  
In den Aussagen von Eder und Trenz wird deutlich, dass europäische Öffentlichkeit als 
Prozess begriffen wird, der in verschiedenen Aggregatzuständen vorkommen kann, aber 
immer greifbar ist, also existiert, sobald europabezogene Kommunikation geschieht. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach der Existenz europäischer Öffentlichkeit nicht 
mehr; es interessiert nur, in welchen Formen sie bereits existiert. Die meisten Autoren, und 
                                            
290 Vgl. Kantner, Cathleen., S. 214 f.  
291 Trenz untersuchte die politische Berichterstattung von elf Qualitätszeitungen aus sechs EU-Staaten im Jahr 2000. 
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Analysiert wurde jeder dritte Artikel jedes dritten Berichterstattungstages. (Vgl. Trenz, Hans-Jörg 2004: Media Cov-
erage on European Governance: Exploring the European Public Sphere in National Quality Newspaper. European 
Journal of Communication 3/2004, S. 314).   
292 Vgl. Trenz 2004, a.a.O., S. 296. Vgl. die Kritik von Brüggemann, Michael/Sifft, Stefanie/Kleinen v. Königslow, 
Katahrina/Peters, Bernhard/Wimmel, Andreas: Segmentierte Europäisierung: Trends und Muster der Transnationali-
sierung von Öffentlichkeit in Europa. In: Langenbucher/Latzer, a.a.O., S. 222. 
293 Trenz 2004, a.a.O., S. 311. 
294 Ebd., S. 293. 
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 61 
 
 
insbesondere Anhänger des repräsentativ-liberalen Modells wie Gerhards, teilen diese Auf-
fassung nicht, wie v. a. im folgenden Unterkapitel deutlich wird, da sie normative Fragestel-
lungen formulieren und dementsprechend die Möglichkeit einer Nichtexistenz europäischer 
Öffentlichkeit einbeziehen. „Für die Optimisten gibt es (…) geradezu zwangsläufig eine 
europäische Öffentlichkeit, sofern in einem gemeinsamen Rechtsraum Entscheidungen von 
europaweiter Gültigkeit und Relevanz getroffen werden“295, resümiert die Politologin Regi-
na Vetters.  
2.2.3 Bewertung und Diskussion der Modelle 
Das diskursive Modell legt einen Schwerpunkt auf die Partizipation der Basis in Form der 
Zivilgesellschaft. Gerade vor dem Hintergrund des Partizipationsdefizits der EU sind solche 
kommunikativen Beteiligungsansätze grundsätzlich zu begrüßen. Auch die Konzentration 
des diskursiven Modells auf politikfeldspezifische Kommunikation scheint sinnvoll zu sein, 
da davon auszugehen ist, dass in jedem Politikfeld eigene Kommunikationsmuster vorzu-
finden sind, die entscheidend für die Herausbildung von Öffentlichkeit sein können. Insbe-
sondere in Bezug auf das differenzierte Mehrebenensystem der EU scheint die verstärkte 
Einbeziehung von politikfeldspezifischen Teilöffentlichkeiten in die Debatte um europäi-
sche Öffentlichkeit ratsam zu sein. Andere Autoren, die nicht dem diskursiven Modell zu-
zurechnen sind, widmen sich ebenfalls diesem Gedanken (s. u.), den Latzer/Sauerwein als 
dominante Vorstellung von europäischer Öffentlichkeit in der Fachdebatte bezeichnen.296  
Allerdings wird nicht von „segmentierten“, abgeschotteten Arenen- und 
Expertenöffentlichkeiten, die als neue Quelle politischer Legitimation der EU fungieren, 
gesprochen, wie dies im diskursiven Modell geschieht. Teilöffentlichkeiten treten in diesen 
Situationsbeschreibungen schlichtweg als themenspezifischer Teil der kommunikativen 
Realität im EU-Mehrebenensystem auf, denen man sich analytisch widmen muss, ohne 
ihnen jedoch eine höhere legitimatorische Bedeutung zuzuweisen, wie dies das diskursive 
Modell mit der Konzentrationen auf die Kommunikation in legitimationsstiftenden Politik-
arenen tut. 
Kaelble befindet, dass Teilöffentlichkeiten funktional oder milieuorientiert sein können. Die 
milieuorientierte Differenzierung unterscheidet zwischen Öffentlichkeiten unterschiedlicher 
sozialer, ethnischer, nationaler oder politischer Milieus. Bei den funktional differenzierten 
Teilöffentlichkeiten handelt es sich um Öffentlichkeiten in den Teilsystemen der Gesell-
                                            
295 Vetters, Regina: Vor Ort in Europa. Ein Vergleich der EU-Berichterstattung deutscher Qualitäts- und Regional-
zeitungen. In: Kommunikationswissenschaft 3/2007, S. 357. 
296 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 11. 
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schaft wie etwa Wirtschaft, Kirche, Wissenschaft und Kultur.297 Die Unterteilung in funkti-
onal differenzierte Öffentlichkeiten nimmt auch Gerhards vor, womit deutlich wird, dass 
Teilöffentlichkeiten für beide hier diskutierten Öffentlichkeitsmodelle von Bedeutung 
sind.298 Gerhards nennt beispielhaft die Bereiche Ökonomie, Politik, Wissenschaft und 
Kunst, die Teilsysteme einer Gesellschaft bilden und so jeweils Teilöffentlichkeiten erzeu-
gen.299 Auch für Luhmann ist die öffentliche Meinung „kein einheitliches Phänomen.“300  
Die Realisierungsstrategie der „Europäisierung der nationalen Öffentlichkeiten,“ die im 
kommenden Kapitel diskutiert wird, baut letztlich auch auf einem Teil-
Öffentlichkeitsansatz auf. Dieser ist, kurzum, gewinnbringend im Sinne einer Perspektiv-
erweiterung auf die europäische Öffentlichkeitsanalyse, aber nicht in der Weise, wie ihn 
Eder et al. definieren.  
Weitere Punkte machen deutlich, warum das diskursive Modell trotz manch positiver As-
pekte in letzter Konsequenz nur ein bedingt brauchbarer Analyserahmen ist und dem reprä-
sentativ-liberalen Modell der Vorzug gegeben wird. In Frage gestellt wird etwa von 
Abromeit, ob es durch die themenspezifische Kommunikation in teils zeitlich begrenzten 
Kommunikationsnetzwerken wirklich zur Herstellung von Öffentlichkeit kommt, oder ob 
es nicht eher um Output-Legitimation durch Experteneinbindung bzw. um die verbesserte 
Lösung von konkreten Politikproblemen geht.301 Deutlich wird auch, dass – im Gegensatz 
zum repräsentativ-liberalen Modell – den realen Funktionsweisen von Massenmedien keine 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt wird und stattdessen überzogene normative Erwar-
tungen an öffentliche Kommunikation ins Zentrum des Modells rücken.302 „In diesem Pro-
zess sind die Massenmedien nur von geringer Bedeutung (…)“303, resümieren 
Eilders/Voltmer. Der Politologe und Europawissenschaftler Christoph Meyer kritisiert, dass 
„anspruchsvolle Deliberationstheoretiker Anforderungen an einen transnationalen Konsens-
findungsprozess durch öffentliche Kommunikation ohne Anschauung der real existierenden 
Institutionen, Verfahren und Problemlagen hochschrauben.“304 Auch Thomas Meyer be-
tont, dass Massenmedien und nicht die Akteure der Zivilgesellschaft das entscheidende 
Scharnier für die politische Willensbildung sind. 305 
                                            
297 Vgl. Kaelble, Harmut: Die europäische Öffentlichkeit in der zweiten Hälfte des des 20. Jahrhunderts – Eine 
Skizze. In: Grüttner, Michael/Hachtmann, Rüdiger/Haupt, Heinz-Gerhard (Hrsg.): Geschichte und Emanzipation. 
Festschrift für Reinhard Rürup. Frankfurt 1999, S. 653 ff. 
298 So würdigt etwa Beierwaltes (vgl. a.a.O., S. 208) die Beschäftigung Gerhards mit Teilöffentlichkeiten. 
299 Vgl. Gerhards 2000 b, a.a.O., S. 46. 
300 Luhmann 1999, a.a.O., S. 27. 
301 Abromeit, a.a.O., S. 35 ff. 
302 Vgl. Gerhards 2002, a.a.O., S. 149 sowie 1998, a.a.O., S. 34 f. Vgl. auch Abromeit, a.a.O., S. 42. 
303 Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 252. 
304 Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 130. 
305 Vgl. Meyer, Thomas 2004, a.a.O.,S. 174.  
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Kritisiert wird darüber hinaus, dass es sich bei den diskursiven Foren um Elitenöffentlich-
keit handelt, bei denen die Verbindung des elitären Diskurses mit der Basis (z.B. Bevölke-
rung, Zivilgesellschaft) nicht gewährleistet wird. Der Kommunikationszugang für die Basis 
bleibt beschränkt: „Das Volk (...) kommt nämlich gar nicht vor; es ist nicht einmal ‚reprä-
sentiert‟, denn die Beteiligten in supranationalen deliberativen Gremien lassen sich kaum 
als Repräsentanten begreifen“, schließt Abromeit.306 Neben Wessler307, Latzer/Saurwein308 
und Adam309 kritisiert auch Gerhards die Elitenorientierung des Modells. Mächtige und gut 
organisierte Gruppen erscheinen ihm im diskursiven Modell insgesamt privilegiert, womit 
deren Interessen in den Vordergrund rücken könnten. Im liberal-repräsentativen Öffentlich-
keitsmodell obliegt es hingegen den Medien, auch unterprivilegierte Akteure zu Wort 
kommen zu lassen. Vor diesem Hintergrund können elitäre, nur bedingt zugängliche 
Teilöffentlichkeiten nicht den Kriterien einer demokratischen Öffentlichkeit entsprechen.310 
Somit ist der ursprünglich von Habermas geforderte freie Zugang aller Sprecher am Diskurs 
in der Weiterentwicklung seines Öffentlichkeitsmodells nicht mehr gewährleistet. Auch 
Böttcher fordert dazu auf, keine elitären Öffentlichkeitsvorstellungen anzuhängen, die das 
Gros der Bevölkerung vom Kommunikationsprozess ausschließen.  
„Ein weiterer Geburtsfehler der europäischen Einigung liegt in einer fehlenden diskursiven Ausei-
nandersetzungen über das Projekt Europa mit seinen Bürgern. (…) Wenn Meinungs- und Willens-
bildung über Europa sich in Parteien, Parlamenten, Verbänden, Nicht-Regierungsorganisationen 
vollziehen, dann findet sie nur rudimentär statt.“311 
Weitere Punkte des diskursiven Verständnisses erscheinen kritikwürdig: Schwierig kontrol-
lierbar ist die Einhaltung der qualitativen, nicht näher definierten, am anspruchsvollen 
Vernunftsbegriff312 angelehnten Diskurskriterien Verständlichkeit, Wahrheit, Wahrhaftig-
keit und Richtigkeit. Das repräsentativ-liberale Modell formuliert kaum Kriterien der 
Diskursivität. Es sind alle Kommunikationen zugelassen, solange sich die Akteure gegen-
seitig respektieren. Einen qualitativen Bezugspunkt für Öffentlichkeit, von dem aus man die 
Kommunikation der Akteure bewerten könnte, gibt es nicht. Auch die Betonung des Krite-
riums der Rationalität, das die Kommunikation im diskursiven Modell erfüllen muss, kann 
als problematisch betrachtet werden, da es kaum messbar bzw. definierbar ist. Die unter-
                                            
 306 Abromeit, a.a.O., S. 39. 
307 Vgl. Wessler, a.a.O., S. 21. 
308 Vgl. Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 21. 
309 Vgl. Adam, a.a.O., S. 24. 
310 Vgl. Gerhards 2002, a.a.O., S. 150. Vgl. Abromeit, a.a.O., S. 42. 
311 Böttcher, Winfried (2005): Europas produktive Krise. RWTH Aachen, Institut für Politische Wissenschaft. Dis-
cussion paper. Nr. 15, Dezember 2005, S. 5. 
312 Vgl. hierzu die Vernunftkritik von Luhmann 1999, a.a.O., S. 29 f. 
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stellte Einhaltung anspruchsvoller Qualitätskriterien im politischen Diskurs reicht nicht als 
Fundament für die Herausbildung europäischer Öffentlichkeit aus.313  
2.2.4 Zwischenfazit 
Die Grundelemente europäischer Öffentlichkeit wurden im vorangegangenen Kapitel 
schrittweise dargelegt, ein eigenes Begriffsverständnis entwickelt und die Funktionen von 
Öffentlichkeit in der Demokratie dargelegt. Mit der Gegenüberstellung der beiden zentralen 
Modelle europäischer Öffentlichkeit und der Favorisierung des repräsentativ-liberalen Mo-
dells wurden überdies wichtige Eckpfeiler des eigenen Verständnisses herausgearbeitet: 
Europäische Öffentlichkeit muss demokratiefunktional bleiben, was voraussetzt, dass sie in 
erster Linie als massenmediale Öffentlichkeit definiert wird, die allen Akteuren einen freien 
Zugang erlaubt. Sie muss als Massenöffentlichkeit die Interessen aller abbilden können. 
Segmentierte Formen eng begrenzter, elitärer Teilöffentlichkeiten können keine legitimati-
onsstiftende Funktion entfalten. Legitimationsquelle bleibt das Publikum in Form der inte-
ressierten Wählerschaft, deren Interessen von Medien abgebildet und darauf folgend von 
den zu Wählenden wahrgenommen werden, was deren Handeln wiederum beeinflusst. 
Massenmedien sind vor diesem Hintergrund der zentrale Akteur im Herstellungsprozess 
europäischer Öffentlichkeit, weshalb ihnen die analytische Aufmerksamkeit gelten muss. 
Ihre zentrale Funktion ist die Aufnahme und selektive Abbildung der gesellschaftlichen 
Interessen, die Kontrolle der politischen und wirtschaftlichen Eliten sowie die Herstellung 
politischer Identität. Die Erfüllung dieser Aufgaben ist zentral für die Demokratiefunktiona-
lität europäischer Öffentlichkeit.  
Das Postulat, wonach Massenmedien der zentrale Herstellungsakteur europäischer Massen-
öffentlichkeitsstrukturen sind, ist Grundlage für die Diskussion vorliegender Forschungser-
gebnisse zum Zustand dieser Strukturen im folgenden Unterkapitel. Es werden zunächst 
internationale Forschungsergebnisse diskutiert, die den transnationalen Blick auf den For-
schungsgegenstand eröffnen. Im Laufe der Arbeit wird der Fokus zunehmend auf die deut-
sche und dann regionale EU-Berichterstattung gerichtet (vgl. Kap. 3.2.3). Zunächst werden 
weitere Spezifizierungen des Begriffs „europäische Öffentlichkeit“ diskutiert, die im Rah-
men einer massenmedialen Betrachtungsweise relevant sind. Denn der Begriff der europäi-
schen Öffentlichkeit wird auch vor dem Hintergrund einer massenmedialen, normativen 
Betrachtungsweise keineswegs einheitlich verwendet. Es stellt sich zunächst die grundle-
gende Frage der Realisierungsebene, mit der eine wie auch immer geartete europäische 
Öffentlichkeit auf den Weg gebracht werden könnte. 
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2.3 Europäische Öffentlichkeit: Strukturen und Verwirklichungskonzepte  
2.3.1 Realisierungsebenen europäischer massenmedialer Öffentlichkeit  
2.3.1.1 Paneuropäische Öffentlichkeitsvorstellungen 
Gerhards hat schon früh eine wichtige und anerkannte Differenzierung vorgenommen: Er 
unterscheidet zwischen dem Modell einer einheitlichen länderübergreifenden Öffentlichkeit 
und der Europäisierung nationaler Öffentlichkeiten. Der erste Ansatz verlangt, dass Spre-
cher, Medien und Publikum verschiedener Nationen in einem gemeinsamen transnationalen 
Kommunikationsraum agieren. Voraussetzung hierfür sind paneuropäische Medien bzw. 
ein einheitliches Mediensystem, innerhalb dessen die Bürger verschiedener EU-Staaten die 
gleichen Inhalte rezipieren und diskutieren. Solchen Konzepten hängt die EU-Kommission 
traditionell an,314 doch auch Forscher wie Thomas Meyer betonen immer wieder die Bedeu-
tung eines paneuropäischen Mediensystems und europaweiter Massenmedien.315 Diese 
Instrumente wirken auch auf Politiker wie etwa Ex-Außenminister Fischer attraktiv, der 
transnationale Redaktionen in Brüssel und den Ausbau des Senders ARTE fordert.316   
Die Suche nach Strukturen einer solchen Massenöffentlichkeit hat allerdings wenig positive 
Ergebnisse erbracht. Insgesamt erscheint der Anspruch als zu ehrgeizig, weshalb er mehr-
fach als kaum realisierbar zurückgewiesen wird.317 Grund hierfür sind die Erfahrungen aus 
der Praxis: Die Versuche, europäische TV-Programme und Zeitungen für ein transnationa-
les Massenpublikum zu etablieren, scheiterten v. a. an unzureichender Finanzierung, unter-
schiedlichen Rezeptionsgewohnheiten in den EU-Staaten und auch an Sprachhindernissen, 
auf die noch näher eingegangen wird.318 „Obwohl Medienunternehmen zunehmend global 
operieren, sind die Publikumsmärkte nach wie vor an sprachlich und kulturell homogene 
Zielgruppen gebunden.“319  
Ein weiteres Hindernis stellen die teils sehr unterschiedlichen nationalen 
Journalismuskulturen dar, die mitunter zu praktischen Problemen im Redaktionsalltag eines 
paneuropäischen Mediums führen können, wie Kopper anmerkt.320 Machill, der die Arbeit 
                                            
314 Vgl. Gerhards 2002, a.a.O., S. 143. Vgl. ders. 1993, a.a.O., S. 100. Vgl. Risse 2002, a.a.O., S. 18. Vgl. Sievert, 
a.a.O., S. 348. Vgl. Wessler, a.a.O., S. 17. 
315 Vgl. Meyer, Thomas 2004, a.a.O., S. 171. u 175. 
316 Schäfer 2007, a.a.O.   
317 Vgl. Adam, a.a.O., S. 26 ff. Vgl. Rosenwerth, Karen/Hahn, Oliver/Schröder, Roland/Lönnendonker, Julia: The 
case of Germany. State-of-the-art-report. Erich-Brost-Institut, Dortmund 2005. URL: http://aim-
project.net/uploads/media/Germany.pdf, 12.8.2008, S. 13. Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 16. Vgl. Gerhards 2002, 
a.a.O., S. 136. Vgl. Sievert, a.a.O., S. 348 f. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 28. Vgl. Kantner 2007, a.a.O., S. 
210 ff. 
318 Vgl. Kleinsteuber 2008, a.a.O., S. 21. Vgl. Wimmel 2005, a.a.O., S. 465. Vgl. Wessler, a.a.O., S. 18. Vgl. Ge-
rhards 2002, a.a.O., S. 143. Vgl. ders. 1993, a.a.O., S. 100 f. Vgl. Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 252.  
319 Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 252. Eilders und Voltmer untersuchten die Kommentare im Zeitraum 1994 bis 1998 
von Welt,  FAZ, Süddeutscher Zeitung, Frankfurter Rundschau und taz hinsichtlich der EU-Inhalte. 
320 Kopper, Gerd G. (1997 a): Europäische Öffentlichkeit - Ansätze für ein internationales Langzeitprojekt. In: 
Kopper, Gerd G. (1997 b, Hrsg.): Europäische Öffentlichkeit. Entwicklungen von Strukturen und Theorie. Erich-
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des als multinationales Massenprogramm konzipierten TV-Senders Euronews untersucht 
hat, zeigt in seiner Studie exemplarisch die Schwierigkeiten transnational arbeitender Re-
daktionen auf. Zwar sieht er bei Euronews Chancen für einen Journalismus, „der die Zu-
schauer aus ihren nationalen Denkmustern entlässt und somit in einem europäischen Sinne 
identitätsstiftend ist.“321 Im Redaktionsalltag stehen dem aber massive Probleme gegenüber: 
Kein Chefredakteur spricht alle fünf Sendesprachen, so gehen besonders deutsche Beiträge 
unredigiert auf Sendung. Weitere Probleme aufgrund der rationalisierten Arbeitsweise sind 
schlechte Ausbildung und mangelnde Erfahrung der meist jungen Redakteure sowie extre-
me Arbeitszeiten von zwölfstündigen Diensten. Die journalistische Tätigkeit ist somit auf 
das Ausführen reduziert; Recherche und Auswahl entfallen.322 „Die Segmentierung  der 
einzelnen Arbeitsschritte führt zu keinem europäischen Produkt im Sinne eines gemeinsa-
men Produktes, bei dem jede Nation ihre Besonderheiten einbringen kann.“323 Transnatio-
nale TV-Angebote haben offenbar nur dann Erfolg, wenn sie mit wenig Sprache auskom-
men wie etwa Musik- und Sportsender (MTV, Eurosport).324  
Ansätze paneuropäischer Massenöffentlichkeit verkörpern allenfalls multinationale Sender 
wie ARTE oder 3-sat sowie in vielen Ländern akzeptierte Publikationen wie die Financial 
Times, International Herald Tribune oder die Neue Zürcher Zeitung. Letztlich erreichen sie 
aber nur kleine Informationseliten und erfüllen somit nicht den Anspruch der Herstellung 
von Massenöffentlichkeit, der im repräsentativ-liberalen Modell europäischer Öffentlichkeit 
formuliert wird.325 Dies gilt auch für internationale Magazine wie GEO International, das 
in sechzehn v. a. europäischen Ländern erscheint, Le Monde diplomatique, das ebenfalls 
mehrere nationale Ausgaben in Europa unterhält,326 sowie für Auslandsrundfunksender, 
selbst wenn diese wie die Deutsche Welle (DW) das erklärte Ziel haben, mit zahlreichen 
Angeboten und einem großen Brüsseler Büro v. a. über das europäische Geschehen und die 
europäische Staatenwelt zu informieren.327 Ruß-Mohl befindet deshalb:  
„Auch wenn an der Hauptschule Fremdsprachenerwerb inzwischen Pflicht sein mag, sieht Lieschen 
Müller weiterhin ihre Lieblingstalkshow im deutschen Fernsehen und nicht in der BBC, und auch 
Otto Normalverbraucher, der zweimal im Jahr urlaubshalber in den Süden Europas entflieht, bevor-
                                                                                                                                
Brost-Institut für Journalismus in Europa. Berlin 1997, S. 14. Vgl. auch Kleinsteuber 2008, a.a.O., S. 21. 
321 Machill, Marcel: Mehrdimensionalität eines europäischen Journalismus-Labors. Medienindustrielle Entwicklung 
in Europa und Spektren transnationaler Journalismusforschung am Fallbeispiel des ersten europäischen Nachrichten-
kanals Euronews. In: Kopper, Gerd G. 1997 b, a.a.O., S. 187. 
322 Vgl. ebd., S. 191 ff. 
323 Ebd., S. 194. 
324 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 26. 
325 Vgl. Kleinsteuber 2008, a.a.O., S. Vgl. Machill, Marcel/Beiler, Markus/Fischer, Corinna: Europa-Themen in den 
Medien – die Debatte um die europäische Öffentlichkeit. Eine Metaanalyse medieninhaltsanalytischer Studien. In:  
Langenbucher/Latzer, a.a.O., S. 135. Vgl. Ruß-Mohl, Stephan: Grenzen des europäischen Journalismus. In: 
Baerns/Raupp (Hrsg.), a.a.O., S. 128 ff. Vgl. Eilder/Voltmer, a.a.O., S. 251 ff.  Vgl. Neidhardt et al., a.a.O., S. 265. 
326 Schäfer 2007, a.a.O.  
327 Vgl. Kleinsteuber 2008, a.a.O., S. 23. 
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zugt seine Regionalzeitung und liest eben nicht Le Monde oder die Financial Times.“328 
Vielversprechend erscheint im TV- und Radio-Bereich allerdings der aktuelle Zusammen-
schluss von 16 Rundfunksendern aus 13 EU-Staaten im von der EU-Kommission finanzier-
ten Projekt Euranet, das das erklärte Ziel verfolgt, die Berichterstattung über Europa zu 
verbessern und eine europäische Öffentlichkeit zu schaffen. Mit mehrsprachigen Radio- 
und Online-Angeboten wollen die beteiligten Sender, darunter die DW und Radio France 
Internationale (RFI), das Interesse für andere EU-Länder stärken.329 Dies ist freilich kein 
ganz neuer Ansatz: Latzer/Saurwein bemerken, dass die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit in Form des Austausches von Beiträgen, Beilagen und Journalisten zwischen den 
Medien generell zugenommen hat.330   
Es gibt weitere positive Tendenzen: Ein neuer Moment in der Herausbildung paneuropäi-
scher Öffentlichkeitsstrukturen ist das Aufkommen europapolitischer Onlinedienste, die mit 
multinationalen Redaktionen ein ganz eigene Perspektive auf das europäische Politikge-
schehen herstellen.331 Pascal Deter, der diese Entwicklung untersucht hat, befindet, dass das 
Internet für die Herausbildung einer europäischen Öffentlichkeit „eine wichtige Rolle spie-
len. V. a. die geringen Verbreitungskosten und die hohe Geschwindigkeit, mit der Inhalte – 
auch mehrsprachig – verbreitet werden können, sind wichtige Argumente, die diese Vermu-
tung bekräftigen.“332 Es existiert bereits eine Vielzahl unterschiedlicher Angebote mit vari-
ierenden Zuschnitten und Zielgruppen. Die Portale stellen gerade auch für Journalisten au-
ßerhalb Brüssels eine wertvolle Recherchehilfe dar, da sie sowohl Hintergründe, als auch 
aktuelle Informationen bereithalten.333 Das englischsprachige Portal EU-Observer etwa ist 
eine nachrichtenorientierte Seite, die ebenfalls Hintergründe anbietet. Äußerst umfangreich 
und hintergründig informiert die dreisprachige Seite (englisch, französisch, deutsch) 
Euractiv über das politische Geschehen der EU sowie der Mitgliedstaaten. Dieses Portal hat 
Redaktionen in Brüssel, London und Paris und unterstützt Partner-Projekte in den neuen 
Mitgliedstaaten. Diese beiden professionellen Portale mit eigenen größeren Redaktionen 
sind kommerzielle Anbieter, die sich teils über Sponsoren und teils über Werbegelder fi-
nanzieren. Auf freiwilliger Basis agieren Portale wie Café Babel, wo ein europaweites 
Netzwerk von meist jüngeren Europafreunden ausführlich und in sieben Sprachen über das 
Geschehen in der EU und ihren Mitgliedstaaten berichtet. Übersetzungen sind zentraler 
                                            
328 Ruß-Mohl, a.a.O., S. 133 f. 
329 Vgl. Deutscher Journalistenverband: Ziel: Bessere Europaberichterstattung. In: Deutscher Journalistenverband 
Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): DJV NRW Journal. 2/08, S. 18. 
330 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 27. 
331 Vgl. Kleinsteuber 2008, a.a.O., S. 21. Vgl. Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 252. 
332 Deter, Pascal: Europäische Onlinemedien. Onlinejournalismus.de, 25.6.2006, URL: 
http://www.onlinejournalismus.de/2006/07/25/europaeische-online-medien/, 12.1.2008. 
333 Vgl. auch Europäische Kommission 2006 a, a.a.O., S. 10. 
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Bestandteil des Angebots, was auch für das Portal der Bundeszentrale für politische Bil-
dung mit dem Namen eurotopics gilt. Hier werden mittels eines Korrespondentennetzwerks 
in Form einer Presseschau zu vorgegebenen Themen Kommentare aus den europäischen 
Zeitungen übersetzt und zusammengeführt. Zudem gibt es Schwerpunkte mit eigenen Tex-
ten. Ein rein deutsches Angebot ist europa-digial, für das der Autor dieser Arbeit selbst 
schreibt. Das sehr umfangreiche, mit ehrenamtlichen Autoren arbeitende Portal ist zu füh-
renden Europawebsite in Deutschland geworden, u. a. da es die Grundlagen der EU-Politik 
anschaulich mit Rubriken wie Dschungelbuch, Themendossiers und Länderlexika erklärt. 
Dahinter steht der Verein europa einfach e.V.,  der sich die Verbesserung der EU-
Kommunikation auf die Fahnen geschrieben hat. 
Deutschsprachig ist auch das Magazin Europolitan, das jedoch nicht nur die EU, sondern 
auch allgemeines politisches Geschehen in den Blick nimmt.  Des Weiteren existieren An-
gebote wie das Netzwerk aus Kulturzeitschriften Eurozine oder der Europa-Weblog EU-
Digest. Die meisten Angebote haben das Ziel, europäische Öffentlichkeit zu schaffen. So 
erklärt eurotopics: „Eurotopics will zur Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit bei-
tragen. (…) Ziel ist es, Debatten, die bisher fast ausschließlich auf nationaler Ebene geführt 
werden, europaweit zugänglich zu machen.“ 334 Café Babel schreibt: „cafebabel.com ist in 
erster Linie ein Netzwerk aus Lokalredaktionen in ganz Europa, das junge Menschen mit 
einem gemeinsamen Ziel zusammenbringt: Dem Aufbau einer transeuropäischen Öffent-
lichkeit, durch die Veröffentlichung der Europazeitung cafebabel.com.“335 
Die beschriebenen Ansätze paneuropäischer Öffentlichkeitsstrukturen im Online- und Fern-
sehsektor widerlegen die Feststellung von Skeptikern, die die Existenz einer länderübergrei-
fenden europäischen Öffentlichkeit grundsätzlich ausschließen. Sie rekurrieren ihre Skepsis 
insbesondere auf das Fehlen einer gemeinsamen Sprache in Europa. Geht man von der The-
se aus, dass Kommunikation an Sprache gebunden ist, dann ist eine europäische Öffentlich-
keit im EU-Raum nicht möglich. Die Mehrheit der Bürger wäre aufgrund mangelnder 
Fremdsprachenkenntnisse vom Diskurs ausgeschlossen, der sich allein über eine Europa-
Elite konstituieren würde. Deshalb kommt Grimm – ähnlich wie Fritz W. Scharpf336 – zu 
dem Schluss, dass es „(…) auf längere Sicht keine europäische Öffentlichkeit ohne einen 
europäischen politischen Diskurs geben wird.“337 Kielmannsegg betont entsprechend: „Der 
von Massenmedien getragene öffentliche politische Diskurs, der Politik überhaupt erst zu 
                                            
334 Eurotopics: Über eurotopics/Idee. Internetauftritt von Eurotopics. URL: 
http://www.eurotopics.net/de/eurotopicsinfo/idea.html, 12.1.2008.  
335 Café Babel: Das Netzwerk. Internetauftritt von Café Babel. URL: 
http://www.cafebabel.com/de/infos/networks.asp, 12.1.2008 
336 Vgl. Scharpf, Fritz W., a.a.O., S. 237. Vgl. zur Sprachendebatte ausführlich Beierwaltes, a.a.O., S. 218. 
337 Grimm, Dieter: Braucht Europa eine Verfassung? In: Juristenzeitung, 12/1995, S. 589. 
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einer Sache der Allgemeinheit und damit die Demokratie erst zur Demokratie macht, bleibt 
seiner Natur nach an Sprachräume gebunden.“338 Gerhards betont ebenfalls die Wichtigkeit 
einer gemeinsamen Sprache, auch wenn er dies nicht als Ausschlusskriterium für die Ent-
stehung einer europäischen Öffentlichkeit nennt. Auch Englisch kann seiner Auffassung 
nach nicht das Fehlen einer europäischen Sprache kompensieren. Zwar steige die Englisch-
kompetenz der EU-Bevölkerung weiter an, es sei dennoch in absehbarer Zeit nicht zu er-
warten, dass die Mehrheit der Unionsbevölkerung in der Lage sein werde, Englisch als All-
tagssprache für die Verständigung zu nutzen.339  
Das Sprachargument wird von zahlreichen Autoren in Zweifel gezogen.340 Risse etwa fragt, 
warum alle Öffentlichkeitsteilnehmer die gleiche Sprache sprechen müssten, um sich in 
einem Kommunikationsraum sinnvoll verständigen zu können. Kaum jemand käme auf die 
Idee zu behaupten, der Schweiz fehle es an einer nationalen Öffentlichkeit, weil dort drei 
Sprachgemeinschaften leben.341 Van de Steeg hält es nicht für logisch, dass Unterschiede 
im Sprachgebrauch zu fundamentalen Verständigungsbarrieren führen könnten, so dass 
jegliche Kommunikation unterbunden ist. Sprache dürfe nicht mit Kommunikation gleich-
gesetzt oder verwechselt werden.342  Ähnlich argumentiert Christoph Meyer, der die Redu-
zierung der Perspektive Grimms auf die beiden Faktoren „Sprache“ und „Medienmarkt“ 
sowie „die Gleichsetzung von Sprache mit politischer Gemeinschaft“ kritisiert.343 
2.3.1.2 Die Europäisierung der nationalen Öffentlichkeiten 
Insgesamt kann festgehalten werden, dass trotz einer fehlenden lingua franca in der EU 
zumindest ansatzweise die Herausbildung paneuropäischer Öffentlichkeitsstrukturen, die 
sich als elitäre Teilöffentlichkeiten etablieren, möglich erscheint. Für die vor dem Hinter-
grund des Demokratie- und Öffentlichkeitsdefizit der EU nötige Entwicklung demokratie-
funktionaler Massenöffentlichkeitsstrukturen erscheint hingegen die Europäisierung der 
nationalen Öffentlichkeiten der aussichtsreichere Weg, den Gerhards in Kontrast zu einer 
einheitlichen paneuropäischen Öffentlichkeit stellt.344 Das Konzept der Europäisierung hat 
auch in der politikwissenschaftlichen Europaforschung an Bedeutung gewonnen, wie 
Eising zeigt. Die Auswirkungen der europäische Integration auf nationale Akteure, Prozes-
                                            
338 Kielmansegg 2006, a.a.O., S. 60. 
339 Vgl. Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 290. 
340 Vgl. Meyer, Thomas 2004, a.a.O., s. 175 f. Vgl. Wessler, a.a.O., S. 22. Vgl. Kleinsteuber 2004, a.a.O., S. 34. 
Vgl. Kantner 2007, a.a.O., S. 212. Vgl. Beierwaltes, a.a.O., S. 220.s 
341 Vgl. Risse a.a.O., S. 18. 
342 Vgl. van de Steeg, a.a.O., S. 173 ff. 
343 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S.  57.   
344 Vgl. Gerhards 1993, a.a.O., S. 100 u. 102. 
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se und Strukturen werden verstärkt untersucht.345  
In der Öffentlichkeitsforschung haben sich neben Gerhards zahlreiche andere Forscher dem 
Konzept angeschlossen.346 So lehnt Wimmel die Idee einer einheitlichen Öffentlichkeit, die 
auf einem System europäischer Medien basiert, entschieden ab. Für den Politologen ist „ge-
rade eine pluralistische, vielfältige Medienkultur (...) ein wichtiges Qualitätsmerkmal de-
mokratischer Öffentlichkeit, das auch im Zeitalter europäischer Integration erhalten bleiben 
sollte.“347 Auch Eilders/Voltmer gelangen zu der Überzeugung, dass die Europäisierungs-
strategie die einzig angemessene Form zur Herstellung europäischer Massenöffentlichkeits-
strukturen ist.348 Sie betonen, dass andere Verwirklichungsansätze europäischer Öffentlich-
keit, wie das paneuropäische oder das diskursive Modell, einen Großteil der Bürger von der 
Teilhabe am politischen Diskurs ausnehmen.349 Sievert schlägt demgemäß das Konzept 
einer „kompetenten Europäisierung der nationalen Differenzierungen von 
‚(Ver)Öffentlichkeit„ bei prinzipieller Beibehaltung der nationalen Differenzierungen“350 
vor. Eine kommunikative europäische Integration sollte nicht zwangsläufig eine Anglei-
chung der Journalismussysteme und Arbeitsstrukturen bedeuten, da sonst die „kulturelle 
Komponente“ der nationalen Journalismussysteme in Gefahr sei. In der nationalen Unter-
schiedlichkeit der Arbeitsweisen sieht er wie Wimmel eine Stärke des europäischen Medi-
ensystems, auf das nicht verzichtet werden sollte. 351  
In gleicher Weise argumentiert Machill. Transnationale Berichterstattung muss seiner Auf-
fassung nach die unterschiedlichen Journalismuskulturen und Sehgewohnheiten der natio-
nalen Publika berücksichtigen.352 Grundlage für den Schluss, dass europäische Politik 
„letztlich nur auf dem Hintergrund bekannter, in der nationalen Kultur verwurzelter Deu-
tungsmuster sinnhaft kommuniziert werden kann”,353 sind zahlreiche Forschungsergebnis-
se, die die nationale Betrachtungsperspektive der Medien – und damit die von Schulz be-
schriebenen Nachrichtenfaktoren räumliche Nähe bzw. Ethnozentrismus – als unumstößli-
che Determinante der EU-Berichterstattung identifizieren, die weiter unten präsentiert wer-
den. Sinnvollerweise sollte man deshalb „in der nationalen Berichterstattung die europäi-
                                            
345 Vgl. Eising, Rainer: Europäisierung und Integration. Konzepte in der EU-Forschung. In: Jachtenfuchs/Kohler-
Koch 2006 a, S. 387 ff. Vgl. Adam, a.a.O., S. 340. 
346 Vgl. Adam, a.a.O., S. 111. Vgl. Sievert, a.a.O. S. 346. Wimmel, a.a.O., S. 462. Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 253. 
Vgl. Neidhardt et al., a.a.O., S. 264. 
347 Wimmel, a.a.O., S. 462. 
348 Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 253.  
349 Vgl. ebd. 
350 Sievert, a.a.O., S. 348. 
351 Vgl. Sievert, a. a. O., S. 348 f.  
352 Vgl. Machill, a.a.O., S. 191. 
353 Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 253. Vgl. auch Kleinsteuber 2008, a.a.O., S. 19 und Beierwaltes a.a.O., S. 241. 
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 71 
 
 
sche Dimension immer mitberichten“354, befindet Niedermayer. „Durch die Einbeziehung 
europäischer Dimensionen in die bislang nur in nationalstaatlichen Kontexten geführten 
Debatten (…) kommt ‚Europa‟ auch immer stärker als Teil einer individuellen Identität ins 
Bewusstsein“355, erklärt Beierwaltes.  
Daneben tritt die supranationale Perspektive der genannten Sender und Online-Dienste, 
welche aber bislang nur als Nischenphänomen betrachtet werden kann. Zu manifest ist die 
nationale Verhaftung der Medien, der Bezug auf die eigene Bevölkerung bleibt das be-
stimmende Element. Vor diesem Hintergrund sieht Meyer den wichtigsten Reformprozess 
im „Wandel in der Art und Weise wie die Redaktionen die europapolitische Dimension 
nationaler Politik wahrnehmen, verarbeiten, darstellen. Demnach besteht die größte Heraus-
forderung nicht in der Schaffung neuer Korrespondentenstellen in Brüssel (…).“356 In die-
sem Sinne rückt der Europäisierungs-Ansatz den Blick weg von einer Brüssel-orientierten, 
rein EU-spezifischen Betrachtung. Die Betrachtung geht nicht mehr dahin, nur die EU zu 
betrachten, sondern sie als Dimension in der nationalen Kommunikation wahrzunehmen.357  
Welche nationalen Bezüge existieren nun in der deutschen Berichterstattung? Wie stark 
sind sie? Sievert errechnet für den Bereich der Nachrichtenmagazine einen Anteil von mehr 
als 70 Prozent nationaler Bezüge in der Gesamtheit der Berichterstattung über kulturelle, 
politische und wirtschaftliche Themen.358 Eine Langzeitstudie des Forschungsdienstes Me-
dientenor gibt nähere Aufschlüsse: Die in dieser Arbeit untersuchten deutschen Print- und 
TV-Medien verwandten zwischen 1998 und 2004 durchschnittlich nur 5,5 Prozent ihrer 
Berichterstattung auf EU-Themen, wobei diese Zahl im Zeitverlauf nicht etwa stetig zu-
nahm. Allein auf das Thema Arbeitsmarkt entfielen im Schnitt fünf bis sieben Prozent der 
Berichterstattung.359 „Über die europäische Integration und die zentralen europäischen Ak-
teure wird nur selten berichtet. Brüssel und Straßburg bleiben ein politischer Nebenschau-
platz. (…) Das Interesse der Redaktionen an der EU ist insgesamt gering (…)“,360 schließt 
der Fachdienst.  
Der nationale Bezug zeigt sich gerade an der Akteursverteilung: Gerhards kommt in seiner 
Langzeit-Sekundäranalyse zu dem Schluss, dass EU-Akteure nur einen Prozentsatz von 0,5 
                                            
354 Vgl. Schäfer, Torsten (2004 b): Der ewige Versuch: Europa und seine Öffentlichkeit. Europa-digital.de, 
20.9.2004. URL: http://www.europa-digital.de/aktuell/dossier/oeffentlichkeit/einleitung.shtml, 8.12.2008. 
355 Beierwaltes, a.a.O., S. 241. 
356 Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 144. 
357 Vgl. Adam, a.a.O., S. 334. 
358 Vgl. Sievert, a.a.O., S. 241. 
359 Vgl. Medien Tenor (2005 a): Europa – eine quantité négligable. Europa-Berichterstattung in deutschen Zeitungen 
und TV-Nachrichten 1998-2004. In: Medien Tenor Forschungsbericht 149/2005, S. 104 ff. Ausgewertet wurden die 
Medien Frankfurter Allgemeine Zeitung, Frankfurter Rundschau, Welt, Süddeutsche Zeitung und Bild sowie die 
Nachrichtensendungen Tagesschau und Tagesthemen (ARD), Heute und Heute Journal (ZDF), RTL Aktuell, 18:30 
(Sat 1.) und die ProSieben-Nachrichten.  
360 Ebd., S. 107. 
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bis 1,2 Prozent aller sich äußernden Handlungsträger in der Berichterstattung ausmachen.361 
Diese Ergebnisse decken sich mit der Analyse von Eilders/Voltmer, die die Präsenz aller 
erwähnten Akteure in Kommentaren abbildeten. Insgesamt bezogen sich nur 1,6 Prozent 
der Akteursbezüge in den fünf überregionalen Zeitungen auf EU-Akteure.362 Machill et al. 
bestätigen in ihrer Metaanalyse den Befund von der Dominanz der nationalen Akteure. Die 
Medien in den EU-Staaten stellen auch dann nationalen Akteure in den Mittelpunkt, wenn 
es um Themen von EU-weiter Bedeutung geht.363 Dies zeigt auch eine zweiwöchige Analy-
se der TV-Berichterstattung im Vorfeld der Europawahl 2004, die der Medien Tenor durch-
führte: Selbst zu diesem Zeitpunkt machten die EU-Organe in den deutschen Fernsehhaupt-
nachrichten (ARD, ZDF; SAT 1, RTL) nur rund ein Prozent der genannten Akteure aus, 
womit Deutschland im Mittelfeld liegt. Slowenien und die Slowakei kamen auf acht Pro-
zent, Portugal auf 0,2 Prozent.364 Der Medien Tenor resümiert: „Die nationalen Akteure 
formen die öffentliche Agenda, und nur wenn nationale Politiker die EU thematisieren oder 
sich Europapolitik direkt auf die nationale politische Diskussion auswirkt, haben europäi-
sche Angelegenheiten eine Chance, prominent in den Medien behandelt zu werden.“365 Die 
Befunde sind eindeutig: Auch wenn ein stark nationaler Blickwinkel stellenweise kritisch 
erscheint und paneuropäische Medienprojekte zu begrüßen sind, wird der nationale Bezug 
der Medien zum entscheidenden Kanal der Europäisierung.  
Darüber hinaus ist die Europäisierung der nationalen Öffentlichkeiten mehrdimensional 
gedacht: Gerhards versteht darunter einerseits, „die Thematisierung europäischer Themen 
in den jeweiligen nationalen Medien (…).“366 Die Frage, inwieweit EU-Akteure und The-
men in die nationale Mediendebatte gelangen, wird als vertikale Europäisierung bezeich-
net.367 Der normative Anspruch des Europäisierungsmodells besteht Gerhards zufolge aber 
auch darin „dass in mehreren nationalen Medienöffentlichkeiten zur gleichen Zeit mit einer 
zufrieden stellenden Intensität über europapolitische Themen, Programme und Positionen 
informiert würde.“368 Die Gleichzeitigkeit der Debatte zu einer Thematik von europaweiter 
Bedeutung in den nationalen Medienöffentlichkeiten wird als Synchronalität bezeichnet.369 
Diese Grundidee wurde in der Forschung weiterentwickelt: Wichtig ist aus der Europäisie-
                                            
361 Vgl. Gerhards 2000, a.a.O., S. 296. 
362 Vgl. Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 259. 
363 Vgl. Machill et al., a.a.O., S. 146. 
364 Vgl. Medien Tenor (2004 a): Europa, Kontinent der Medienvielfalt. Europa-Wahlstudie 2004: Themen und 
Akteure in den TV-Nachrichten. In: Medien Tenor Forschungsbericht 148/2004, S. 64. 
365 Medien Tenor (2004 b): Vernichtung eines Ideals. Fallstudie: Das Medienbild der EU 01/2003-06/2004. In: 
Medien Tenor Forschungsbericht 147/2004, S. 10. 
366 Gerhards 1993, a.a.O., S. 102.  
367 Vgl. exemplarisch Machill et al., a.a.O., S. 137. 
368 Wimmel, a.a.O., S. 465. 
369 Vgl. Machill et al., a.a.O., S. 136. Vgl. van de Steeg 2003, a.a.O., S. 178. Vgl. Sievert, a.a.O., S. 66 ff. 
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rungsperspektive überdies, dass die Sprecher in den europäisierten nationalen Debatten 
interagieren, aufeinander Bezug nehmen und Meinungen austauschen, dass also Positionen 
ausländischer EU-Akteure in die nationale Debatte eindringen.370 Im Fall einer solchen 
Vernetzung, die als horizontale Europäisierung371 bekannt ist, könnte tatsächlich von einer 
„innereuropäischen Selbstverständigung“ im Sinne einer gemeinsamen europäischen politi-
schen Willensbildung gesprochen werden. Dies wäre bei einer rein vertikal europäisierten, 
also nur von nationalen Akteuren bestimmten Medienöffentlichkeit, nicht der Fall.372 
Vor dem Hintergrund der horizontalen Vernetzungsperspektive wird deutlich, dass das Eu-
ropäisierungs-Modell letztlich eine Fortführung des Teilöffentlichkeitsansatzes aus dem 
diskursiven Modell bedeutet, nur eben nicht im Sinne kleiner, segmentierter Kommunikati-
onsarenen sondern in Form von viel größeren nationalen Teilöffentlichkeiten, aus deren 
Zusammenspiel sich europäische Öffentlichkeit formiert, wenn sie aufeinander Bezug neh-
men. Wessler schlägt entsprechend vor, europäische Öffentlichkeit als ein Netzwerk zu 
begreifen, dass Anschlusspunkte in nationalen Öffentlichkeiten findet. Diese Form entspre-
che der spezifischen Struktur der EU als supranationale Organisation. Europäische Öffent-
lichkeit erscheint letztlich also Zustand, der erreicht wird, wenn die nationalen 
Teilöffentlichkeiten eine hinreichende Schnittmenge bilden.373 Kanter beschreibt dies als 
Prozess, bei dem sich „(…) die Kommunikationskreisläufe der nationalen Arenen füreinan-
der öffnen, eine Diffusion gemeinsamer Themen, Debatten und Bedeutungsgehalte stattfin-
den kann.“374 Adam resümiert:  
„Vernetzung ist dann zu konstatieren, wenn europäische und mitgliedsstaatliche Akteure (V) sicht-
bar werden, grenzüberschreitende Kommunikation stattfindet, die zumindest teilweise am National-
staat vorbeiläuft (H), und darüber Hinaus Kritik und Unterstützung formuliert wird, die eine Ab-
schottung traditioneller Räume voneinander verhindert. Europäisierung schreibt demnach nicht vor, 
welche Akteure sichtbar werden, wer genau mit wem kommuniziert oder sich in Koalitionen verbün-
det. Vielmehr können unterschiedliche Formen der Sichtbarkeit, der Interaktionen (…) den Kriterien 
für europäisierte Debatten gerecht werden.“375  
Ob die Überschneidung stattfindet, muss empirisch anhand konkreter Kriterien wie der ge-
genseitigen Bezugnahme der Sprecher überprüft werden. Wie dauerhaft diese Strukturen 
sind, muss in Form von Langzeitanalysen überprüft werden. Als Idealfall einer demokratie-
funktionalen europäischen Öffentlichkeit könnte eine inhaltsanalytisch nachgewiesene, 
nachhaltige Debattenüberlagerung mit identifizierten Mustern wie denen der Horizontalität, 
Synchronalität und Vertikalität gelten. Punktuelle Beobachtungen, die überdies nicht alle 
                                            
370 Vgl. Wimmel, a.a.O., S. 465. Vgl. Machill et al., S. 136. 
371 Vgl. Machill et al., a.a.O., S. 136. Vgl. van de Steeg 2003, a.a.O., S. 178.  
372 Vgl. Wimmel, a.a.O., S. 466 f. Vgl. Vetters, a.a.O., S. 356. 
373 Vgl. Wessler 2004, a.a.O., S 23 f. Vgl. Adam, a.a.O., S. 129 u. 330 f. 
374 Kantner 2007, a.a.O., S. 212 f.  
375 Adam, a.a.O., S. 330. 
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Öffentlichkeitskriterien erfüllen, können freilich auch eine gewisse Demokratiefunktionali-
tät entfalten, wenngleich es hier abgelehnt wird, Minimalstrukturen als existente europäi-
sche Öffentlichkeit zu bezeichnen, so wie es im diskursiven Modell geschieht.376 An diese 
Überlegungen schließt sich eine grundlegende Frage an, die die Probleme quantitativer Öf-
fentlichkeitsforschung anspricht: Ab welchem Grad kann eine nationale Öffentlichkeit als 
hinreichend europäisiert gelten? Lassen sich hierfür Messwerte festlegen?377 
Eilders/Voltmer bezweifeln dies,  
„ da die Relevanz der supranationalen Ebene für politische Entscheidungen nicht exakt quantifiziert 
werden kann. Der Grad der Europäisierung lässt sich damit nur im Zeit-Vergleich, im Länder-
Vergleich oder aber im Vergleich zwischen mehreren Politikbereichen beurteilen.“378  
Befunde über den Zustand europäischer Öffentlichkeit können also offensichtlich nicht für 
sich stehen, sie bedürfen stets eines Vergleichsmaßstabes, durch den sie erst ihre Gültigkeit 
erfahren. Je stärker sich diese Maßstäbe und dementsprechend die Forschungsdesigns äh-
neln, desto eher kann die europäische Öffentlichkeitsforschung zu intersubjektiv gültigen 
Aussagen gelangen, die die fallspezifischen, vom eigenen Forschungsverständnis und Öf-
fentlichkeitsmodell abhängigen Forschungsresultate ablösen. Deshalb ist es nötig, und wird 
hier versucht, gemeinsame funktionale Kriterien aus vorliegenden Arbeiten, die aus dem 
repräsentativ-liberalen Betrachtungsmilieu stammen, abzuleiten und zu präsentieren. Mit 
Horizontalität, Synchronalität und Vertikalität sind bereits drei wichtige Kriterien genannt. 
Zu den Funktionskriterien europäischer Öffentlichkeit gehört viertens auch der Faktor Iden-
tität; ein Mindestmaß an gemeinsamer politischer Identität sollte nach Meinung zahlreicher 
Forscher in der Mediendebatte erkennbar sein.379 Dies entspricht dem republikanischen 
Demokratieverständnis, das Identität als legitimationsstiftenden Faktor erkennt. 
Manche Autoren wie etwa der Politologe Thomas Meyer sehen die Identitätskomponente 
als ausschlaggebend für die Formierung europäischer Öffentlichkeit. Nur das Gefühl der 
gemeinschaftlichen Solidarität kann Grundlage für eine kommunikative Verständigung über 
die Ländergrenzen hinweg und bei oft bestehenden Meinungsunterschieden sein.380 Wei-
denfeld bezeichnet grundsätzlich „die schwache Identität als die eigentliche Achillesferse 
der Europäischen Union. (…) Das Gemeinschaftsbewusstsein wird damit zum Fundament 
                                            
376 Vgl. zu diesen Überlegungen Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 37. 
377 Vgl. hierzu auch die Überlegungen von Machill et al., a.a.O., S. 150 f. 
378 Vgl. Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 255. 
379 Vgl. Neidhardt, a.a.O., S. 55. Adam 2007, a.a.O., S. 22. Vgl. Knorr, a.a.O., S. 37. Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., 
S. 14. Vgl. Gerhards 1993, a.a. O., S. 98. Vgl. Meyer, Christoph 2002 a.a.O., S. 29 f. Vgl. Meyer, Thomas 2004, 
a.a.O., S. 169. Vgl. Neidhardt et al., a.a.O., S. 277. 
380 Schäfer, Torsten (2004 c): "Nur im öffentlichen Gespräch kann sich Identität bilden". Interview mit Thomas 
Meyer. Europa-digital, 15.11.2004.  URL: http://www.europadigital. 
de/aktuell/dossier/oeffentlichkeit/tmeyer2.shtml, 12.6.2006. Vgl. Meyer, Thomas 2004, a.a.O., S. 40 ff.  
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politischer Problemlösung.“381 Als beispielhafte Debatten, in denen sich Identitäts- und 
Wertemomente zeigten, bezeichnen Neidhardt et al. die europaweiten Diskussionen um den 
Regierungseintritt der rechtsextremen Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) und die Euro-
Einführung.382    
Wichtig erscheint die Unterscheidung zwischen kultureller und politischer Identität. Meyer 
spricht sich für das, weil auf die Aktualität bezogene, Konzept der politischen und gegen 
das, da historisch aufgeladen und deshalb rückwärtsgewandte, rein kulturelle Verständnis 
europäischer Identität aus. Entscheidender Faktor ist eine gemeinsame politische Kultur, die 
„weder von Glaubensentscheidungen noch von Alltagsgewohnheiten und -ritualen abhän-
gig ist.“383 Daneben sind starke politischen Institutionen, ein offener, politisierter und Ent-
scheidungsalternativen kommunizierender Entscheidungsprozesses sowie eine lebendige 
Zivilgesellschaft und v. a. eine vitale politische Öffentlichkeit Voraussetzungen für die Ent-
stehung einer politischen Identität.384 Dieses Verständnis legt auch offen, warum v. a. die 
politische Dimension europäischer Öffentlichkeit und weniger ihre kulturellen Formen 
(Feuilleton) oder alltagsbezogene Muster (Sport, Musik, etwa in Bezug auf Sender wie Eu-
rosport) analysiert werden muss. Meyer erklärt:   
„Politische Identität ist im Kern nicht das Produkt des sanften Zwangs überlieferter Deutung, son-
dern der harten Macht der Mitgliedschaft in staatlichen Zwangskollektiven, soweit sich der einzel-
nen ihnen zugehörig fühlen kann und will. (…) Natürlich ist auch die kollektive Suche nach gemein-
samer Vergangenheit eine Form der kulturellen Praxis Sie stärkt aber (…) ebenso wie manche un-
bezweifelbaren Gemeinsamkeiten stets auch die Differenz (…).385 
Auch die Öffentlichkeitsforscher um Brüggemann betonen die Bedeutung politischer Iden-
tität: „Kollektive Identität schließlich deutet Europäisierung als die Entstehung einer trans-
nationalen Kommunikationsgemeinschaft, die sich (…) durch ein kollektives Zusammen-
gehörigkeitsgefühl integriert und auszeichnet“386, resümieren Brüggemann et al. Das For-
scherteam entwickelt ein differenziertes und zugleich verständliches Europäisierungsmo-
dell, das den Faktor der Identität mit aufnimmt und damit alle bisher genannten Funktions-
kriterien beinhaltet. Diesem Modell schließt sich der Verfasser an, auch weil der Identitäts-
bezug den Vorstellungen des republikanischen Demokratieverständnisses entspricht. Ande-
re Forscher arbeiten mit ähnlichen Modellen wie Brüggemann et al.,387 was die Chance auf 
gemeinsame nötige Definitionskriterien für europäische Öffentlichkeit (s. o.) vergrößert. 
                                            
381 Weidenfeld 2004 a, a.a.O., S. 16 f.  
382 Vgl. Neidhardt et al., a.a.O., S. 277 ff.  
383 Meyer, Thomas 2004, a.a.O., S. 51. 
384 Vgl. ebd., a.a.O. S. 56. 
385 Ebd., S. 52.  
386 Vgl. Brüggemann et al., a.a.O., S. 217. 
387 Vgl. Knorr, a.a.O., S. 37. Vgl. Adam, a.a.O., S. 20 ff. Latzer/Saurwein (a.a.O., S. 17 ff.) geben einen Überblick 
über die diskutierten Kriterien. 
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Das Modell, das Grundlage für eine empirische Langzeitanalyse (1982-2003) der EU-
Berichterstattung in Deutschland, Großbritannien, Frankreich, Österreich und Dänemark 
war388, arbeitet mit vier Anforderungskriterien, die Tabelle 4 verdeutlicht.  
Tabelle 4: Vier Dimensionen der Europäisierung  
1. Regieren unter öffentlicher Beobachtung (vertikale Europäisierung) 
- Sichtbarkeit von EU-Institutionen: Werden EU-Institutionen in der öffentlichen Debatte beachtet?  
Indikator: Erwähnung von EU-Institutionen 
- Aufmerksamkeit für EU-Politik: Wird EU-Politik zum Gegenstand öffentlicher Debatten?  
Indikator: EU-Politik als Hauptthema eines Artikels 
2. Gegenseitige Beobachtung (horizontale und synchrone Europäisierung)   
- Aufmerksamkeit für europäische Länder: Wird Europa zum relevanten Bezugsraum öffentlicher Debatten?  
Indikator: Bezugnahme auf europäische Länder 
3. Diskursiver Austausch (interaktive Europäisierung)  
Diskursive Bezugnahme aus ausländische Sprecher: Wie offen sind die Öffentlichkeiten für einen diskursiven 
Austausch mit anderen Öffentlichkeiten? Indikator: Direkte und indirekte Zitate ausländischer Akteure.       
4. Kollektive Identität  
Gefühl kollektiver Zusammengehörigkeit: Entwickelt sich ein Gefühl der Zugehörigkeit zu einer gemeinsamen 
Öffentlichkeit? Indikator: Verwendung des Ausdrucks „Wir Europäer“. 
Quelle: Eigene Zusammenfassung des Modells von Brüggemann et al., a.a.O., S. 218. 
Hervorzuheben sind die Verständlichkeit und Vollständigkeit des Modells, das hohe aber 
dennoch realisierbare Ansprüche formuliert, was u. a. daran ersichtlich wird, dass EU-
Politik Hauptthema eines Artikels sein muss, um in die Analyse aufgenommen zu werden. 
Anhand dieses Modells lässt sich nicht in letzter Klarheit, jedoch mit größerer Bestimmtheit 
sagen, welche Kriterien europäische Öffentlichkeitsstrukturen erfüllen müssen, um demo-
kratiefunktional zu sein.  
Der Vorzug für eine repräsentativ-liberale, normative Betrachtungsweise des Forschungs-
gegenstandes „europäische Öffentlichkeit“ und die Befürwortung des obigen Modells las-
sen sich an dieser Stelle in Auseinandersetzung mit der diskursiven Perspektive gut begrün-
den -  u. a. mit der Feststellung, dass das diskursive Modell in seiner Betrachtungsweise 
einseitig gelagert ist, da es v. a. die horizontale Europäisierung der nationalen 
Öffentlichkeiten in den Blick nimmt389, also die Fragestellung, ob Themen unter den glei-
chen Relevanzkriterien, also Sinn- und Bedeutungsstrukturen diskutiert werden, was bedeu-
tet, dass die Übereinstimmung darüber besteht, wer die Akteure und was die zentralen Hin-
                                            
388 Vgl. zur genauen Konzeption Brüggemann et al., a.a.O., S. 219 f. Auf die empirischen Ergebnisse von Brügge-
mann et al. wird weiter unten eingegangen. 
389 Vgl. hierzu auch Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 14. 
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tergründe einer Thematik sind.390 Kantner weist selbst auf die horizontale Konzentration 
des Modells hin, wenn sie, auch stellvertretend für Eder, erklärt, „dass die über die gemein-
samen europäischen Themen hergestellte thematische Verschränkung der nationalen Medi-
endebatten ein ausreichender Indikator für das Vorhandensein europäischer politischer 
Massenkommunikation ist.“391 An anderer Stelle erklärt sie: „Entscheidend ist die themati-
sche Verschränkung der nationalen Arenen in Bezug auf die gemeinsamen europäischen 
Problemlagen (…).“392 Auch Habermas misst der Horizontalisierung besondere Bedeutung 
bei. 393  
Weniger Wichtig erscheint im diskursiven Öffentlichkeitsmodell der Aspekt der vertikalen 
Europäisierung, also die Frage, welche Rolle die EU und ihre Themen in den nationalen 
Mediendebatten spielen. Diese Fragestellung erscheint aber vor dem Hintergrund der de-
mokratischen und kommunikativen Auskleidung des europäischen Integrationsprozesses, 
dessen wichtiger integrierender Akteur die EU ist, von großer Bedeutung. Denn kommuni-
kative Integration, also die Herausbildung einer demokratiefunktionalen europäischen Mas-
senöffentlichkeit, ist ohne eine angemessene Aufmerksamkeit für die EU als Akteur sowie 
die von ihr lancierten EU-Themen kaum vorstellbar. Das Faktum, dass über die EU-Staaten 
hinweg teilweise ähnliche Wahrnehmungsmuster zu generellen und EU-genuinen politi-
schen Themen besteht, ist für die kommunikative Integration alleine also nicht funktional. 
Anders gesagt: Aus normativer integrationstheoretischer Sicht nützt es wenig, wenn europä-
ische Politik über die Ländergrenzen hinweg zwar ähnlich wahrgenommen wird, die EU 
und EU-Themen aufgrund eines sehr niedrigen nationalen Wahrnehmungsgrades aber in 
den Öffentlichkeiten kaum sichtbar sind. Wenn europäische Öffentlichkeit also stellenweise 
horizontalisiert, aber kaum vertikalisiert ist, bleibt ihre Demokratiefunktionalität immer 
noch unterentwickelt.  
Ein weiteres, mit der horizontalen Fokussierung in Verbindung stehendes Manko des dis-
kursiven Modells thematisiert Risse, wenn er zunächst konstatiert, dass Kantner unter den 
immer wieder betonten „gleichen Relevanzgesichtspunkten“ die oben eingeführte, nötige 
Identitätsdimension europäischer Öffentlichkeit ausschließt394, da sie postuliert: „Unter den 
gleichen Relevanzgesichtspunkten verstehe ich (…) keine in einer europäischen Identität 
gründende europäische Perspektive, sondern übereinstimmende Problemdeutungen zu ei-
                                            
390 Vgl. Risse, a.a.O., S. 20. Vgl. Wessler, a.a.O., S. 21. 
391 Kantner, Cathleen (2002): Editorial In: Berliner Debatte Initial 5/6 2002, S. 4. 
392 Kantner 2007, a.a.O., S. 212. 
393 Habermas 2001, a.a.O, S. 7.  
394 Risse 2002, a.a.O., S. 20. Vgl. hierzu auch Kantner 2007, a.a.O., S. 211. 
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nem Thema bei durchaus kontroversen Meinungen.“395 In einem zweiten Schritt erläutert 
Risse, warum das v. a. von Kantner und Eder aufgestellte Kriterium der geteilten Bedeu-
tungsstrukturen unzureichend für die Definition europäischer Öffentlichkeit  – u.a. im Sinne 
des hier favorisierten Modells – ist:  
„Ihre Position läuft darauf hinaus, eine kollektive Identität nicht (mehr) zur Voraussetzung eines 
öffentlichen Kommunikationsraumes zu erklären. Dies halte ich für problematisch. Können wir 
wirklich von einer öffentlichen Sphäre sprechen, ohne damit eine Kommunikationsgemeinschaft zu 
implizieren? Dies gilt insbesondere dann, wenn unser Begriff von Öffentlichkeit demokratietheore-
tisch relevant sein soll und damit wohl oder übel normative Konnotationen enthält.“396  
Eine ähnliche Kritik wie Risse formuliert Adam.397 Risse macht letztlich deutlich, dass ein 
demokratiefunktionaler Öffentlichkeitsbegriff nicht existieren kann, ohne gewisse normati-
ve Erwartungen zu formulieren. In der europäischen Perspektive heißt das, dass sich die 
Sprecher innerhalb der Mediendebatte grundlegend als Europäer definieren müssen. Natio-
nalistische Reaktionsweisen sind mit einem normativem Verständnis von Öffentlichkeit 
unvereinbar.398 Dies bedeutet in letzter Konsequenz, dass keineswegs die Zustimmung zu 
politischen Programmen oder auch Reformschritten der EU, wohl aber die grundlegende 
Anerkennung ihrer Existenz sowie des europäischen Integrationsprozesses als politisch-
historisches Faktum zu den geteilten Interpretationsmustern einer europäischen Öffentlich-
keit gehören müssen.  
2.3.1.3 Realitäten europäischer medialer Massenöffentlichkeit 
Nach der detaillierten Klärung der Betrachtungsperspektiven auf den Begriff der europäi-
schen Öffentlichkeit schließt sich die Frage an, inwieweit sich bereits europäische Öffent-
lichkeitsstrukturen herausgebildet haben. Diesbezüglich soll folgend ein Überblick ein-
schlägiger inhaltsanalytischer Forschungsergebnisse gegeben werden. In erster Linie wird 
sich auf Studien bezogen, die das repräsentativ-liberale Erkenntnisinteresse verfolgen und 
die Leistungen der Massenmedien normativ in den Blick nehmen. Werden Studien zitiert, 
die eher dem diskursiven Verständnis entspringen, wird dies explizit erwähnt. Die Ergeb-
nisse der wichtigsten Arbeiten aus dem diskursiven Entstehungskontext sind bereits im vo-
rangegangenen Unterkapitel vorgestellt worden.  
Zunächst geben transnational vergleichende Analysen Aufschluss über die europaweite 
Situation wie etwa die Studie im Rahmen des Forschungsprojektes AIM. 399 Sie weist zu-
                                            
395 Vgl. Kantner, Cathleen: Transnattionale Öffentlichkeit und die Demokratiefähigkeit der Europäischen Union. 
Unveröffentlichte Dissertation. Humboldt-Universität Berlin. 2002, zit. n. Risse 2002, a.a.O.,S . 20. 
396 Risse, a.a.O., S. 21. 
397 Vgl. Adam, a.a.O., S. 356.  
398 Vgl. Risse, a.a.O., S. 21. 
399 Erich-Brost-Institut für Journalismus in Europa: Adequate Information Management in Europe. Dokumentation 
des Forschungsprojektes. Dortmund 2005.  
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nächst darauf hin, dass über die EU v. a. in überregionalen Zeitungen berichtet wird. Die 
Hälfte der insgesamt 2614 untersuchten Beiträge über die EU stammte aus der europäischen 
Qualitätspresse. In keinem der zehn untersuchten Länder haben regionale Zeitungen (23,7 
Prozent), die Boulevardpresse (9,8 Prozent ) oder das Fernsehen (öffentlich-rechtliches 
Fernsehen 8,5 Prozent, Privatfernsehen 7,3 Prozent) eine Vorreiterrolle in der EU-
Berichterstattung übernommen. Darüber hinaus wird EU-Politik in den Medien der Mit-
gliedstaaten äußerst divergent dargestellt: In der italienischen Öffentlichkeit etwa ist Europa 
fast ausschließlich ein Wirtschaftsthema. In den anderen Staaten ist die Berichterstattung 
meist differenzierter. Während etwa der EU-Außenpolitik in der deutschen, estnischen, 
litauischen und norwegischen Europaberichterstattung eine große Rolle zukam, spielte das 
Thema in Großbritannien, Italien und Frankreich nur eine untergeordnete Rolle. Die Ent-
wicklungspolitik war ein vergleichsweise wichtiges Thema in der englischen Berichterstat-
tung, in Deutschland und Italien war sie unwichtig. Auch die Bedeutung kultureller und 
sozialer EU-Politikbereiche variiert.400 Nicht nur die thematische Orientierung der nationa-
len Medienöffentlichkeiten bezüglich europäischer Politik ist stark divergent. Noch stärkere 
Unterschiede offenbaren sich in der Quantität der EU-Berichte. Exemplarisch wurden vier 
Staaten heraus gegriffen:  
Tabelle 5: Quantität der EU-Berichte in vier Mitgliedstaaten 
Land Deutschland Frankreich Großbritannien Litauen 
Berichte 594 579 83 381 
Quelle: Erich-Brost-Institut, a.a.O. 
Auffällig ist der niedrige Wert Großbritanniens. Die britische Medienöffentlichkeit ist im 
Vergleich zu anderen nationalen Öffentlichkeiten schwach europäisiert. Im Vergleich zu 
Deutschland und Frankreich, deren Medienöffentlichkeiten einen ähnlichen Europäisie-
rungsgrad erreicht haben, ist jedoch auch die litauische Öffentlichkeit schwächer europäi-
siert.401 Die Ergebnisse der AIM-Studie zeigen insgesamt, wie unterschiedlich die EU-
Berichterstattung in den EU-Staaten ist. Nochmals wird im Sinne der Europäisierungsstra-
tegie deutlich, „dass der Journalismus bis zu einem gewissen Grad an nationale Normen, 
nationale Institutionen, nationale Publika und v. a. nationale Themen gebunden bleibt:“402  
Machill et al. geben in ihrer Metaanalyse einen Überblick über die EU-Berichterstattung in 
                                            
400 Der hohe französische Wert bei den Inneren Angelegenheiten erklärt sich mit der starken EU-Debatte in Frank-
reich vor dem Verfassungsreferendum 2005. Insofern liegt hier eine Verzerrung durch ein Megaereignis vor. 
401 Vor dem Hintergrund der Erweiterung hätte man ein größeres Europabewusstsein der Medien erwarten können. 
402 Weischenberg, Siegfried: Vorwort. In: Sievert, Holger: Europäischer Journalismus. Theorie und Empirie aktuel-
ler Medienkommunikation in der Europäischen Union. Opladen 1995, S. 10.  
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verschiedenen Ländern.403 In Deutschland wird im EU-Vergleich viel über EU-Themen, 
EU-Akteure und das Geschehen in anderen Staaten berichtet. Gegenüber anderen Staaten 
wie etwa den Niederlanden war ein stärkerer Bezug auf nationale Akteure festzustellen. Die 
Berichterstattung der niederländischen und der skandinavischen – insbesondere dänischen – 
Medien, ist ebenfalls vergleichsweise stark europäisiert. In Frankreich, Spanien und Öster-
reich berichten Medien mittelstark über EU-Themen, EU-Akteure und das Geschehen in 
anderen Staaten. In Italien, Irland und Belgien wird besonders zurückhaltend über Europa 
berichtet. In Großbritannien wird ausgesprochen wenig berichtet, insofern es nicht um wäh-
rungspolitische Fragen geht. Deswegen wird die britische Berichterstattung als Sonderfall 
bezeichnet.404 Machill et al resümieren, „dass der Grad der Europäisierung nationaler (Me-
dien-)Öffentlichkeiten in der EU unterschiedlich weit fortgeschritten ist, sich aber insge-
samt noch auf einem sehr niedrigen Niveau beweget.“405 
Die Quantität der EU-Berichterstattung schwankt nicht nur stark von Land zu Land. Erheb-
liche Differenzen gibt es auch bei der Frage, über welche Länder viel bzw. wenig berichtet 
wird. Die Karte der europäischen Nachrichtengeographie ist äußerst löchrig, v. a. die größe-
ren Staaten werden medial abgebildet. Frankreich, Großbritannien, Deutschland und Russ-
land sind häufig Thema, wohingegen viele kleinere und wirtschaftlich schwächere Länder 
kaum in der Berichterstattung auftauchen.406 Kalantzi stelle in ihrer Inhaltsanalyse fest, dass 
die Informationen über Deutschland, Russland und Großbritannien die Hälfte der Europa-
Berichterstattung ausmachen. Von den mittel- und osteuropäischen Staaten betrachten Me-
dien allenfalls noch Polen, die deutsche Berichterstattung selbst über Nachbarländer wie 
Tschechien ist dürftig.407 Auch Adam findet in ihrer Inhaltsanalyse der deutschen und fran-
zösischen Erweiterungs- und Verfassungsdebatten heraus, dass kleine Länder sowie beson-
ders die Beitrittsstaaten ausgeblendet werden.408    
Den ländervergleichenden Studien steht eine größere Zahl von Arbeiten gegenüber, die 
Aufschluss über die Situation in Deutschland geben. Zu unterscheiden ist hier zwischen 
Studien, die den Aspekt der vertikalen Europäisierung in den Blick nehmen und Analysen, 
die mehrere Dimensionen europäischer Öffentlichkeit umfassen. Zu negativen Befunden 
                                            
403 Das Forscherteam untersuchte 17 inhaltsanalytische, in Deutsch, Englisch oder Französisch veröffentliche Studi-
en zur politischen EU-Berichterstattung in mindestens zwei Staaten aus den Jahren zwischen 1990 und 2003 hinsicht-
lich Gemeinsamkeiten und Unterschieden bei den Parametern EU-Themen, EU-Akteure, EU-Staaten und Berichters-
tattungsanlässe. Dabei wurden keine Studien erfasst, die Aussagen über die Berichterstattung in den zehn Staaten 
treffen, die 2004 der EU beitraten (vgl. Machill et al., a.a.O., S. 133 ff.). 
404 Vgl. Machill et al., a.a.O., S. 147.  
405 Ebd.  
406 Vgl. mit Ausnahme Russland: Machill et al., a.a.O., S. 146. Vgl. Sievert, a.a.O., S. 241. Vgl. Kalantzi, Martha: 
Europa in der Tagespresse Deutschlands und Griechenlands - Ergebnisse einer empirischen Untersuchung. In: Hagen 
2004 a, a.a.O., S. 184. 
407 Vgl. Kalantzi, a.a.O., S. 184. 
408 Vgl. Adam, a.a.O., S. 332. 
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bezüglich der vertikalen Europäisierung kommt etwa Peter, der die Hauptnachrichtensen-
dungen in ARD, ZDF, RTL und Sat 1 zwischen Februar und Dezember 2000 untersuchte 
und betont, dass die Europäisierung der Öffentlichkeit in Deutschland weiterhin unerreicht 
bleibt. Er kam zu dem Ergebnis, dass in diesem Zeitraum weniger als fünf Prozent der Sen-
dezeit EU-Themen gewidmet wurde. 409 Eilders und Voltmer kommen ebenfalls zu einem 
negativen Befund: Innenpolitische Themen fanden in den Medien eine sehr hohe Beach-
tung, wohingegen europäischen Themen eine sehr geringe Aufmerksamkeit geschenkt wur-
de: Nur 5,6 Prozent aller in den Kommentaren genannten Themen (pro Kommentar waren 
drei Themennennungen möglich) waren europäische Themen. Die Europäisierung der Öf-
fentlichkeit bleibe immer noch hinter der Verlagerung von Macht auf die EU-Ebene zurück, 
auch wenn es Versuche gebe, diese Lücke zu schließen. Diese Aussage beziehen sie auf den 
Befund, dass in den Kommentaren in hohem Maß Verbindungen zwischen der nationalen 
und der EU-Ebene hergestellt werden, was sie als Zeichen einer Europäisierung werten.410 
Eilders/Voltmer resümieren dennoch kritisch: „Im Vergleich zu anderen Politikfeldern und 
vor dem Hintergrund der wachsenden Bedeutung europäischer Entscheidungen kann die 
Rolle Europas in der Medienöffentlichkeit als marginal angesehen werden.“411  
Diese verzögerte Europäisierung thematisiert auch Gerhards. Er stellt in einer Analyse von 
gesellschaftlichen Europäisierungsprozessen fest, dass die Systeme von Politik und Wirt-
schaft zunehmend europäischere Strukturen angenommen haben, der Journalismus dieser 
Entwicklung aber kaum gefolgt ist, da die Quantität der Berichterstattung über Europa in 
der FAZ, der SZ und der Welt zwischen 1951 und 1995 sich nicht bedeutend verändert hat 
und Ende der 80er Jahre sogar deutlich unter dem Niveau der 60er und 70er Jahre lag. Die 
mediale Öffentlichkeit bleibt für ihn weiterhin nationalstaatlich verhaftet. 412 
Eilders/Voltmer sehen ihre aktuelleren Studienergebnisse als Bestätigung für Gerhards frü-
here Befunde: „Insgesamt bestätigt sich jedoch hiermit auch für die Zeit nach 1995  der 
Befund, dass die Bedeutung von Europa in der Presse stagniert.“413  
Neuere mehrdimensionale Studien relativieren allerdings diese Aussage. Offenkundig ist 
seit 1995 die Europaberichterstattung weiter fortgeschritten, wie Brüggemann et al., auch 
im direkten Bezug auf Gerhards Arbeit,  deutlich machen: Sie fanden in ihrer Studie heraus, 
dass sich die mediale Sichtbarkeit der EU-Institutionen (Vertikalität) zwischen 1982 und 
2003 mehr als verdoppelt hat. Trotz dieser Fortschritte betonen sie ebenfalls, dass nationale 
                                            
409 Vgl. Peter, Jochen: Kaum vorhanden, thematisch homogen und eher negativ: Die alltägliche Fernsehberichter-
stattung über die Europäische Union im internationalen Vergleich. In: Hagen 2004 a, a.a.O., S. 158 f.   
410 Vgl. Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 259 ff. 
411 Ebd., S. 267.  
412 Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 277 und 294.  
413 Vgl. Eilders/Voltmer, a.a.O., aS. 261. 
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Akteure die Berichterstattung stark dominieren und das generelle Niveau der EU-
Berichterstattung immer noch niedrig ist.414 Brüggemann et al. stellen überdies eine schwa-
che gegenseitige Beobachtung und Bezugnahme fest. Der Trend ist gar eher rückläufig. 
Auch die gemessenen Identitätsbezüge bleiben marginal.415 Sie schließen skeptisch: „Öf-
fentliche Diskurse in nationalen Qualitätszeitungen sind zwar durch ein intensiviertes EU-
Monitoring charakterisiert, aber zeichnen sich nicht durch eine zunehmende Aufmerksam-
keit für andere europäische Länder, einen grenzüberschreitenden Meinungsaustausch oder 
die Bildung einer europäischen Identität aus.“416  
Bis auf die Vertikalität ist keines der Funktionskriterien für europäische Öffentlichkeit er-
füllt. Sievert, der EU- und Europaberichterstattung von europäischen Printmagazinen unter-
sucht hat, kommt wie Brüggemann et al. zu höchst differenzierten Ergebnissen. Bezüglich 
der vertikalen Europäisierung zieht er ebenfalls den Schluss, dass eine „ausführliche, diffe-
renzierte und journalistisch qualitativ hoch stehende EU-Berichterstattung in den einzelnen 
Nationalstaaten“ existiert, die „auf der Grundlage der gemachten Analyse besser erscheint 
als ihr immer wieder von Kritikern unterstellt wird.“417 Die EU ist die meist genannte inter-
nationale Organisation in der Magazinberichterstattung. Die Artikel erscheinen zudem in 
der ersten Hälfte der Hefte, die Bebilderung ist differenzierter als bei anderen Themen. Un-
tergliederung der Artikel und Charakterisierung der Hauptpersonen sind ebenso stärker zu 
finden als bei anderen Themen. Die Grundeinstellung der Magazine gegenüber der EU be-
schreibt Sievert als positiv.418 
Die horizontale und interaktive Horizontalisierung der EU-Berichterstattung sieht er aber 
ebenso wie Brüggemann et al. nicht verwirklicht. In seiner Studie kommt er überdies zu 
dem Schluss, dass die Europaberichterstattung in Magazinen insgesamt wenig synchron 
verläuft.419 Nur in einigen Momenten wie etwa bei politischen Großereignissen, reagieren 
die Magazine zeitgleich, aber dann nur aus der eigenen Perspektive. Sievert bemerkt, dass 
die europäische Transnationalisierung des Journalismus zwar auf ökonomischer und tech-
nologischer Ebene der Medieninstitutionen u. a. durch die Verbreitung der gleichen Produk-
tionstechniken sowie Fusionen sichtbar ist, (höchster gefundener Europäisierungsgrad) 
nicht aber auf der inhaltlichen Ebene (niedrigster gefundener Europäisierungsgrad). 420 
Neuere Studien, die nicht dem diskursiven Verständnis zuzuordnen sind, kommen hinsicht-
lich der Horizontalisierung und Interaktion europäischer Öffentlichkeitsstrukturen zu posi-
                                            
414 Vgl. Brüggemann et al., a.a.O., S. 220 ff. 
415 Vgl. Brüggemann et al a.a.O., S. 228. 
416 Ebd.  
417 Sievert, a.a.O., S. 343. 
418 Vgl. ebd. 
419 Ebd., S. 342 f.  
420 Vgl. ebd., S. 154 ff. und 211 ff.  
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tiveren Befunden. Christoph Meyer untersuchte die journalistische Kooperation in Brüssel. 
Aufgrund der Berichterstattung und grenzüberschreitender Zusammenarbeit der Journalis-
ten bei drei politischen Skandalen, in die die EU involviert war, stellt er eine „Synchronisa-
tion der massenmedial vermittelten Debatten über Normverletzungen von EU-Akteuren“ 
fest.421 In den analysierten Fällen kommt ein transnationaler Journalismus der wichtigen 
Kontrollfunktion gegenüber der EU nach. Meyer stellt trotz seiner positiven Befunde aber 
schließlich fest, dass im europäischen Politikalltag „weiterhin eine nationale Rahmung und 
Steuerung der Informations- und Meinungsströme vorherrschen.“422 Zu ähnlichen Ergeb-
nissen kommt Trenz, der – mit einem diskursiven Verständnishintergrund – ebenfalls den 
Rücktritt der Kommission untersuchte.423  
Positive Befunde liefert auch Wimmel, der ein ähnliches Modell wie Brüggemann et al. 
verwendet. Er stellt bei einer Analyse des Türkeibeitrittsdiskurses in englischen, französi-
schen und deutschen Qualitätszeitungen fest, dass es für eine kurze Zeit zu einer grenzüber-
schreitenden europäischen Debatte kam, bei der Meinungen ausgetauscht und gemeinsame 
Willensbildungsprozesse vollzogen wurden. Vorherrschend waren in den Zeitungen jedoch 
Mediendiskurse, die in nationalen Bahnen verliefen.424 Adam fand in ihrer Inhaltsanalyse 
der deutschen und französischen Erweiterungs- und Verfassungsdebatten heraus, dass die 
Medienberichterstattung europäische Akteure stark berücksichtigt, den Nationalstaat be-
wusst verlässt und auf den gemeinsamen europäischen Kontext Bezug nimmt sowie wech-
selseitige Abhängigkeiten in den Vordergrund stellt.425 „Die hier analysierten Debatten 
zeichnen das Bild eines interdependenten europäischen Problemraums. Probleme und deren 
Lösungen machen demnach nicht mehr an Grenzen halt, sondern überschreiten sie.“426  
Auch die Studie des Teams um Risse zur Medienberichterstattung über die Haider-Debatte, 
also den Eintritt der rechtsradikalen FPÖ in die österreichische Regierung, in fünf europäi-
schen Ländern kommt zu dem Schluss, dass es europaweit einen Konsens bezüglich inhalt-
licher Interpretationsschemata dieser Debatte gibt. „Europa als moralische Gemeinschaft“ 
und „Europa als Rechtsgemeinschaft“ waren Argumentationsmuster, die in allen Debatten 
besonders betont wurden.427 Risse postuliert, dass der Grad an Aufmerksamkeit für europä-
ische Themen in den Mitgliedstaaten ähnlich sei, was auf einen „sich herausbildenden öf-
                                            
421 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 189 sowie 2004, a.a.O., S. 132. 
422 Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 190.  
423 Trenz 2000, a.a.O., S. 352 ff. 
424 Vgl. Wimmel, a.a.O., S. 480 f. 
425 Vgl. Adam, a.a.O., S. 332 f. Sie untersuchte die deutschen und französischen Verfassungs- und Erweiterungsde-
batten in Süddeutscher Zeitung, FAZ, Le Monde und Libération.  
426 Adam, a.a.O., S. 333. 
427 Vgl. Risse, a.a.O., S. 16. 
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fentlichen Kommunikationsraum Europa“428 hindeute. Ähnlich deuten Scherer und Vesper 
ihre Ergebnisse hinsichtlich der Transnationalisierung. Sie untersuchten die Bezugnahme 
deutscher überregionaler Tageszeitungen auf andere europäische Blätter und konstatierten 
dabei eine deutliche Zunahme zwischen 1997 und 2000. Die zunehmende Zitierung der 
europäischen Zeitungen in Deutschland bezog sich nicht nur auf Presseschauen sondern 
auch auf die klassische Berichterstattung.429  
2.3.1.3.1  Bewertung und Diskussion 
Bezüglich der Arbeiten mit positiven Horizontalisierungsbefunden ist anzumerken, dass es 
sich oft um Fallstudien mit einem begrenzten Analysezeitraum handelt. Die Autoren erken-
nen dies zumeist an und weisen darüber hinaus im Fall von Meyer und Wimmel auf die 
generell starke nationale Verhaftung der Medien in der EU-Berichterstattung hin. Ange-
merkt sei überdies, dass die Arbeiten von Meyer und Trenz nicht die Berichterstattung über 
das alltägliche Brüsseler Geschehen in den Blick nehmen, sondern vielmehr Sonderfälle der 
Skandalkommunikation untersuchen, die immer auf ein höheres Medieninteresse stoßen, 
wie einige Forscher kritisch anmerken.430 Insbesondere Neidhardt macht auf den speziellen 
Krisenfokus einiger meist diskursiver Studien aufmerksam.431 Auch aus diesem Grund 
müssen diese Ergebnisse im Hinblick auf die Entstehung europäischer Öffentlichkeitsstruk-
turen unter Vorbehalt betrachtet werden. Adam bemerkt ebenfalls einschränkend, dass ihre 
Untersuchung der deutschen und französischen Verfassungs- sowie Erweiterungsdebatte 
von besonders günstigen Umständen profitiert, da zwei Themengebiete von großer, EU-
weiter Bedeutung und genuinem europäischen Charakter vorlagen, es um Kernländer der 
EU-Integration ging und nur Qualitätsmedien untersucht wurden.432 Ihre Befunde wiesen 
auf eine öffentliche Politikarena in Europa hin, seien aber begrenzt. „Begrenzt auf Themen 
mit Europakompetenzen und ansatzweise Qualitätsmedien. Da hier eine öffentliche Arena 
genau dort gesucht wurde, sie am wahrscheinlichsten ist“, gesteht die Forscherin ein.433 
Dieser Hinweis macht auf eines aufmerksam: Bei den konträren bestehenden Modellen und 
Ansichten in der europäischen Öffentlichkeitsforschung, die noch keine Zeit hatte, festere 
gemeinsame Traditionen herauszubilden, hilft – wie schon mehrfach gezeigt werden konnte 
– die genaue Betrachtung der Untersuchungsdesigns, um einzelne Befunde besser einord-
nen und Aussagen über ein mögliches Gesamtbild treffen zu können. Die Vielzahl der Stu-
                                            
428 Ebd., a.a.O., S. 22.  
429 Vgl. Scherer, Helmut/Vesper, Simone: Was schreiben die anderen? Ausländische Pressestimmen als Vorform 
paneuropäischer Öffentlichkeit – Eine Inhaltsanalyse deutscher Qualitätszeitungen. In: Hagen 2004 a, a.a.O., S. 209 f. 
430 Vgl. Adam, a.a.O., S. 43 f. Vgl. Huber 2007 a.a.O., S. 9. Vgl. Gerhards 2002, a.a.O., S. 145. 
431 Vgl. Neidhardt, a.a.O., S. 57. 
432 Vgl. Adam a.a.O., S. 354.  
433 Ebd., S. 357. 
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dien kommt insgesamt zu eher skeptischen Einschätzungen, was doch den Schluss nahe 
legt, dass Strukturen einer europaweiten Öffentlichkeit im Sinne der oben dargestellten Be-
griffsdefinition bislang nur ansatzweise festzustellen sind und noch keineswegs die Funkti-
onskriterien einer politischen massenmedialen Öffentlichkeit erfüllen. „Die europäische 
Öffentlichkeit ist fragmentiert und kurzlebig“434, schließen Jachtenfuchs/Kohler-Koch. Für 
Neidhardt ist sie „gegenwärtig nur sporadisch auszumachen und in den vergangenen Jahren 
offenbar noch nicht recht vorangeschritten.“435 Machill et al. resümieren, 
„dass EU-Themen insgesamt nur einen äußerst geringen Anteil in den jeweiligen nationalen Medien 
einnehmen. Auch Akteure der EU-Ebene spielen gegenüber nationalen Handlungsträgern nur eine 
Nebenrolle. (…) Somit muss geurteilt werden, dass die nationalen Öffentlichkeiten insgesamt wenig 
europäisiert sind, allenfalls kann von ersten Ansätzen gesprochen werden (…).“436 
In Ausnahmefällen wie etwa Krisensituationen scheint es allerdings, als sei die Herausbil-
dung demokratiefunktionaler Öffentlichkeitsstrukturen bereits weiter vorangeschritten.437 
Auch deshalb ist die Fundamentalkritik nicht zutreffend, dass nirgendwo und zu keinem 
Zeitpunkt europäischer Öffentlichkeitsstrukturen festzustellen seien.438 Europäische Öffent-
lichkeit bildet sich heraus, jedoch geschieht dies punktuell und ereignisbezogen. Zu einem 
festen Moment in der europäischen Debatte ist sie offenbar noch nicht geworden.   
Es scheint überdies, als sei die horizontale Europäisierung der nationalen Mediendebatten 
weiter fortgeschritten als die vertikale, auf den Akteur EU bezogene Europäisierung, denn 
die Anzeichen dafür, dass es ähnliche Wahrnehmungsmuster über die Ländergrenzen gibt – 
was bei transnationalen Mediendebatten zu Themen wie EU-Gipfen, EP-Wahl, Euro-
Einführung, EU-Erweiterung, BSE-, Dioxin- und Kommissionsskandal oder Türkei-Beitritt 
deutlich wurde – sind größer als die Belege für eine starke Rolle der EU und der von ihr 
gesetzten Themen in der nationalen Berichterstattung.439 Entsprechend resümiert Risse:  
„Europäische Themen führen in den nationalen Medien einerseits nach wie vor ein Schattendasein, 
die Berichterstattung über Europa und die EU folgt aber durchaus ähnlichen Relevanz- und Bedeu-
tungsstrukturen über nationale Öffentlichkeiten hinweg.“440  
Dennoch geben Arbeiten wie die von Brüggemann et al. Hinweise darauf, dass zumindest 
ansatzweise eine vertikale Europäisierung der Öffentlichkeit in Deutschland begonnen hat, 
was sich aufgrund der Ballung von Großereignissen wie Nizza-Vertrag, BSE-Krise, Oster-
weiterung, Verfassungsstreit und -referenden auch vermuten lässt.441  
                                            
434 Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 b, a.a.O., S.20. 
435 Neidhardt, a.a.O., S. 58. 
436 Machill et al., a.a.O., S. 149. 
437 Vgl. Kleinsteuber 2008, a.a.O., S. 19. 
438 Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 129. 
439 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 21 f. 
440 Vgl. Risse 2002, a.a.O., S. 15. 
441 Vgl. hierzu Wessler, a.a.O., S. 18. Vgl. Media Tenor 2005 a, a.a.O., S. 104.  
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 86 
 
 
Was bedeuten diese Forschungsergebnisse für die Theoriedebatte? Insgesamt erscheint es 
nicht ratsam, die beiden genannten Funktionsmodelle – die paneuropäische Öffentlichkeit 
und die Europäisierung der nationalen Öffentlichkeiten – als sich ausschließende Konzepte 
gegenüber zu stellen. Dies fordern mehrere Forscher ein.442 Insofern muss die frühe Unter-
scheidung Gerhards von 1993 ein Stück weit relativiert werden: Eine paneuropäische mas-
senmediale Öffentlichkeit wird aller Voraussicht nach nicht in vollem Umfang entstehen, 
wohl sind aber Teilstrukturen medialer paneuropäischer Teilöffentlichkeiten v. a. im Inter-
net mittels Fachportalen sowie in Form von elitären Print- und TV-Programmen existent 
und weiter im Begriff zu entstehen, die der transnationalen politische Kommunikation in 
Europa durchaus dienlich sind. Das aktuelle Medienangebot deutet also mittlerweile da-
raufhin, dass beide Realisierungsstrategien ihre Berechtigung haben, da sie die Selbstver-
ständigung der europäischen Gesellschaft vorantreiben.  
Letztlich sind die demokratietheoretischen Erwartungen aus der liberal-repräsentativen Per-
spektive und aus den genannten Gründen aber v. a. an die Europäisierungsstrategie zu rich-
ten. Paneuropäische und diskursive Öffentlichkeitsmodelle, die letztlich auf Elitenkommu-
nikation rekurrieren, werden den Ansprüchen kaum gerecht, die grundlegend nach der Ein-
dämmung des EU-Demokratiedefizits durch die Limitierung ihres Öffentlichkeitsdefizits 
verlangen. Dies wird hier abschließend von Machill et al. vor dem Hintergrund der vorge-
stellten Forschungsergebnisse beschrieben, bevor im Folgekapitel auf die Gründe für das 
Entstehen des Öffentlichkeitsdefizits eingegangen wird. Für Machill et al. ist eindeutig er-
kennbar, dass das EU-Demokratiedefizit   
„ mit einem Defizit der europäischen Medienberichterstattung einher geht, auch wenn erste Anzei-
chen einer Europäisierung nationaler Öffentlichkeiten zu erkennen sind. (…) Wenn die EU künftig 
noch weiter politisch zusammenwächst, was sich etwa in einer gemeinsamen Europäischen Verfas-
sung ausdrücken würde, droht sich das vorhandene Öffentlichkeits- und Demokratiedefizit noch zu 
verschärfen. (…) Vor diesem Hintergrund muss auch ein Umdenken in den Redaktionen erfolgen, 
um der EU auch publizistisch das Gewicht zukommen zu lassen, über das sie politisch und wirt-
schaftlich schon längst verfügt, und ihrer öffentlichen Aufgabe auch in einem zusammenwachsenden 
und für die Bürger immer wichtiger werdenden Europa gerecht zu werden.“443    
2.3.1.4 Rekapitulation: Forschungsdefizite und Forschungsinteressen 
Der Wissensbestand des Forschungsfeldes wurde präsentiert. Auffällig ist hierbei, dass die 
EU-Berichterstattung bisher zumeist inhaltsanalytisch durch Fallstudien von Printmedien 
analysiert wurde mit dem Ziel, Aussagen über den journalistischen Output zu treffen. Zu-
meist geht es, wie gezeigt wurde, um die Frage, inwieweit Strukturen europäischer Öffent-
                                            
442 Vgl. Adam, a.a.O., S. 27. Vgl. Neidhardt, a.a.O., S. 54. Vgl. Neidhardt et al., a.a.O., S. 290. Vgl. 
Latzer/Saurwein,  a.a.O., S. 17. 
443 Machill et al., a.a.O., S. 151. 
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lichkeit vorhanden sind. Fernsehen und Online-Medien wurden dabei ebenso vernachlässigt 
wie Nachrichtenagenturen. Zudem fehlt es an Langzeitstudien. 444 
Auch die wichtige Frage, welche Faktoren auf die Entstehung europäischer Öffentlichkeits-
strukturen wirken und diese hemmen, wird in der Forschung kaum thematisiert. Qualitative 
Studien zu den Arbeitsbedingungen und -strukturen der Europaberichterstattung, die im 
repräsentativ-liberalen Verständnis auch als „Throughput“ bezeichnet werden, sind deshalb 
selten zu finden.445 Diese qualitative Strukturforschung ist, wenn sie stattfindet, stark auf 
Brüssel fokussiert.446 Gerade in der jüngeren Vergangenheit wurde der Nachrichtenplatz, 
etwa im Rahmen des AIM-Projekts, untersucht.447 Die Mechanismen der EU-
Berichterstattung der Heimatredaktionen wird demgegenüber weitaus seltener in den Blick 
genommen, obwohl diese bestimmen, was berichtet wird und welches Bild europäischer 
Politik dem Publikum geboten wird.448  
Doch die Konzentration auf die quantitative Forschung und den Schauplatz Brüssel sind 
nicht die einzigen auffälligen Fokussierungen der europäischen Öffentlichkeitsforschung. 
Deutlich tritt darüber hinaus hervor, dass sich die Wissenschaft in den vergangenen 15 Jah-
ren fast ausschließlich auf die Analyse der Arbeit überregionaler Medien konzentriert 
hat.449 Die Erkenntnisse über die Europaberichterstattung regionaler Zeitungen sind äußerst 
dürftig.450 In der umfangreichen Zusammenfassung des Forschungsstands von 
Latzer/Sauerwein wird z. B. mit keinem Wort auf regionale Medien Bezug genommen.451 
Diese Beobachtungen verwundern umso mehr, da Regionalzeitungen eine dominante Rolle 
in der deutschen Medienlandschaft spielen, weil sie den Großteil der Leser exklusiv an sich 
binden.452 Überregionale Zeitungen erreichen direkt nur eine kleine Minderheit der Leser-
schaft, wobei sie durch ihre Stellung als Leitmedien natürlich eine besondere Funktion ha-
ben, indem sie Debatten initiieren, die in den Regionalblättern wiedergespiegelt werden.453 
                                            
444 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 20 u. 24. 
445 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 24. Vgl. auch Adam, a.a.O., S.  
446 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O. Vgl. Huber, a.a.O. Vgl. Baisnée, Oliver: Can political journalism exist at the 
EU level? In: Kuhn, Raymond/Neveu, Erik: Political Journalism. New challenges, new practises. London 2002, S. 
108-128. Vgl. Nandelstädt, a.a.O.  
447 Dies bekam der Verfasser bei Diskussionen im Rahmen seiner Tätigkeit als Journalistenausbilder mehrfach zu 
hören. 
448 Derlei Studien lieferten etwa Huber, a.a.O., Nandelstädt, a.a.O., sowie das mehrfach erwähnte AIM-Projekt. 
449 Vgl. Stöckl, Mirjam: Blick nach Brüssel. Wie deutsche Regionalzeitungen in ihrem Mantelteil über die Europäi-
sche Union berichten: eine Fallstudie zu Themen, Arbeitsprozessen und strukturellen Bedingungen an fünf Beispie-
len. Unveröffentlichte Diplomarbeit am Institut für Journalistik der Universität Dortmund. Dortmund 2006, S. 37. 
Vgl. Vetters, a.a.O.  
450 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 355. Vgl. Roose a.a.O., S. 11. Vgl. Stöckl a.a.O., S. 1. Vgl. Meyer, Christoph 2004, 
a.a.O., S. 143. 
451 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O. 
452 Vgl. Huber, a.a.O., S. 27. Vgl. Vetters, a.a.O., S. 357. 
453 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 12. Vgl. Vetters, a.a.O., S. 357. Vgl. Weischenberg, Siegfried/Scholl, Armin: 
Darsteller und Souffleure. Journalistenstudie II: Ergebnisse zu Berufsverständnis und Arbeitszufriedenheit. In: Jour-
nalist 9/2006, S. 31. 
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 88 
 
 
Abbildung 3 verdeutlich die dominante Rolle der Regionalzeitungen im Mediensystem, die 
trotzt gesunkener Auflagen und Werbeeinnahmen (vgl. Kapitel 3.2.2.1) fast 61 Prozent der 
Bevölkerung erreichen. Überregionale Blätter kommen auf einen Wert von 5,5 Prozent:   
Abbildung 3: Reichweiten der Tageszeitungen in Deutschland 2008 
 
Quelle: Bundesverband der Zeitungsverleger454 
Auch die Titel- und Auflagenzahlen sprechen eine deutliche Sprache: 2008 standen 335 
regionalen und lokalen Tageszeitungen455 mit einer Gesamtauflage von 14,3 Millionen 
Exemplaren zehn überregionale Blätter mit einer Auflage von 1,65 Millionen Zeitungen 
gegenüber.456 Auch vor  diesem Hintergrund verwundert die geringe Beachtung der Regio-
nalzeitung. Ihre wissenschaftliche Vernachlässigung in der bisherigen europäischen Öffent-
lichkeitsforschung hat eine ganz spezielle deutsche Dimension:  
„Diese Beobachtung ist besonders relevant, da es in Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern 
aufgrund seiner föderalistischen Struktur eine höhere Anzahl und Bedeutung von Regional- und 
Lokalzeitungen gibt. Die Entscheidungen der Redakteure in Chemnitz, Stuttgart oder Oldenburg 
haben also einen erheblichen Anteil an der Quantität und Qualität der EU-Informationen, die den 
Bürger potentiell erreichen können.“457  
Das von der Reichweite her wichtigste Medium wurde von der Forschung also bisher am 
sträflichsten vernachlässigt. Dies könnte fatale Konsequenzen haben, wie Stöckl andeutet:  
„Durch die fehlende Forschung zu EU-Themen in Regionalblättern ergibt sich derzeit nicht nur ein 
                                            
454 Bundesverband der Zeitungsverleger: Reichweiten der Tageszeitungen in Deutschland 2008. URL: 
http://www.bdzv.de/schaubilder+M5d4d03b1615.html, 20.2.2009. 
455 Wichtig hierbei ist die Unterscheidung zwischen Blättern, die zwar einen eigenen Namen und eigene Lokalre-
daktionen haben, jedoch den Mantelteil von größeren Zeitungen beziehen und wiederum diesen, die eine eigene 
Mantelredaktion unterhalten und in der Forschung unter den Titel „Publizistische Einheiten“ geführt werden (Vgl. 
Meyn, Hermann 1996: Massenmedien in Deutschland. Berlin 1996, S. 59.)  
456 Bundesverband der Zeitungsverleger: Zeitungen 2008 auf einen Blick 1). URL: 
http://www.bdzv.de/schaubilder+M5b7478d1c35.html, 4.2.2009 
457 Huber, a.a.O., S. 27.  
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unvollständiges Bild der Europäisierung der deutschen Öffentlichkeit, sondern vermutlich auch ein 
positiv verzerrtes. Es ist nämlich davon auszugehen, dass die am häufigsten ausgewerteten überre-
gionalen Qualitätszeitungen öfter umfangreicher und differenzierter über die EU berichten als Re-
gionalzeitungen – und somit der Eindruck entsteht, die deutsche Öffentlichkeit sei stärker europäi-
siert als sie es tatsächlich ist.“458 
Auch Vetters bezweifelt, ob sich die bisherigen Untersuchungsergebnisse zur Berichterstat-
tung der überregionalen Presse ohne weiteres verallgemeinern lassen.459 Die fehlende wis-
senschaftliche Beschäftigung mit der regionalen EU-Berichterstattung verwundert auch vor 
dem Hintergrund, dass Brüsseler Entscheidungen oft in die regionale Politik hineinwirken, 
wodurch potenziell EU-Politik für die Bürger direkt erfahrbar ist, wie in Kap. 2 1. 4 gezeigt 
wurde.460 Die EU-Kommission bemerkt selbst, dass die Umsetzung der EU-Politik vielfach 
auf regionaler und lokaler Ebene stattfindet. Aus diesem Grund seien die Behörden vor Ort 
besonders gut geeignet, um die Bürger in den EU-Kommunikationsprozess einzubinden.461 
Kopper bemerkt diesbezüglich:  
„Die EU als Förder- und Ausgleichsmotor innerhalb Europas wirkt vielfach gerade in den Regio-
nen. Dort werden Straßenbauten, Museumsprojekte, Festivals, Jugendprogramme und vieles mehr 
direkt aus EU-Töpfen finanziert. Nur scheint es eher die Ausnahme zu sein, das solche Aktivitäten 
(mit ihren Entscheidungsmechanismen und dahinter stehenden Personen) in lesbares, vielleicht 
sogar unterhaltsames Alltagsformat gegossen werden.”462 
Der befragte Pressesprecher der EU-Kommission nimmt die Regionalpresse ebenfalls in die 
Pflicht. Denn in ihrem „(…) Verbreitungsgebiet findet auch Europa statt. Die Bürger, die 
Zeitungsleser in diesem Verbreitungsgebiet sind Europäer. Die sollten sich für Europa inte-
ressieren, die sollten erfahren was Europa für sie und ihr tägliches Leben bedeutet.“463 Auch 
die Politologin Regina Vetters sieht gerade darin Chancen, in der regionalen und lokalen 
Presse die direkte Relevanz der EU sichtbar zu machen. Dies setze allerdings ein hohes 
Maß an Fachkenntnis und Ressourceneinsatz seitens der Medien voraus.464  
Wenige, teils unveröffentlichte Arbeiten liefern erste Erkenntnisse über die Europa-
Berichterstattung in den regionalen Heimatredaktionen. Die Fallzahlen der befragten Regi-
onalredakteure bleiben gering, was Probleme für die Repräsentativität der Studienergebnis-
se mit sich bringt und den Bedarf nach einer größeren, umfangreicheren Arbeit deutlich 
macht. In keiner der Arbeiten werden zudem nähere Bezüge zu spezifischen EU-
Politikfeldern hergestellt. Für das hiesige Forschungsinteresse wichtige qualitative Erkennt-
                                            
458 Stöckl, a.a.O., S. 37.  
459 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 358. 
460 Vgl. hierzu auch Schäfer, Torsten (2006 c): Wer kennt schon Frau Fischer-Boel? In: Berliner Republik 2/2006, S. 
15. Vgl. auch Huber, a.a.O., S. 41.  
461 Vgl. Europäische Kommission 2006 a, a.a.O., S. 22. 
462 Kopper, Gerd G. (2007 a): Noch nervt Brüssel. Fast überall ist Brüssel im Spiel. In: Journalist 7/2007, S. 62. 
463 Telefonisches Experteninterview mit Steffen Schulz, Pressesprecher der Europäischen Kommission in Bonn, 
7.10.2008, S. 8.   
464 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 358. 
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nisse zu Arbeitsbedingungen, Tätigkeitsmerkmalen und Rollenbildern der regionalen deut-
schen EU-Berichterstattung liefert in größerem Umfang nur die unveröffentlichte Diplom-
arbeit von Mirjam Stöckl. Sie untersuchte 2005 inhaltsanalytisch in einem dreiwöchigen 
Zeitraum465 die EU-Berichterstattung in den gesamten Mantelteilen von fünf deutschen 
Regionalzeitungen und befragte zudem neun Ressortleiter der Redaktionen Wirtschaft so-
wie Politik. Ihr Interesse galt v. a. den Arbeitsprozessen und Strukturbedingungen der regi-
onalen Europaberichterstattung.466 Nützliche Erkenntnisse liefert auch die Studie von Deike 
Schmidt, die die Arbeitsbedingungen der Korrespondenten regionaler Tageszeitungen in 
Brüssel qualitativ untersuchte und u. a. darlegt, wie die Kooperationsmechanismen zwi-
schen Korrespondenten und Zentrale funktionieren. Für ihr Forschungsvorhaben interview-
te sie alle in Brüssel ansässigen Regionalzeitungskorrespondenten.467  
Aufschlussreiche Inhaltsanalysen liefern zudem Vetters und Roose. Die Politologin Regina 
Vetters verglich in ihrer Studie die allgemeine sowie auf den EU-Verfassungsprozess bezo-
gene Europaberichterstattung zweier überregionaler Tageszeitungen (Süddeutsche Zeitung - 
SZ und Frankfurter Allgemeine Zeitung- FAZ) mit der Berichterstattung zweier regionaler 
Blätter (Stuttgarter Zeitung und Leipziger Volkszeitung) von 2002 bis 2005. Ihr Forschungs-
interesse galt gezielt den regionalen Öffentlichkeitsstrukturen.468 Dies gilt auch für den So-
ziologen Jochen Roose, der die Berichterstattung von regionalen Zeitungen in Grenznähe u. 
a. daraufhin untersucht, inwieweit sich die spezielle geografische Lage sowie die Dauer der 
EU-Mitgliedschaft eines Nachbarlandes auf die regionale und lokale Berichterstattung aus-
wirken.469 Woppmann analysierte die Berichterstattung zweier deutscher Regionalblätter im 
Vergleich zur Berichterstattung zweier französischer Zeitungen im Hinblick auf die Entste-
hung regionaler Öffentlichkeitsstrukturen. Auch ihre Erkenntnisse sind für das hiesige For-
schungsinteresse relevant.470 Regionalzeitungen wurden auch im Rahmen des AIM-
                                            
465 Während des Untersuchungszeitraums fanden eine Plenarwoche des Parlaments, verschiedene Ministerräte sowie 
ein Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs statt.  
466 Auf Wunsch der untersuchten Zeitungen bleiben sie in Stöckls Studie anonym. Ausgewählt wurde eine Zeitung, 
die mit dem modernen Newsdesk-Prinzip in der Redaktion arbeitet, zwei Blätter in Grenznähe und zwei Zeitungen, 
die in Konkurrenz zueinander stehen (vgl. Stöckl, a.a.O., S. 6). 
467 Vgl. Schmidt, Deike: „Ein bisschen wie Volkshochschule“. Die Arbeit der EU-Korrespondenten der deutschen 
Regionalzeitungen. Unveröffentlichte Diplomarbeit am Institut für Journalistik der Universität Dortmund. Dortmund 
2006. Deike Schmidt befragte 2006 die Korrespondenten von allen 15 Regionalzeitungen, die von einem Mitarbeiter 
in Brüssel kontinuierlich beliefert wurden. Sie kombinierte die Interviews mit einer telefonischen Befragung bei 15 
deutschen Regionalzeitungen, um diese zu den Quellen der Berichterstattung zu befragen (vgl. Schmidt, a.a.O., S. 47 
u. 50.). 
468 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 355-372. 
469 Vgl. Roose, a.a.O.  
470 Vgl. Woppmann, Silke: Europäische Öffentlichkeit – ein Fall für die lokale Presse? Das Bild der EU in deut-
schen und französischen Regionalzeitungen. Unveröffentlichte Diplomarbeit am Lehrstuhl für Journalistik der Katho-
lischen Universität Eichstätt. Eichstätt 2001. Woppmann analysierte sechs repräsentative Wochen zwischen 1999 und 
2001 die EU-Berichterstattung in der gesamten Ausgabe des Donaus-Kuriers, des Flensburger Tagesblattes sowie 
der französischen Blätter Nice Martin und Dauphiné Libéré. Sie definierte EU-Berichterstattung als Kommunikation, 
die einen Bezug zu den „Staatsformelementen“ EU-Staatsgebiet, EU-Staatsvolk oder EU-Staatsgewalt herstellt. 
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Projekts untersucht, ohne dass aber ein spezieller Forschungsfokus mit dezidierten Frage-
stellungen zu diesem Medium entwickelt wurde. Im Rahmen des AIM-Projekts wurde in-
haltsanalytisch einzig die Berichterstattung der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung unter-
sucht. Zudem wurden Interviews mit Redakteuren regionaler Zeitungen in Deutschland 
geführt.471 Im Rahmen des Projektes „Transformation of Political Mobilisation and Com-
munication in European Public Spheres“ (Europub) am Wissenschaftszentrum Berlin wur-
den zusammen mit elf Berichterstattern von SZ, FAZ und Bild auch drei Journalisten der 
Leipziger Volkszeitung zu ihrer europabezogenen Berichterstattung befragt.472 Auch hier 
fehlt ein explizites regionales Forschungsinteresse. Die Ergebnisse der zitierten Studien 
werden in Kapitel 3.2.4 ausführlich diskutiert.  
2.3.1.5 Perspektivenerweiterung: Die politikfeldspezifische Betrachtungsweise 
Regionale Sichtweisen auf den Forschungsgegenstand europäische Öffentlichkeit bleiben 
die große Ausnahme. Demgegenüber rückt ein anderer, bisher vernachlässigter For-
schungsansatz, der die Analyse von Einzelereignissen überwindet und ganze Politikfelder in 
den Blick nimmt, zunehmend in den Mittelpunkt der europäischen Öffentlichkeitsfor-
schung.473 Latzer/Saurwein verorten den politikfeldspezifischen Ansatz (siehe bereits Kap. 
2.2.3) im liberal-repräsentativen Kontext, da hier ganz in der Tradition dieses Verständnis-
ses europäischer Öffentlichkeit „nach der massenmedialen Sichtbarkeit der EU bzw. ihrer 
zentralen politischen Akteure und europapolitischen Themen und nach den medialen Struk-
turbedingungen“474 gefragt wird. Der politikfeldspezifische Ansatz hat eine allgemeine so-
wie eine regionsspezifische Komponente, wegen der er für die vorliegende Arbeit wichtig 
ist. Zunächst soll auf die allgemeine Komponente eingegangen werden.  
Wichtig ist die Feststellung, dass es bei einer politikfeldspezifischen Betrachtung in Hin-
blick auf den Gegenstand europäische Öffentlichkeit nicht um eine Neudefinition des Öf-
fentlichkeitsbegriffes, sondern nur um eine weitere Differenzierung des Betrachtungswin-
kels geht. Europäische Öffentlichkeit entsteht weiterhin durch die den dargelegten Kriterien 
gerecht werdende Überlagerung nationaler Massenmediendebatten. Die Analyse widmet 
sich aber nur nicht der ressortübergreifenden EU-Berichterstattung, sondern der Berichter-
                                                                                                                                
Kennzeichen dafür sind Wörter wie etwa EU, Europäische Union oder Europäische Gemeinschaftswährung (vgl. 
Woppmann, a.a.O., S. 60).   
471 Roose, a.a.O. 
472 Adam, Silke/Berkel, Barbara: Final case report on communication strategies of the media. Case report Germany. 
The Transformation of Political Mobilisation and Communication in European Public Spheres. Wissenschaftszent-
rum Berlin 2004. Interviewt wurden 14 Journalisten, darunter für EU-zuständige Redakteure, die Fachredakteure für 
Agrar- und Einwanderungsfragen sowie Brüssel-Korrespondenten (Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 5). Unter den 14 
befragten Journalisten waren 10 Heimatredakteure, womit die Studie v. a. einen Einblick in die deutsche Redaktions-
realität liefert und deshalb in Kapitel 3 und nicht in Kapitel 2 näher beleuchtet wird. 
473 Vgl. Neidhardt, a.a.O., S. 51. Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 17. Vgl. Adam, a.a.O., S. 42. 
474 Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 13. 
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stattung über ein Politikfeld, bei dem europäische Bezüge von Interesse sind. Die Politik-
wissenschaft hat diesen Perspektivwandel – im Unterschied zur Kommunikationswissen-
schaft – vollzogen und differenziert in der Europaforschung ihre Betrachtungsweisen je 
nach Politikfeld und dessen Vergemeinschaftungsgrad.475 
Diese Vorüberlegungen führen zu einer einfachen Frage: In welchen Politikfeldern könnte 
die europäische Öffentlichkeitsdimension potenziell größer sein als in anderen Bereichen? 
Zu denken wäre an in hohem Maße stark vergemeinschaftete Politikfelder, in denen die EU 
entsprechend sichtbar werden kann. Aufgrund des hohen Vergemeinschaftungsgrads sind 
dies Politikfelder, in denen Probleme besser grenzüberschreitend gelöst werden sollen, in 
denen also Themen per se transnationalen Charakter haben und deshalb Stoff für europa-
weite Debatten sein können.  
Da die Staaten, so die Vermutung, mit den gleichen Problemen zu kämpfen haben und diese 
deshalb gemeinsam lösen wollen, wäre mitunter zu erwarten, dass sie diese Probleme auch 
in ähnlicher Weise diskutieren; insbesondere weil die EU in diesen Bereichen als maßgebli-
cher Agendasetter Themen setzt, die alle gleichermaßen betreffen.476 Die „Europäisierung 
folgt der tatsächlichen Kompetenzverlagerung. „Warum nach einer europäischen Berichter-
stattung in der Rentenpolitik suchen, wenn sie doch primär ein nationalstaatliches Politik-
feld geblieben ist?“477, schließt Adam. Ähnlich befinden Latzer/Saurwein.478 
Dererlei Überlegungen werden durch die Ergebnisse von Koopmans/Erbe gestützt, die im 
Rahmen des Europub-Projekts politikfeldspezifisch die kommentierte EU-Berichterstattung 
von vier Zeitungen analysierten. Sie entdeckten große Unterschiede zwischen Themenbe-
reichen, in denen der Nationalstaat ausschließlich die Kompetenz inne hat sowie Politikfel-
dern, in denen die Kompetenzen v. a. bei der EU liegen: Bei Fragestellungen wie Militär-
einsätzen, wo die EU-Kompetenz schwach ist, wurden bei 17 Prozent aller untersuchten 
Kommentare zu diesem Themenbereich vertikale Europäisierungs-Bezüge konstatiert. Im 
fast ausschließlich vergemeinschafteten Feld der Finanzpolitik lag die Quote dagegen bei 
93,4 Prozent. In der ebenfalls stark europäisierten Agrarpolitik nahmen 53,6 Prozent der 
Behauptungen Bezug auf die europäische Integration. 479  
                                            
475 Vgl. Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 b, a.a.O., S. 19.  
476 Vgl. zu diesen Überlegungen Adam, a.a.O., S. 36 f. 
477 Ebd., S. 42. 
478 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O., S. 17. 
479 Vgl. Pfetsch, Barbara/Koopmanns, Ruud: Unter falschem Verdacht – Massenmedien und die Europäisierung der 
politischen Öffentlichkeit in Deutschland. In: Langenbucher/Latzer, a.a.O., S. 186. Die untersuchte Publikationsperi-
ode umfasst 1872 Ausgaben von Süddeutscher Zeitung, Frankfurter Allgemeinen, Leipziger Volkszeitung und Bild-
Zeitung aus den Jahren 2000 bis 2002. An jedem zweiten Tag wurden in den politischen Teile Behauptungen, so 
genannte Claims, untersucht. Ein Claim ist „definiert als Ausdruck einer politischen Meinung, durch physische oder 
verbale Aktionen, unabhängig von der Form bzw. vom Anlass ihres Ausdrucks (Statement, Demonstration, Entschei-
dung, Gerichtsurteil) und unabhängig vom Akteur (Medien, Regierungen, zivilgesellschaftliche Akteure).“ 
(Pfetsch/Koopmanns, a.a.O., S.182). Insofern werden mit diesem Ansatz nicht nur direkte Äußerungen von Akteuren, 
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Ähnlich sichtbare Strukturen europäischer Öffentlichkeit könnten sich aber auch in einem 
anderen Bereich entwickeln: der EU-Umweltpolitik. Gerade sie ist in einem hohen Maße 
vergemeinschaftet; bis zu 90 % der deutschen Umweltgesetzgebung nehmen ihren Vorlauf 
in Brüssel.480 Überdies können viele Fragestellungen nur grenzüberschreitend gelöst wer-
den, weil sie globaler Natur sind wie etwa der Klimawandel, die Energiefrage, oder Fragen 
des Arten- und Naturschutzes. Eilders/Voltmer stützen diese Annahme: Die in den unter-
suchten Kommentaren konstatierte hergestellte Verbindung zwischen der deutschen Um-
weltpolitik in der EU „unterstreicht die Tatsache, dass es sich hierbei um Probleme handelt, 
die nationale Grenzen überschreiten und deswegen auf nationaler Ebene nicht angemessen 
gelöst werden können.“481 Analog zu diesen Überlegungen befinden Eder/Kantner, dass 
gerade Umweltthemen der Transnationalisierung von Öffentlichkeit in Europa förderlich 
sind, da es um kollektive Güter gehe, deren „Sicherung nicht mehr an den nationalen Gren-
zen Halt macht.“482 Umfragen stützen diesen Befund: Aufgrund ihres stark transnationalen 
Charakters sind Umwelt- und Energiepolitik die Politikfelder, die die Deutschen am deut-
lichsten auf der EU-Ebene gestärkt sehen wollen. 483 
Es lässt sich vor den genannten Hintergründen vermuten, dass es in der EU ein Mindestmaß 
an europäischer Umweltöffentlichkeit gibt, und es sich deshalb lohnt, ihre Bedeutung in 
Hinblick auf Strukturen europäischer Öffentlichkeit und die Erweiterung der Perspektiven 
auf den Forschungsbegriff – die zu den Zielen dieser Arbeit gehört – näher zu untersuchen.  
Es erscheint noch aus einem anderen Grund sinnvoll und nötig, gerade die EU-
Umweltpolitik bezüglich ihrer Bedeutung für den europäischen Öffentlichkeitsprozess zu 
untersuchen und sie anderen, ähnlich geeigneten Politikfeldern vorzuziehen. Die EU-
Umweltpolitik hat – wie die Umweltpolitik und der Umweltjournalismus im Allgemei-
nen484 – in den vergangenen drei Jahren eine starke Bedeutungszunahme erfahren ist und 
liegt deshalb möglicherweise auch verstärkt im Fokus regionaler Redaktionen. In keinem 
anderen Politikbereich hat die EU in den Jahren derzeit an Renommee gewonnen und an-
spruchsvolle Vorhaben angestoßen wie in der Umweltpolitik. Zu denken ist hier zuerst an 
                                                                                                                                
sondern auch nonverbale Meinungsmitteilungen wie vollzogene Handlungen und Interaktionen zwischen Akteuren 
erfasst werden, was einen tieferen Einblick erlaubt als die reine Erfassung von getätigten Aussagen bei der klassi-
schen Inhaltsanalyse (Vgl. Vetters, a.a.O., S. 360 f.) 
480 Europaministerium Nordrhein-Westfalen: NRW-Europaministerin Kraft: Kabinett beschließt Konzept, um Verwal-
tung fit für Europa zu machen. Pressemitteilung 4.2.2004. URL: 
http://www.pressearchiv.nrw.de/01_textdienst/11_pm/2002/q1/20020204_01.html, Zugriff am 22.8.2008. 
481 Vgl. Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 262. 
482 Eder/Kantner, a.a.O., S. 322. 
483 Europäisches Informationszentrum Niedersachsen: Eurobarometer: Deutschlands Jugend glaubt an Europa. 
8.8.2008. URL: 
http://www.eizniedersachsen.de/19.98.html?&tx_ttnewsProzent5Btt_newsProzent5D=7030&cHash=27fe0e608f, 
30.9.2008.  
484 Vgl. Lohmeyer, Michael: Das Comeback des Umweltjournalismus. In: Umweltjournalist 1/2007, S. 8-10. 
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die Klimaschutzpolitik, in der sich die EU – teils zurecht – international als Vorreiter, ins-
besondere mit dem Ende 2008 verabschiedeten Klimapaket, erklärt hat.485 
Die Klimaschutzpolitik ist wohl das Politikfeld, mit dem sich die Union in den vergangenen 
drei Jahren am stärksten hervorgetan hat, in Deutschland v. a. auch mit der Debatte über die 
CO2-Grenzwerte für Pkw.486 Auch andere Vorhaben wie die umfassende und lang disku-
tierte Chemikalienverordnung REACH487, angestrebte ökologische Reformen in der EU-
Fischereipolitik488, das neu abgesteckte Feld der europäischen Bodenschutzpolitik489 oder 
das im Januar 2009 verabschiedete sehr weitgehende Pestizidverbot490 sind Beispiele für 
die jüngsten Aktivitäten der EU in der Umweltpolitik. Vor dem Hintergrund der starken 
aktuellen Bedeutung der EU in diesem Bereich ist die Frage von großer Bedeutung, welche 
Rolle die EU-Umweltpolitik im regionalen medialen Kommunikationsprozess spielt – u. a.  
aufgrund ihrer besonderen regionalen Komponenten, auf die noch eingegangen wird.  
Die Beschäftigung mit der Thematik der europäischen Umweltöffentlichkeit erlaubt aus 
wissenschaftlicher Sicht darüber hinaus eine spezielle Perspektivenerweiterung auf den 
allgemeinen Forschungsgegenstand: Denn womöglich ist eine transnationale europäische 
Öffentlichkeit nicht nur eine wichtiger Demokratiefaktor, sondern schlichtweg auch eine 
wichtige Erfolgsbedingung für einzelne Fachpolitiken der EU. Diese Betrachtungsperspek-
tive existiert in der Politikwissenschaft bereits: Öffentlichkeit und mediale Berichterstattung 
werden in der Forschung als wichtige Determinanten für die Policy-Umsetzung aufgefasst 
(vgl. Kapitel 2.4.1). Es gilt als empirisch erwiesen, dass Umweltpolitik insbesondere auch 
dann eine hohe Erfolgschance hat, wenn sie einen gemeinsamen öffentlichen Resonanzbo-
den in Form von medialer Öffentlichkeit besitzt. Dieser pragmatische Ansatz soll in die 
Fachdebatte eingebracht werden. Denn das Forschungsfeld europäische Öffentlichkeit wur-
de zwar auf verschiedene Aspekte hin untersucht. Als Erfolgsdeterminante für die Wirk-
                                            
485 Vgl. exemplarisch: Vannahme, Joachim Fritz: Die Revolution fiel aus. Das EU-Parlament hat das Klimapaket 
verabschiedet. Zeit online, 17.12.2008. URL: http://www.zeit.de/online/2008/51/klimapaket-eu-parlament-kritik, 
19.2.2009. 
486 Vgl. exemplarisch: Müller-Thederan, Dirk: EU einigt sich auf CO2-Grenzwert für Autos. Welt Online, 
28.6.2007. URL: 
http://www.welt.de/wirtschaft/article982900/EU_einigt_sich_auf_CO2_Grenzwert_fuer_Autos.html, 19.2.2009. 
487 REACH steht für die Registrierung, Evaluierung und Autorisierung von Chemikalien. Das jahrlenag heftig um-
strittene Gesetzespakte fasst mehrere bestehende EU-Vorschriften zusammen. REACH gilt mit seinen 20.000 Seiten 
Gesetzestext als einer der umfangreichsten Rechtsakte der EU der letzten Jahre. Ziel ist die Registrierung und Eva-
luierung von 30.000 chemischen Stoffen. Vgl. exemplarisch: Klawitter, Nils: Kapitulation im Kampf gegen 
Krebserregier. Lobbyismus in der EU. Spiegel-Online, 28.1.2007.  URL: 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,461994,00.html, 18.12.2008. 
488 Vgl. exemplarisch: Euractiv: Minister unterstützen EU-Pläne für Fischereireform. Euractiv.com, 30.9.2008. 
URL:   http://www.euractiv.com/de/umwelt/minister-unterstutzen-eu-plane-fischerei-reform/article-175893, 
19.2.2009. 
489 Vgl. exemplarisch: Euractiv: Parlament nimmt Bodenschutz-Strategie an, trotz Forderung nach Ablehnung. 
Euractiv.com, 15.11.2007. URL: http://www.euractiv.com/de/umwelt/parlament-nimmt-boden-strategie-trotz-
forderungen-ablehnung/article-168435, 19.2.2009. 
490 Vgl. exemplarisch: Berschens, Ruth: EU verbietet gefährliche Pestizide. Handelsblatt.com, 13.1.2009. URL: 
http://www.handelsblatt.com/politik/international/eu-verbietet-gefaehrliche-pestizide;2125499, 19.2.2009. 
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samkeit einer EU-Fachpolitik wurde sie aber bislang kaum diskutiert.  
Es geht in dieser Hinsicht auch darum, wirkungsstarke kommunikative Anschlussstellen für 
die weitere EU-Politikintegration zu identifizieren, auf die die Kommunikationspolitik wie 
auch der Journalismus jeweils in ihrer eigenen Weise reagieren können. Mitunter kann es 
sinnvoll sein, inhaltliche Schwerpunkte in der Politikvermittlung zu setzen und die Bericht-
erstattung, und demzufolge Aus- und Weiterbildung, auf konkrete Bereiche des EU-
Geschehens zu konzentrieren.  
Wie genau könnte der Faktor Umweltöffentlichkeit den Politikerfolg fördern? Im Falle ei-
ner europaweiten umweltpolitischen Problemwahrnehmung wäre es einfacher, umweltpoli-
tische Vorhaben von der EU-Ebene in die Mitgliedstaaten zu kommunizieren. Die Politik-
vermittlung hätte mit geringeren Hindernissen zu kämpfen. Wenn allerdings die nationalen 
Umweltöffentlichkeiten äußerst verschieden sind, wie bei einer politikfeldübergreifenden 
Betrachtung des Phänomens der europäischen Öffentlichkeit zu konstatieren ist (s. o.), dann 
wäre die umweltpolitische Vermittlung in die Mitgliedstaaten erschwert. Eine weitere 
Schlussfolgerung drängt sich bei einem negativen Befund auf: Wenn im Politikfeld Umwelt 
mit seinen stark ausgeprägten supranationalen Strukturen und Problemlagen keine gemein-
same Öffentlichkeit in Europa vorzufinden ist, dann ist zu erwarten, das dies bei anderen, 
noch stärker nationalstaatlich geprägten Politikfeldern erst Recht nicht der Fall ist. Zu nen-
nen wären hier die Bereiche der Innenpolitik wie etwa Familie, Bildung oder 
Arbeitsmarktspolitik. Starke nationale Traditionen herrschen aber auch in den Bereichen 
der Steuerpolitik, Verteidigungs- und Außenpolitik und insbesondere der Sozial- und Ren-
tenpolitik vor. Vor diesem Hintergrund kann die Erforschung von europäischen Öffentlich-
keitsstrukturen in der Umweltpolitik ein wichtiger Schritt sein, um die Chancen für die 
Herausbildung von europäischen Politikfeld-Teilöffentlichkeiten einschätzen zu können.  
Eine Untersuchung der kommunikativen Voraussetzungen der EU-Umweltpolitik ist nicht 
nur aus der übergeordneten transnationalen Perspektive dienlich. Sie könnte auch nützlich 
für die Frage sein, ob die Berichterstattung von Regionalzeitungen in gewissen Bereichen 
ein besonders hohes Integrationspotenzial entfalten kann und sich daraus eine besondere 
Verantwortung und mitunter auch Spezialisierung der Medienschaffenden für bzw. auf die-
se Sektoren ergibt. Bei einer näheren Betrachtung wird deutlich, dass die EU-Umweltpolitik 
ein solcher Sektor sein könnte. Denn gerade ihre Auswirkungen sind vielfach regionaler 
und lokaler Art, wodurch sie direkt die Lebenswelt der Bürger bestimmt.491 In der Literatur 
wird immer wieder betont, dass gerade die EU-Umweltpolitik ein Thema ist, dem sich loka-
le und regionale Medien besonders annehmen können, weil es v. a. in ihrem Wirkungskreis 
                                            
491 Vgl. Bunz/Roth, a.a.O., S. 11. Vgl. Haberzettel, a.a.O., S. 67. 
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stattfindet.492 Die EU-Umweltpolitik erfüllt damit potenziell den wichtigen Nachrichtenfak-
tor der räumlichen Nähe (Vgl. Kap. 2.1.2). Des weiteren ergeben sich in der EU-
Umweltpolitik oft Bezüge zur menschlichen Gesundheit (etwa bei Themen wie Luftreinhal-
tung, Gewässerschutz, Umweltchemikalien/REACH, Feinstaub), wodurch den EU-
Umweltthemen potenziell der Nachrichtenfaktor der Relevanz anhaftet.  
Bunz und Roth geben einen Überblick über die zahlreichen Themenfelder innerhalb des 
Querschnittsbereiches der EU-Umweltpolitik, die auf regionaler und lokaler Ebene stattfin-
den und deshalb geeignet für die Berichterstattung sind.  
Tabelle 6:  EU-Umweltthemen auf der regionalen und lokalen Ebene 
Abfallwirtschaft Abwässer Badegewässer 
Deponie Energiepolitik Energiesparen 
Fremdenverkehr Gewässerschutz Katastrophenschutz 
Wald Ländlicher Raum Landwirtschaft 
Luft Müllverbrennung Naturschutz 
Öko-Audit Pflanzenschutz Raumplanung 
Strukturfonds Trinkwasser Umweltinformation 
Umweltverträglichkeitsprüfung Umweltzeichen Verpackung 
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Grundlage von Bunz/Roth, a.a.O., S. 342. 
Fasst man alle obigen Überlegungen zusammen, so lässt sich festhalten, dass die EU-
Umweltpolitik potenziell eine günstige kommunikative Anschlussstelle regionaler Medien-
berichterstattung mit einem hohen Integrationspotenzial sein kann, weil die EU in diesem 
Feld die wesentlichen Teile der Handlungskompetenzen von den Mitgliedstaaten erhalten 
hat und darüber hinaus Regelungen in diesem Bereich oft unmittelbar und direkt in die Re-
gion hineinwirken und ob ihrer konkreten, oft ökonomisch bedingten Alltagsrelevanz wich-
tige Nachrichtenkriterien erfüllen. Dies trifft, wie bereits teilweise angesprochen, auch für 
die ähnlich strukturierten, stark vergemeinschafteten Politikfelder der Agrar-, Verbraucher- 
und Regionalpolitik zu, was von zwei der interviewten Experten ebenfalls betont wird. 493 
Bei der EU-Regionalpolitik, die gezielt geschaffen wurde, um Regionen mit Fördermitteln 
zu unterstützen, ihre Entwicklung voranzutreiben und zu harmonisieren, ist gar davon aus-
zugehen, dass sie bei Regionalzeitungen die größte Aufmerksamkeit genießt. Hiervon geht 
                                            
492 Vgl. Bunz/Roth, a.a.O., S. 11. Vgl. Roth, Uwe (1998): Europa. In: Projektteam Lokaljournalisten (Hrsg.): Lokal-
journalismus. Themen und Management. München 1998, S. 70. Vgl. Bechtel, Michael: Umwelt. In: Projektteam 
Lokaljournalisten, a.a.O., S. 177. 174-188. Vgl. Roth, Uwe (1998 b): Redaktionshandbuch Europäische Union. Mün-
chen 1998, S. 9. 
493 Vgl. Telefonisches Experteninterview mit Uwe Roth, EU-Fachjournalist, 9.10.2008, S. 1. Vgl. Schulz, Steffen, 
a.a.O., S. 3. 
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auch der befragte EU-Pressesprecher aus.494 Dies wird mit der empirischen Befragung ge-
klärt. Von Interesse ist dann, welche regionalen Politikfelder nach Meinung der Redaktio-
nen besonders starke EU-Bezüge aufweisen und ob bzw. welche Rolle die Umweltpolitik 
innerhalb dieser regionalen europäisierten Berichterstattungsbereiche spielt. 
2.4 Politikfeldspezifischer Exkurs: Umweltpolitik und europäische Öffentlichkeit 
2.4.1 Theorie, Empirie und Forschungsdefizite – ein Überblick 
Forschungsstand, Forschungsergebnisse sowie Definitionen und Herangehensweisen an das 
Konstrukt der europäischen Öffentlichkeit wurden dargestellt, analysiert und im Lichte des 
eigenen qualitative Forschungsinteresses interpretiert, das nach den regionalen Entste-
hungsbedingungen europäischer Öffentlichkeit fragt und Schritt für Schritt herausgearbeitet 
wird. Die im vorangegangenen Kapitel geschehene Analyse der Grundlagen des For-
schungsfeldes „europäische Öffentlichkeit“ wirft jedoch nicht nur die in Kapitel 3 zu be-
handelnde Frage auf, unter welchen Bedingungen die mediale EU-Berichterstattung zuerst 
in Brüssel und dann in Deutschland entsteht. Sie lässt auch den Schluss zu, dass dieser Ent-
stehungsprozess in einem Politikfeld wie der EU-Umweltpolitik möglicherweise schneller 
passiert als in anderen Bereichen der EU-Politik, was insgesamt darauf hindeutet, dass ein 
Perspektivenwechsel hin zu einer differenzierteren, politikfeldspezifischen Betrachtungs-
weise auf den Gegenstand europäische Öffentlichkeit eine neue, wichtige Dimension für die 
interdisziplinäre Fortentwicklung des Forschungsstandes sein könnte. Anhand einer Synop-
se  vorliegender Studien zur europäischen und transnationalen medialen Umweltkommuni-
kation wird deshalb versucht, neue Fragestellungen und Erkenntnisse sowohl für die allge-
meine Theoriedebatte zum Forschungsgegenstand europäische Öffentlichkeit als auch für 
die Frage nach regionalen Öffentlichkeitsstrukturen zu gewinnen.  
Um der Synopse zur europäischen Umweltöffentlichkeit die nötigen Grundlagen zu geben, 
scheint eine komprimierte Betrachtung der relevanten politikwissenschaftlichen Umwelt-
forschungserkenntnisse sinnvoll. Welcher Betrachtungsrahmen bietet sich an? Jänicke ent-
wirft ein Modell für die Umweltpolitikanalyse, auf das hier Bezug genommen wird. Er 
stützt sich hierbei auf seine Analyse von Erfolgsmodellen internationaler Umweltpolitik.495 
Als bestimmende Faktoren für Umweltpolitik werden von ihm benannt:  
„die Problemstruktur: bestimmt durch die wahrgenommene Dringlichkeit des Umweltproblems und 
die verfügbaren Lösungsoptionen; Akteure: Verfechter von Umweltschutzinteressen („Protagonis-
ten), (...) denen die Vertreter von Verursacherinteressen (...) gegenüberstehen; Strategien: als all-
gemeinster Begriff für die Handlungsentwürfe dieser Akteure (...) systemische Handlungsbedingun-
                                            
494 Vgl. Schulz, Steffen, a.a.O., S. 3. 
495 Vgl. Jänicke, Martin/Weidner, Helmut. (Hsg): National Environmental Policies. A Comparative Study of 
Capacity-Building. Berlin 1997. 
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gen: die Summe der relativ stabilen Chancen und Hemmnisse, die diese Akteure in den politischen 
und ökonomischen Strukturen sowie dem vorhandenen Wissen und Bewusstsein eines Landes vor-
finden; situative Handlungsbedingungen: die Summe der kurzfristig veränderlichen Chancen und 
Hemmnisse für die genannten Akteure, die sich durch wechselnde politische, ökonomische oder 
informationelle Situationen und Ereignisse ergeben.“496 
Die Sozialwissenschaft bezeichnet den Forschungsansatz, bei dem öffentliches Wissen und 
öffentliche Wahrnehmung als politikbeeinflussende Faktoren aufgefasst werden, auch als 
Fragestellung nach der „kognitiven Strukturierung des Handelns“ bzw. nach der „Struktur 
der Wissensbestände und Denkprozesse“ einer Gesellschaft.497 Bei Jänicke werden Öffent-
lichkeit bzw. „informationelle Faktoren“ in direkten Bezug zum umweltpolitischen Wissen 
und Bewusstsein eines Landes gesetzt. In seiner obigen Beschreibung werden diese Ein-
flussgrößen als systemische Erfolgsbedingungen für die Wirksamkeit von Umweltpolitik 
aufgefasst.498 Umweltpolitische Lernprozesse sind dementsprechend insbesondere „eine 
Frage von Kommunikationsbedingungen, durch die ökologisch relevante Informationen in 
die Entscheidungszentren transportiert werden und dort über Diskurse zur Neubestimmung 
von Interessenslagen führen.“499 Die Umweltkommunikation rückt somit in den Mittel-
punkt des Interesses. Hauptakteur sind, ebenso wie im repräsentativ-liberalen Modell euro-
päischer Öffentlichkeit, die Massenmedien neben staatlichen Umweltinstitutionen, Um-
weltorganisationen und Bürgern.500 In den vorangegangenen Kapiteln wurde die Bedeutung 
massenmedialer Öffentlichkeit für Gesellschaften in demokratischen Systemen immer wie-
der betont. In der Umweltforschung wird diese Bedeutung auf der theoretisch-normativen 
Ebene immer wieder herausgestellt.501 Der Freiburger Umweltpsychologe Nerb betont:  
„Die Medien tragen damit erheblich dazu bei, Probleme zu thematisieren. Bei Umweltthemen 
scheinen Thematisierung und insbesondere Anthropogenisierung eines Problemfeldes wichtig für 
die individuelle Meinungsbildung und ebenso für die Forderung nach politischer Regulierung zu 
sein.“502 
Und der Kommunikationswissenschaftler Ruhrmann hebt hervor, dass 
„ Presse, Hörfunk, Fernsehen und Netz eine Schlüsselrolle zukommt. Denn ihre Risikoberichterstat-
tung entscheidet letztlich darüber, was die Öffentlichkeit vom Gedanken der Nachhaltigkeit wahr-
nimmt, welche Bevölkerungsmeinung zum Thema entsteht, ja welches Bild von Nachhaltigkeit die 
                                            
496 Jänicke, Martin/Kunig,Philip/Stitzel, Michael: Umweltpolitik. Lern- und Arbeitsbuch. Bonn 2003, S. 78 ff. 
497 Jänicke et al., a.a.O., S. 93.   
498 Vgl. ebd., S. 81 f. Vgl. auch OECD: Capacity Development in Environment. OECD Documents. Paris 1994, S. 
12, zit. n. Jänicke et al., a.a.O., S. 93.  
499 Ebd., S. 82. 
500 Vgl. ebd., S. 85.  
501 Vgl. Braun, Marie-Luise: Umweltkommunikation im Lokalteil von Tageszeitungen: eine Untersuchung zur 
Kritik am Umweltjournalismus. Frankfurt/Main 2002, S. 55 f. Vgl. auch Kuckartz Udo: Umweltbewusstsein und 
Umweltverhalten. In: Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.): Umweltpolitik. Informationen zur politischen 
Bildung. Bonn 2005, S. 8  
502 Nerb, Josef: Die Bewertung von Umweltschäden. Kognitive und emotionale Folgen von Medienmeldungen. 
Bern 2000, S. 28. 
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öffentliche Meinung prägt.“503 
Massenmedien stellen Umweltöffentlichkeit her, wodurch öffentliches Umweltbewusstsein 
entsteht. Hierauf verweist Braun in ihrer Analyse der Umweltberichterstattung deutscher 
Lokalzeitungen. Durch Massenmedien „gelangen Umweltthemen in die Öffentlichkeit. 
Zudem bestimmen Medien durch ihre Themenauswahl entscheidend mit, welche Umwelt-
themen öffentlich wahrgenommen werden. Somit hat die Medienberichterstattung maßgeb-
lich zur Entwicklung eines Umweltbewusstseins in der Bevölkerung beigetragen.“504  
Deutlich tritt in den Analysen hervor, dass medial erzeugtes Umweltbewusstsein eine ent-
scheidende Erfolgsdeterminante für die Wirksamkeit von Umweltpolitik ist. Diekmann und 
Preisendörfer schließen, dass das öffentliche Meinungsklima „(...) die politischen und wirt-
schaftlichen Entscheidungsträger beeinflusst und so die Voraussetzungen für eine Durch-
setzung von Maßnahmen und Aktivitäten zum Schutz der Umwelt schafft.“505 Schleicher 
formuliert die zentrale These: Wenn die EU-Umweltpolitik auf einen Resonanzboden in 
Form von ähnlich gelagerten medialen Umweltwahrnehmungen in den EU-Staaten trifft, 
steigen ihre Erfolgschancen.506 
„Die künftige Umweltpolitik und Sicherung einer dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung hängt 
nicht zuletzt davon ab, inwieweit sich in Europa ein öffentliches Umweltinteresse entwickelt und 
politisch artikuliert. Die öffentlichen Einstellungen und deren mediale Vermittlung sind bedeutsam, 
weil die europäische Kommission in Umweltfragen rechtlich und institutionell (...) nur begrenzte 
Durchschlagskraft besitzt.“507  
Je unterschiedlicher die Mediendebatten über Umweltthemen in den Mitgliedstaaten verlau-
fen, desto schwieriger ist es für die EU, ihre Umweltpolitik transnational zu vermitteln, um 
Unterstützung für sie zu gewinnen. Gerhards und Hölscher erhärten diese These. Denn sie 
betonen, dass mit dem Grad der Homogenität des Umweltbewusstseins in den EU-Staaten – 
was auf die Frage nach dem Homogenitätsgrad medialer Öffentlichkeit, verstanden als Re-
sonanzboden gesellschaftlichen Bewusstseins, bezogen werden kann – die Unterstützung 
und somit die Chance für die EU steigt, eine Politik koordinieren und umsetzen zu können. 
Nur bei ausreichender öffentlicher Unterstützung in den Staaten kann die transnationale 
Politik der EU durchsetzbar sein und legitimiert werden.508 In Demokratien können die 
„ politischen Eliten nicht dauerhaft gegen die Präferenzen der Mehrheit ihres Wahlvolkes handeln. 
(...) Je unterschiedlicher die Wertorientierungen zur Umwelt zwischen den Bürgern der Mitglied-
staaten der EU sind, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit einer europäisch koordinierten Um-
                                            
503 Ruhrmann, a.a.O., S. 263. 
504 Braun, a.a.O., S. 165. 
505 Diekmann, Andreas/Preisendörfer, Peter: Umweltsoziologie. Eine Einführung. Reinbek 2001, S. 96. 
506 Vgl. Schleicher, Klaus: Umweltbewußtsein und Umweltbildung in der Europäischen Union: zur nachhaltigen 
Zukunftssicherung. Hamburg 1996, S. 170 f. 
507 Ebd. 
508 Vgl. Gerhards, Jürgen/Lengfeld, Holger (2006): Das Ökologieskript der Europäischen Union und seine Ak-
zeptanz in den Mitglieds- und Beitrittsstaaten. In: Zeitschrift für Soziologie 1/2006, S. 25. 
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weltpolitik.“509  
Mit der Wichtigkeit des Faktors Öffentlichkeit für die EU-Umweltpolitik beschäftigen sich 
auch Forscher des spanischen Instituts für Umweltinformation im Auftrag der Europäischen 
Umweltagentur. Das bisherige Modell der Umweltkommunikation wird als linear im Sinne 
eines Top-down-Modells bezeichnet und dahingehend kritisiert, dass es nicht zur Teilnah-
me am Kommunikationsprozess animiert, sondern die Rezipienten im Zustand der passiven 
Rezeption verweilen lässt. Nicht die Medien allein sondern auch Verbände der Zivilgesell-
schaft sollen gleichberechtigt und damit stärker als bisher eingebunden werden.510 Das 
Hauptproblem sehen die Forscher darin, Informationen in Wissen umzusetzen. Obwohl die 
Quantität der Informationen im Zuge der Medialisierung der Gesellschaft zugenommen hat, 
hat sich der Zustand der Umwelt nicht verbessert. Genug Wissen und Informationen über 
die Umweltprobleme sind vorhanden, nur werden sie nicht in Bewusstsein umgesetzt, dass 
jedoch Basis für Umweltinnovationen ist.511  
Die Bedeutung medialer Umweltöffentlichkeit für die Politikwirksamkeit wird nicht nur 
theoretisch postuliert. Vielmehr stützen sich diese Befunde auf empirische internationale 
Studien.512 Jänicke stützt sich auf die Untersuchung von 24 Erfolgsfällen in der Umweltpo-
litik, bei denen das öffentliche Bewusstsein („public awareness“) eine bedeutende Rolle 
spielte.513 Zu ähnlichen Ergebnissen kommen Kern und Bratzel in ihrer Synopse internatio-
nal vergleichender Umweltpolitikanalysen.514Auch Nerb stellt den Zusammenhang zwi-
schen Medienöffentlichkeit und umweltpolitischen Folgeprozessen in seiner Arbeit her-
aus.515 Glatz resümiert:  
„Eine funktionierende Öffentlichkeit ist eine wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche Um-
weltpolitik. (…) Länder, in denen eine solche funktionierende Öffentlichkeit vorhanden ist, haben 
auch relativ gute Chancen für eine anspruchsvolle und erfolgreiche Umweltpolitik. Öffentlichkeit 
wird auch im zunehmenden Maß, neben anderen umweltpolitischen Interessen wie Gesetzen, öko-
nomische Instrumenten, Planungen, als wichtig angesehen.“516  
Der hier deutlich werdende Zusammenhang von Politikerfolg und Medienöffentlichkeit ist 
in der Politologie bislang wenig erforscht, wie Jänicke feststellt.517 Der Umweltjournalis-
                                            
509 Ebd.  
510 Vgl. Europäische Umweltagentur (2003): A new model für environmental communication for Europe. Kopenha-
gen 2003, S. 4 ff. Gegenüber der Problemanalyse bleibt die Entwicklung eines neuen Modells der Umweltkommuni-
kation unscharf, da über die Betonung der Bedeutung partizipativer Strukturen und der Forderung nach einer Revolu-
tion des Umweltjournalismus hinaus keine Handlungsoptionen entwickelt werden. (Vgl. ebd., S. 38 u. 43).   
511 Vgl. ebd., S. 26 f. und 34 ff.   
512 Vgl. Jänicke et al., a.a.O., S. S. 93. 
513 Vgl. Jänicke/Weidner, a.a.O., S. 19. 
514 Vgl. Kern, Kristine/Bratzel, Stefan: Umweltpolitischer Erfolg im internationalen Vergleich. In: Zeitschrift für 
Umweltpolitik und Umweltrecht, 3/1996, S. 299 
515 Vgl. Nerb, a.a.O., S. 134. 
516 Glatz, Harald: Defizite und Perspektiven des Umweltjournalismus. In: Glatz, Harald/Kronberger, Hans: Umwelt-
journalismus. Zwischen Resignation und Aufbruch. Wien 1991, S. 93.  
517 Vgl. ebd. 
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mus, der häufig als Wissenschaftsjournalismus in Erscheinung tritt, scheint dagegen als 
geschlossenes System von der Kommunikationswissenschaft zumindest auf nationaler Ebe-
ne wissenschaftlich stärker erschlossen. Zumeist geschieht dies unter dem Stichwort „Risi-
kokommunikation“ mit der Fragestellung, welche Leistungen Medien bei der Kommunika-
tion von Umweltrisiken vollbringen.518 Bei der Literaturrecherche konnte ein geringer For-
schungsstand im Bereich der transnationalen Umweltkommunikation festgestellt werden. 
Ruhrmann bestätigt das konstatierte Forschungsdefizit: „Herauszuarbeiten wären Wechsel-
wirkungen von (...) symbolischen Repräsentationen von Umwelt in lokalen, regionalen und 
überregionalen Medien sowie dem kollektiven Umweltverhalten auf nationaler, europäi-
scher und internationaler Ebene.“519 Schulz stellt fest, dass es „keine Erkenntnisse über Art 
und Umfang der Umweltthematisierung in den Medien einzelner Länder der EU gibt 
(...).“520 Demgegenüber sind mehr Studien zu finden, die sich auf die umweltpolitische Pro-
grammformulierung oder die Umsetzung beziehen.521 Veranschaulichen lässt sich das For 
schungsdefizit anhand des Politikzyklus, mit dem die Politikwissenschaft politische Prozes-
se in verschiedene Ablaufphasen unterteilt. Deutlich wird, dass gerade die wichtige erste 
Phase der Problemwahrnehmung von der Forschung vernachlässigt wurde. Die Agenda-
Setting-Forschung, die danach fragt, welche Themen von der Politik  aufgegriffen werden, 
ist weiter entwickelt 522. 
                                            
518 Vgl. Ruhrmann, Georg: „Medienrisiken“. Medialer Risikodiskurs und Nachhaltigkeitsdebatte. In: Zeitschrift für 
Umweltpolitik und Umweltrecht, 2/2001, S. 268 f. Vgl. de Haan, Gerhard (1995 a): Ökologische Kommunikation. In: 
De Haan, Gerhard (1995 b, Hrsg.): Umweltbewußtsein und Massenmedien. Berlin 1995, S. 28 ff. 
519 Ruhrmann, a.a.O., S. 275. 
520 Schulz, Winfried (2003): Mediennutzung und Umweltbewusstsein. Dependenz- und Priming-Effekte. Eine 
Mehrebenen-Analyse im europäischen Vergleich. Überarbeiteter Beitrag zum Programm "Offene Panels" auf der 
Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Publizistik- und Kommunikationswissenschaft. Hannover 2003, S. 18. 
Online unter www.kowi.wiso.uni-erlangen.de/publikationen/Schulz_Pub.htm, 12.3.2008.  
521 Vgl. Kern/Bratzel, a.a.O., S. 301. 
522 Vgl. Jänicke et al., a.a.O., S. 55. Die Agenda-Setting-These besagt, dass die mediale Themensetzung „einen erhebli-
chen Einfluss auf die Vorstellung der Bevölkerung von der Bedeutung gesellschaftlicher Probleme, bzw. der Dringlichkeit 
ihrer Lösung“ hat (Noelle-Neumann, Elisabeth: Wirkung der Massenmedien. In: Noelle-Neumann, Elisabeth/Schulz, 
Winfried/Wilke, Jürgen (Hrsg.): Publizistik/Massenkommunikation. Das Fischer Lexikon. Frankfurt 2002, S. 612. ) 
Die Agenda-Setting-These geht zurück auf Bernhard C. Cohen (1963), der die „Tagesordnungseffekte“ von Medien 
untersuchte und die Vermutung aufstellte, „Medien hätten zwar keinen großen Einfluss auf das, was die Leser, Hörer 
und Zuschauer denken, aber einen erheblichen Einfluss darauf, worüber sie sich Gedanken machen.“ (ebd.) Die 
Medienberichterstattung beeinflusst also die Vorstellung des Einzelnen über die öffentliche Themenagenda, über das, 
was „die Gesellschaft“ denkt. 
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Abbildung 4: Der Policy-Zyklus 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Jänicke et al., a.a.O., S. 53. 
Insgesamt kann konstatiert werden, dass es in der Umweltpolitikwissenschaft an interdis-
ziplinärer sowie europäischer bzw. international ausgerichteter Forschung fehlt, die sich mit 
Umweltjournalismus und seiner Bedeutung für die Umweltpolitik beschäftigt. Dies ver-
wundert, da sich die internationale und europäische Umweltpolitik rasant entwickelt hat und 
Massenmedien darüber hinaus die bedeutendste Informationsquelle der Bürger für umwelt-
bezogene Fragestellungen sind.523 Das Thema europäische Umweltöffentlichkeit wird übri-
                                            
523 Vgl. Europäische Kommission (2004): Eurobarometer: Public Opinion in the European Union, Report 60. Lu-
xemburg 2004, S. 24. URL: http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb60/eb60_rapport_standard_en.pdf, 
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gens auch in der Rechtswissenschaft diskutiert, was seine aktuelle interdisziplinäre Bedeu-
tung unterstreicht.524  
2.4.2 Historische Entwicklung und rechtliche Grundlagen der EU-Umweltpolitik 
Die EU ist heute eine globale Umweltmacht, der in der Fachdebatte ein hohes Umwelt-
schutzniveau zugesprochen wird.525 Dies ist umso erstaunlicher, da umweltpolitischen 
Konzepten in den Römischen Verträgen von 1957, welche die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft und die Europäische Atomgemeinschaft begründeten, keinerlei Bedeutung zu-
kam. Hauptziel war vielmehr die Verhinderung von neuen kriegerischen Konflikten durch 
eine Koordinierung von wirtschaftlichen Schlüsselsektoren wie Schwerindustrie, Atompoli-
tik und Bergbau. Erst als sich in den frühen 70er Jahren ein öffentliches Umweltbewusst-
sein in Europa und den USA durch eine Reihe gravierender Umweltprobleme wie Saurer 
Regen, Waldsterben und Gewässervergiftungen herausgebildet hatte, gelangte die Umwelt-
thematik auf die politische Agenda der Europäischen Gemeinschaft (EG). Auf dem Pariser 
Ratsgipfel von 1972 beschlossen die Staats- und Regierungschefs zum ersten Mal, den 
Umweltschutz zum Ziel der EG zu machen.526 Da allerdings aufgrund des Gründungspri-
mats der rein wirtschaftlichen Integration zunächst jegliche vertragliche Handlungsgrundla-
ge für ein umweltpolitisches Vorgehen auf der EG-Ebene fehlte,527 wurde zu einer besonde-
ren Strategie gegriffen, um diese fehlende Legitimationsgrundlage zu umgehen: Umweltpo-
litik wurde zunächst als Handelspolitik definiert.528 Ihre rechtliche Grundlage bestand in der 
Beseitigung von Handelshemmnissen zwischen den EG-Mitgliedstaaten (Artikel 94 EGV) 
bzw. dem Erlass von Rechtsakten in neuen, bisher nicht von der EG besetzten Feldern, in 
denen die Gemeinschaft aber zur Erreichung ihrer Ziele „im Rahmen des Gemeinsamen 
Marktes“ tätig werden muss (Artikel 308 EGV). Es existierten eine Vielzahl nationaler un-
terschiedlicher Umweltstandards – z.B. divergierende Grenzwerte für Autoabgase – die 
Hindernisse für den Handel im gemeinsamen Markt darstellten.529  
Problematisch blieb der Zwang zu einstimmigen Entscheidungen im Ministerrat, der von 
den Artikeln 94 und 308 jeweils gefordert wurde. Da jeder Mitgliedstaat ein Veto einlegen 
                                                                                                                                
12.3.2008.  
524 Vgl. Michael, Lothar: Gibt es eine europäische Umweltöffentlichkeit? In: Blankenagel Alexander et al. (Hrsg.): 
Verfassung im Diskurs der Welt. Liber Amicorum für Peter Häberle zum siebzigsten Geburtstag. S. 444. 
525 Vgl. Hey, Christian: Die europäische Umweltpolitik im Europa der 25. In: Altner, Günter (Hrsg.): Jahrbuch 
Ökologie 2005. München 2005, S. 12. f. Vgl. Scharpf, a.a.O., S. 226. Vgl. Benz, a.a.O., S. 329. 
526 Vgl. Roth-Berend, Dagmar/Nowak, Annika: Die Umweltpolitik der Europäischen Union. In: Weidenfeld 2004 b, 
a.a.O., S. 305 f. Vgl. Knill 2005, a.a.O., S. 62 f.  
527 Vgl. Umbach, Gaby: Umweltpolitik. In: Weidenfeld, Werner/Wessels, Wolfgang (2006): Die Europäische Union 
von A-Z. Bonn 2006, S. 353.  
528 Vgl. Knill 2005, a.a.O., S. 62 f. 
529 Vgl. Knill 2003, a.a.O., S. 18 ff. Vgl. Knill 2005, a.a.O., S. 62 f. Vgl. zu den Rechtsgrundlagen auch Bött-
cher/Krawczynski, a.a.O., S. 137. Vgl. zur Historie auch Unser/Fritzler, a.a.O., S. 111. 
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konnte, waren die Blockademöglichkeiten groß.530 Vor diesem Hintergrund schienen die 
Voraussetzungen für die Entwicklung der EU-Umweltpolitik ungünstig. Dennoch gelang es 
der EG, eine Umweltpolitik zu etablieren, die sich von der rein ökonomischen Motivation 
loslösen konnte. Unter dem Eindruck der gravierenden Umweltprobleme und des entstan-
denen öffentlichen Umweltbewusstseins531 war unter den Mitgliedstaaten die grundsätzli-
che Einsicht für die Notwendigkeit gemeinsamen Handelns gewachsen. Aus dieser Motiva-
tion heraus wurden bis Mitte der 80er Jahre drei Aktionsprogramme verabschiedet und 200 
Rechtsakte erlassen. Im Bereich des Gewässerschutzes wurden strenge Grenzwerte erlas-
sen; auch in der Abfall- und Chemikalienpolitik kam es zu weitreichenden Regelungen. 
Große Erfolge konnten auch in der Luftreinhaltung erzielt werden.532 
In dieser frühen Phase der europäischen Umweltpolitik zeigte sich bereits, welch wichtige 
Rolle einzelne Staaten als Vorreiter spielen sollten. Zunächst war es Deutschland mit seiner 
ambitionierten Umweltpolitik unter Klaus Töpfer sowie dem stark politisierten Problem des 
Waldsterbens, das das Geschehen auf europäischer Ebene vorantrieb. Immer wieder gelang 
es in Kooperation mit anderen „grünen“ Mitgliedstaaten wie den Niederlanden oder Däne-
mark, das Schutzniveau nach oben zu schrauben.533 Nicht nur die ökonomische Motivation 
der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Optimierung des Gemeinsamen Marktes werden als 
Gründe für die Entwicklung der EU-Umweltpolitik genannt. Auch das Eigeninteresse von 
Europäischer Kommission und Europäischem Parlament, die als starke Triebkräfte wirkten, 
weil sie sich von der Ausweitung der Umweltpolitik neue Einflussmöglichkeiten erhofften, 
war ein wichtiger Faktor.534 
Mit der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) vergrößerte sich die Handlungskompetenz. 
Denn erstmals wurde Umweltpolitik im EG-Vertragswerk verankert (damals Art 130 r-t 
EWGV, heute Artikel 174-176 EGV). Die Regelungen bilden weiterhin den Grundtatbe-
stand des EU-Umweltrechts.535 Die EG konnte nun tätig werden, ohne dies mit der Vollen-
dung des Binnenmarkts begründen zu müssen.536 Grundlage für die eigenständige Umwelt-
politik der Gemeinschaft waren konkrete Ziele und Handlungsprinzipien, die mit der EEA 
formuliert worden sind: So sollte die Gemeinschaft gemäß Art 174 EGV künftig mit ihrer 
Politik versuchen, die Umwelt zu erhalten, zu schützen und ihre Qualität zu verbessern, 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit beitzuragen und eine umsichtige und rationelle 
                                            
530 Vgl. Wolf-Niedermaier, Anita: Umweltpolitik. In: Weidenfeld/Wessels 2004, a.a.O., S. 337. 
531  In Deutschland war zu dieser Zeit das Waldsterben ein stark politisiertes und öffentlich diskutiertes Thema.  
532 Vgl. Knill 2003, a.a.O., S. 24 ff. Vgl. Jänicke et al., a.a.O., S. 148 f.  
533 Vgl. Jänicke et al., a.a.O., S. 132 ff. 
534 Vgl. Knill 2003, a.a. O., S. 28. 
535 Vgl. Paape, Björn: Einführung in die europäischen Wirtschaftsbeziehungen. Aachen 2000, S. 157. Vgl. Umbach 
2006, a.a.O., S. 354. Vgl. Knill 2005, a.a.O., S. 63. Vgl. Roth-Berendt/Nowak, a.a.O., S. 306.   
536 Vgl. Knill 2003, a.a.O., S. 32. 
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Verwendung der natürlichen Ressourcen zu gewährleisten. Als umweltpolitische Prinzipien 
wurden die generelle Prävention (Vorbeugung und Vorsorge), die Bekämpfung der Um-
weltprobleme an der Quelle des Entstehens (Ursprungsprinzip), das Verursacherprinzip in 
der Frage der Schuld bei Vergehen sowie die Integration des Umweltschutzes in andere 
Gemeinschaftspolitiken festgelegt (die sog. Querschnittsklausel).537 Ferner wurde in der 
EEA erstmals festgehalten, dass die Umweltpolitik die Umweltbedingungen der einzelnen 
Regionen berücksichtigen muss. Hiermit wurde die Basis für regionale Abweichungen in 
der Umweltpolitik gelegt. Diese regionale Komponente fand ihre konkreteste Ausgestaltung 
im Subsidiaritätsprinzip (vgl. Kap. 2.1.4). Mit der EEA hatte die EG aber nicht nur neue 
Handlungskompetenzen im Umweltbereich erhalten. Der umweltpolitische Entscheidungs-
prozess im Bereich der binnenmarktrelevanten Vorhaben wurde im Zuge der Vertragsre-
form leichter und demokratischer.  
„Konnten vorher Richtlinien nur einstimmig verabschiedet werden, so wird seit der EEA über alle 
Umweltbestimmungen, die den Binnenmarkt betreffen nach Art 95 EWGV mit qualifizierter Mehr-
heit entschieden. Die durch das Mehrheitsprinzip beschleunigte Beschlussfassung ermöglicht ein 
schnelleres Tätigwerden auf neuen Problemfeldern und eine schnellere Anpassung an den Stand der 
Technik. Eine Blockade im Rat durch den Einspruch eines einzigen Mitgliedslandes ist nicht mehr 
möglich.“538 
Ferner erlaubt der Art. 95 den Staaten, aus zwingenden nationalen Interessen von der Har-
monisierung im positiven Sinn abzuweichen. Diese Regelung ermöglichte es vielen Staaten, 
Umweltgesetze zu verabschieden, die über das vereinbarte Schutzniveau auf der EG-Ebene 
hinausgingen.539 Die Demokratisierung des Entscheidungsprozesses vollzog sich auch 
durch die Stärkung der Rolle des im Umweltschutz progressiven EP mit dem neu einge-
führten Verfahren der Zusammenarbeit. Hier erhielt das EP ein aufschiebendes Veto-
recht.540 
Weitere Neuerungen für die europäische Umweltpolitik brachten insbesondere der 1993 in 
Kraft getretene Vertrag von Maastricht und der 1999 ratifizierte Vertrag von Amsterdam.541 
Hatte die EEA der Umweltpolitik einen eigenen vertraglichen Titel gewidmet, so wurde sie 
im Maastrichter Vertrag erst als eigenständige Gemeinschaftspolitik anerkannt. Zudem 
wurde vor dem Hintergrund der zunehmenden umweltpolitischen Globalisierung das neue 
Ziel für die EU-Umweltpolitik eingeführt, Maßnahmen auf internationaler Ebene zu för-
dern. Eine weitere vertragliche Neuerung war das Gebot der Verfolgung eines hohen Um-
                                            
537 Vgl. Läufer, a.a.O., S. 147 f. Vgl. Paape, a.a.O., S. 158. Vgl. auch Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 139. 
538 Paape, a.a.O., S. 158 f. Vgl. hierzu auch Knill 2005, a.a.O., S. 63. 
539 Vgl. Läufer, a.a.O., S. 149. Vgl. Paape a.a.O., S. 159. Vgl. Jänicke et al., a.a.O., S.150.   
540 Vgl. Knill 2003, a.a.O., S. 31.  
541 Auf die grundsätzlichen Reformen, die mit den beiden Verträgen vorgenommen wurden, kann hier aus for-
schungsökonomischen Gründen nicht näher eingegangen werden. Zusammenfassungen finden sich z. B. bei Hillenb-
rand, Olaf: Europa-ABC. In: Weidenfeld/Wessels 2006 (Hrsg.), a.a.O., S. 452 f. 
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weltschutzniveaus durch die gemeinschaftliche EU-Umweltpolitik. Somit hielt auch eine 
qualitative Dimension Einzug in das Politikfeld.542 Mit dem Maastrichter Vertrag änderte 
sich erneut das Entscheidungsverfahren im Ministerrat, wodurch der umweltpolitische Ent-
scheidungsprozess wiederum demokratischer wurde: Umweltpolitische Maßnahmen konn-
ten von nun an nach Art. 175 EGV immer mit qualifizierter Mehrheit getroffen werden.543 
Das Einstimmigkeitsprinzip wird nach Art 175 EGV noch bei Entscheidungen angewandt, 
die besonders sensible Ressorts tangieren, wie etwa Raumordnungspolitik, Bodennutzung 
und Energieversorgung.544 Eine institutionelle Aufwertung erfuhr die EU-Umweltpolitik 
1994 mit der Gründung der Europäischen Umweltagentur in Kopenhagen. Sie soll den In-
formationsaustausch zwischen der EU und den Mitgliedstaaten vorantreiben.545 
Mit dem Vertrag von Amsterdam wurde nochmals die Rolle des EP im europäischen Um-
weltpolitikprozess aufgewertet, da anstatt des Kooperationsverfahrens nun das Verfahren 
der Mitentscheidung angewandt wurde, bei dem EP und Ministerrat prinzipiell als gleichbe-
rechtigt anzusehen sind und das Parlament über ein Vetorecht verfügt. In Amsterdam wurde 
zudem das Leitbild der Nachhaltigen Entwicklung endgültig im EU-Vertragswerk veran-
kert.546 Die Verankerung von Umweltschutz und Nachhaltigkeit am Anfang des Vertrags 
(Artikel 6) unterstrich besonders die Integration umweltpolitischer Belange in andere EU-
Politikbereiche.547 Böttcher und Krawczynski kritisieren die Umsetzung der Integration.  
 „Da nicht alle Generaldirektionen der Kommission sich an den Erfordernissen der Integrations-
klausel ausrichten müssen, kann man von einer fehlenden Gesamtstrategie sprechen. Ausdrücklich 
werden „nur“, wie im Fünften Umweltaktionsprogramm, die fünf Schlüsselbereiche – Industrie, 
Energie, Landwirtschaft, Verkehr und Tourismus (...) genannt.
548“  
Der 2001 ratifizierte Vertrag von Nizza brachte keine wesentlichen Impulse für die EU-
Umweltpolitik.549 Eine gewisse Aufwertung geschieht im Vertrag von Lissabon. Denn das 
EP bekommt mit der Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens in den Politikfeldern 
Landwirtschaft, Fischerei, Handel und Kohäsion mehr Mitspracherechte, wodurch es auch 
Umweltaspekte stärker geltend machen kann. Im Kapitel Umwelt (Art.174–176) wird der 
Klimaschutz gestärkt. Und ein Energie-Kapitel wurde neu eingefügt (Art. 176a). Die EU 
soll danach für funktionierende Energiemärkte und sichere Energieversorgung sorgen sowie 
Energieeffizienz und erneuerbare Energieformen fördern. Diese Innovationen veranlassten 
                                            
542 Vgl. Roth-Berendt/Nowak, a.a.O., S. 306. Vgl. Umbach 2006, a.a.O., S. 354. 
543 Vgl. Knill 2003, a.a.O., S. 35. Vgl. Wolf-Niedermaier, a.a.O., S. 338. 
544 Vgl. Läufer, a.a.O., S. 148. Vgl. auch Jänicke et al., a.a.O., S. 150.  
545 Vgl. Europäische Umweltagentur (2004): EUA-Strategie 2004-2008. Kopenhagen 2004, S. 1.  
546 Vgl. Läufer, a.a.O., S. 21 f. Vgl. Knill 2003, a.a.O., S. 35 ff. 
547 Vgl. Umbach 2006, a.a.O., S. 354. Vgl. Knill 2003, a.a.O. S. 36. 
548 Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S. 140.  
549 Vgl. Umbach 2006, a.a.O., S. 354. Vgl. Wolf-Niedermaier, a.a.O., S. 338.  
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das Europäische Umweltbüro, das Europas Umweltverbände in Brüssel vertritt, den Vertrag 
weitgehend positiv zu beurteilen. Kritisch bemerkt das EEB, dass die Politikbereiche 
Landwirtschaft, Verkehr, Handel und Kohäsion nicht ökologisch ausgerichtet wurden.550 
2.4.3 Umweltpolitische Konvergenzentwicklungen in der EU 
Die öffentliche Wahrnehmung von Umweltpolitik wird natürlicherweise von den nationalen 
politischen Kulturen beeinflusst, die sich in der EU teils stark von einander unterscheiden. 
Die Divergenz der politischen Kulturen wird in der Forschung als wichtiger Einflussfaktor 
auf die Mediendebatten beschrieben.551 Demgegenüber steht in der Umweltpolitikfor-
schung der Befund der Konvergenz, denn die Internationalisierung der Umweltpolitik hatte 
zufolge, dass sich die Umweltpolitiken der Nationalstaaten immer stärker anglichen.552 Der 
Angleichungsprozess wird durch den Bedeutungsanstieg internationaler Umweltinstitutio-
nen wie der UN-Umweltbehörde (UNEP), die Umweltorientierung anderer internationaler 
Institutionen wie etwa der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD), internationale Umweltverbände sowie informelle Wissenschaftsnetzwerke 
wie etwa das Intergovernmental Panel for Climate Change (IPCC), aber auch durch die 
mittlerweile weit verbreiteten behördlichen Berichtspflichten, vorangetrieben. Nach Jänicke 
vollzieht sich die Konvergenz primär von oben nach unten.553 Dies ist umso interessanter, 
da hiermit deutlich wird, dass es neben der Dimension der nationalen umweltpolitischen 
Kulturen auch eine zweite, „von oben“ wirkende Kraft gibt, die sich dieser nationalstaatli-
chen Dimension entzieht. Es ist das Phänomen des internationalen und europäischen um-
weltpolitischen Lernens, das Jänicke näher untersucht hat.  
„Die Länder weisen eine zunehmende Ähnlichkeit der umweltpolitischen Institutionen, Gesetze und 
Strategien auf. Selbst der Wandel des vorherrschenden Politikmusters vollzieht sich oft parallel: Am 
Anfang dominierte überall staatliche Auflagenpolitik (...). Der Wandel hin zu weicheren Instrumen-
ten wie Umweltabgaben oder informationellen Steuerungsformen erfolgt ebenso im globalen Maß-
stab wie etwa die Einführung kooperativer Langzeitstrategien.“554   
In mehr als 100 Staaten gibt es inzwischen Umweltministerien, die meisten Länder haben 
dem Umweltschutz Verfassungsrang gegeben.555 Ende der 90er Jahren hatten 80 Prozent 
aller Industrieländer einen Umweltplan bzw. eine formelle Strategie nachhaltiger Entwick-
lung. Als Beispiel der umweltpolitischen Anpassung auf lokaler Ebene ist v. a. die Agenda 
                                            
550 Deutscher Naturschutzring: Europäischer Reformvertrag. EU-Vertrag wird Umweltfreundlicher. In: Umwelt 
aktuell 2/2008, S. 23.  
551 Vgl. Kern/Bratzel, a.a.O., S. 281. Vgl. Schleicher, a.a.O., S. 172 ff. Vgl. Eder 1995, a.a.O., S. 310 u. 338.  
552 Vgl. etwa Kern/Bratzel, a.a.O., S. 281. 
553 Vgl. Jänicke et al., a.a.O., S. 140 ff. 
554 Jänicke et al., a.a.O., S. 139. 
555 Vgl. Jänicke, Martin (2005): Staatliche Umweltpolitik am Beispiel Deutschlands. In: Bundeszentrale für politi-
sche Bildung 2005, a.a.O., S. 52. 
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21 zu nennen. Bis 2002 wurden weltweit 6.500 Agenda-21-Prozesse verzeichnet.556 Deut-
lich wird anhand von Studien, dass der umweltpolitische Konvergenzbefund insbesondere 
für Europa gilt.557 Für Jänicke findet man „gerade in der Europäischen Union (...) eine ge-
wisse institutionelle Begünstigung sowohl von umweltpolitischen Innovationen als auch 
ihrer raschen Diffusion.“558 Liefferink und Jordan bestätigen die Analysen in ihrer Untersu-
chung der Umweltpolitik von zehn EU-Staaten: „The effect of harmonization in the EU is 
certainly impressive – and larger than any other international regime has so far 
accomplished.“559 Bezüglich der Inhalte schließen sie:   
„In many cases it has led to the convergence of requirements relating to, first, tradable products 
such as cars or lawn mowers, and, second, production processes, ranging from industrial emission 
limits to recycling targets for packaging waste. Standards that adress environmental quality and 
nature conservation in a more general sense, e.g. the quality of bathing water or the protection of 
species, from a third category.
560”  
Hinsichtlich der Politikinstrumente kommen die Forscher zu dem Fazit, dass die EU die 
umweltpolitische Steuerung in den Mitgliedstaaten deutlich beeinflusst hat. Überall wird 
aufgrund der EU-Umweltpolitik nun eine breite Palette an Politikinstrumenten angewandt. 
Einen konvergenten Einfluss hatte die EU-Umweltpolitik auch auf die nationalen Instituti-
onsstrukturen: Überall wurden durch die übergeordnete EU-Politik nationale Umweltmini-
sterien gestärkt; ein Beispiel hierfür ist Großbritannien, wo das Ministerium bedeutend auf-
gewertet wurde. In Spanien bedingte die EU-Umweltpolitik gar die Gründung des Ministe-
riums. In Schweden führte die EU-Umweltgesetzgebung zum Aufbau von Umweltämtern. 
Die EU-Umweltpolitik hat überdies in den Mitgliedstaaten die Rolle der Umweltverbände 
aufgewertet und ihre Mitsprache gestärkt. Moniert wird, dass regionale Akteure eine zu 
geringe Mitsprache haben, was u. a. an der Schwäche des AdR liegt. In nahezu allen unter-
suchten Ländern haben überdies die nationalen Parlamente im Zuge der Ausweitung der 
EU-Umweltgesetzgebung an Mitsprache in der Umweltpolitik verloren. Dies wird kritisiert, 
da hier demokratische Standards unterlaufen würden.561  
Welches Fazit lässt sich ziehen? Zwar beeinflussen nationale umweltpolitische Kulturen die 
Umsetzung einer transnationalen EU-Umweltpolitik. Dennoch ist es auf internationaler, 
insbesondere aber auf europäischer Ebene, zu einer starken Anpassung der nationalen Um-
weltpolitiken gekommen. Umweltpolitik in Europa ist einerseits nationalstaatlich verhaftet 
                                            
556 Vgl. Jänicke et al., a.a.O., S. 139. 
557 Vgl. Kern/Bratzel, a.a.O., S. 281, Vgl. Eder et al. 1998, a.a.O., S. 321 sowie 1995, a.a.O., S. 317.  
558 Jänicke et al., a.a.O., S. 150. 
559 Liefferink, Duncan/Jordan, Andrew: An ever closer union of national policy? The convergence of environmental 
policy in the European Union. In: European environment 15/2005, S.109. 
560 Ebd., S. 107.  
561 Vgl. Liefferink/Jordan, a.a.O., S. 107 ff. 
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und andererseits stark europäisiert – das wäre ein Zwischenfazit, dass mit Liefferink/Jordan 
zu ziehen wäre:  
„The EU has, in short, woven a couple of blue and yellow threads through the traditional fabrics of 
national environmental policies (…), and ironed out some of the more obvious folds that had been 
created since the 1960s, when modern environmental policies began to form. (…) However, it has 
not managed to change their fundamental composition and design. (…) Member states in the EU 
operate, as it were, in one peer group. Partly by their own choice and partly pushed by European 
legislation, but without denying their national traditions and preferences, they all increasingly draw 
upon a common stocke of ideas, policies and institutional arrangements.”562 
2.4.4 Synopse: Transnationale Befunde zur medialen Umweltkommunikation 
Der Forschungsstand in der europäischen Umweltkommunikation und der Zusammenhang 
von Umweltbewusstsein und Umweltpolitikerfolg wurden ebenso grundlegend aufgearbei-
tet wie die Auswirkung der EU-Umweltpolitik auf die nationalen Umweltpolitiken. Daran 
schließen sich wichtige Fragen für die europäische Öffentlichkeitsforschung an: Inwieweit 
wirkt die EU-Umweltpolitik auf die nationalen Mediendebatten? Wo ergeben sich 
Homogenitäten und Divergenzen sowie regionale Bezüge? Und inwiefern entsprechen die 
Befunde dem eigenen herausgearbeiteten Verständnis europäischer Öffentlichkeit? Antwor-
ten soll nun die Literatursynopse geben. Gefunden wurden Studienergebnisse zu den Berei-
chen „Umweltbewusstsein in Europa“, „Erfahrungsberichte und Umweltjournalistenbefra-
gungen“ sowie ländervergleichende Inhaltsanalysen der medialen Umweltberichterstattung. 
2.4.4.1 Umweltbewusstsein in Europa 
Dem Bildungsforscher Klaus Schleicher zufolge entstand Anfang der 80er Jahre in Europa 
über die Ländergrenzen hinweg ein ausgeprägtes öffentliches Umweltbewusstsein. Ein 
Schlüsselereignis hierfür war die zweite Ölkrise 1979. Durch zwei transnationale Ereignis-
se, die über die Ländergrenzen hinweg diskutiert wurden, die Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl (1986) und die Vergiftung des Rheins (1986),  wurde Umweltschutz zu einem 
der wichtigsten Themen für die Bürger Europas. Vor Tschernobyl waren 1986 Luftver-
schmutzung und Klimawandel die wichtigsten Umweltthemen für die EU-Bürger.563 Das 
öffentliche Interesse für das Klimathema ist also keineswegs nur eine aktuelle Erscheinung.  
Bis Anfang der 90er Jahre gab es in Europa eine starke Befürwortung eines noch stärkeren 
gemeinsames Vorgehens in der Umweltpolitik.564 Offensichtlich hätten die Bürger noch bis 
Mitte der 90er Jahre eine mutigere EU-Umweltpolitik mitgetragen, befindet Schleicher. Es 
sei von der EU-Kommission aber versäumt worden, die potenzielle Unterstützung ausnut-
                                            
562 Vgl. Liefferink/Jordan, a.a.O., S. 111. 
563 Vgl. Schleicher, a.a.O., S. 171. 
564 In Deutschland und Frankreich gab es mit 97 Prozent die höchste, in Portugal mit 89 Prozent die niedrigste Zu-
stimmungsrate. 
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zen. Dann nahm die Zustimmung zur EU-Umweltpolitik langsam ab, weil andere Themen 
in den Vordergrund traten. Die Wende in Osteuropa, die anstehenden Erweiterungsrunden, 
die Verwirklichung des Binnenmarktes und der Maastricht-Vertrag verdrängten ein Stück 
weit das Umweltthema aus den Köpfen der EU-Bürger.565 Andererseits würdigte die EU-
Bevölkerung zunehmend das Engagement des EP in der Umweltpolitik. 1995 wurde es in 
einer Eurobarometer-Befragung spontan von fast der Hälfte der Bürger zuallererst mit dem 
Thema Umwelt assoziiert. Zu diesem Zeitpunkt verlangten die EU-Bürger auch nach deut-
lich mehr Informationen über die EU-Umweltpolitik.566  
Schleicher betont an mehreren Stellen die stark unterschiedlichen nationalen Themenpräfe-
renzen in Europa. Von 1988 an konstatiert er einen stärkeren „Phasenverzug der öffentli-
chen Bewusstseinsbildung in verschiedenen Mitgliedsländern.“ Die Niederlande, Dänemark 
und Deutschland bildeten zu dieser Zeit eine Vorhut, wonach Belgien, Frankreich, Luxem-
burg und Italien folgten. Die Nachhut bildeten Großbritannien und Irland sowie die südeu-
ropäischen Staaten. Das Umweltbewusstsein stieg v. a. in Ländern mit einem vormals ge-
ringen öffentlichen Umweltinteresse wie etwa Griechenland an, wohingegen in Staaten wie 
Dänemark bereits ein hohes Umweltbewusstsein vorhanden war. Hier konnten die EU-
Aktivitäten weniger Einfluss ausüben. In Staaten mit einer hoch entwickelten Umweltpoli-
tik war auch die Befürwortung der EU-Umweltpolitik schwächer ausgeprägt als in Staaten 
mit einer kaum vorhandenen Umweltpolitik. 567  
Weitere Auskünfte über die Beschaffenheit des öffentlichen Umweltbewusstseins liefert 
eine Eurobarometer-Befragung zur Umweltthematik von 2004.568 Das Fazit sei vorwegge-
nommen: Nach Einschätzung der EU-Kommission existiert in der EU ein starkes länder-
übergreifendes Umweltbewusstsein, das den Wunsch nach mehr Umweltpolitik impliziert. 
Die Generaldirektion Umwelt der EU-Kommission schließt,  
„that the citizens of the European Union remain highly concerned about environmental issues and 
demand for greater commitment to the environment from authorities and decision-makers. The envi-
ronment generates a consensus even from an ideological point of view, as similar attitudes towards 
environmental issues were noted between left/right affinities.”569  
Was verstehen Europäer unter dem Begriff „Umweltthemen“? Die Verschmutzung in Städ-
ten und Kommunen ist in der spontanen Wahrnehmung der Europäer das wichtigste Um-
weltthema. Danach folgen der Naturschutz, der Erhalt des Naturerbes für die kommende 
Generation, der Wert intakter Naturlandschaften, die Umweltverantwortung des Einzelnen 
                                            
565 Vg. Schleicher a.a.O., S. 172 ff. 
566 Vgl. ebd., S. 175. 
567 Vgl. ebd., S. 172 ff. u. 177 ff.  
568 Europäische Kommission (2005 b): Special Eurobarometer 217. Attitudes of European citizens towards the 
environment. Luxemburg 2005. URL: http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_217_en.pdf, 18.12.2008.  
569 Ebd., S. 22.  
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für die Umwelt, die ökologische Qualität des eigenen Lebensraumes, Naturkatastrophen 
und Ressourcenverbrauch. Umweltthemen, die Bezüge zum eigenen Lebensumfeld haben, 
stehen also ganz vorne in der öffentlichen Wahrnehmung. Zu unterscheiden von den spon-
tanen begrifflichen Assoziationen sind die Umweltthemen, über die EU-Bürger besorgt 
sind. Es treten vier große Umweltthemen hervor, bei denen sich ein gemeinsames europäi-
sches Umweltbewusstsein herausgebildet hat: Die Gewässerverschmutzung, große Um-
weltkatastrophen wie eine Ölpest oder Industrieunfälle, der Klimawandel sowie die Luft-
verschmutzung werden fast gleich bewertet. Besorgt sind die EU-Bürger ebenso über den 
Einfluss von Chemikalien auf die menschliche Gesundheit, Naturkatastrophen, die Abfall-
problematik, Verschmutzungen durch intensive Landwirtschaft, die Ausbeutung der Res-
sourcen, den Einsatz gentechnisch veränderter Organismen und den Artenschwund. 570 Be-
merkenswert ist, dass es sich oftmals um regionale Umweltprobleme handelt, wodurch ein 
besonderer Handlungsauftrag für Medien entsteht, diese Sorgen zu thematisieren.  
Ersichtlich wird in der Analyse ferner, dass Bürger der Beitrittsstaaten die Gewässerver-
schmutzung höher bewerten als ihre Mitbürger in den alten EU-Ländern, wo der Klima-
wandel eine deutlich größere Rolle spielt. Er ist für Menschen in den EU-15-Staaten das 
dringlichste Umweltproblem der Gegenwart. Luftverschmutzung und v. a. die Abfallprob-
lematik werden in den neuen EU-Staaten ebenfalls viel kritischer gesehen als in den alten 
Ländern. Die GD Umwelt betont an dieser Stelle, dass v. a. Umweltthemen, die der unmit-
telbaren alltäglichen Erfahrungswelt zuzuordnen sind, in den neuen Mitgliedstaaten eine 
besonders große Rolle spielen. In den alten EU-Staaten sind diese Umweltthemen bereit 
gelöst oder zumindest eingedämmt worden. 571  
Eine große Mehrheit von 85 Prozent der Befragten EU-Bürger ist dafür, Umweltbelangen 
in der Politik den gleichen Stellenwert wie ökonomischen oder sozialen Fragen einzuräu-
men. Die GD Umwelt führt aus, dass zwei Drittel der EU-Bürger Umweltschutz als öko-
nomischen Innovationsfaktor und nicht als Bedrohung oder Hemmnis für die wirtschaftli-
che Entwicklung wahrnehmen. Bei der Frage, ob sie im Zweifelsfall Umweltschutzfragen 
oder der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit den Vorzug geben, sprachen sich 63 Pro-
zent der Befragten für den Umweltschutz aus. 572 
                                            
570 Vgl. Europäische Kommission (2005 b), a.a.O., S. 4 f.  
571 Vgl. ebd., S. 6. 
572 Vgl. ebd., S. 11 f. Anzumerken ist, dass Befragungen dieser Art immer eine gewisse Verzerrung durch das Phä-
nomen der sozialen Erwünschtheit erfahren. Es bedingt verzerrte Antworten bei Tests und Befragungen. Denn um 
möglichst gut dazustehen und nicht vom gängigen Meinungsspektrum abzuweichen, neigen Probanden dazu Antwor-
ten zu geben, die sozialen Erwartungshaltungen entsprechen, nicht aber die tatsächlich empfundene Wahrheit wieder-
geben (Vgl. Diekmann 1998, a.a.O., S. 383 f.) So ist es hier wenig verwunderlich, dass – bei Fehlen jedweder Sankti-
on oder öffentlicher Beobachtung – Bürger bei anonymen Befragungen dem allgemein ethisch höher stehenden The-
ma Umweltschutz den Vorzug geben und nicht dem harten, „kalten“ Thema Wettbewerb und Wachstum.  
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Wie lassen sich Umweltprobleme effektiv lösen? V. a. durch strengere Regeln und härtere 
Sanktionen seitens der EU und ihrer Mitgliedstaaten sowie durch eine bessere Umsetzung 
existierender Regelungen, glauben fast die Hälfte der EU-Bürger (46 und 45 Prozent). Ähn-
lich viel versprechen sie sich von der Stärkung des generellen Umweltbewusstseins573, 
womit auch die Medien in die Verantwortung genommen werden. Verursacherbezogene 
Umweltsteuern, finanzielle Anreize für Industrie, Handel und Verbraucher oder eine stärke-
re Mitsprache für Umweltverbände erscheinen nur einer Minderheit der Befragten die rich-
tigen Mittel für eine bessere Umweltpolitik zu sein. Besonders wenig halten die EU-Bürger 
von freiwilligen Maßnahmen der Industrie oder einer generellen Steuer- und Preiserhöhung, 
um Umweltschutz zu finanzieren.574 Erwartungsgemäß spielt der eigene Geldbeutel eine 
Rolle für die Instrumentenpräferenz; Maßnahmen, die einen selbst nicht direkt betreffen, 
werden v. a. unterstützt.        
Bei der Frage nach der Regierungsebene, die Umweltprobleme am besten lösen kann, trau-
en die EU-Bürger der EU gleichviel zu wie dem Nationalstaat (33 Prozent).575 Die lokale 
und regionale Ebene erhalten zusammen einen Unterstützungsgrad von 40 Prozent; hier 
sehen die EU-Bürger also die eigentliche Handlungsebene für Umweltpolitik verortet. Vom 
Nutzen ihres Umweltschutzverhaltens sind die Bürger nur wenig überzeugt; 68 Prozent  der 
Befragten waren skeptisch oder nicht überzeugt davon, dass ihr Verhalten den Zustand der 
Umwelt verbessern könnte.576 Diesbezüglich gibt sich die GD Umwelt besorgt: „Over the 
long run this group of people could become unmotivated if they continue to perceive their 
efforts as being fruitless and if the others do not do the same.”577 
2.4.4.2 Wechselwirkungen: Umweltberichterstattung und Umweltbewusstsein 
Der Politik- und Kommunikationswissenschaftler Winfried Schulz untersuchte die Bedeu-
tung der Mediennutzung für die Umweltinformiertheit der EU-Bürger mittels einer Sekun-
däranalyse der Daten einer Eurobarometer-Umfrage.578 Schulz‟ Ergebnisse rechtfertigen die 
eingangs dargestellten Befunde, wonach Medien das Umweltbewusstsein der Bürger in 
Europa stark beeinflussen und durch sie Ökologie als Thema nachhaltig in der politischen 
Debatte verankert werden konnte. Massenmedien werden von den EU-Bürgern am häufigs-
ten herangezogen, wenn sie sich über Umweltthemen informieren wollen.579 Der Studie 
                                            
573 Der Faktor Umweltbewusstsein wird von den Bürgern der alten Mitgliedstaaten bedeutend höher für den Politi-
kerfolg eingeschätzt als von den Bürgern der 2004 beigetretenen EU-Staaten. 
574 Vgl. Europäische Kommission 2005 b, a.a.O., S. 13 f. 
575 Ebd., S. 16. 
576 Vgl. ebd., S. 16 ff.  
577 Ebd., S. 19. 
578 Vgl. Schulz 2003, a.a.O. Leider sind die Bürger der Beitrittsstaaten nicht einbezogen worden. 
579 Vgl. ebd., S.  4 u. 2 f.  
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 113 
 
 
zufolge erweist sich „die themenspezifische Pressenutzung als die mit Abstand bedeutsams-
te Quelle (…).“580 Medien beeinflussen das Umweltbewusstsein in den EU-Staaten unter-
schiedlich stark, schließt der Forscher. Dort, wo ihre Wirkung besonders groß ist, sind die 
Umweltbelastungen im EU-Vergleich eher gering:  
„Der Beitrag der Medien ist jedoch unterschiedlich in den untersuchten europäischen Ländern, wie 
auch die Informiertheit und die Urteile über Belastungen und Besorgnisse zwischen den Ländern 
stark differieren. (...) Es zeigt sich dann nämlich, dass in Ländern mit ausgeprägten Medieneffekten 
die tatsächliche Umweltbelastung (…) meist gering ist, während die Bürger subjektiv ihre eigene 
Belastung relativ hoch einschätzen; und umgekehrt zeigen in Ländern mit geringen Medieneffekten 
die Belastungsindikatoren relativ hohe Werte an, aber die Bürger nehmen nur eine geringe eigenen 
Umweltbelastung wahr.“581   
Vor diesen Hintergründen vermutet Schulz deutliche Unterschiede „in der Thematisierung 
und im Framing von Umweltproblemen in den Medien der einzelnen Länder.“582 
Er konstatiert weiter, dass die europäischen Bürger sich besonders gut über transnationale 
globale Umweltprobleme wie das Loch in der Ozonschicht, den Klimawandel oder das 
Waldsterben informiert fühlen. Erst an zweiter Stelle werden die unmittelbaren Umwelt-
probleme genannt wie etwa Wasserverschmutzung, Müllverarbeitung oder Chemikalien. 
Dieser Befund lässt sich mit der Dependenz-These erklären, wonach Medieneinflüsse bei 
Themen besonders groß sind, die der direkten Erfahrung nicht zugänglich sind. Allerdings 
ist auch denkbar, dass über die Umweltprobleme in der eigenen Region in den Augen der 
Bürger zu wenig berichtet wird. 583 In den Analysen wird zudem deutlich, dass sich Bürger 
über Umweltschutzmaßnahmen der EU am wenigsten informiert fühlen. Dieser Befund ist 
von Bedeutung, da er zeigt, dass die EU in der Bevölkerung nicht als ein besonders wichti-
ger Akteur in der Umweltpolitik angesehen wird. Offenbar gelingt es ihr nur unzureichend, 
die eigenen Erfolge zu kommunizieren.  
Schulz liefert weitere Befunde, so etwa zu Umweltinformiertheit der Bürger in Europa. 
Ganz vorne stehen die Bürger der Niederlande, Finnlands, Luxemburgs und Dänemarks, 
am Ende finden sich die Einwohner Irlands, Portugals, Spaniens und Griechenlands. Schulz 
weist auf die Übereinstimmung des Rankings mit der Verteilung von Bildung und Wohl-
stand in den EU-Staaten hin. Ein Grund für die unterschiedlichen Informiertheiten könnte 
laut Schulz eine unterschiedliche Behandlung von Umweltthemen in den Medien der EU-
Staaten sein. Als wichtige Einflussfaktoren für die divergenten Informiertheitsgrade arbeitet 
der Forscher jedoch die Höhe des Bruttosozialproduktes eines Landes, das persönliche 
Ausbildungsniveau sowie, als stärksten Faktor, regelmäßiges Zeitunglesen heraus. Je höher 
                                            
580 Schulz 2003, S. 12 
581 Ebd., S. 24. 
582 Ebd. 
583 Vgl. ebd., S. 9. 
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diese Parameter sind, desto höher bewerten EU-Bürger ihre Umweltinformiertheit.584  
Schulz‟ Forschungen ermöglichen auch einen Überblick über die thematische Beschaffen-
heit der Umweltwahrnehmungen: Gefragt wurde nach den Besorgnissen über den Zustand 
der Umwelt im Allgemeinen, im eigenen Land sowie im persönlichen Lebensumfeld.585 
Bei den allgemeinen supranationalen Umweltproblemen beschäftigt EU-Bürger am stärks-
ten die Verschmutzung der Luft, des Wassers und des Bodens. Danach folgt die Sorge über 
globale weltweite Umweltprobleme wie die Zerstörung der Ozonschicht und das Abholzen 
der Tropenwälder. Der Klimawandel, die Atomthematik und der Ressourcenverbrauch fol-
gen nacheinander. Die sorgenvollsten Bürger leben in Griechenland, Portugal und Italien. 
Die sorgenfreisten EU-Bürger wohnen in Finnland und den Benelux-Ländern. 586 Die dring-
lichsten nationalen Umweltprobleme sind für alle EU-Bürger Luftverschmutzung, Indust-
riemüll und die Verschmutzung von Meeren und Küsten. Die sorgenvollsten Bürger leben 
wiederum in Griechenland, Portugal und Italien. Besonders wenige Gedanken über die 
Umweltsituation im eigenen Land machen sich erneut Luxemburger und Skandinavier. 
Belastungen in der lokalen Lebensumwelt sind für die EU-Bürger v. a. Verkehrsprobleme 
und Luftverschmutzung. Die Wahrnehmungen in den Staaten ähneln sich hier stark.587  
Auch der Umwelt-Eurobarometer liefert Befunde zur Rolle der Medien: Etwas mehr als die 
Hälfte der Europäer fühlt sich gut über Umweltthemen informiert; 44 Prozent der Befragten 
waren gegenteiliger Wahrnehmung. Skandinavier und die Bürger Sloweniens und Zyperns 
fühlen sich besonders gut über Umweltthemen unterrichtet. Am schlechtesten informiert 
fühlen sich die Bürger Portugals und Litauens. Mehr als die Hälfte der EU-Bürger möchte 
deutlich mehr über die Lösung von Umweltproblemen erfahren. Positive Aspekte des Um-
weltschutzes wie insbesondere Schutzerfolge, greifende Gesetze und Lösungsansätze wer-
den also zu wenig von den Massenmedien aufgegriffen.588 Deutlich mehr möchten die EU-
Bürger über den Einfluss von Lebensmittelchemikalien auf die menschliche Gesundheit 
und die Anwendung von gentechnisch veränderten Organismen in der Landwirtschaft wis-
sen. Diese Themen sind, so lässt sich schließen, in der öffentlichen Kommunikation stark 
unterthematisiert. Auch der Artenschwund, die Verschmutzungen in der Landwirtschaft, die 
Ressourcenausbeutung, die Gewässerverschmutzung, der Klimawandel und die Luftver-
schmutzung finden für 20 bis 30 Prozent der EU-Bürger zu wenig Beachtung. 
Von großem Interesse sind also Umweltthemen mit Bezug zur menschlichen Gesundheit. 
Die EU-Kommission unterstreicht insgesamt, dass EU-weit eine homogene Wahrnehmung 
                                            
584 Vgl. Schulz 2003, S. 10 ff.  
585 Vgl. ebd., S. 13. 
586 Vgl. ebd., S. 32 u. 14. 
587 Vgl. ebd., S. 27 f.  u. 30 f.  
588 Vgl. Europäische Kommission 2005 b, a.a.O., S. 7.  
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 115 
 
 
über Themen besteht, die zu wenig kommuniziert werden.589 Die EU rangiert in einer Ver-
trauensskala der Akteure knapp hinter regionalen und lokalen und wenig vor nationalen 
Regierungen. Den Akteuren der eigenen unmittelbaren Lebenswelt wird also das größte 
Vertrauen entgegengebracht.590 Auch diese Erkenntnis zeigt, dass gerade für Regionalzei-
tungen in der Umweltberichterstattung besondere Potenziale liegen, Leser zu interessieren. 
Befunde zum europäischen Umweltbewusstsein liefern auch Gerhards und Lengfeld, die 
mittels einer Sekundäranalyse der Befragungsdaten aus dem Gallup Milennium Survey und 
dem International Social Science Programme (ISSP)  untersuchen, inwieweit die Umwelt-
politik der EU von ihren Bürgern akzeptiert wird.591 In ähnlicher Weise untersuchten sie 
bereits die länderspezifischen Wahrnehmungen der EU-Staaten hinsichtlich der Dimensio-
nen Religion, Familie und Geschlechterrollen, Demokratie und Zivilgesellschaft, Wirtschaft 
und Wohlfahrtsstaat.592 Ziel der Forschungen ist die Frage, inwieweit sich die themenspezi-
fischen Kulturen der Mitgliedstaaten ähneln und inwieweit dies dem Wertemodell der EU 
entspricht, die als „Werteunternehmer“ über das Skript einer idealen Gesellschaft verfügt, 
dass sie mit ihrer Politik durchsetzen will. Homogene Wertewahrnehmungen in den Staaten 
erhöhen den Politikerfolg der EU, so die These der Forscher.593  
Aufschlussreiche Ergebnisse brachte die Frage nach dem Vorzug für Umweltschutz oder 
wirtschaftliches Wachstum. In 20 von 22 Staaten plädierten die Bürger für den Umwelt-
schutz. „Die Ökologievorstellungen der EU finden bei den Bürgern also eine erstaunlich 
hohe Unterstützung“,594 befinden die Forscher. Dennoch gibt es deutliche nationale Diver-
genzen. Knapp 60 Prozent der EU-15-Bürger geben dem Umweltschutz den Vorzug. 
Deutschland lag bei den EU-15 mit großem Abstand nach Frankreich (52,7 Prozent) und 
Österreich (53,5 Prozent) auf dem letzten Platz der Umweltwerteskala, da hier weniger als 
die Hälfte (44,3 Prozent) für den Umweltschutz und gegen wirtschaftliches Wachstum wa-
ren. Grund hierfür ist die starke Geringschätzung des Umweltschutzes in Ostdeutschland, 
was wiederum zu der Frage führt, ob dort womöglich Umweltpolitik und insbesondere die 
EU-Umweltpolitik von Medien unzureichend thematisiert wird. Die Bewertungen in den 
restlichen EU-15-Staaten sind vergleichsweise homogen: An der Spitze der Zustimmung 
liegen die skandinavischen Staaten wie Dänemark (72,5 Prozent), Finnland (69, 8 Prozent), 
Schweden (62,2 Prozent) sowie Großbritannien (65,5 Prozent). Ein Nord-Süd-Gefälle wird 
                                            
589 Vgl. Europäische Kommission 2005 b, a.a.O., S. 8.  
590 Vgl. ebd., S. 9 f.  
591 Vgl. Gerhards/Lengfeld (2006), a.a.O., S 24-40. Die Studie des „International Social Science Programme“ wurde 
2000 und die Gallup-Studie 1999 durchgeführt. 
592 Vgl. Gerhards, Jürgen/Lengfeld, Holger (2005): Kulturelle Unterschiede in der europäischen Union. Ein Ver-
gleich zwischen Mitgliedsländern, Beitrittskandidaten und der Türkei. Wiesbaden 2005. 
593 Vgl. Gerhards/Lengfeld 2006, a.a.O., S. 24 f. 
594 Ebd., S. 29. 
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nicht ersichtlich, wohl aber Unterschiede zwischen Ost und West: Eine durchweg geringere 
Zustimmung für den Umweltschutz im Vergleich zu den EU 15 findet sich in den alten 
(Beitritt 2004) sowie neuen (Beitritt 2007) Beitrittsstaaten, wobei hier Slowenien positiv 
hervorsticht. Bemerkenswert ist, dass von den befragten osteuropäischen Staaten die Slo-
wakei, Litauen, Estland, Polen, Lettland, Rumänien und Bulgarien höhere direkte Zustim-
mungsraten zum Umweltschutz aufweisen als Deutschland. Die geringste Zustimmung gibt 
es in Ungarn und der Türkei.595  
Die ISSP-Studie, in der 14 Länder befragt wurden, bestätigt weitgehend die Ergebnisse des 
aufgrund seines Umfangs aussagekräftigeren Gallup-Surveys. Gefragt wurde nach der Be-
reitschaft, für den Umweltschutz den eigenen Lebensstandard zu senken. Die Zustim-
mungsraten waren weniger homogen und zudem deutlich niedriger als bei der Gallupp-
Studie, da auch persönliche Konsequenzen in der Frage thematisiert werden. An der Spitze 
der Zustimmung lagen Österreich (50, 6 Prozent), Schweden (44,9 Prozent), Westdeutsch-
land (43,3 Prozent) und  Finnland (42,3 Prozent), am Ende der Skala fanden sich Portugal 
(16,8 Prozent) nach Großbritannien (26,3 Prozent) und Ostdeutschland (26,6 Prozent). Eine 
Nord-Süd-Divergenz ist wieder nicht zu erkennen. In den osteuropäischen Staaten waren 
die Werte mit Ausnahme Sloweniens erneut niedriger, auch die direkte Ablehnung war 
stärker. Somit ist wieder ein Ost-West-Gegensatz ersichtlich.596 
Warum kommt es zu diesen unterschiedlichen nationalen Umweltmustern? Je reicher ein 
Land ist und je höher sein Umweltschutzniveau ist, desto eher sind seine Bürger bereit, den 
Umweltschutz zu unterstützen, schließen die Soziologen, ähnlich wie Schulz, aus einer 
Korrelation der Datensätze. Gleiches gilt für das individuelle Alter oder das Ausmaß der 
individuellen Finanzstärke.597 Die Forscher halten fest, dass alte und neue Beitrittsländer 
sowie die Türkei bei den Faktoren, aus denen sich Umweltbewusstsein ableitet, deutlich 
hinter den EU-15-Staaten liegen. Das Umweltbewusstsein liegt deshalb stark unter dem 
Niveau in den alten EU-Staaten. Dies wirkt sich auf die Umweltpolitik aus: Mittelfristig 
werden diese Staaten kaum weitergehende EU-Initiativen für mehr Umweltschutz unter-
stützen. „Die Repräsentanten der neuen Länder werden für diese Fragen weniger Interesse 
aufbringen, wenn sie sich an den Vorstellungen ihrer Bürger orientieren.“598 Wenn aller-
dings langfristig die ökonomische und ökologische Modernisierung der Beitrittsländer ge-
lingt, werden sich dort die Wertemuster verändern. Somit könnte dann auch in der Politik 
                                            
595 Vgl. Gerhards/Lengfeld 2006, a.a.O., S. 29 ff. 
596 Vgl. ebd., S. 35.  
597 Vgl. ebd., S. 33 ff. 
598 Ebd., S. 37. 
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die Bereitschaft zu neuen EU-Umweltschutzmaßnahmen steigen.599 
2.4.4.3 Erfahrungsberichte und Umweltjournalistenbefragungen 
Als einer der wenigen Experten widmet sich der Luxemburger Umweltjournalist und frühe-
res Vorstandsmitglied der International Federation of Environmental Journalists (IFEJ) 
Wolfgang Frühauf der Frage nach einer europäischen Umweltöffentlichkeit. Für Frühauf 
hat die EU-Umweltpolitik die Rahmenbedingungen nationaler Umweltpolitik verändert. 
Die europäische Dimension findet sich aber in nationalen Medien nicht wieder.600 Für 
Frühauf ist die EU-Umweltpolitik  
„von größter Bedeutung für die Länder Europas. Dies gilt nicht nur für zwischenstaatliche Bezie-
hungen, sondern auch für nationale ökologische Belange mit zahlreichen konkreten Auswirkungen 
bis hin auf die regionale und kommunale Ebene. Trotzdem spielen bis heute Themen der grenzüber-
schreitenden ökologischen Kommunikation in den Medien nur eine sehr untergeordnete Rolle und 
beeinflussen europäische Umweltpolitik nur in geringem Maße.“601  
Analog zu den Befunden Gerhards (vgl. Kap. 2.3.1.3) wird deutlich, dass sich die Umwelt-
berichterstattung nicht europäisiert hat. Grenzüberschreitende ökologische Kommunikation 
„darf sich nicht länger damit begnügen, die EU lediglich als Utopie oder Brüssel als weit 
entfernten EG-Tempel der bürgerfernen Entscheidungsfindung und Bürokratie darzustel-
len. (...) Angesichts dieses Tatbestandes (...) befällt einen das ungute Gefühl, daß die Medi-
en vorrangig nationalen Interessen huldigen und dabei die europäische Dimension der 
ökologischen Probleme außer acht lassen. (...) Das Verständnis für europäische Kompro-
misse kann aber nur dann in breiten Schichten der Bevölkerung entstehen, wenn sich die 
Bürger der unterschiedlichen nationalen Empfindsamkeiten und Interessenslagen bewusst 
werden. In diesem Bereich hat der europäische Umweltjournalismus in allen Ländern kläg-
lich versagt.“602  
Der Bedarf nach einer europäischen medialen Umweltöffentlichkeit, in der grenzüber-
schreitende ökologische Kommunikation stattfindet, wird in dieser Analyse deutlich. Insbe-
sondere die regionale Presse sieht Frühauf in der Pflicht. Sie versäume es, europäische 
Umweltpolitik zu thematisieren, die gerade besonders oft die regionale und lokale Ebene 
beeinflusst. Somit erzeugen regionale Medien eine verzerrte Wahrnehmung der politischen 
Realität: „Europa beginnt nicht erst in Brüssel oder bei einem Grenzübertritt, sondern direkt 
vor der eigenen Haustür. (...) Lediglich unser Bewusstsein hat diesen Schritt noch nicht 
vollzogen.“603 In Frühaufs Analyse finden sich viele Parallelen zu bekannten Defiziten aus 
dem Forschungsfeld „europäische Öffentlichkeit“ wieder. Hierzu gehört die Dominanz 
nationaler Perspektiven in der Berichterstattung und eine generelle Verkennung der europä-
                                            
599 Vgl. Gerhards/Lengfeld 2006, a.a.O. 
600 Vgl. Frühauf, Wolfgang: Grenzüberschreitende ökologische Kommunikation. In: de Haan 1995 b, a.a.O., S. 212 
ff. 
601 Ebd., S. 211 f. 
602 Ebd.,  S. 213 ff. 
603 Frühauf, a.a.O., S. 218. 
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ischen Ebene, die Frühauf ausführlich thematisiert.604  
Auch Schleicher beschäftigt sich mit der Existenz einer europäischen Umweltöffentlichkeit, 
die er zwar für wünschenswert hält, real aber nicht erkennen kann.605 Er vertritt die Mei-
nung, dass „die wissenschaftlichen, medialen und nationalen Interpretationen“ von Um-
weltproblemen „erheblich divergieren.“ Schleicher betont die stark unterschiedlichen regio-
nal- und zeitspezifischen Reaktionen der Medien auf die Reaktorkatastrophe von Tscherno-
byl und die BSE-Seuche. Dies führt Schleicher auf nationalstaatlich orientierte Umweltpoli-
tiken, Informationsstrukturen sowie unterschiedliche nationale Kultur- und Bildungstraditi-
onen zurück.606 „Auf europäischer Ebene ist es angesichts der geringen parlamentarischen 
Entscheidungsvermittlung und des Einstimmigkeitsprinzips im Ministerrat bzw. aufgrund 
der national und kulturell geprägten Öffentlichkeiten noch viel langwieriger, ein Umwelt-
bewusstsein zu fördern.“607  
Für Schleicher existieren keine homogenen Umweltöffentlichkeitsstrukturen sondern nur 
unterschiedliche nationale Teilöffentlichkeiten, „da es auch heute keine europäische Um-
weltunion, „kein ‚europäisches Staatsvolk‟ und kaum europäische Medien gibt.“608 Auch 
weil sich nationale Naturbedingungen- und Umweltbelastungen unterscheiden, empfiehlt 
Schleicher insgesamt eine „kultur- und umweltspezifische Umsetzung – oder auch Ergän-
zung“609 – der EU-Umweltpolitik. Dieses Verständnis entspricht dem vorgestellten Euro-
päisierungsansatz (vgl. Kap. 2.3.1.2)  
Am Beispiel von Deutschland und Großbritannien verdeutlicht Schleicher die großen Un-
terschiede der nationalen Umweltdebatten: Eine ausgeprägte Mediendebatte war in Groß-
britannien Ende der 80er Jahre zu beobachten, als u. a. durch das Robbensterben in der 
Nordsee sowie den immer größer werdenden Einfluss der Umweltgesetzgebung aus Brüssel 
das Umweltthema stärker auf die Agenda gelangte. Von 1986 bis 1989 bildete sich durch 
Medienberichterstattung ein neues gesellschaftliches Umweltbewusstsein heraus. Haupt-
themen der Berichterstattung waren die Ölverschmutzungen in der Nordsee sowie Wald-
schäden. Es kann von einer nachhaltigen Verschiebung der Medienagenda hin zu Umwelt-
themen gesprochen werden. In Deutschland war das Umweltthema bereits in den 70er Jah-
ren, und somit wesentlich früher als in Großbritannien, durch starke Medienberichterstat-
tung in den öffentlichen Diskurs gelangt. Ein Auslöser war u. a. die Rheinverschmutzung 
aus dem Jahre 1969. Erste wissenschaftliche Einrichtungen entstanden; die Bundesregie-
                                            
604 Vgl. Frühauf, a.a.O., S. 218. 
605 Problematisch ist die teilweise Vermengung von öffentlichen Einstellungen und medialer Berichterstattung,. An 
dieser Stelle werden nur die Aussagen referiert, die sich direkt erkennbar auf die Medienberichterstattung beziehen. 
606 Vgl. Schleicher, a.a.O., S. 10.  
607 Ebd., S. 160.  
608 Ebd., S. 171. 
609 Ebd., S. 10. 
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rung legte bereits 1971 ihr erstes Umweltprogramm vor. Bürgerinitiativen kamen auf, wo-
durch das Thema nochmals stärker auf die Agenda gelangte. Luft, Wasser und Müllprob-
lemen galten die Hauptaufmerksamkeit. Bis zu Beginn der 80er Jahre war eine ausgeprägte 
Umweltöffentlichkeit entstanden; Umwelt war eines der Hauptthemen der medialen Be-
richterstattung.610 Nach dem Vergleich der Debattenentwicklung in beiden Staaten stellt 
Schleicher fest,   
„wie zeitdifferent Umweltprobleme in die öffentliche Diskussion eingebracht und von ihr aufgegrif-
fen werden. Und wenn die Unterschiede schon in ähnlich entwickelten und strukturierten Ländern 
derart groß sind, dann ist leicht absehbar, dass die Unterschiede in der EU insgesamt bei weitem 
größer sind“611.  
Diese Aussage unterstreicht Schulz‟ These von starken thematischen und zeitlichen Unter-
schieden der nationalen medialen Umweltdebatten in Europa. Eine homogene Entwicklung 
der Mediendebatten selbst auf einem niedrigen Niveau scheint für ihn kaum vorstellbar.  
Im Auftrag der Europäischen Umweltagentur erforschte das spanische Institut für Umwelt-
information 2000 die Umweltkommunikation in Europa durch eine bereits zitierte Befra-
gung von europäischen Umweltjournalisten.612 Die Komplexität von Umweltinformatio-
nen, ihr oft negativer Inhalt, Sparzwänge und Unwissen in den Redaktionen werden von 
den Journalisten als Hindernisse der Berichterstattung genannt. Ein weiteres Problem ist die 
schwierige Personalisierung der Protagonisten. Forscher und Umweltverbände verfügen im 
Gegensatz zu Regierungen über wenig bekanntes Personal, mit dessen Hilfe Medien Um-
weltthemen anschaulich darstellen könnten.613 In diesem Zusammenhang konstatieren die 
Forscher eine zu starke Bezugnahme auf institutionelle Quellen. Sie fordern eine stärkere 
Einbeziehung der Umweltverbände in die Berichterstattung.614 Deren Verständlichkeit 
steigt, wenn Verbände und Wissenschaftler gehört werden.615  Abbildung 5 fasst die Hin-
dernisse für die Umweltberichterstattung zusammen.  
                                            
610 Vgl. Schleicher, a.a.O., S. 177 ff.  
611 Ebd., S. 179. 
612 Vgl. Europäische Umweltagentur 2003, a.a.O. 
613 Vgl. ebd., S. 9 f.  
614 Vgl. ebd., S. 18 u. 26. 
615 Ebd., S. 11. 
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Abbildung 5:  Hauptprobleme des Umweltjournalismus in Europa  
 
Quelle: Europäische Umweltagentur 2005, a.a.O., S. 16. 
Fehlender Platz für Umweltthemen und ein Mangel an ausgebildeten Umweltjournalisten 
werden als größte Hindernisse genannt. Ein weiteres Problem ist das Verkennen der lokalen 
Ebene. V. a. hier sollte nach Meinung der Journalisten mehr berichtet werden. Somit wird 
der Verdacht, dass die regionale Umweltberichterstattung vernachlässigt wird, erneut erhär-
tet. 616 Eine Reduktion der Inhalte auf Ereignisse, fehlende Kontinuität und Hintergründe 
sowie eine starke Negativität werden als weitere Kritikpunkte benannt. Demgegenüber wird 
ein stärkerer Fokus auf die Bedürfnisse der Bürger sowie eine kontinuierlichere Berichter-
stattung gefordert.617  
Zusammenfassend ergibt sich das Bild, dass ökonomische Implikationen, Vorgaben seitens 
staatlicher Stellen sowie kulturelle Traditionen die Hauptdeterminanten des europäischen 
Umweltjournalismus sind. „The current mass environmental information is shaped (…) 
above all by the contraints imposed upon the reporters by the corporations and institutional 
settings in which they work. Therefore, not only cultural values but also (Kursiv im Origi-
nal, Anm. d.V.) market forces determine the production.”618 Nach Einschätzung der Journa-
listen ist es besonders wichtig, dass die mediale Umweltkommunikation in Europa auf die 
nationalen kulturellen Identitäten Rücksicht nimmt, womit erneut dem Europäisierungsan-
satz Rechnung getragen wird. Ebenso wichtig für eine wirksame Umweltberichterstattung 
sind günstige medienökonomische Bedingungen.619 
 
                                            
616 Vgl. Europäische Umweltagentur 2003, a.a.O., S.16 ff.  
617 Vgl. ebd. S. 20 ff.  
618 Ebd., a.a.O., S. 29. 
619 Vgl. ebd., S. 22. 
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2.4.4.4 Ländervergleichende Analysen der Umweltberichterstattung 
Unter der Überschrift „Risiko-Kommunikation“ untersuchten die Kommunikationsforscher 
Michael Schanne und Werner A. Meier in einer Sekundäranalyse 52 Inhaltsanalysen jour-
nalistischer Umweltberichterstattung aus unterschiedlichen Staaten, die im Zeitraum 1980 
bis 1990 entstanden waren.620 Trotz des Fehlens einer klaren europäischen Perspektive (41 
der 52 analysierten Studien sind amerikanischer Natur) erscheinen einige Erkenntnisse aus 
der Studie doch relevant. U. a. wird ersichtlich, mit welchen Umweltthemen sich die Kom-
munikationsforschung am häufigsten beschäftigt: Meist untersuchen Forscher Schlüsseler-
eignisse wie den Reaktorunfall in Tschernobyl. Längerfristige und schlechter sichtbare 
Umweltprobleme werden selten analysiert. Dies entspricht der Fokussierung der Medienbe-
richterstattung selbst auf Skandale und konfliktträchtige Ereignisse. Diese Kritik wird in 
den meisten Studien erhoben. Meier und Schanne resümieren: „Journalistische Berichter-
stattung reduziert komplexe Zusammenhänge auf einige wenige eingängige Fakten, Bilder 
und Symbole; Journalistische Berichterstattung ist (...) reißerisch, sensationell und negativ; 
Journalistische Berichterstattung ist  Ereignisberichterstattung.“621  
Kritisiert wird ferner die Orientierung an institutionellen Quellen wie der Öffentlichkeitsar-
beit der Regierung. Durch die Anpassung des Umweltjournalismus an Vorgaben aus der 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit verlieren Medien ihre Funktion als unabhängige Themati-
sierungsinstanz.622 Trotz aller Kritik an der Risikoberichterstattung kommen die Wissen-
schaftler nicht zu einem rein negativen Fazit. Sie konstatieren in der Umweltberichterstat-
tung ein Streben nach Authentizität, etwa durch die Wahl der Problemverantwortlichen als 
Informationsquelle. „Insgesamt ist Journalismus bemüht, über Umwelt und Umwelt-
Risiken in sachlich zutreffender, in ausgewogener sowie in ruhiger (...) Weise zu berich-
ten.“623  Die Forscher weisen – ähnlich wie die befragten Umweltjournalisten – auf einige 
Restriktionen hin, denen die Berichterstattung unterliegt: Zeit- und Wettbewerbsdruck so-
wie personeller und finanzieller Ressourcenmangel bedingen fehlende redaktionelle Pla-
nungen und thematische Antizipationen. Weitere Folgen sind die Ereignisorientierung der 
Berichterstattung und die Unterthematisierung von längerfristigen, wenig sichtbaren Um-
weltproblemen. Recherchedefizite, fehlende Hintergründe und mangelnde Kontinuität sind 
weitere Defizite des internationalen Umweltjournalismus.624 
                                            
620 Schanne, Michael/Meier, Werner A.: „Risiko-Kommunikation“. Ergebnisse aus kommunikationswissenschaftli-
chen Analysen journalistischer Umwelt- und Umwelt-Risiken-Berichterstattung. In: Rundfunk und Fernsehen, 40, 
2/1992: 264-290. 
621 Ebd., S. 268. 
622 Ebd, S. 281. 
623 Ebd.  
624 Vgl. ebd., S. 282. 
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Einen inhaltsanalytischen Einblick in die Strukturen europäischer Umweltöffentlichkeit gibt 
die Arbeit „Framing and Communicating Environmental Issues“, von Klaus Eder, dem 
herausragenden Vertreter des diskursiven Verständnisses europäischer Öffentlichkeit (vgl. 
Kap. 2.2.2). Er arbeitete mit Forschern aus Italien, Irland, Frankreich, Großbritannien und 
dem Baskenland zusammen. 625 Die Berichterstattungsthemen wurden relativ allgemein in 
die Kategorien chemische/physikalische Probleme (also Umweltverschmutzungen, Um-
welttechnik), Umweltprobleme allgemeiner Art, Umweltprobleme mit direktem Bezug zum 
öffentlichen Alltagsleben (z.B. Umwelt und Gesundheit), sowie Fauna und Flora (also 
Biodiversität) und globale Umweltprobleme/Klimawandel eingeteilt.  
Welche Themen werden wie berichtet? Probleme des alltäglichen Lebens wurden in den 
Staaten ähnlich stark thematisiert. Besonders auffällig war die Aufmerksamkeit der irischen 
Medien für die Biodiversität. Dies wird auf den starken Fokus der irischen politischen Kul-
tur auf den Erhalt der nationalen Identität zurückgeführt, was die Betonung des heimischen 
Naturerbes, auch im Sinne von Heimat, einschließt. Deutschland, Frankreich und Großbri-
tannien schenkten chemisch-physikalischen Umweltthemen die größte Beachtung. Dieser 
Fokus erklärt sich auch durch die Aktualität der Tschernobylkatastrophe 1986, die ein Jahr 
vor Beginn des Untersuchungszeitraumes lag und zum dominanten Thema wurde.  
In Irland und Italien waren v. a. allgemeine Umweltprobleme wichtig. Der Grund ist ein-
leuchtend: Beide Staaten haben keine Atomkraftwerke; ihre potenzielle Betroffenheit von 
einer Reaktorkatastrophe ist geringer als in den anderen untersuchten Ländern. Unterschied-
liche nationale Umweltpolitiken sorgten also hier für divergente Interpretationen eines 
zweifelsohne grenzüberschreitenden Megathemas.626 Für Irland und Italien wurden insge-
samt deutlich nationalere Perspektiven in der Umweltberichterstattung konstatiert; lokale 
Konflikte vor Ort standen hier eher im Mittelpunkt, während in den drei großen EU-Staaten 
internationaler berichtet wurde.627  
Die Akteure in der Berichterstattung „were largely similar for all countries.”628 In allen 
Staaten standen politische Akteure mit offizieller Funktion im Vordergrund. Häufige Regie-
rungsbezüge waren überall erkennbar. Zudem war das Umweltthema durchweg stark politi-
                                            
625 Vgl. Eder 1995, a.a.O., S. 2 f. In einem ersten Schritt wurden qualitative und quantitative Inhaltsanalysen der 
Medienberichterstattung jeweils in einer Stichprobenwoche der Jahre 1987-1992 vorgenommen. Themen, Akteure 
und inhaltliche Leitschemata waren von Interesse für die Forscher. Besondere Aufmerksamkeit wurde der Berichter-
stattung vor und nach der Tschernobyl-Katastrophe geschenkt. Zur Analyse der umweltpolitischen Kontextbedingun-
gen der europäischen Umweltberichterstattung wurden Leitfadeninterviews mit Vertretern von Verbänden, Unter-
nehmen sowie mit Politikern geführt. Der Nachteil der Studie ist ihr Alter. Es ist nicht auszuschließen, dass sich seit 
1992 Veränderungen ergeben haben. Andererseits wird davon ausgegangen, dass die Hauptergebnisse immer noch 
Bestand haben, da sie grundlegende journalistische Praktiken beschreiben. Auf das Baskenland wird in der Darstel-
lung nicht eingegangen. 
626 Vgl. ebd., S. 269 f. 
627 Vg. ebd., S. 271 f. 
628 Ebd., S. 273. 
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siert. Grund dafür war die Präsenz von Protestgruppen in der Berichterstattung der fünf 
Staaten. Hinsichtlich der Homogenität der Akteure und Themen gelangen die Forscher zu 
einem positiven Fazit:  
„The discursive space is thus anchored in a shared awareness of general environmental problems 
and is peopled by actors which are to be regarded as the consequential actors in a modern policy 
field. (…) There is  a high degree of coherence of the discursive universe of ecological communica-
tion in Europe.”629 
Wie ist die mediale Umweltdebatte in Europa hinsichtlich inhaltlicher Schemata und Ideo-
logiemuster beschaffen? Identifiziert wurden folgende Diskurse mit unterschiedlichen Ar-
gumentationsperspektiven: Risiko-, Politik-, Partizipations-, Regulations- bzw. Gesetzge-
bungs- und Naturschutzdiskurse sowie ethische Ökologiediskurse, Umweltschaden-
Diskurse und umweltökonomische Diskurse. Die Forscher konstatieren grundsätzlich eine 
starke Divergenz hinsichtlich der Ähnlichkeit der Diskurse: Für Irland wird ein starker Na-
turschutzdiskurs festgestellt. In Italien wiederum ist die Umweltberichterstattung besonders 
politisiert und von öffentlichem Protest gekennzeichnet. Umweltpolitik löst gerade hier oft 
einen öffentlichen und v. a. vielstimmigen Streit aus. In Deutschland und Frankreich sind 
Politisierung und Partizipation schwächer ausgeprägt. Hier werden Staatszentriertheit und 
ein geringer Bezug auf Ereignisse der lokalen Ebene, in der besonders oft Protestgruppen 
aus der Zivilgesellschaft agieren, festgestellt. Der Beteiligungsdiskurs ist im liberalen 
Großbritannien deutlich stärker als in Deutschland, wo Umweltberichterstattung häufig im 
Kontext von Regulation und Gesetzgebung geschieht.630 Für Deutschland wurde überdies, 
insbesondere in Bezug auf die Tschernobyl-Thematik, ein spezieller Katastrophendiskurs 
konstatiert, der von Angstmotiven, einer Moralisierung und einer starken politischen Polari-
sierung gekennzeichnet ist.631 Dieser Befund wird von anderen Forschern bestätigt.632  
Trotz aller Divergenzen wurden auch Homogenitäten festgestellt: Ein strenger Ökologie-
diskurs spielte in keinem der untersuchten Ländern eine wichtige Rolle. Bis auf das atom-
kraftfreie Italien spielt der Risikodiskurs in allen untersuchten Öffentlichkeiten eine ähnli-
che Rolle, v. a. Frankreich. Allerdings sind unterschiedliche Zeitverläufe zu beobachten. 
Stärkere Gemeinsamkeiten werden bei der fallspezifischen Analyse der Tschernobyl-
Berichterstattung konstatiert: Für alle Staaten war das Sowjetsystem mit seinen negativen 
Implikationen Hauptgrund für den Unfall. Die russische Reformpolitik, die unter dem 
Stichwort Glasnost bekannt wurde, erhielt durchweg eine positive Bewertung dahingehend, 
                                            
629 Eder 1995, a.a.O., S. 275 u. 286.  
630 Vgl. ebd., S. 277 ff.  
631 Vgl. ebd., S. 280 ff. 
632 Vgl. exemplarisch Feindt, Peter: Gemeinsam gegen Niemanden. Der Umwelt- und Nachhaltigkeitsdiskurs in 
Deutschland. In: Forschungsjournal Neue Soziale Bewegungen 4/2002, S. 22 ff.  
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dass sie weitere Unfälle unwahrscheinlicher macht. In vier der fünf Ländern wurden über-
dies Verharmlosungsstrategien von Experten und staatlichen Stellen medial transportiert. 
Auch die Gefahr der Strahlung wurde gleich stark thematisiert und bewertet.633 Insgesamt 
ergibt sich ein Bild großer Übereinstimmungen:  
„All national cases witnessed an increasing emphasis on risks to human life, long-term effects in 
terms of health hazards and global life risks, and progressive replacement of expert discourses by 
public perspectives on risks. (...) The solution of the nuclear dilemma in public discourse led to an 
increasing use of the frames of mobilization of fear, personalization and moralization in most coun-
tries.” 634  
In einer Zusammenfassung versuchen die Forscher, die Debattenkulturen abschließend zu 
charakterisieren: Die französische Umweltdebatte zeichnet sich durch eine Depolitisierung 
und Depersonalisierug aus. Weitgehende Parallelen zur englischen Debatte werden festge-
stellt, da sich grundlegende Muster der politischen Kultur ähneln: Beide Staaten betreiben 
Atomkraftwerke und haben traditionell gewachsene politische Systeme, die gefestigte Me-
diendebatten mit kontinuierlichen, ähnlichen Mustern hervorbringen, wie sich nach der 
Tschernobylkatastrophe feststellen ließ. Der Faktor der nationalen Zentralität bzw. Natio-
nalität wird im Unterschied zu Deutschland problemfrei von Medien eingesetzt. Natur wird 
in beiden Ländern pragmatisch oft im Sinne von „Landschaft“ aufgefasst, wie die Forscher 
symbolisch argumentieren. In Deutschland hingegen wird in Zusammenhang mit der Um-
weltfrage die Symbolik kollektiver Identität stark betont. Ideologische Konflikte sind zu-
dem typisch für die Umweltberichterstattung. Eine ausgeprägte Expertenkultur sowie eine 
starke Technologiezentrierung der Debatte, die oft von technischer Überlegenheit gegen-
über anderen Staaten geprägt ist, werden darüber hinaus erkenntlich. Demgegenüber sind 
die Bezüge zu Bürgern und zivilgesellschaftlichen Akteuren weniger stark als etwa in 
Großbritannien. In ihrer Technik- und Expertenfixierung ähnelt die deutsche Umweltdebat-
te der französischen. Sie unterscheidet sich von ihr durch ihre starken emotionalen Kompo-
nenten. Italien und Irland ähneln sich in etwa so wie Frankreich und Großbritannien: In 
beiden atomkraftfreien, vom Katholizismus geprägten Ländern produzieren mehr oder we-
niger instabile politische Systeme ein Misstrauen gegenüber dem Staat, was sich in partiku-
laren Debattenkulturen niederschlägt. Irische Umweltmedienberichte geben sich nicht sel-
ten populistisch-nationalistisch, ihre besondere Perspektive besteht auch in einer kritischen 
Beurteilung der EU und v. a. Großbritanniens. In Italien erfolgt entsprechend der dortigen 
Umweltpolitikkultur ein besonderer Bezug auf die lokale Ebene als quasi medialer Aus-
                                            
633 Vgl. Eder 1995, a.a.O., S. 288 f. 
634 Ebd., S. 291. 
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druck der in der Bevölkerung verankerten Staatsferne. Der mediale Appell an öffentlichen 
Widerstand ist ein typisches Debattenmuster.635 
Weitere inhaltsanalytische Erkenntnisse zu möglichen Mustern europäischer Umweltöffent-
lichkeit liefert eine internationale vergleichende Langzeitanalyse zur Gentechnikberichter-
stattung im Rahmen des EU-Forschungsprojekts „Biotechnology in the European Public“, 
die den Zeitraum 1973-1996 umfasst.636 Georg Ruhrmann et al. haben die deutsche Be-
richterstattung untersucht und sie in den europäischen Kontext gesetzt, indem sie Verglei-
che zu Großbritannien, Frankreich, den Niederlanden, der Schweiz, Österreich, Dänemark, 
Italien und Schweden zogen. Sie teilen die Berichterstattung in drei Phasen ein: wissen-
schaftlicher Forschritt (1973-1984), Regulation (1985-1991) sowie Globalisierung (1992-
1996), woran bereits zu sehen ist, dass die Gentechnikberichterstattung in der deutschen 
Presse seit den 1990er Jahren zunehmend internationaler wurde. Das erste Muster dieser 
Internationalisierung war die Europäisierung, da ab 1992 die EU verstärkt als Akteur in der 
deutschen Berichterstattung auftrat, die durchweg internationaler ausgerichtet war als etwa 
die Gentechnikberichterstattung in Frankreich und Großbritannien. Andere Studien zur 
Gentechnikberichterstattung von Ruhrmann et al. bestätigen den im EU-Vergleich beson-
ders starken internationalen und europäischen Blickwinkel der deutschen Mediendebatte. 637       
Als Hauptakteure der Berichterstattung wurden in den europäischen Ländern Wissenschaft-
ler, Industrie, Politiker und Umweltverbände identifiziert. Die Forscher sprechen hier von 
großer Übereinstimmung. Allerdings treten die Akteure unterschiedlich stark in Erschei-
nung. Besonders in Deutschland, aber auch in Frankreich, den Niederlanden und der 
Schweiz, waren Wissenschaftler die Hauptakteure in den Berichten. In Schweden, insbe-
sondere aber in Dänemark, traten öfter Politiker in Erscheinung. Hinsichtlich der inhaltli-
chen Leitschemata gab es grundlegende Homogenitäten: In den meisten Ländern war der 
Tenor, dass Gentechnik v. a. Fortschritt und Innovation bedeutet, dominierend; nur in den 
Niederlanden, der Schweiz und Dänemark war dieses Deutungsmuster schwach ausgeprägt. 
Es konnten zudem Ähnlichkeiten bei Deutungsmustern beobachtet werden, die die öffentli-
che Verantwortung gegenüber der neuen Technik betonten oder das Bild einer „Büchse der 
Pandora“ zeichneten, die man mit dem Ausbau der Gentechnik öffnete. Grundlegende Ar-
gumentationen ethischer Natur waren europaweit seltener zu finden. Doch auch hier gibt es 
Unterschiede: Im Vergleich zur deutschen hat die dänische und österreichische Berichter-
                                            
635 Vgl. Eder 1995, a.a.O., S. 294 ff. 
636 Vgl. Ruhrmann, Georg/Göhrke, Alexander/Kohring, Mathias: Gentechnologie in der Presse. Eine internationale 
Langzeitanalyse von 1973-1996. In: Publizistik, 1/2000, S. 20-37. Untersucht wurden  führende Medien (in Deutsch-
land Spiegel und FAZ) in zwölf Ländern. Von Interesse waren neben Berichterstattungsinhalten die Akteure sowie 
inhaltliche Leitschemata (Frames).   
637 Vgl. ebd., S. 23 ff. 
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stattung öfter einen ethischen Bezugsrahmen. Letztlich bleibt festzuhalten, dass es bei der 
inhaltlichen Deutung der Gentechnik grundlegende Übereinstimmungen gibt, in deren 
Rahmen dessen nationale Interpretationsunterschiede zu erkennen sind.638  
Was lässt sich zur Verortung des Geschehens sagen? Eine nationale Verhaftung der Be-
richterstattung ist europaweit zu erkennen. Rund die Hälfte aller Ortsbezüge betrifft das 
eigene Land. Die stärksten Auslandbezüge ergeben sich in allen Staaten für die USA. Über-
dies gibt es bei der nationalen Verhaftung deutliche Unterschiede: In Frankreich, der 
Schweiz und Schweden sind die nationalen Bezüge besonders stark und die US-Bezüge 
besonders schwach. In umgekehrter Konstellation gilt dies für Deutschland und Italien. Die 
deutsche Berichterstattung fiel bei der Betrachtung mehrerer Parameter insgesamt durch 
ihre „große Normalität“ auf. Zudem war die deutsche, aber auch die englische Berichterstat-
tung, besonders nutzorieniert, betonte also oft die praktische Anwendung der Gentechnik. 
Demgegenüber war die Betonung gentechnischer Risiken schwach ausprägt; dies war in 
Italien, Schweden, der Schweiz und v. a. in Dänemark häufiger zu beobachten. Dieses Er-
gebnis relativiert nach Ansicht der Forscher die Befunde, wonach die deutsche Umweltbe-
richterstattung besonders stark polarisierend und dramatisierend sei.639 „Die Rede von einer 
besonders einseitig oder negativ ausgerichteten deutschen Presse ist unangemessen und 
irreführend. Kennzeichnend für die Berichterstattung der deutschen Meinungsführerpresse 
ist vielmehr ihre Normalität – im Sinne einer kritischen Nutzenorientierung.“640  
Aufgrund der dargestellten Homogenitätsbefunde kommen die Forscher zu einem positiven 
Ergebnis hinsichtlich transnationaler Öffentlichkeitsstrukturen: „Insgesamt spricht vieles 
dafür, dass sich in der Gentechnologieberichterstattung über Ländergrenzen hinweg 
routinisierte und bewährte Mechanismen der Konfliktaustragung eingespielt haben.“641   
Wiederum Klaus Eder sowie Cathleen Kantner haben den BSE-Skandal unter dem Ge-
sichtspunkt der Entstehung einer gemeinsamen themenspezifischen Öffentlichkeit unter-
sucht.642 Dabei stützen sie sich auf Studien von anderen Forschern zu dieser Thematik, die 
jedoch nicht unter dem gleichen Blickwinkel der europäischen Öffentlichkeitsgenese ge-
schahen.643 Erinnert werden muss zwar an den Blickwinkel des diskursiven Öffentlich-
                                            
638 Vgl. Ruhrmann et al, a.a.O., S 31 f.  
639 Vgl. ebd., S. 30 ff.  
640 Ebd., S. 34.  
641 Ebd. 
642 Vgl. Eder/Kantner, a.a.O. 
643 Vgl. Neyer, Jürgen: Supranationalen Regieren in EG und WTO. Soziale Integration jenseits des demokratischen 
Nationalstaates und die Bedingungen ihrer Möglichkeiten. In: Neyer, Jürgen/Wolf, Dieter/Zürn, Michael (Hrsg.): 
Recht jenseits des Staates. Bremen: ZERP Diskussionspapier 1/1999, S. 33-65. Zit. n. Eder/Kantner a.a.O., S. 321. 
Vgl. Joerges, Christian/Neyer, Jürgen: Transforming Strategic Interaction into Deliberative Problem-Solving. Euro-
pean Comitology in the Foodstuffs Sector. In: Journal of European Public Policy 4/1997, S. 609-625. Zit. n. 
Eder/Kantner a.a.O., S. 321.     
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keitsmodells, den beide Autoren einnehmen. Ihre Aussagen beziehen sie aber explizit auf 
die Medienöffentlichkeit. Eder und Kantner erkennen eine transnationale, zeitgleiche BSE-
Mediendebatte. Jedoch waren die nationalen Interpretationen in den einzelnen EU-
Mitgliedstaaten äußerst divergent. Die Folge war ein europäischer Streit über die Grenzen 
hinweg, in dessen Zentrum die Frage stand, ob die angedrohten Grenzschließungen für bri-
tisches Rindfleisch tatsächlich gesundheitspolitisch motiviert oder nicht doch von einem 
klaren Protektionismus für die eigene Landwirtschaft bestimmt waren. Deutschland und 
Frankreich waren in dieser Hinsicht federführend, die anderen EU-Staaten zogen nach. In 
Großbritannien verlief die Debatte wieder anders, da hier der Ursprung der Problematik zu 
suchen war. Nach Eder und Kantner hatte der Konflikt bedeutende Wirkungen: Verbrau-
cherverbände und Umweltorganisationen traten transnational auf und sprachen mit einer 
gemeinsamen europäischen Stimme. Gleiches gilt für die Experten, die die EU-
Kommission hinzugezogen hatte und deren Statements in die Debatten aller EU-Staaten 
getragen wurden.644 Insgesamt ist die BSE-Debatte für das Forscherduo ein Musterbeispiel 
für ihr Verständnis der europäischen Öffentlichkeit. Es kam zu  
„ einer hochdifferenzierten Lagerung von öffentlicher Kommunikation im transnationalen europäi-
schen Raum. Auch wenn man den Eindruck gewinnen kann, dass viel von dieser Kommunikation 
inszenierte öffentliche Symbolpolitik war, ändert es nichts daran, dass hier transnational im gleichen 
Zeitraum das gleiche Thema in der öffentlichen Kommunikation gehalten wurde.“645 
Die für das diskursive Öffentlichkeitsverständnis typische Bedeutung der Inszenierung und 
das Ausblenden der Identitätsperspektive (vgl. Kap. 2.2.2) werden erneut deutlich. Die 
Interaktionsdimension wird aber in neuer Weise betont: Die Kontrahenten der BSE-
Diskussion haben gute Kenntnisse voneinander; Interessen und historische Hintergründe 
des ausländischen Sprechers sind bekannt. Auch seine angreifbaren Punkte bleiben nicht im 
Verborgenen. Dies ist die Basis für einen europäischen thematisch verhafteten Streit, der 
aber trotz der Unterschiedlichkeit der Interessen kein „Aneinandervorbeireden“ bedeutet, 
wie Eder und Kantner betonten. Denn es geht um die konstruktive Auseinandersetzung zu 
einem gemeinsamen Problem. Die „moralische Verantwortung gegenüber der Gesamtheit“ 
wird von den europäischen Diskutanten nicht außer Acht gelassen. Nach diesem Verständ-
nis ist der „koordinierte Dissens“ Kernpunkt europäischer Medienöffentlichkeit, die durch 
die europaweite BSE-Berichterstattung erzeugt wurde.646    
Auch die Hamburger Journalistik-Professorin Irene Neverla hat sich mit der Risiko- und 
Umweltberichterstattung im EU-Kontext beschäftigt.647 Wie Meier/Schanne betont sie die 
                                            
644 Vgl. Eder/Kantner, a.a.O., S. 321.  
645 Ebd.  
646 Vgl. ebd., S. 322. 
647 Vgl. Neverla, Irene: Aktuell ist ein Wald erst, wenn er stirbt. Der Beitrag des Journalismus zur öffentlichen 
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Konzentration der Berichterstattung auf Quellen der staatlichen und wirtschaftlichen Öf-
fentlichkeitsarbeit. Die Funktion des Journalismus als eigenständige Thematisierungs- und 
Kontrollinstanz wird in Frage gestellt.648 Sie fasst ihre Kritik weiter und bezieht sich dabei 
v. a. auf fehlende Hintergründe:  
„In der Risikokommunikation bleibt der Prozesscharakter von Entscheidungen, Struktur, Geschichte 
und Hintergründe des Ereignisses sowie sachlich-wissenschaftliche Gesichtspunkte unterbelich-
tet.(...) Ein zweites Charakteristikum von Risiko-Kommunikation ist die Verengung auf den politi-
schen Rahmen. (...) Aus der Ereignisfixierung ergibt sich: Wir werden über akute Schäden infor-
miert, können aber aus der aktuellen Berichterstattung kaum die Risiken dahinter verstehen. Aus der 
Politikfixierung ergibt sich: Wir versuchen das Risiko zu begrenzen und den Schaden zu verhindern, 
indem wir sie durch parlamentarische Beschlüsse vorgeblich kalkulierbar zu machen suchen.“ 649   
Die Wissenschaftlerin widmet sich in ihren Forschungen ausführlicher der über die Bericht-
erstattung zu Blei im Benzin.650 In England setzte die schwerpunktmäßige Berichterstattung 
Ende der 80er Jahre und damit deutlich später als in Deutschland ein, wo es bereits in den 
70er Jahren eine ausgeprägt Mediendebatte gab. Noch später, nämlich erst in den 90er Jah-
ren, begannen französische Medien, sich mit der Thematik zu beschäftigen. Somit ergeben 
sich Parallelen zu anderen bereits referierten Befunden bezüglich der stark divergierenden 
zeitlichen Abfolgen der Umweltberichterstattung in den EU-Staaten zu einer gleichen The-
matik. Zur Veranschaulichung werden hier die Landesmuster gegenübergestellt:  
                                                                                                                                
Risikokommunikation. Überarbeitete Fassung eines Vortrages im Rahmen der Ringvorlesung "Europäische Medien 
und Europäische Öffentlichkeiten" an der Universität Hamburg, 2002. URL: http://www.wiso.uni-
hamburg.de/fileadmin/wiso_dsw_ijk/PDFs/irne-risi.pdf, 20.6.2008. 
648 Vgl. ebd., S. 3. 
649 Ebd., S. 5 f u. 10. 
650 Untersucht wurde die Berichterstattung in Deutschland, Frankreich und Großbritannien im Zeitraum 1966-2000. 
Für Deutschland wurden 1104 Beiträge aus FAZ, Süddeutscher Zeitung, Bild und Spiegel, für Frankreich 168 Beiträ-
ge aus Le Figaro, Le Monde, Libération und Nouvel Observateur sowie für England 237 Beiträge aus Times, Guar-
dian, Daily Telegraph, Independent und Sunday Times ausgewählt. 
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Abbildungen 6-9: Gentechnikberichterstattung in Deutschland, Frankreich, Großbritannien 
 
 
 
Quelle: Neverla, a.a.O., S. 7 f.   
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Deutlich tritt hervor, dass das gleiche Thema in drei Staaten mit hoher Intensität medial 
diskutiert wurde, dies jedoch mit ganz unterschiedlichen Zeitmustern geschah. Der Grund 
hierfür wird in den Grafiken ersichtlich: Deutschland war bei der Thematik Benzin-Blei ein 
Vorreiterland, das die EU-Gesetzgebung maßgeblich geprägt hat. Frühe nationale Gesetze 
sind Ursache für den im Ländervergleich wesentlich früher einsetzenden Mediendiskurs. 
Unterschiedlich ausgeprägt waren jedoch auch die Argumentationsgebäude der Mediende-
batten: In Deutschland herrschte in der Debatte über Blei im Benzin in den 70er Jahren ein 
starkes Ökologiemuster vor, das dann in den 90er Jahren von einer stärkeren Verbraucher-
perspektive abgelöst wurde. Neverla schließt ferner, dass die deutsche Berichterstattung viel 
umfangreicher war als die Berichterstattung in England und Frankreich, wo statt Gesund-
heit und Ökologie wirtschaftspolitische Sichtweisen in den Medien vorherrschten; erst spä-
ter kamen ökologische Interpretationen stärker auf.651 
Weiterhin fasst die Forscherin Ergebnisse einer Literaturanalyse zur BSE-Berichterstattung 
in Europa zusammen, die im Rahmen eines universitären Forschungsprojekts erarbeitet 
wurden.652 Demnach standen sich in Europa zwei Arten der BSE-Berichterstattung gegen-
über: In England wurde eine stark ökonomisch ausgerichtete Mediendebatte geführt, in der 
der ökologisch verhafteten BSE-Diskussion etwa in Deutschland vorgeworfen wurde, mit 
dem Ziel zu operieren, wirtschaftliche Vorteile bei Rinderzucht und Fleischexporten gegen-
über Großbritannien erreichen zu wollen. Den ökologischen BSE-Diskurs beschreibt 
Neverla zusammenfassend als Service-Journalismus, da neben politischen Komponenten v. 
a. Verbraucherfragen im Vordergrund standen. Wie bei anderen Umweltthemen wird ein 
hoher Ereignis- und Politikbezug festgestellt.653        
Das Fazit der Forscherin fällt verhalten positiv aus: Bei der europaweiten Mediendebatte 
über Blei im Benzin seien grundsätzliche Übereinstimmungen sowie Abweichungen im 
Einzelfall zu beobachten. Dieses Ergebnis ähnele, so betont die Forscherin, den oben prä-
sentierten Befunden der Studien von Ruhrmann et al. zur Gentechnik-Berichterstattung. 
Beide Studien stellten in den nationalen Mediendebatten die Gedankengebäude Ökologie 
und Gesundheit fest, wenngleich diese in den Ländern nicht zeitgleich auftraten. Die BSE-
Debatte hatte Neverla zufolge einen katalytischen Effekt für die EU-Staaten, da kontrovers 
die Risiken der agrarindustriellen Produktionsweise debattiert wurden, was die Bereitschaft 
zu gemeinsamen Handeln verstärkte.654 Umweltberichterstattung ist für Neverla deshalb 
„ein Medienangebot mit hohem Integrationspotenzial für Europa“, wobei die Erforschung 
                                            
651 Vgl. Neverla, a.a.O., S. 9.  
652 Höhepunkte der Berichterstattung waren die Jahre 1997 und 2000; der erste BSE-Fall in Deutschland wurde 
1992 und in Großbritannien 1984 festgestellt. 
653 Vgl. Neverla, a.a.O., S. 10. 
654 Vgl. ebd., S. 11.  
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dieses Zusammenhangs noch ausstünde.655 Hier ergeben sich Parallelen zu den Befunden 
Eders und Kantners, denn beide Studien betonen, dass medial erzeugtes transnationales 
Umweltbewusstsein zum gemeinsamen politischen Handeln auf der EU-Ebene in Form von 
Importverboten führte.656 Dies bestätigt die Befunde, wonach Öffentlichkeit ein maßgebli-
cher Erfolgsfaktor von Umweltpolitik ist. 
2.4.5 Zusammenführung der Befunde 
2.4.5.1 Erster Befund: Europäisches Umweltbewusstsein 
Zunächst ist das homogene Umweltbewusstsein in Europa hervorzuheben, das Gerhards 
und Lengfeld aktuell erforscht haben. Zu diesem Befund haben Medien beigetragen, denn 
v. a. sie – und in erster Linie die Presse – schaffen Umweltbewusstsein. Stärker als in ande-
ren untersuchten Feldern, wie etwa Familie, Religion oder Demokratie, gibt es im Umwelt-
bereich ein gemeinsames europäisches Bewusstsein. Umweltpolitik gehört zu den Politik-
bereichen der EU, in denen das Interesse der Bevölkerung sowie die signalisierte Unterstüt-
zung für gemeinsames Handeln am stärksten sind. Das hat die Zusammenführung der ein-
schlägigen Studien gezeigt. Die Unterstützung für eine weitergehende EU-Umweltpolitik 
ist in der europäischen Gesellschaft vorhanden. Die bevorzugten Handlungsebenen dieser 
Politik sind für die Bürger Region und Kommune. Ihnen wird eine größere Problemlö-
sungskapazität zugetraut als der EU und den Nationalstaaten, denen die Europäer das glei-
che Vertrauen entgegenbringen.  
Besonders umweltbewusste Bürger leben in den skandinavischen Staaten sowie in Großbri-
tannien. Vergleichbare Werte gab es in Spanien und Italien, Belgien oder Österreich. Die 
größten Unterschiede gibt es zwischen West und Ost, denn in den Beitrittsstaaten und v. a. 
der Türkei  gibt es eine deutlich geringere Zustimmung zum Umweltschutz als in den EU 
15-Staaten. Erwähnt werden muss Deutschland, das symbolisch für die Ost-West-
Divergenz steht. Aufgrund des äußerst geringen Umweltbewusstseins in Ostdeutschland 
landet die Bundesrepublik im Ranking der EU 15 auf dem letzten Platz. Dieser Befund soll-
te Umweltpolitikern, aber auch den Medien in Ostdeutschland, zu denken geben.  
2.4.5.2 Zweiter Befund:  Die Entwicklung des Umweltthemas im Zeitverlauf 
Die Unterstützung für die EU-Umweltpolitik war in den 80er Jahren noch größer als heute. 
Dies ist u. a. durch die Serie von extremen Umweltkatastrophen und -krisen in den 70er und 
80er Jahren (u. a. Ölkrisen, Tschernobyl, Rhein-Verschmutzung, Waldsterben) zu erklären. 
Zudem wurden zahlreiche Umweltprobleme mittlerweile gelöst, und andere Themen (z.B. 
                                            
655 Vgl. Neverla, a.a.O., S. 10. 
656 Vgl. Holz, Isabella: Verbraucherpolitik. In: Weidenfeld/Wessels 2006, a.a.O., S. 364. 
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Globalisierung, Arbeitslosigkeit) hatten das Umweltthema zeitweise von der Agenda ver-
drängt. Die Zeit der großen Umweltdebatten schien bis vor kurzem vorbei zu sein, wie die 
Studien zeigen.657 Mit der Klimafrage, zu der bislang keine transnationalen Medienstudien 
vorliegen, drängt sich nun aber ein weltumspannender Diskussionszusammenhang auf, der 
eine neue Art von Umweltbewusstsein schaffen könnte. Nicht umsonst rief das Fachblatt 
Umweltjournalist 2007 das „Comeback des Umweltjournalismus“ aus, da die Dominanz 
des Klimathemas die Medienagenda verschoben habe.658 Inwieweit davon auch andere 
Umweltthemen profitieren, werden die nächsten Jahre zeigen.  
Die Synopse macht des Weiteren deutlich, dass sich Umweltpolitik heute medial komplexer 
darstellt als je zuvor: Umweltberichterstattung ist entweder Wissenschafts-, Wirtschafts-, 
Politik- oder Verbraucherberichterstattung. Optimistisch hinsichtlich der Entwicklung von 
Umweltöffentlichkeit stimmt der Trend in der Medienlandschaft hin zu mehr Wissen-
schaftsberichterstattung. Ganze Studiengänge sind in den vergangenen Jahren im Bereich 
des Wissenschaftsjournalismus entstanden. Skeptisch stimmt hingegen der Pessimismus der 
EU-Bürger hinsichtlich der Auswirkungen ihres eigenen Umweltverhaltens. Eine nicht zu 
unterschätzende Anzahl dieser „Verunsicherten“ kann möglicherweise jegliche Bereitschaft 
für den Umweltschutz verlieren, wenn ihnen die Erfolge ihres Handelns nicht vor Augen 
geführt werden. Hier ist der Umweltjournalismus direkt angesprochen, denn offensichtlich 
hat er es versäumt, positive Beispiele für erfolgreichen Umweltschutz darzustellen. Hierauf 
mach das Eurobarometer aufmerksam: Die EU-Bürger möchten mehr über Lösungsansätze 
in der Umweltpolitik erfahren.  
2.4.5.3 Dritter Befund: Grundlegende Muster europäischer Umweltöffentlichkeit 
Entgegen der Annahme, wonach es in Europa kaum zu länderübergreifenden Debatten 
kommt, wie dies etwa von Schleicher postuliert wird, werden durch die politikfeldspezifi-
sche Sichtweise Homogenitäten deutlich, die auf grundlegende Ausprägungen einer ge-
meinsamen umweltpolitischen Problemwahrnehmung der EU-Staaten durch Medienbe-
richterstattung hinweisen  (mehr s. u.). Bezieht man die Ergebnisse aus der Umweltbe-
wusstseinsforschung mit ein, wonach es ein starkes transnationales Umweltbewusstsein und 
eine große Befürwortung für Umweltpolitik auf EU-Ebene gibt, dann lässt sich festhalten, 
dass in den EU-Staaten grundlegende Muster eines gemeinsamen umweltpolitischen Wil-
lens vorhanden sind, der ein günstiger Resonanzboden für umweltpolitische Vorhaben der 
EU ist. Die Bevölkerung ist in starkem Maße, und die Medien sind zumindest teilweise, 
                                            
657 Vgl. zu dieser Feststellung Jänicke, Martin (2007): Medien in der Umweltpolitik aus Sicht der Policy-Forschung. 
In: Koch-Baumgarten/Mez 2007 a, a.a.O., S. 64. Vgl. Ragaly, a.a.O., S. 69.  
658 Lohmeyer, a.a.O., S. 8. 
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über die Ländegrenzen hinweg in ähnlicher Weise für Umweltthemen sensibilisiert. Um-
weltöffentlichkeit existiert also auf EU-Ebene durchaus als strukturelle Erfolgsdeterminante 
für ein ganzes Politikfeld und nicht nur als – etwa durch die politische Inszenierung erzeug-
ter – aufflackernder Moment, der die Umsetzung eines einzelnen Umweltpolitikvorhabens 
begünstigt.  
Reichen nun die angesprochenen, grundlegenden Ausprägungen einer gemeinsamen um-
weltpolitischen Problemwahrnehmung aus, um von einer demokratiefunktionalen europäi-
schen Öffentlichkeit zu sprechen, die die beschriebenen Funktionskriterien erfüllen? Die 
entscheidende Frage lautet also, worin genau die gemeinsamen Muster der transnationalen 
Umweltdebatte bestehen. Denn keineswegs existiert eine dauerhafte und gleichartige 
Wahrnehmung umweltpolitischer Probleme im Sinne einer kontinuierlichen, länderüber-
greifenden Umweltöffentlichkeit. Die einzelnen Ausprägungen der EU-
Umweltmediendebatte sind hochgradig komplex und auch ambivalent. Thematischen Kon-
sonanzen und ähnlichen Akteurswelten stehen Divergenzen bei Zeitverläufen und Interpre-
tationen der gemeinsam bearbeiteten Themen gegenüber.  
2.4.5.4 Vierter Befund: Konsonanzen europäischer Umweltöffentlichkeit 
Die Synopse zeigt Ähnlichkeiten der nationalen Umweltdebatten im Bereich der Akteure 
und Themen. Politiker, wissenschaftliche Experten, Verbände und die Wirtschaft sind die 
Hauptakteure in der Umweltberichterstattung, wobei über die Ländergrenzen hinweg Poli-
tikern die bedeutendste Rolle zukommt. Als Auslandsakteur spielt überall die USA eine 
besondere Rolle, wie Ruhrmann et al. zeigen (vgl. Kap 2.4.4.4). Ein starker Bezug in der 
Berichterstattung auf die Akteure der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit ist ebenfalls durch-
weg zu erkennen.  
Was lässt sich über die Themen sagen? Einerseits gibt es neben den großen globalen Um-
weltproblemen sowie den EU-Umweltthemen eine Vielzahl von regionalen Umweltthemen, 
die in anderen Staaten kaum diskutiert werden. Während in Spanien der Wassermangel ein 
Dauerthema ist, interessiert in Schweden die Cäsium-Belastung des Rentierfleischs. Eine 
spannende Frage besteht darin, inwieweit sich regionale Diskussionen – etwa durch die 
transnationale Zusammenarbeit von Regionalmedien – verknüpfen lassen, oder ob dies 
nicht als zu hoher Anspruch vor dem Hintergrund erscheint, dass sich vor den regionalen 
die nationalen Debatten für das Entstehen europäischer Öffentlichkeit überlagern müssen. 
Die Überlagerung regionaler Debatten scheint demgegenüber ein schwierigerer Prozess.   
Korreliert man die Befunde der Studien, wird darüber hinaus deutlich, dass es in mehreren 
Feldern der EU-Umweltpolitik zu einer länderübergreifenden und längeren, zeitgleichen 
oder zeitnahen Umweltdebatte in Form der Verschmelzung der nationalen Umweltdebatten 
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kam. Dies geschah bei den Themen Klimawandel, Lebensmittelpolitik und Fleischskandale 
(BSE), Abfallpolitik, Luftreinhaltepolitik, Natura 2000 sowie den Themen „Blei im Ben-
zin“ und Gentechnik. Im diskursiven Sinne ließe sich deshalb nun sagen, dass in diesen 
Fällen eine vollwertige europäische Umweltöffentlichkeit existiert. Im repräsentativ-
liberalen Sinn muss festgehalten werden, dass durch die synoptische Betrachtung themen-
spezifische, heuristische Partialstrukturen europäischer Umweltöffentlichkeit erkennbar 
werden, die vermutlich eine gewisse Demokratiefunktionalität entfalten. Genauere Aussa-
gen lassen sich nicht treffen, weil nur einige Dimensionen europäischer Öffentlichkeit 
sichtbar werden: In den oben dargestellten Themendebatten sind zwar die Kriterien der 
vertikalen, horizontalen und synchronen Europäisierung offenbar zeitweise erfüllt, da die 
Studiendesigns sich hierauf beziehen. Über die Europäisierungsmuster der Interaktion und 
Identitätsformation in den analysierten Debatten ist jedoch nichts bekannt, da die Studien, 
die nicht aus der Tradition der europäischen Öffentlichkeitsforschung heraus entstanden, 
hierzu keine Aussagen machen. Dieses Dilemma verdeutlicht erneut den Bedarf nach In-
haltsanalysen mit harmonisierten Öffentlichkeitskriterien. Und es zeigt die Grenzen des 
synoptischen Arbeitens auf.  
Als jüngeres Beispiel einer Debatte mit partiellen Umweltöffentlichkeitsstrukturen kann 
neben der Klimapolitik die Chemikalienpolitik mit der Verordnung REACH genannt wer-
den (vgl. Kap 2.3.1.5), zu der sich 2006 eine längere europaweite Diskussion entwickelte. 
Hier zeigte sich v. a., welchen Einfluss die öffentliche Debatte auf die Politikinhalte haben 
kann. Denn nach langer Diskussion, in der sich Umwelt- und Wirtschaftverbände gegen-
überstanden, gelang es letzteren, die Agenda stärker mit ihren Positionen zu füllen, so dass 
im Ergebnis die Inhalte aufgeweicht wurden.659 Das Beispiel REACH kann als Modellfall 
einer transnationalen europäischen Umweltdebatte gelten: Die Medien hatten es hier mit 
einer hochkonfliktiven, kostenintensiven Gesetzgebung im Bereich der Wirtschaftspolitik 
zu tun, zu der mehrere supranational auftretende Akteursgruppen kontroverse Positionen 
vertraten. Zudem weist das Thema starke regionale Bezüge auf, da sich die Thematik am 
Beispiel jedes Chemieunternehmens in der Region verdeutlichen ließ. Diese Gemengelage 
scheint günstig für die Entstehung einer europäischen Umweltdebatte, da sie wichtige 
Nachrichtenfaktoren wie Sensation/Überraschung, Konflikt und Relevanz erfüllt.  
REACH beinhaltet eine weitere wichtige Dimension: den Bezug zur menschlichen Ge-
sundheit. Immer wenn diese mittelbar oder unmittelbar gefährdet erscheint und eine starke 
ökonomische Komponente hinzu kommt, entstehen offenbar schnell länderübergreifende 
                                            
659 Vgl. Klawitter, a.a.O. Der große Einfluss von Lobbyverbänden auf die Entstehung und Entwicklung transnatio-
naler Umweltdebatten wird auch an anderen Beispielen deutlich. Exemplarisch zu nennen wäre die Greenpeace-
Kampagne gegen die Versenkung der Ölplattform „Brent Spar“. 
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Umweltdebatten. Gerade in Osteuropa, teilweise aber auch in Südeuropa, sind gesundheits-
bezogene Umweltthemen, die häufig in der lokalen Lebenswelt angesiedelt sind, von gro-
ßem Interesse. Dies erklärt sich dadurch, dass diese vergleichsweise einfach zu behebenden 
Probleme in den EU-15 Staaten oft bereits gelöst bzw. eingedämmt und damit ein Stück 
weit von der Bildfläche verschwunden sind.  
Auf der Ebene globaler Umweltprobleme ohne spezifischen EU-Charakter können Momen-
te europäischer Umweltöffentlichkeit für den Fall Tschernobyl nachgewiesen werden. Zu 
globalen Umweltproblemen und insbesondere Krisen entstehen offenbar besonders rasch 
längere, zeitgleiche Mediendebatten, da auch hier mehrere Nachrichtenfaktoren gleichzeitig 
erfüllt werden wie etwa Schaden, Sensation/Überraschung, räumliche Nähe und oft auch 
Personalisierung im Rahmen der Opfer-Berichterstattung. Es kann insgesamt geschlossen 
werden, dass gerade bei Umweltkrisenfällen transnationale Umweltöffentlichkeit entsteht. 
Die große Aufmerksamkeit, die die Bevölkerung Krisenthemen entgegenbringt, bestätigt 
dies: Gewässer- und Luftverschmutzung sind neben allgemeinen Umweltkatastrophen, der 
Thematik Industriemüll und dem Klimawandel die Themen, über die sich die EU-Bürger 
am meisten sorgen.  
2.4.5.5 Fünfter Befund: Divergenzdimensionen europäischer Umweltöffentlichkeit 
Klare Unterschiede bestehen hinsichtlich der Intensität der Umweltberichterstattung. Die 
Befunde decken sich weitgehend mit den Ergebnissen der Umweltbewusstseinsforschung, 
was wiederum auf die enge Wechselbeziehung zwischen Medienberichterstattung und 
Umweltbewusstsein hindeutet. Durch die referierten Studien wird ersichtlich, dass in skan-
dinavischen Staaten sowie in Österreich, Deutschland und den Niederlanden offensichtlich 
eine ausgeprägte Umweltberichterstattung existiert. Demgegenüber scheint die Umweltbe-
richterstattung in Frankreich und England schwächer ausgeprägt zu sein. In Spanien, v. a. 
aber in Portugal und in Griechenland, ist die Umweltberichterstattung offenbar noch beson-
ders schwach entwickelt. In Italien besteht durchaus eine stärkere Umweltberichterstattung. 
In den Medien der südlichen EU-15-Staaten wird die EU-Umweltpolitik positiver bewertet 
als in den Medien der nördlichen Staaten. Die Bewertung in der Presse der Beitrittsstaaten 
scheint öfter negativ auszufallen.  
Wenn auch bei der inhaltlichen Interpretation gemeinsam diskutierter Umweltthemen Kon-
sonanzen, etwa in der Behandlung der Themen Gentechnik und Blei im Benzin, festzustel-
len waren, so überwiegen hier doch die Unterschiede. Maßgebliche Faktoren dafür sind die 
Betroffenheit eines Landes sowie die momentane, von Regierungswechseln und Parteiprä-
ferenzen beeinflusste Ausprägung der Umweltpolitik. Ein Beispiel hierfür ist die Debatte 
über die Kernenergie, die unter kontroversen Vorzeichen geführt wird – je nachdem, ob ein 
Europäische Öffentlichkeit: Theoretische Grundlagen 136 
 
 
Land Atomkraftwerke besitzt oder nicht. Dies wird deutlich beim Vergleich der irischen 
und italienischen Tschernobyl-Berichterstattung einerseits sowie der deutschen, englischen 
und britischen Berichterstattung andererseits.  
Die Atomkraft ist nur eines von vielen Beispielen, bei dem die divergente Ausrichtung der 
Umweltpolitiken in der EU zu unterschiedlichen inhaltlichen Schemata in der Umweltbe-
richterstattung führen. Je nach Thematik unterscheiden sich also die Mediendebatten der 
Staaten mehr oder weniger stark voneinander. Hier ist der Einzelfall, die konkrete politische 
Gemengelage im Kontext der spezifischen Kultur und Tradition, der ausschlaggebende 
Faktor. Bezüglich Deutschland muss im Lichte der Ergebnisse der aussagekräftigen Lang-
zeitstudie zur Gentechnikberichterstattung von Ruhrmann et al. (vgl. Kap. 2.4.4.4) der häu-
fig zu findende Befund von einer stark polarisierenden und dramatisierenden Berichterstat-
tung ein Stück weit relativiert werden.  
Deutliche Unterschiede bestehen auch bei der zeitlichen Behandlung einer Thematik, wie 
etwa die Analysen Neverlas, Eders und Schleichers (vgl. Kap. 2.4.4.4) zeigen. Vergegen-
wärtigt man sich aber, dass die politische Umsetzung bzw. Behandlung eines Umweltvor-
habens in der EU aufgrund der divergenten politischen Systeme (z.B. parlamentarische Pro-
zesse) und Strukturen (z.B. Verwaltungen und Behördenstrukturen) unterschiedlich und 
deshalb zeitversetzt zustandekommt, dann erscheint das Phänomen der Zeitversetztheit ge-
wissermaßen als logische Konsequenz.  
2.4.5.6 Sechster Befund: Hinweise auf Defizite in der Regionalberichterstattung 
Über die Ausprägung der Umweltöffentlichkeitsstrukturen auf der regionalen Ebene finden 
sich in den referierte Studien kaum dezidierte Aussagen mit Ausnahme der Ausführungen 
Frühaufs. Dies stützt erneut die Beobachtung, dass die Sphäre der regionalen Medienkom-
munikation sowohl in der Erforschung europäischer Öffentlichkeitsstrukturen wie auch in 
der europäischen Umweltpolitikforschung bislang kaum eine Rolle spielt. Allerdings sind 
doch ausreichend Hinweise für die Aussage zu finden, dass offensichtlich gerade Regio-
nalmedien in der Umweltberichterstattung über Themen der EU-Umweltpolitik sehr zu-
rückhaltend sind. Das zeigt v. a. die Befragung von Umweltjournalisten. Diese Vermutung 
ist hinsichtlich der eingangs beschriebenen Chancen und Integrationspotenziale, die die 
Berichterstattung über dieses Politikfeld gerade in der Region bietet, ernüchternd. Dies ist 
auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass die Sorgen der EU-Bürger gerade den regionalen 
und lokalen Umweltproblemen gelten, und sie überdies die Kommune und Region als um-
weltpolitische Handlungsebene favorisieren. Interesse an der Thematik und Vertrauen in die 
Institutionen vor Ort sind also gegeben. Regionale Medien, so scheint es, nutzen diese Be-
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dingungen nicht aus. Es wird in der eigenen Studie darum gehen, die dargelegten Annah-
men zu überprüfen 
2.4.6 Zur Theorie europäischer Öffentlichkeit – ein Zwischenfazit 
2.4.6.1 Europäische Öffentlichkeit als konfliktuelle Einheit 
Welche neuen Perspektiven ergeben sich durch die politikfeldspezifischen Befunde auf den 
allgemeinen Forschungsgegenstand der europäischen Öffentlichkeit? Dies war ein Frage, 
die die Synopse klären sollte. Zunächst lässt sich sagen, dass die teils divergenten nationa-
len Themenpräferenzen und -wahrnehmungen in der Umweltpolitik deutlich machen, dass 
auch in diesem Sektor die nationalen Interpretationsmuster durch nationale Medien die 
grundlegende Determinante für die Ausbildung europäischer Öffentlichkeitsstrukturen ist. 
Im Rahmen dieser nationalen Verhaftung geschehen auf inhaltlicher Ebene Prozesse der 
Annäherung im Falle transnationaler Debatten mit gleichen Bewertungsmustern (Gentech-
nik, Blei im Benzin) sowie Prozesse der neutralen Koexistenz (bei wechselseitiger Nichtbe-
achtung) und der gegenseitigen Abstoßung in Form von Streit zu gemeinsamen Themen 
(BSE, REACH, Kernkraft).  
Aus dieser Perspektive heraus wird europäische Öffentlichkeit zu einer Begrifflichkeit, die 
nicht die Forderung nach einer länderübergreifenden, übereinstimmenden Bewertung einer 
Thematik formuliert, sondern vielmehr auf einer grundlegenderen Ebene zunächst nach der 
generellen Aufmerksamkeit im europäischen Mediendiskurs füreinander und der gegensei-
tigen Bezugnahme aufeinander fragt. Umweltöffentlichkeit heißt also nicht, dass alle Staa-
ten der gleichen Auffassung sind, sondern dass sie auf Themen in ihrer spezifischen Art 
reagieren, und diese Reaktionen dann in den gemeinsamen Entscheidungsrahmen politisch 
eingepasst werden müssen. Insofern gibt es viele unterschiedliche Umweltöffentlichkeiten, 
die zunehmend miteinander interagieren.  
Gerade dies macht die Synopse deutlich: Umweltöffentlichkeitsstrukturen existieren, analog 
zu den in Kapitel 2.3.1.5 vorgestellten Überlegungen, in der Form der Verknüpfung bzw. 
Überlagerung von nationalen Debatten zu gemeinsamen Themen. Die Überlagerung ge-
schieht in den Staaten v. a. durch Bezugnahme auf den Agendasetter EU. Sie ist der verein-
heitlichende Faktor, da sie in die nationale Umweltpolitik interveniert und dadurch die nati-
onalen Debatten in einen supranationalen Kontext transferiert, wenn diese verschmelzen.  
Formen dieser Verschmelzung sind ruhige Konsonanzen wie auch laute Dissonanzen. In 
beiden Fällen erfolgt eine gegenseitige Wahrnehmung, wobei die Interessenunterschiede in 
der medialen konfliktorientierten Realität überwiegen. Europäische Umweltöffentlichkeit 
verläuft also zwischen Divergenz und Konsonanz, zwischen Konflikt und Einheit. Gerade 
an hoch konfliktiven, strittigen Themen scheinen sich transnationale Umweltdebatten zu 
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entzünden. Man könnte deshalb von europäischer Umweltöffentlichkeit als „konfliktueller 
Einheit“ sprechen, die den demokratischen Streit in sich aufnimmt.  
Natürlich sind gleiche Bewertungen zu einem Thema der EU-Umweltpolitik wünschens-
wert, weil der Politikerfolg mit dem Grad der Übereinstimmung steigt. Doch dieser An-
spruch kann an Öffentlichkeit in einem solch heterogenen Politik- und Kulturfeld wie der 
EU offenbar nicht immer gestellt werden. Es muss anerkannt werden, dass auch die kontro-
verse mediale Selbstverständigung über die Ländergrenzen hinweg eine Kommunikations-
leistung ist, die Politikerfolg möglicht macht, da die entstandene transnationale Aufmerk-
samkeit, trotz aller Meinungsunterschiede, Basis für die Weiterentwicklung einer Thematik 
ist. Die konfliktiven Grundprinzipien muss das Konstrukt europäische Öffentlichkeit in sich 
aufnehmen, wenn es ein legitimierender Faktor europäischer Demokratie sein soll.  
Diese Feststellung bedeutet keine Neudefinition des Kriterienkatalogs für eine demokratie-
funktionale repräsentativ-liberale europäische Öffentlichkeit. Sie bedeutet aber die Klärung 
eines Widerspruchs: Eine geteilte Wahrnehmung heißt nicht, dass geteilte Meinungen exis-
tieren müssen. Strukturen europäischer Öffentlichkeit können genau dann entstehen, wenn 
Streit entsteht. Für den EU-Politikerfolg kann er dienlich sein, weil er transnationale Auf-
merksamkeit erzeugt. Letztlich geht es darum, eine häufige Spielart der grenzüberschreiten-
den Bezugnahme, der horizontalen, synchronen und interaktiven Europäisierung, zu be-
schreiben: die konfliktive Europäisierung.  
Andere Forscher ziehen ähnliche Schlüsse. 660 Eder/Kantner etwa resümieren: „Dissens ist 
deshalb gerade ein Indikator für Öffentlichkeit.“661 Risse erinnert daran, dass Streit und 
Diskussion Grundprinzipien einer Demokratie sind. Sie entfalteten zudem integrative Wir-
kung.662 Für Luhmann liegt die Funktion der öffentlichen Meinung „auch und gerade in der 
Fokussierung von Kontroversen (…).“663 Huber fordert vor diesen Hintergründen, in der 
EU öffentliche Konflikte zuzulassen, „auch wenn dies die Kompromissfindung verzö-
gert.“664 Journalisten müssten über vorhandenen Konflikte berichten dürfen, da nur dann 
die EU eine Medienpräsenz bekomme, die vor dem Hintergrund ihres Demokratie- und 
Öffentlichkeitsdefizits dringend geboten sei.665  
Fasst man die Überlegungen zusammen, so werden durch die Synopse insgesamt drei 
Punkte deutlich: Europäische Öffentlichkeit entsteht erstens durch die zeitweise Überlap-
pung nationaler Sachdebatten. Damit ist sie ein fluktuierender, themenspezifischer Moment. 
                                            
660 Vgl. Keinsteuber 2008, a.a.O., S. 25. Vgl. Adam, a.a.O., S. 30. Vgl Knorr, a.a.O., S. 34. Vgl. Meyer, Thomas 
2004, a.a.O., S. 172. Vgl. Risse 2002, a.a.O., S. 17f f. Vgl. Beierwaltes, a.a.O., S. 242. 
661 Eder/Kantner, a.a.O., S. 308. 
662 Vgl. Risse 2002, a.a.O., S. 18.  
663 Luhmann 1999, a.a.O., S. 27. 
664 Huber, a.a.O., S. 43. 
665 Vgl. ebd. 
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Zweites kommt es v. a. dann zur Überlappung, wenn es um konfliktive Themen der EU-
Politik geht. Drittens wird somit insgesamt erneut klar, dass nationale Interpretationsmuster 
und nationale Mediendebatten der Kanal der Europäisierung sind (vgl. Kap. 2.3.1.2). 
Hauptfaktor für die nationale Verhaftung der Medien sind nationale politische Strukturen 
und Kulturen. Europäische Öffentlichkeit entsteht also durch eine politisch-kulturell deter-
minierte, europaweit divergente weil nationale Europäisierung.  
Dies hebt auch Adam immer wieder hervor.666 Sie kommt in ihrem Vergleich der deutschen 
und französischen Europadebatten zu entsprechenden Ergebnissen. Trotz der gesamteuro-
päischen Perspektive unterscheiden sich diese teils stark von einander. In der französischen 
Erweiterungsdebatte ist nur ein Drittel der Sprecher nationaler Herkunft, in der deutschen 
Debatte ist es die Hälfte. In Frankreich ist die Erweiterung nur ein kleines Thema, das stark 
mit der EU-Kommission verbunden wird. In Deutschland ist sie von großer medialer Be-
deutung, wobei die Beitrittsstaaten besonders in den Medienfokus geraten.667  
Koalitionen von transnationalen und nationalen Akteuren werden zwar bei der deutschen, 
nicht aber in der französischen Verfassungsdebatte sichtbar. Bei der Erweiterungsdebatte 
wird die umgekehrte Konstellation festgestellt. Überdies erreichen in der französischen 
Verfassungsdiskussion die EU-Institutionen deutlich höhere Prominenzwerte als die EU-
Staaten, in der deutschen Berichterstattung scheinen dagegen die Mitgliedstaaten das Ge-
schehen gegenüber den EU-Organen zu dominieren. Die deutschen Debatten betonen stark 
Kritik und Konflikt, die französischen Debatten sind dagegen sehr auf Konsens ausgerich-
tet.668 Adam schließt mit einem Resümee, das sich gut auf die oben genannten eigenen Be-
funde beziehen lässt:   
„Dies macht deutlich, dass Europäisierung nicht mit Vereinheitlichung gleichgesetzt werden darf. 
Vielmehr (…) hat Europäisierung viele Gesichter – Gesichter, die sich bezüglich der Stärke und der 
Form der Vernetzung unterscheiden.“ (…) Vielmehr variiert die öffentliche Auseinandersetzung über 
Europa im Zeitverlauf, gemäß Phasen und Ereignissen. Auch wird deutlich, dass öffentliche Auseinan-
dersetzungen zwischen Ländern variieren. Ein und dasselbe Thema kann ein ‚low salient issue‟ in dem 
einen, ein Dauerbrenner in einem anderen und ein ‚event-hopper‟ in einem dritten Land sein. Ein und 
dasselbe Thema kann in verschiedenen Ländern unterschiedliche Akteure begünstigen, unterschiedlichste 
Interaktionen und unterschiedlichste Disputkonstellationen hervorbringen.“
669
  
2.4.6.2 Ergebnisdifferenzierung: Politikalltag und Regionalbezüge   
Die Synopse hat zeigen können, dass über große Umweltthemen, die die EU erstmals initi-
iert hat oder die eine besondere ökonomische oder konfliktive Dimension haben, viel be-
richtet wird. Für die Alltagsebene scheint dies weniger zuzutreffen. Gibt es keinen krisen-
                                            
666 Vgl. Adam, a.a.O., S. 43 f., 109, 114, 340 und 346.  
667 Vgl. ebd., S. 333 u. 341. 
668 Vgl. ebd., S. 335 ff. u. 342.  
669 Ebd. S. 342 f. u. 358. 
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haften Anlass (z.B. BSE, Tschernobyl) oder die aktuelle Präsentation neuer, besonders kon-
fliktträchtiger und kostenintensiver Vorhaben der EU (z.B. REACH, Emissionshandel), die 
zudem von der politischen Inszenierung durch die wichtig gewordenen Umweltverbände 
begleitet werden, dann geht die mediale Aufmerksamkeit für die EU-Umweltpolitik, so 
lässt die Synopse vermuten, stark zurück. Der Ereignis- und Konfliktbezug der Medien 
führt dazu, dass die europäische Politikrealität nur verzerrt zu Ungunsten der Alltagsebene 
abgebildet wird. V. a. hier müssen Regionalzeitungen ansetzen, weil gerade sie aufgrund 
ihrer Reichweite und ihrer Nutzwertorientierung (vgl. Kap. 3.2.1) die Leser bei alltäglichen 
Fragestellungen erreichen.  
Ragaly zeigt, welche Themen nur eine geringe mediale Attraktivität aufweisen, weil sie den 
Nachrichtenfaktoren nicht entsprechen. Tabelle 7  gibt damit auch Hinweise darauf, welche 
Art von Umweltthemen in der regionalen EU-Berichterstattung beachtet werden müssten.  
Tabelle 7: Nachrichtenwert von Umweltproblemen 
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Konflikt 3 3 3 3 2 1 1 2 3 2 
Schaden 3 3 3 3 1 1 2 2 3 2 
Reichweite 
(Betroffenheit) 
3 3 3 3 2 1 2 2 3 3 
Etablierung 3 3 3 3 3 1 1 3 3 1 
Prominenz (unpoli-
tische Akteure) 
3 3 3 2 2 1 1 3 3 1 
Persönlicher 
Einfluss (politische 
Akteure) 
3 3 3 3 2 1 1 2 3 1 
Visualisier 
Barkeit 
1 3 3 3 2 1 1 3 2 1 
Erfolg 2 2 2 1 3 1 1 1 2 1 
Überraschung 3 3 2 3 1 1 1 1 1 1 
Eindeutigkeit 3 3 2 3 2 1 2 2 1 2 
Dauer 2 2 1 3 1 1 1 1 1 1 
Personalisierung 
(Identifikation) 
3 1 1 2 1 1 1 2 1 1 
Quelle: Ragaly, a.a.O., S. 75. 670 1 = Faktor greift kaum/nicht; 2 = teilweise; 3 = eher stark bzw. stark  
                                            
670 Ragaly bezieht sich hier auf ein erweitertes, auf die deutsche Sichtweise fokussiertes Faktorensystem, dass die 
Forschungen von Schulz in sich aufnimmt. Vgl. Ragaly, a.a.O., S. 75.  
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Deutlich wird, dass neben dem Klimawandel nur gewisse ältere Umweltprobleme wie 
Atomkraft, Waldsterben, Saurer Regen und Chemikalien viele Nachrichtenfaktoren erfül-
len. Andere Themen wie Flächenverbrauch, Bodenschutz und Grundwasser, Stoffströme 
oder Abfall erfüllen die Kriterien weit weniger. In diesen Feldern aber wirkt die EU auf 
regionaler Ebene mit ihrer Politik in den Bereichen Müllverbrennung, Abfallwirtschaft, 
Abwasserregulierung, Gewässerschutz, Verpackungsrecht (vgl. Tabelle 6 in Kap. 2.3.1.5) 
sowie der Bodenschutz-Politik stark ein. Es ist also zu vermuten, dass diese Themen der 
EU-Umweltpolitik oftmals ausgeblendet bleiben. Deutlich wird insgesamt, dass sich künftig 
die Berichterstattung stärker auf alltägliche, weniger ereignishafte und eher schleichende 
Umweltprobleme konzentrieren muss.  
Der Befund über die mediale Verkennung der umweltpolitischen Alltagsebene wird durch 
die Ergebnisse der referierten Studien gedeckt: In ihrem Alltag fühlen sich die EU-Bürger 
generell schlecht informiert über Themen der Umweltpolitik. Am schlechtesten informiert 
fühlen sie sich über die EU-Umweltpolitik, und dies, obwohl die EU den Großteil der nati-
onalen Umweltgesetzgebung prägt. V. a. dieser Widerspruch weist darauf hin, wie stark es 
die Umweltberichterstattung offenbar versäumt, die regionale Dimension der EU-
Umweltpolitik zu verdeutlichen. Gerhards These von der verschleppten Europäisierung der 
nationalen Mediendebatten (vgl. Kap. 2.3.1.3) findet hier scheinbar ihre Bestätigung.  
Auf die Gründe dieser Verschleppung geht das nächste Kapitel ein. Es nimmt die journalis-
tischen Arbeitsbedingungen in Brüssel sowie in Deutschland in den Blick, um zu erfahren, 
an welchen Stellen die Europäisierung der Öffentlichkeit behindert wird. Die Synopse lässt 
vermuten, dass gerade die Regionalpresse hieran beteiligt ist. Ob und weshalb dies tatsäch-
lich so ist, soll im Anschluss die eigene empirische Arbeit klären, die die Strukturen der 
regionalen EU-Berichterstattung erforscht. 
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3 Entstehungsbedingungen europäischer Öffentlichkeit 
3.1 EU-Korrespondenten und ihre Arbeit in Brüssel  
In diesem Kapitel werden die Entstehungsbedingungen der EU-Berichterstattung aus dem 
Brüsseler Blickwinkel, der Top-Down-Perspektive (vgl. Kap. 1.1), dargestellt. Eine klare 
Unterscheidung wird zur Bottom-Up-Perspektive, zur Arbeit der Heimatredakteure getrof-
fen, die später analysiert wird. Es ist anzunehmen, dass beide Gruppen oft aber nicht nur 
mit ähnlichen Problemen zu tun haben, die sie womöglich aber auch unterschiedlich wahr-
nehmen. Die Besonderheit sowohl der Brüsseler Verhältnisse wie auch der Bedingungen in 
den Redaktionen treten aber nur zu Tage, wenn beide getrennt betrachtet werden.  
3.1.1 Veränderter Stellenwert: vom Nachrichtenplatz zum Nachrichtenzentrum 
Desinteresse und Unkenntnis gegenüber der EU hatten zur Folge, dass in den 60er und 70er 
Jahren nur wenige Korrespondenten nach Brüssel entsandt wurden. EU-Berichte hatten 
einen geringen Nachrichtenwert, gemessen an der Bedeutung des Standortes wurde wenig 
berichtet. Das Medienumfeld veränderte sich jedoch im Zuge der Machtausweitung der EU. 
Insbesondere der 1992 verabschiedete Maastricht-Vertrag, in dem die Wirtschafts- und 
Währungsunion beschlossen und der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik ebenso 
wie der Innen- und Justizpolitik vertragliche Grundlagen gegeben wurden, verstärkte die 
Nachfrage nach EU-Berichten. In den 90er Jahren wurden in Brüssel besonders viele Stel-
len geschaffen.671 Die belgische Hauptstadt stieg von einem wichtigen europäischen Nach-
richtenplatz zu einem der bedeutendsten Nachrichtenzentren der Welt auf.672 Die Zahl der 
akkreditierten Journalisten stieg von 1990 bis 1999 um etwas mehr als 300 auf 820 Korres-
pondenten an und hat sich heute auf diesem Niveau eingepegelt.673  
Mit der Aufstockung des Journalistenkorps nahm Anfang der 90er Jahre auch die Berichter-
stattung zu.674 Meyer errechnete aus einem Datensatz der EU-Kommission, dass die EU-
Berichterstattung zwischen 1995 und 1999 europaweit um 60 Prozent zunahm.675 Er 
schließt, „dass die ‚Brüssel-Story‟ (…) das Ghetto der Wirtschafts- und Außenpolitikres-
                                            
671 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 122 f. Vgl. Morgan, David: British Media and European News. The 
Brussels News Beat and its Problems. In: European Journal of Communication 3/1995, S. 334. Vgl. Stabenow, Mi-
chael: Mittags im Breydel. In: Journalist 4/1997, S. 16 f.  
672 Vgl. Teichert, Will: Flaggen zeigen. In: Journalist 4/2001, S. 12. Vgl. Meckel, a.a.O., S. 259.  
673 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 75 u. 123. 
674 Hodess zeigt in einer Analyse britischer und deutscher Medien, wie sich die Berichterstattung über Regierungs-
konferenzen zwischen 1985 und 1991 mehr als verdoppelte. Gerhards Langzeitanalyse zeigt eine deutliche Zunahme 
der EU-Berichterstattung nach 1990 (Vgl. Hodess, Robin B.: News Coverage of European Politics: A comparison of 
change in Britain and Germany. In: Jopp, Mathias /Maurer, Andreas/Schneider Heinrich (Hrsg.): Europapolitische 
Grundverständnisse im Wandel: Analysen und Konsequenzen für die politische Bildung. Bonn 1998. S. 456. Vgl. 
Gerhards 2000, a.a.O., S. 294).  
675 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 124. 
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sorts verlassen und sich schrittweise auf den Innenpolitik-, Wissenschafts-, Gesundheits-, 
und Sportseiten ausgebreitet hat.“676 Meyer zufolge stieg gerade das Interesse der Regio-
nalzeitungen an der EU-Berichterstattung mit der Ausweitung der EU-Gesetzgebung an.677  
In den neunziger Jahren kamen auch zahlreiche Korrespondenten aus den Staaten nach 
Brüssel, die 2004 der EU beigetreten sind. Zunächst bildetet die Journalisten dieser Staaten 
eine klar erkennbare Gruppe innerhalb des Korrespondentenkorps, da sie alle ein gemein-
samen, fast ausschließliches Interesse teilten: die Berichterstattung über den Beitrittspro-
zess. Nach dem  vollzogenen Beitritt löste sich der Zusammenhalt aber schnell auf; die Kor-
respondenten organisierten sich wie ihre westeuropäischen Kollegen nach Ländergruppen. 
2004 arbeiteten 50 Korrespondenten aus den Beitrittsstaaten in Brüssel.678  
Die deutsche Korrespondentengruppe ist heute mit 167 Vertretern die stärkste Formation.679 
Keinesfalls alle deutschen Medien haben einen Journalisten vor Ort. Die Bild-Zeitung hat 
selbst keinen eigenen Korrespondenten vor Ort, da sie generell nur wenige Auslandskräfte 
beschäftigt. Für das Blatt arbeitet ein Reporter in Bonn, der von hier aus wichtige EU-
Debatten live über das Internet verfolgt und gelegentlich auch nach Brüssel reist.680 Sat. 1 
und RTL haben aus Kostengründen ihre festen Korrespondenten aus Brüssel abgezogen, 
heute arbeiten diese Sender mit freien Journalisten, die ihnen Material anbieten. Diese Poli-
tik stößt auf Kritik. Befragte Redakteure betonen die Wichtigkeit eines Korrespondenten, 
denn nur mit ihm könne der Bedeutung, die die EU-Politik für Deutschland hat, Rechnung 
getragen und die für die eigene Region relevanten Themen recherchiert werden.681 Huber 
kritisiert die dünne deutsche Personaldecke in Brüssel auch vor dem Hintergrund, dass viele 
Redaktionen nicht nur über die EU, sondern auch über die NATO und die Benelux-Staaten 
berichten müssen. I. d. R. gibt es deshalb keine Möglichkeit, sich auf Themenfelder zu spe-
zialisieren. Zudem steigt der Zeitdruck erheblich, wenn nur ein Journalist vor Ort ist. Aus 
ihrer Sicht ist der Standort Brüssel noch immer unterbewertet, was sie an einem Beispiel 
deutlich macht: Der Spiegel beschäftigt in Berlin 35 Redakteure, in Brüssel sind es nur zwei 
Journalisten.682 
Regionalzeitungen beschäftigen zumeist keinen eigenen festen Korrespondenten sondern 
                                            
676 Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 122 f. Vgl. auch Morgan, a.a.O., S. 334. 
677 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 124 f.  
678 Vgl. Schäfer, Torsten (2005 a): Die feinen Unterschiede. Korrespondenten aus den alten und den neuen EU-
Staaten arbeiten in Brüssel nicht auf einer Augenhöhe. In: Journalist 7/2005, S. 56. 
679 Vgl. Leppik, Tanja/Lönnendonker, Julia/Nitz, Pia/Hahn, Oliver/Schröder, Roland: The case of Germany. In: 
AIM Research Consortium (2007 a, Hrsg.): Understanding the Logic of EU Reporting from Brussels. Analysis of 
interviews with EU correspondents and spokespersons. Bochum 2007, S. 57. 
680 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 2 u. 8. Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 68. Vgl. Huber a.a.O., S. 19. 
681 Vgl. Hahn, Oliver/Leppik, Tanja/Lönnendonker: The case of Germany. In: AIM Research Consortium 2006 
(Hrsg.): Understanding the Logic of EU Reporting in Mass Media. Analysis of EU media coverage and interviews in 
editorial offices in Europe. Bochum 2006, S. 69. Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 72. Vgl. Schäfer 2006 c, a.a.O., S. 15.  
682 Vgl. Huber, a.a.O., S. 26. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 80. 
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beziehen die EU-Berichterstattung von einem Journalisten in Brüssel, die für mehrere Blät-
ter auf einmal schreibt. Schmidt fand heraus, dass 2006 insgesamt 18 Korrespondenten für 
deutsche Regionalzeitungen aus Brüssel berichteten. Sie deckten die EU-Berichterstattung 
von 54 Zeitungen ab. Die Berliner Zeitung unterhielt als einzige Regionalzeitung einen fest 
angestellten Korrespondenten. Für die Berliner Morgenpost berichteten die Korresponden-
ten der Welt und für den Kölner Stadtanzeiger die Kollegen der Frankfurter Rundschau. 
Die telefonische Redaktionsbefragung ergab, dass 50 Regionalblätter keine regelmäßige 
Korrespondentenberichterstattung aus Brüssel beziehen. Fast die Hälfte der deutschen Re-
gionalzeitungen mit Vollredaktion hat also keine direkte Verbindung zur EU-Zentrale in 
Belgien aufgenommen. 683 Den größten Zeitungspool betreut Detlef Drewes, der 16 Bätter 
mit einer täglichen Auflage von fast vier Millionen Exemplaren betreut, die von rund zwölf 
Millionen Lesern rezipiert werden, wie er im Forschungsinterview erklärt.684 Diese erstaun-
liche Zahl macht die große Verantwortung der Pool-Korrespondenten deutlich, die als 
Schlüsselpersonen maßgeblich bestimmen, was Millionen Leser aus Brüssel erfahren. Hie-
rauf wird noch einzugehen sein.   
Mit der Aufwertung der Berichterstattung nahm in Brüssel auch die Bedeutung der Lobby-
gruppen zu, die Journalisten verstärkt im Visier haben.685 Vertreter von Verbänden und 
Unternehmen sind generell wichtige Quellen in der Auslandskorrespondenz686, in Brüssel 
haben sie aber einen besonderen Stellenwert: Rund 10.000 Interessensvertreter sind in 3000 
Organisationen tätig, unter ihnen befinden sich ehemalige Unternehmer, Forscher und auch 
Journalisten.687 Bisweilen verschwimmt also das Feld zwischen Lobbyismus und Journa-
lismus, was die Seriosität der EU-Berichterstattung beeinträchtigen kann.688 
3.1.2 Beziehungs- und Kommunikationsverhältnisse im Korrespondentenkorps 
Baisnée definiert EU-Korrespondenten als spezifische soziale Gruppe: 
„In studying media coverage of the EU we need to understand how this community of journalists 
functions. Given the vast majority of these journalists are working abroad, they organise themselves 
in a very specific manner which is quite unlike of any national press corps.“689  
Gleichwohl prägen unterschiedliche journalistische Kulturen, Rollenmuster und politische 
Orientierungen das Korps. Die Nationalität bleibt eine bedeutende Größe für die Arbeit.690 
                                            
683 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 52 f. 
684 Vgl. Telefonisches Experteninterview mit Detlef Drewes, EU-Korrespondent, 9.10.2008, S. 1.  
685 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 129. 
686 Vgl. Wagner, Martin: Auslandskorrespondent/in für Presse, Radio, Fernsehen und Nachrichtenagenturen. Mün-
chen 2001, S. 122 ff. 
687 Vgl. Miller, David/Schlesinger, Philip: Lobbying and Public Relations in Europe. In: Baerns/Raupp (Hrsg.), 
a.a.O., S. 336. 
688 Vgl. Kopper, Gerd G. (1997 c): Sand im Getriebe. Journalisten und Europa. In: Journalist 4/1997, S. 12 f. 
689 Baisnée, a.a.O., S. 109. 
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Ein weiterer Parameter ist die räumliche Nähe der Journalisten zueinander sowie zu ihren 
Informationsquellen. Nahezu alle EU-Institutionen befinden sich in einem Umkreis von 500 
Metern rund um den Kreisverkehr „Schuman“. In diesem begrenzten Aktionsraum des EU-
Viertels sind auch die meisten Büros von Journalisten und Interessensvertretern ebenso wie 
gemeinsam frequentierte Restaurants und Cafés angesiedelt. In Pressezentren wie dem In-
ternational Press Center arbeiten mehr als 100 Journalisten Tür an Tür.691 Auch privat 
kommt es zu häufigen Kontakten zwischen Journalisten untereinander sowie zu EU-
Beamten. Die Folge des begrenzten Aktionsraums ist eine hoher allgemeiner Kommunika-
tionsgrad.692 Die spezifischen Arbeitsbedingungen begünstigen eine kollegiale Atmosphäre 
unter den Korrespondenten. Auch über die Nationalitätengrenzen hinweg wird intensiv 
kommuniziert und kooperiert.693 Dies mag nach Ansicht des Korrespondenten Will Tei-
chert verwundern,  
„angesichts anderer Erfahrungen im Haifischbecken aktueller Medienkonkurrenz, zum Beispiel in 
Berlin. Aber in Brüssel, fernab der Heimatredaktionen, konfrontiert mit dem Politik-Dickicht euro-
päischer Verfahrens- und Entscheidungsabläufe und im gemeinsamen Bemühen um das sperrige 
Thema ‚Europa‟, hat sich unter den Korrespondenten ein gewisser Korpsgeist entwickelt.“694  
Von Schlüter und Ley befragte Brüssel-Korrespondenten berichteten ebenfalls von einem 
bedeutend stärkeren Konkurrenzkampf in Bonn und Berlin.695 Baisnée skizziert: 
„Barely concerned with competing against each other, journalists can more easily develop collabo-
rative relationships: when several events take place at the same time, they share information and, 
sometimes, workload. Whenever someone has an exclusive the others are not embarrassed because 
they do not have to justify themselves to their national editorial office. “696  
Einige Autoren heben den Stellenwert der transnationalen Kooperation bei der Recherche 
besonders hervor.697 Der enge Austausch funktioniert, weil die Journalisten anderer Länder 
nicht in Konkurrenz zueinander stehen. Bisweilen existieren organisierte Formen der trans-
nationalen Arbeit: Das Büro der Agentur Reuters ist multinational besetzt. Auch die Finan-
cial Times und die Financial Times Deutschland arbeiten im gleichen Gebäude und pflegen 
einen engen Austausch. Bei Regionalzeitungen gibt es ein ähnliches Projekt: Seit 2007 un-
terhält der Verlag der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung (WAZ) ein Büro mit Korrespon-
                                                                                                                                
690 Vgl. Baisnée, a.a.O., S. 116. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 81.  
691 Vgl. Baisnée, a.a.O., S. 112. Vgl. auch Meyer, a.a.O., S. 75 sowie Schmidt, Deike, a.a.O., S. 124. 
692 Baisnée, a.a.O., S. 112. Vgl. zur intensiven Kommunikation auch Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 75.  
693 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 98. Vgl. Schäfer 2005 a, a.a.O., S. 57.  Vgl. Huber, a.a.O., S. 36. Vgl. Baisnée, 
a.a.O., S. 112 ff. 
694 Teichert, Will: Flagge zeigen. In: Journalist 4/2001, S. 11.  
695 Vgl. Schlüter, Britta: Die EG-Berichterstattung in westdeutschen Tageszeitungen – Defizite und ihre Ursachen. 
Unveröffentlichte Diplomarbeit am Institut für Journalistik der Universität Dortmund 1993, S. 208. Vgl. Ley, Ste-
phan: Deutsche Korrespondenten in Brüssel unter Berücksichtigung ihrer Berichterstattung über die Europäische 
Union. Unveröffentlichte Diplomarbeit am Lehrstuhl für Journalistik der Universität Eichstätt 2000. Anhang der 
Arbeit, S. 63.  
696 Baisnée, a.a.O., S. 112 f. 
697 Vgl. Huber, a.a.O., S. 32. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 75 f. 
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denten aus mehreren Ländern, die für die Blätter der Gruppe schreiben.698 Für Regionalkor-
respondenten, die häufig Einzelkämpfer sind, ist der Austausch besonders nach Sitzungen 
des Ministerrates wichtig. Schmidt erklärt: 
„Da die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten ihre anschließenden Pressekonferenzen grundsätzlich 
parallel veranstalten, sind diejenigen Korrespondenten, die allein für ihre Medien berichten, auf 
einen Informationsaustausch mit anderen Journalisten angewiesen. Dieser scheint aber etabliert 
und funktioniert nach Meinung der Befragten gut, über die verschiedenen Nationalitäten hinweg. 
Darüber hinaus schenken die Befragten generell auch der Berichterstattung der anderen EU-
Korrespondenten durchaus Beachtung.“699 
Die Ausführung zeigt, dass viele Journalisten in Brüssel Einzelkämpfer sind und deshalb 
die Pressekonferenz ihres Landes notgedrungen denen der anderen Staaten vorziehen. So 
gelangt die nationale Perspektive immer direkt, die ausländische wenn überhaupt nur indi-
rekt durch die Mithilfe kooperativer Journalisten aus dem jeweiligen Land in die eigene 
Berichterstattung.700 Der Einzelkampf verstärkt also die nationale Perspektive. „Weil ich 
alles abdecken muss, konzentriere ich mich auf Themen mit direktem Slowenien-Bezug. 
Anderes bleibt da schon mal liegen”701, berichtet eine slowenische Korrespondentin.   
Die  transnationale Kooperation verhindert nicht nur die Einseitigkeit der Rechercheper-
spektiven. Sie hat einen weiteren speziellen Vorteil: Wenn über die Ländergrenzen hinweg 
Informationen ausgetauscht und Zitate abgeglichen werden, kann der Strategie der nationa-
len Minister Vorschub geleistet werden, sich nach einem Ministerrat als Sieger hinzustellen, 
obwohl eventuell andere Staaten mehr zum Verhandlungserfolg beigetragen haben.702  
Der gegenseitige Austausch von Informationen unter EU-Korrespondenten, v. a. auch aus 
dem gleichen Land, ein gängiges Phänomen, das zur Absicherung dient, um bei der Aus-
wahl und Bewertung der Themen keinen Fehler zu machen.703 Donsbach spricht in diesem 
Zusammenhang von der „In-Group-Orientierung“, die soziale Wesen in einer unbestimm-
ten Entscheidungssituation vollziehen. Die beste Möglichkeit, Selektionsentscheidungen 
abzusichern, ist der Austausch mit Kollegen.704 Korrespondenten schützen sich so vor der 
„möglicherweise folgenreichen Situation, Sachverhalte oder Einschätzungen nicht berichtet zu ha-
ben, die andere Korrespondenten brachten, oder als Einzige etwas als wichtig herausgestellt zu 
haben, was alle anderen ignorierten. (...) Aus sozialpsychologischer Sicht kann man daher Nach-
richteninhalte auch als das Ergebnis eines Prozesses ansehen, an dessen Ende Journalisten zu einer 
Realitätsdefinition finden, die für sie hinreichend sozial validiert ist, um sie zu veröffentlichen.“705  
                                            
698 Vgl. Huber, a.a.O., S. 37. 
699 Schmidt, Deike, a.a.O., S. 126. Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 138. 
700 Vgl. Huber, a.a.O., S. 32. Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 138. 
701 Schäfer 2005 a, a.a.O., S. 57. 
702 Vgl. Huber, a.a.O., S. 32. 
703 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 129. Vgl. Morgan, a.a.O., S. 330. 
704 Vgl. Donsbach, a.a.O., S. 115. 
705 Donsbach, a.a.O., S. 115. 
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Zu bemerken ist, dass Kooperation und Zitat-Austausch ein generelles Charakteristikum der 
Auslandskorrespondenz darstellen.706 Zwei ortspezifische  Faktoren dürften das Ausmaß 
der in Brüssel praktizierten Kollegialität gegenüber anderen Standorten aber erhöhen: Der 
Kommunikations- und Handlungsraum der Journalisten in Brüssel ist räumlich äußerst be-
grenzt (s. o.). Zudem sind die EU-Institutionen als Nachrichtenquellen Teil dieses begrenz-
ten Raumes. Somit kommt es zu einer spezifischen Verdichtung der Kommunikationspro-
zesse, die durch die tägliche Pressekonferenz der Kommission intensiviert werden. Beim 
„midday-briefing“, das mehrere Autoren als Ort des sozialen Austausches hervorheben, 
verkünden die Sprecher der Kommissare vor mehr als 200 Korrespondenten Neuigkeiten 
aus den jeweiligen Fachressorts. Auch die täglichen Pressemitteilungen sind hier erhält-
lich.707  
„Nach dem offiziellen Teil treffen sich Journalisten und Pressesprecher in wechselnden informellen 
Gruppen zu Hintergrundbriefings, tauschen Informationen, Meinungen, Artikelideen und Gerüchte 
aus. Dieser Nachrichtenbasar stellt für die Korrespondenten nicht nur die wichtigste Quelle von 
Informationen dar, sondern dient auch als Forum für die Meinungsbildung und sozialer Brenn-
punkt.“708  
Bis 1995 wurden die Konferenzen nur auf Französisch abgehalten. Seitdem gibt es Simul-
tanübersetzungen auf Englisch.709 Einzig bei der mehrere Stunden dauernden Mittwochs-
Konferenz nach der Sitzung der EU-Kommission werden die persönlichen Ansprachen der 
Kommissare in alle Sprachen der Mitgliedsländer übersetzt.710 Innerhalb des Korrespon-
dentenkorps hat Englisch Französisch als wichtigste Arbeitssprache abgelöst, da 1995 im 
Zuge der EU-Norderweitung um Finnland, Schweden und Österreich Korrespondenten aus 
Ländern hinzukamen, in denen mehr Englisch als Französisch gesprochen wird.711 Zudem 
ist die Financial Times, das Brüsseler Leitmedium, englischsprachig.712 International 
Herald Tribune und European Voice sind ebenfalls wichtige Orientierungsmedien.713 Als 
vorbildlich gelten in Brüssel auch die EU-Berichterstattungen der FAZ und der Financial 
Times Deutschland.714 
                                            
706 Vgl. Wagner, a.a.O., S. 105 ff. sowie Hafez, a.a.O., S. 108.  
707 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 126. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 75, Vgl. Baisnée, a.a.O., S. 109 f. 
sowie Stabenow, a.a.O., S. 16  
708 Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 75. 
709 Vgl. ebd. 
710 Vgl. European Commission: A practical guide for journalists. Brüssel 2002, S. 19. 
711 Vgl. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 136 ff. Vgl. Ley, a.a.O., S. 69. 
712 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 104. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 199. Vgl. Teichert, a.a.O., S. 13. 
713 Vgl. Huber, a.a.O., S. 35.  
714 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 72. 
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3.1.3 Nachrichtenagenturen in der EU-Berichterstattung 
3.1.3.1 Exkurs: Zur grundlegenden Wichtigkeit der Agenturen 
Nachrichtenagenturen sind gerade für Regionalzeitungen eine äußerst wichtige Quelle der 
Berichterstattung, dies gilt umso mehr für die Auslandsberichterstattung, zu der die EU-
Korrespondenz meist gezählt wird. Vor diesem Hintergrund scheint es nötig, auf die Stel-
lung der Agenturen kurz einzugehen. Höhne sieht Nachrichtenagenturen in einen dreistufi-
gen Gatekeeping-Prozess eingebunden, an dessen Anfang die Agenturkorrespondenten 
stehen. Sie wählen Ereignisse aus, deren Wert in der Zentrale überprüft wird. Die nachge-
ordnete Selektion findet in Zeitungs- und Rundfunkredaktionen statt.715 Aus theoretischer 
Perspektive kommt den Agenturen durch diese Stellung in der Kette der Nachrichtenverar-
beitung eine herausragende Funktion zu.716 Als erste Informationsgeber bestimmen sie, 
welche Themen auf der Tagesordnung stehen.717 
Der Anteil von Agenturbeiträgen an der gesamten Berichterstattung ist hoch.718 Generell 
stammen Höhne zufolge 60 Prozent aller Inlandsmeldungen in Zeitungen von Nachrichten-
agenturen.719 Thomas Struk kommt in seiner Analyse in Regionalzeitungen auf einen Agen-
turanteil von 71 Prozent.720 Überregionale Blätter legen größeren Wert auf Eigenleistungen: 
Zwischen 2000 und 2002 lag ihr Agenturanteil zwischen 20 und 30 Prozent.721  
Hagen betont nach einer Aufarbeitung bisheriger Agentur-Studien deren dominanten Ein-
fluss auf Auslands-, Inlands- und Regionalberichterstattung aller Medien: „Experimente, 
Redaktionsbeobachtungen und Inhaltsanalysen belegen, daß Redakteure die Themenstruk-
tur aus den Agenturdiensten in den Nachrichten der Massenmedien replizieren.“722 Beson-
ders kleine Zeitungen übernehmen Agenturbeiträge unredigiert.723 
„Die Redakteure bei den Zeitungen sowie bei Hörfunk und Fernsehen verhalten sich dem eingehen-
den Nachrichtenmaterial gegenüber eher passiv. Die Agenturmeldungen werden in der Regel nur in 
geringem Maße von den Redaktionen bearbeitet oder durch eigene Recherchen ergänzt.“724  
Der Befund der passiven Weitergabe des Agenturmaterials wird in mehreren Studien bestä-
tigt.725 Schulz unterstützt diese Annahme indem er bewies, dass die nationale und internati-
                                            
715 Vgl. Höhne, a.a.O., S. 38.  
716 Vgl. ebd., a.a.O., S. 34 f.  
717 Vgl. Zschunke, a.a.O., S. 139.  
718 Vgl. Hagen, Lutz M. (1995): Informationsqualität von Nachrichten. Meßmethoden und ihre Anwendung auf die 
Dienste von Nachrichtenagenturen. Opladen 1995, S. 20.  
719 Vgl. Höhne, a.a.O., S. 245 f.  
720 Vgl. Struk, Thomas: Redigierpraxis von Tageszeitungen bei Agenturnachrichten. In: Jürgen Wilke (2000, Hrsg.): 
Von der Agentur zur Redaktion: wie Nachrichten gemacht, bewertet und verwendet werden. Köln 2000, S. 196.  
721 Vgl. Medien Tenor (2003): Unverwechselbarkeit im Angebot als Herausforderung. Langzeitanalyse 2000-2002. 
In: Medien Tenor 131/2003, S. 62 f.  
722 Hagen 1995, a.a.O., S. 22. Vgl. Kristen, Christian: Nachrichtenangebot und Nachrichtenverwendung. Eine Studie 
zum gate-keeper-Problem. Schriftenreihe Gesellschaft und Kommunikation. Düsseldorf 1972, S. 114.  
723 Vgl. Höhne, a.a.O., S. 261. 
724 Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 12.  
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onale Berichterstattung von Zeitungen, Fernseh- und Radiosendern der Berichterstattung 
von Nachrichtenagenturen inhaltlich stark ähnelt.726 Das unredigierte Abdrucken von Agen-
turmeldungen könnte v. a. für Regionalzeitungen verlockend sein, die keinen Korrespon-
denten in Brüssel haben, vermutet Roth. Da das Wissen über die EU gering sei, würden 
Agenturberichte selten nachrecherchiert.727  
Durch ihre Arbeitsweise beeinflussen Agenturen nicht nur Berichterstattungsinhalte. Auch 
der redaktionelle Arbeitsrhythmus und die Themenplanung werden Kristen zufolge durch 
ihre Vorgaben gelenkt.728 Er bezieht dies auf den Zeitaspekt: Der schnelle Rhythmus des 
Agenturausstoßes beeinflusst den Rhythmus des Selektionsverhaltens von Zeitungsredak-
teuren.729 Meier und Schanne sprechen in diesem Zusammenhang von einer andere Redak-
tionsumwelten beeinflussenden, strukturellen Macht der Nachrichtenagenturen.730 Laut 
Zschunke schaffen Agenturen durch das Versenden von Terminübersichten erst die eigent-
liche Planungsgrundlage für die Zeitungen.731   
Nach Hafez sind Agenturen gerade in der Auslandsberichterstattung die wichtigsten Agen-
da-Setter, da sie ihre Dienste massenhaft verbreiten und die globale Ereignisvielfalt für 
nachgeschaltete Medien –  die sekundären Gatekeeper – eingrenzen und vorstrukturieren.732 
In den meisten Ländern kommt Agenturen diese dominante Position zu, da die nationale 
Nachrichtenagentur als wichtigste Quelle in der Auslandsberichterstattung gilt. 733  
Untersuchungen zur Auslandsberichterstattung zeigen, wie stark Agenturen diesen Bereich 
durchdringen. Nach Meier und Schanne, die mehrere Studien zur Agenturberichterstattung 
verglichen, leisten DPA, AFP, AP und Reuters mehr als 80 Prozent der gesamten Aus-
landsberichterstattung im deutschsprachigen Raum.734 In einer Analyse der Berichterstat-
tung der tageszeitung zwischen 1994 und 1997 errechnet Hafez für die Auslandsberichter-
stattung einen Agenturanteil von 67 Prozent.735 Dieses Ergebnis bestätigt Befunde von 
Höhne, nach dem 69 Prozent aller Auslandsberichte in Zeitungen von Agenturen stam-
men.736 Agenturen beeinflussen auch indirekt die Auslandsberichterstattung anderer Medi-
                                                                                                                                
725 Vgl. Kristen, a.a.O., S. 109 ff. Vgl. Hafez, a.a.O., S. 95.  
726 Vgl. Schulz 1990, a.a.O., S. 107-114.  
727 Vgl. Roth 1998 a, a.a.O., S. 65. 
728 Vgl. Kristen, a.a.O., S. 113 f. Vgl. auch Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 26 u. 169.   
729  Vgl. Kristen, a.a.O., S. 87 ff.  
730 Meier, Werner/Schanne, Michael: Nachrichtenagenturen im globalen Schichtungssystem. In: Publizistik 2/1979, 
S. 217.  
731 Vgl. Zschunke, a.a.O., S. 58.  
732 Vgl. Hafez, a.a.O., S. 95.  
733 Schulz, Winfried (1983): Nachrichtengeographie. Untersuchungen über die Struktur der internationalen Bericht-
erstattung. In: Rühl, Manfred/Stuiber, Heinz Werner (Hrsg.): Kommunikationspolitik in Forschung und Anwendung. 
Düsseldorf 1983, S. 284. 
734 Vgl. Meier/Schanne, a.a.O., S. 215. Vgl.Hafez, a.a.O., S. 95. Vgl. Höhne, a.a.O., S. 248.  
735 Vgl. Hafez, a.a.O., S. 97.  
736 Vgl. Höhne, a.a.O., S. 245.  
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en: Ihre Themensetzung übt Druck auf deren Korrespondenten aus, da die Heimatredaktio-
nen mit Hilfe der Agenturberichterstattung die Arbeit des eigenen Mannes vor Ort kontrol-
lieren.737 Die sogenannte „Agenturgläubigkeit“ bewirkt, dass Korrespondenten auf Verlan-
gen ihrer Zentrale der Agenturberichterstattung folgen müssen, oder dass ihre Themenvor-
schläge angezweifelt werden, wenn sie nicht durch die Agenturagenda gedeckt sind.738   
Agenturen stehen in der Auslandsberichterstattung für gewöhnlich nicht in Konkurrenz zu 
Zeitungen. Beide Medien betreiben eine komplementäre Arbeitsteilung. Während Zei-
tungskorrespondenten v. a. eigenständige Hintergrundberichte und Kommentare liefern, 
sind Agenturen für das Informationsgerüst zuständig.739 Zudem sind Agenturen ein wichti-
ger Ideenlieferant und Stichwortgeber, der andere Medien in der Themenfindung anregt.740 
Die beschriebene Arbeitsteilung bedeutet für den Zeitungskorrespondenten, dass er über 
einen größeren Bewegungsspielraum als sein Agenturkollege verfügt, der aufgrund seiner 
besonderen Chronistenpflicht unter stetem Zeitdruck steht. Der geringere Produktionsdruck 
lässt dem Zeitungsjournalisten mehr Freiräume für eigene Recherchen, Analysen und Hin-
tergrundgespräche.741 
Die Arbeitsteilung hat auch eine ökonomische Komponente: Auslandsberichterstattung mit 
einem Netz eigener Korrespondenten bedingt eine äußerst kostenintensive Infrastruktur, die 
selbst von großen Verlagshäusern und Rundfunkanstalten nicht vollständig finanziert wer-
den kann.742 „Deshalb sind alle Nachrichtenmedien auf Agenturen angewiesen. Dies gilt 
besonders für die Auslandsberichterstattung“743, schließt Hagen. Gerade mittlere und klei-
nere Zeitungen ohne eigene Korrespondenten sind in der Auslandsberichterstattung von 
Agenturen abhängig.744 In Deutschland finanzieren die Medien durch den gemeinschaftli-
chen Besitz der DPA das Unterfangen Auslandskorrespondenz als Gemeinschaftsaufgabe. 
3.1.3.2 Nachrichtenagenturen in der EU-Korrespondenz 
Auch in der EU-Berichterstattung haben von Agenturen verbreitete Themen eine große 
Priorität; die oben beschriebenen strukturellen Abhängigkeiten der Zeitungen von den 
Agenturen treffen auch auf den Themenbereich Europa zu. Die „Agenturgläubigkeit“ der 
Zentralen wird von EU-Korrespondenten als hoch eingestuft. Wenn Agenturen ein Thema 
in den Vordergrund stellen, wird öfter die eigene Kraft vor Ort gebeten, der Frage nachzu-
                                            
737 Vgl. Wagner, a.a.O., S. 33 f. Vgl. Hafez, a.a.O., S. 304. 
738 Vgl. Wagner, a.a.O., S. 60. Vgl. Hafez, a.a.O., S. 107. 
739 Vgl. Zschunke, a.a.O., S. 58. Vgl. Höhne, a.a.O., S. 244.  
740 Vgl. Zschunke, a.a.O., S. 58. Vgl. Höhne, a.a.O., S. 244. 
741 Vgl. Wagner, a.a.O., S. 49 ff. 
742 Vgl. Hagen 1995, a.a.O., S. 19. Vgl. Wilke/Rosenberger, a.a.O., S. 11. Vgl. 1984, a.a.O., S. 248.  
743 Hagen 1995, a.a.O., S. 19.   
744 Vgl. Meyn 1996, a.a.O., S. 175.   
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gehen.745 Besonders Korrespondenten von Regionalzeitungen haben mit dem Agenturver-
trauen ihrer Heimatredaktion zu kämpfen, wie Teichert berichtet.746 Auch Brüsseler Fern-
sehkorrespondenten orientieren sich stark an der Nachrichtenlage der Agenturen, da diese 
einen großen Einfluss auf die Heimatredaktion haben.747 Nach Ansicht des Korresponden-
ten der französischen Libération geben Agenturen den Rhythmus in der EU-
Berichterstattung vor. Ihre „Diktatur“ sei u. a. dafür verantwortlich, dass ein recherchieren-
der EU-Journalismus nicht zur Entfaltung komme.748 Eine besondere  Stellung nimmt die 
Agentur Agence Europe ein. Sie ist formell die größte Agentur, der in vier Sprachen über-
setzte Dienst geht jedoch ausschließlich an „Insider“, wie EU-Behörden, Pressestellen und 
Lobbyverbände. Die Agentur zählt zur Pflichtlektüre für jede Redaktion, da deren Journa-
listen fast alle Termine besuchen und die EU-Aktualität nahezu vollständig abbilden.749  
3.1.4 Wettbewerbszunahme und Einstellungswandel 
Vor der Aufwertung der EU-Berichterstattung im Zuge der Wirtschafts- und Währungsuni-
on herrschte in Brüssel nur ein geringer Wettbewerb unter den Korrespondenten.750 „Very 
few scoops appear at the EU level that are considered as such by the national editorial of-
fices.“751 Journalisten waren „vorwiegend nicht aus Karrieregründen nach Brüssel gekom-
men, sondern weil sie sich für das europäische Projekt interessierten und es unterstützen 
wollten.“752 Die Folge war eine geringe Distanz der Korrespondenten zu den EU-
Institutionen und ihren Beamten. Gerade ältere Journalisten, die lange Brüssel arbeiten, sind 
dieser Berufshaltung des „Verlautbarungs- und Lobbyjournalismus“ zuzurechnen.753 
Baisnée zufolge war dies bis in die 90er Jahre hinein die bestimmende Berufsauffassung. 
Vertreter dieser Richtung wollen v. a. die europäische Aktualität dokumentieren. Sie scheu-
en die Berichterstattung über Konflikte aus Angst vor einem Imageschaden für den europäi-
schen Einigungsprozess.754  
Durch die Aufwertung der Berichterstattung nahm auch der Konkurrenzkampf im Korres-
pondentenkorps zu. Der Wettbewerb um Exklusivität verschärfte sich, die Berichterstattung 
wurde kritischer. Zum einen wurde das früher wenig beliebte Brüssel zu einem Karriere-
sprungbrett, das verstärkt motivierte jüngere Journalisten anzog. Diese weisen eine kriti-
                                            
745 Vgl. Huber, a.a.O., S. 27. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 72. 
746 Vgl. Teichert, a.a.O., S. 13. 
747 Vgl. Nandelstädt, a.a.O., S. 235. 
748 Vgl. Quartemer, Jean: Eine Art europäisches Watergate. In: Message 4/2002, S. 52. 
749 Vgl. Sievert, a.a.O., S. 116.  
750 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 122. 
751 Baisnée, a.a.O., S. 112. 
752 Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 121 f. 
753 Vgl. ebd., S. 114. Vgl. auch Teichert, a.a.O., S. 13. 
754 Vgl. Baisnée, a.a.O., S. 118 f. 
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schere Haltung der EU gegenüber auf als Kollegen, die schon vor dem Beschluss des 
Maastricht-Vertrages in Brüssel arbeiteten. Zum anderen kamen mit der Aufstockung des 
Korrespondentenkorps vermehrt Recherche- und Investigationsjournalisten in die EU-
Hauptstadt, die ebenfalls eine kritischere Haltung gegenüber der EU einnehmen als die älte-
ren Korrespondenten. Drittens hat der erleichterte Informationszugang über das Internet den 
Wettbewerb verschärft. Die täglichen Pressemitteilungen sind für die Heimatredaktionen 
jederzeit einsehbar, spezialisierte Internetdienste berichten über alle Details des Politikall-
tags. Die Position des Korrespondenten als alleiniger Beobachter des Geschehens wird zu-
nehmend geschwächt.755 
„Generell stehen die Korrespondenten zunehmend unter redaktionellem Druck, die Exklusivität 
ihrer Berichterstattung durch die Ausnutzung ihres Standortvorteils zu erhöhen. Um diesen erhöhten 
Anforderungen zu genügen, versuchen die Korrespondenten verstärkt, ausländische und nicht-
offizielle Quellen in die Recherchen zu integrieren, die Journalisten im Heimatland und den Nach-
richtenagenturen nicht so einfach zugänglich sind.“756 
Vorläufiger Höhepunkt des Brüsseler Recherchejournalismus war der von Journalisten mit 
ausgelöste Rücktritt der EU-Kommission 1999, auf den bereits eingegangen wurde. Die 
Kommission hatte u. a. auf Vorwürfe, die Kommissarin Edith Cresson habe illegale Bera-
terverträge abgeschlossen, Journalisten gegenüber mit Drohungen, Klagen und steter Zu-
rückhaltung unliebsamer Fakten reagiert.757 Gerhards skizziert: 
„Die Verfehlungen der Kommission wurden durch eine Allianz einer multinational zusammenge-
setzten Gruppe von Journalisten auf die Agenda gesetzt, die in Form eines investigativen Journalis-
mus nach verschwundenen Geldern der EU in Luxemburg recherchierte, Informationen austauschte, 
ihre Veröffentlichungen in den jeweiligen Heimatzeitungen koordinierte, dadurch flächendeckend 
die Medienagenda bestimmte (…) und durch Gruppenbildung sich gegenüber Sanktionen von Seiten 
ihrer Heimatredaktionen und der Kommission schützte. Hinzu kam eine enge Kooperation der Jour-
nalisten mit einigen Abgeordneten des Europaparlamentes, was den Druck auf die Kommission 
erhöhte.“758    
Durch das Fehlverhalten sieht Meyer das Vertrauen in die Kommission als gut gewillte 
Verteidigerin des Gemeinschaftsinteresses gebrochen, kritische Worte gegenüber der EU 
sind salonfähig geworden. Er bemerkt allerdings, dass nur rund 15 Prozent der Korrespon-
denten Investigationsjournalisten sind und der journalistische Arbeitsalltag nicht von ihm 
geprägt ist.759 Der Trend zur Affären-Berichterstattung scheint aber ungebrochen: Der Me-
dien Tenor fand bei Inhaltsanalysen auffällig viele EU-Berichte über Korruption und Miss-
wirtschaft.760 Zu bemerken ist, dass es sich bei der verstärkten Betonung von Investigati-
                                            
755 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 125 ff. Vgl. zum Investigationsjournalismus auch Baisnée, a.a.O., S. 120 
ff.  
756 Meyer, Christoph 2002, S. 126.  
757 Vgl. ebd., S. 106-117. 
758 Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 301.  
759 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 144 ff. Vgl. auch Quartémer, a.a.O., S. 53. 
760 Vgl. Media Tenor: Die EU versagt weiterhin bei der Kommunikation. In: Medien Tenor Forschungsbericht 
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onsjournalismus um kein ortspezifisches Phänomen handelt. „Der Typ des Spürhunds hat 
den Typ des Missionars abgelöst: die Jagd nach harten Fakten spielt eine größere Rolle“,761 
konstatiert der Kommunikationswissenschaftler Kurt Reumann. Saxer beurteilt dies nega-
tiv: „Vorabinformation, Vorverurteilung, Vabanque-Journalismus, der auch getrost sein 
eigenes Dementi einkalkuliert, da er auf dieses auch wieder reagieren kann, haben sich 
dementsprechend zu festen Bestandteilen zeitgenössischer Journalismuskultur entwi-
ckelt.“762 Diese Entwicklung ist in Teilen auch in Brüssel zu beobachten. Aufgrund von 
Übermotivation und fehlendem Wissen nehmen Fehler und Übertreibungen zu. 763 Der 
langjährige FAZ-Korrespondenten Michael Stabenow spricht von „einem Hauen und Ste-
chen, das auch auf Kosten der Qualität der Informationen geht und im Drängen nach Exklu-
sivität immer abstrusere Geschichten ausgräbt.“764 
3.1.5  Auswahlpräferenzen und Arbeitstrategien der Regionalkorrespondenten  
Sensation und Exklusivität haben an Stellenwert gewonnen. Doch wie gestaltet sich die 
Nachrichtenauswahl grundsätzlich in Brüssel? Für die EU-Berichterstattung werden die 
Befunde des Ethnozentrismus bzw. der räumlichen Nähe in Form des Bezuges zum Hei-
matland bestätigt, denn viele Studien belegen, dass regionale und überregionale Medien 
einen starken nationalen Blickwinkel einnehmen.765 Befragungen ergaben dementspre-
chend, dass Korrespondenten besonders gerne nationale Informationsquellen nutzen,766 
wozu Zeitungen, Sender und Agenturen gehören, die häufiger als ausländische Medienpro-
dukte genutzt werden. Die Deutschlandorientierung der Berichterstattung wird besonders 
stark von der Informationspolitik der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik bei der EU 
beeinflusst, auf deren Dienste kein Journalist verzichtet. 767 Nationalität ist das zentrale Kri-
terium. Daneben sind Konflikt und Relevanz bzw. Verbrauchernähe die wichtigsten Nach-
richtenwerte, die interviewte Regionalkorrespondenten nennen. Unterhaltend (Nachrichten-
faktoren Prominenz, Schaden, Überrschung) sind EU-Themen ihrer Ansicht nach ebenfalls 
kaum. 768  
Für den Regionalkorrespondenten Drewes ist die Relevanz im Sinne von Betroffenheit das 
                                                                                                                                
122/2002, S. 77. Vgl. auch Teichert, a.a.O., S. 13.  
761 Vgl. Reumann, Kurt: Journalistische Darstellungsformen. In: Noelle-Neumann, Elisabeth/Schulz, Winf-
ried/Wilke, Jürgen (Hrsg.): Publizistik/Massenkommunikation. Das Fischer Lexikon. Frankfurt 2002, S. 135. 
762 Saxer, a.a.O., S. 9.  
763 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 30. Vgl. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 146.  
764 Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 146. 
765 Vgl. Sievert, a.a.O., S. 296. Vgl. Nandelstädt 2001, a.a.O., S. 230. Vgl. Hodess, a.a.O., S. 459 u. 471. Vgl. Medi-
en Tenor 2002, a.a.O., S. 74. Vgl. Woppmann, a.a.O., S. 86.  Vgl. Huber, a.a.O., S. 21.      
766 Vgl. folgende Befragungen: Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 200, Morgan, a.a.O., S. 328 f., Schlüter, a.a.O., S. 
242. 
767 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 129 ff. u. 201. Vgl. Nandelstädt, a.a.O., S. 223. Vgl. Ley, a.a.O., S. 77. 
768 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 55 ff. Vgl. Ley, a.a.O., S. 85. 
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wichtigste Kriterium. Wenn dies Beachtung findet in der Art, ein Thema aufzuarbeiten, sei 
es kein Problem, europabezogene Themen der Redaktion zu verkaufen. Als Beispiel für 
relevante, die Bürger betreffende Themen werden führt Drewes die übergreifenden Politik-
felder Verbrauchschutz, Binnenmarkt, Kartell- und Wettbewerbsrecht an.769 Als weitere 
regionale Berichterstattungsbeispiele werden „Mobilfunkgebühren im Ausland, Seuchen-
prävention, EU-weit einheitliche Führerscheine, Chemikalien-, Dienstleistungs- oder Ar-
beitszeitrichtlinie“770 genannt. Ein Klassiker der Regionalthemen ist der jährliche EU-
Badewasserbericht, der sich bis in die Kommune herunter brechen lässt.771 In Ostdeutsch-
land ist v. a. das Thema Strukturfonds beliebt bei den Medien.772  
Weitere Themen dieser Art sollen mit der eigenen Redaktionsbefragung ermittelt werden. 
Deutlich wird schon jetzt, dass es eine Vielzahl von regionalen Themen mit EU-Bezügen 
gibt, die interessieren. Oft wirken sie bis in die Kommune hinein, was jedoch nicht immer 
bekannt sein dürfte. Es gibt hierfür Hilfestellungen: Drewes beliefert die Lokalreaktionen 
seiner Kundenblätter mit einem monatlichen Newsletter, der für die Redaktionen vor Ort 
anstehende Themen mit EU-Bezug sowie besonderen regionalen Auswirkungen identifi-
ziert und Tipps für die Berichterstattung gibt. Er erreicht auf diesem Weg 120 Lokalredak-
tionen. Drewes sendet den kostenlosen Newsletter an zwei weitere Pool-
Korrespondentinnen, die ihn an ihre Redaktionen weitergeben.773 Die Motivation für Dre-
wes besteht darin zu zeigen, dass die EU direkt vor Ort, „in den Ladenregalen, in den Schu-
len“, ihre Wirkung zeigt, und keineswegs weit entfernt stattfindet. Zudem möchte er aus 
einer klar erkennbaren proeuropäischen Haltung Vorurteile abbauen und deutlich machen, 
dass in Brüssel „nicht nur Blödsinn“ gemacht wird. Drewes erhält sehr wenige Rückmel-
dungen aus den Lolakredaktionen, glaubt aber dennoch, dass der Newsletter dort seine 
Funktion erfüllt, neue Themen zu setzen. 774  
Ein Beweggrund für den Newsletter ist es auch, die eigenen Kunden direkt zur regionalen 
und lokalen EU-Berichterstattung zu bewegen, da Drewes diese nach eigenem Bekunden 
alleine nicht adäquat leisten kann. Denn die Redaktionen erwarten, im Unterschied zu den 
neunziger Jahren, inzwischen vom Korrespondenten die Recherche auch auf deutsche Ak-
teure auszuweiten, was zusätzliche Kräfte bindet.775 Die Verantwortlichkeit des Korrespon-
denten für eine Vielzahl von Zeitungen führt offensichtlich auch dazu, dass Rechercheko-
operationen zwischen ihm und Kollegen in einer der belieferten Zentrale verhindert werden. 
                                            
769 Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 4 ff. 
770 Schmidt, Deike, a.a.O., S. 58. 
771 Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 5. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 64. 
772 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 59. 
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775 Vgl. ebd., S. 1 u. 5. 
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Der zeitliche Aufwand, den eine intensivere Zusammenarbeit mit einer bestimmten Zeitung 
im Tagegeschäft bedeutet würde, kann sich ein Berichterstatter offenbar nicht leisten, der 
gleichzeitig für mehrere Blätter zuständig ist. Seine Aufmerksamkeit für eine Zeitung, die 
von ihr abgedeckte Region und die dortigen spezifischen Leserinteressen bleibt bei einer 
solch breiten Streuung, so ist zu vermuten, begrenzt.776 
Grund für diese Annahmen liefern u. a. Schmidts Forschungsergebnisse. Denn die von ihr 
interviewten Korrespondenten bemerken mit Hinweis auf zeitliche Restriktionen, dass für 
sie die Regionalisierung der Brüsseler Themen nur bedingt möglich sei. Recherchen vor Ort 
müssten die Heimatredakteure leisten. Einige Korrespondenten sehen die Regionalisierung 
zudem bewusst nicht als ihre Aufgabe an.777 Gelegentlich gelingt die Kooperation mit der 
Heimatredaktion dahingehend, dass ein EU-Korrespondent ein Thema aus der gesamteuro-
päischen und deutschen Perspektive darstellt, und die Redaktion die Auswirkungen auf die 
Region oder die Kommune beschreibt. In den bisherigen Interviews tritt hervor, dass Kor-
respondenten diese Art der Arbeitsteilung für ausbaufähig halten. Hilfreich hierfür sind 
Versuche von Europaabgeordneten, EU-Themen auf den Wahlkreis herunter zu brechen.778  
Ein Korrespondent erklärt, wie die Regionalisierung geschehen könnte:  
„Der EU-Korrespondent macht das Grobe, es kommt eine Richtlinie, die Regionalseiten machen 
eine Umfrage unter den Handwerkskammerpräsidenten zum Thema Dienstleistungsrichtlinie, und 
wir besuchen mal den Klempner in unserer kleinen Gemeinde (…) So kann man ein Thema bis zum 
Handwerksmeister runterarbeiten. Das ist ein Phänomen, was bisher überhaupt nicht oder ganz 
selten nur stattfindet.“779 
Entsprechend befinden auch Bunz und Roth: „Welchen Einfluss Europapolitik tatsächlich 
auf die Kommunalpolitik hat, wird nur schwer deutlich. Denn die Bürgerinnen und Bürger 
sowie die Verwaltungen werden nicht mit dem EU-Recht, sondern mit der deutschen Ge-
setzgebung konfrontiert.“780  
Von Brüssel aus, so lassen die bisherigen Erkenntnisse vermuten, ist die Regionalisierung 
und Lokalisierung der Themen schwer zu leisten. Hierauf wird noch näher im Rahmen der 
eigenen Arbeit einzugehen sein. Besonders problematisch ist offenbar die Regionalisierung 
für die Korrespondenten der Frankfurter Rundschau sowie der Welt, die hauptsächlich für 
überregionale Medien arbeiten und nur nebenbei für Regionalzeitungen schreiben. Selten 
sind in diesen Fällen Berichte mit speziellem Bezug zur Region zu finden.781 Eine interes-
sante Regionalisierungsstrategie hatte die Deutsche Presseagentur bis 2003 in Brüssel reali-
                                            
776 Vgl. Kopper, Gerd G. (2007), a.a.O., S. 62. Vgl. Schäfer 2006 b, a.a.O., S. 117. 
777 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 91 ff. u 131. 
778 Vgl. ebd., a.a.O., S. 90 ff. 
779 Zit. n. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 92. 
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siert: Eine Korrespondentin konzentriert sich auf Themen, die einen Bezug zu Bundeslän-
dern haben und für die Landesdienste relevant sind. Sie berichtete v. a. für die Landesdiens-
te der DPA, was dem Leiter des DPA-Büros zufolge auf großes Interesse stieß. Diese Stelle 
wurde aber im Zuge der Medienkrise gestrichen.782 Dies kann hinsichtlich der Europäisie-
rung der Regionalberichterstattung also besonders weitreichende Entscheidung angesehen 
werden, wenn man sich die Multiplikatorfunktion und die Vormachtstellung gerade des 
Marktführers DPA auf dem Nachrichtenmarkt vor Augen führt. 
3.1.6  Informationsquellen und Recherchegewohnheiten von EU-Korrespondenten 
Die wichtigsten Quellen der EU-Korrespondenz sind zweifelsohne die EU-Institutionen.783 
Zuvorderst genannt wird in Befragungen die Kommission. Das Parlament tritt gegenüber 
dem Ministerrat als Quelle in den Vordergrund.784 Inhaltsanalysen bestätigen die Befra-
gungsergebnisse: Am meisten wird über die Kommission und ihre Kommissare berichtet, 
darauf folgen der Ministerrat bzw. der Europäische Rat und das Parlament. Am häufigsten 
sprechen Journalisten in ihrer Berichterstattung aber von der EU allgemein, ohne konkrete 
Akteure zu nennen.785 Regionalzeitungskorrespondenten recherchieren der Reihenfolge 
nach besonders oft bei der Bundesregierung sowie der Ständigen Vertretung, der Kommis-
sion, dem Rat und den Abgeordneten des Parlamentes.786 Genutzte Quellen in der Kommis-
sion sind Kommissare, Beamte in den Generaldirektionen und die Pressesprecher. Im Par-
lament sind v. a. die Abgeordneten interessant, die gerade Berichterstatter zu einem Dossier 
sind sowie die Abgeordneten aus der eigenen Region. Pressestellen des Parlamentes und der 
Fraktionen spielen eine untergeordnete Rolle. Auch die Landesvertretungen sind wichtige 
Quellen genauso wie Lobbygruppen, Nichtregierungsorganisationen und andere Medien, 
darunter v. a Zeitungen.787  
In Zusammenhang mit der Orientierung an Institutionen der Öffentlichkeitsarbeit steht ein 
weiterer Befund zur EU-Berichterstattung: Terminjournalismus dominiert das Brüsseler 
Terrain,788 denn die EU-Organe bestimmen die Agenda fast vollständig.789 Meist sind in 
Brüssel tagesaktuelle Ereignisse wie Verhandlungen, Vertragsabschlüsse oder Pressekonfe-
renzen Anlass für einen Bericht,790 der nach der Nachricht die von allen Medien bevorzugte 
                                            
782 Diese Information erhielt der Autor durch Gespräche mit dem Büroleiter, den er regelmäßig zu EU-Seminaren 
der Friedrich-Ebert-Stiftung nach Brüssel eingeladen hat.  
783 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 10. 
784 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 77.   
785 Vgl. Medien Tenor 2002, a.a.O., S. 74.  
786 Vgl. Nandelstädt, a.a.O., S. 223.  
787 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 98 ff. Vgl. Nandelstädt, a.a.O., S 223. 
788 Vgl. Stabenow, a.a.O., S. 17. Vgl. Teichert, a.a.O., S. 12 f sowie Kopper 1997 c, a.a.O., S. 11. 
789 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 70. Vgl. Huber, a.a.O., S. 38.  
790 Vgl. Huber, a.a.O., S. 40. 
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Stilform in der EU-Korrespondenz ist. Längere und unterhaltsamere Formen wie Reporta-
gen bleiben die Ausnahme.791 Dies gilt auch für die EU-Berichterstattung der Regionalzei-
tungen.792 Die Vernachlässigung einer hintergründigen und kontinuierlichen Berichterstat-
tung zu Gunsten einer Konzentration auf aktuelle und häufig erwartbare Ereignisse wurde 
in mehreren Studien festgestellt.793 Besonders über Großereignisse wie Gipfeltreffen wird 
punktuell ausführlich berichtet, die Debatte über die Konsequenzen der Beschlüsse wird 
jedoch vernachlässigt.794 Ein Grund für den Mangel an Hintergrundberichten aus Brüssel ist 
große Informationsfülle, mit der die Korrespondenten zu kämpfen haben. Sie wird von vie-
len Forschern hervorgehoben. 795 Korrespondenten steht nach Teichert  
„eine überwältigende Themen- und Ereignisdichte gegenüber, wirkungsvoll ergänzt von einer sich 
unablässig neu generierenden Materialflut. Pressekonferenzen, Ministerratstreffen, Gesetzesinitiati-
ven, Kommissionserklärungen, Parlamentsdebatten, Enquête-Berichte, Reports, Arbeitsdokumente, 
Protokolle – allein nur die nachrichtliche Bewältigung dieses Mahlstroms von Wichtigkeit und Un-
bedeutendem lässt Kapazitätsgrenzen erkennen. (...) Aktualitätszwänge und Themenkomplexität 
lassen kaum Spielraum für die immer angemahnten Hintergrund- und Erklärstücke.“796  
Auf die Themendichte führt er auch die bereits erwähnte große Kollegialität zurück: „Die 
praktizierte Kooperationsbereitschaft hat verständliche Gründe. Denn alle Journalisten se-
hen sich gemeinsam täglich vor dem Problem, die Brüsseler Themenkatarakte wenigsten 
vorläufig einzudämmen (…).“797  
Als weitere Besonderheit des Standorts erscheint die häufig betonte Wichtigkeit von per-
sönlichen Gesprächen und inoffiziellen Quellen wie Politikern, Beamten oder Interessens-
vertretern, die für die Auslandsberichterstattung klassischerweise einen hohen Stellenwert 
haben.798 In Brüssel bauen sich sehr viele Korrespondenten ein Netzwerk von persönlichen 
Kontakten auf, das ihnen Zugang zu Hintergrundinformationen verschafft.799 Hier sind be-
sonders die mit Interna vertrauten Kommissionsbeamten zu erwähnen.800 Eine wichtige 
Quelle sind auch Diplomaten deutscher Vertretungen.801 
Meyers Befragung ergab, dass ein knappes Drittel der Korrespondenten mehr als die Hälfte 
der von ihnen veröffentlichten Informationen aus vertraulichen, schützenswerten Quellen 
                                            
791 Vgl. Ley, a.a.O., S. 89 f.  
792 Vgl. Wopmman, a.a.O., S. 73. 
793 Vgl. Sievert, a.a.O., S. 305 ff. Vgl. Nandelstädt 2001, a.a.O., S. 229. Vgl. Ley, a.a.O., S. 85. Vgl. Woppmann, 
a.a.O., S. 102 ff. 
794 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 70. Vgl. Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 278 f. Vgl. zu Großereignissen auch: 
Nandelstädt, a.a.O., S. 223 sowie Stabenow, a.a.O., S. 17 und Sievert, a.a.O., S. 342 f. 
795 Vgl. Kantner 2007, a.a.O., S. 221. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 119. Vgl. Nandelstädt, a.a.O., S. 235, Vgl. 
Morgan, a.a.O., S. 336. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 122. Vgl. Huber, a.a.O., S. 35. 
796 Teichert, a.a.O., S. 12.  
797 Ebd., S. 11.  
798 Vgl. Wagner, a.a.O., S. 71 u. 83. 
799 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 124. Vgl. Baisnée, a.a.O., S. 121 f. Vgl. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 
128.   
800 Vgl. Europäische Kommission 2002, a.a. O., S. 209.  
801 Vgl. Zschunke, a.a.O., S. 146, vgl. Wagner, a.a.O., S. 117.  
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bezieht.802 Persönliche Informanten sind auch für die von Huber, Schmidt und Ley befrag-
ten Journalisten von eminenter Bedeutung.803 Informanten werden oft als „diplomatische 
Kreise“ in die Berichterstattung aufgenommen, ein Terminus der in der EU-
Berichterstattung besonders oft auftaucht, und überdies notgedrungen verwendet werden 
muss, weil – gerade im Umfeld des Ministerrates – der Großteil der an Journalisten vermit-
telten Informationen nicht zitierfähige Aussagen sind.804 Dies unterstreicht die Intranspa-
renz des Systems.  
Korrespondenten kooperieren auch regelmäßig mit Interessensvertretern. Besonders 
gerne werden Umwelt- und Non-Profit-Organisationen sowie Wirtschaftsunternehmen 
als Quellen genutzt. Darauf folgen Vertreter von Gesundheit/Verbraucher- sowie Ar-
beitnehmer bzw. Arbeitgeberorganisationen.805 Journalisten wiesen mehrfach auf die 
Gefahr hin, in Brüssel durch Informanten instrumentalisiert zu werden und unseriöse 
Informationen zu erhalten.806 Zu erwähnen bleibt das Internet, das in den vergangenen 
Jahren gerade den Zugang zu ausländischen Quellen und Medien enorm verbessert und 
die Recherchemöglichkeit für Korrespondenten erweitert hat. EU-Korrespondenten be-
tonen die große Wichtigkeit dieses Mediums für ihre alltägliche Recherche, da hier fast 
alle offiziellen Dokumente zu finden sind. 807 
3.1.7  Selektionshemmnisse und Berichterstattungshindernisse  
Die Nachrichtenauswahl wird Korrespondenten nicht nur durch die Themenfülle, sondern 
auch durch die auffallende Komplexität des politischen Systems der EU erschwert, die viele 
Forscher hervorheben.808 Befragungen zeigen, dass Korrespondenten in ihrer Ausbildung 
auf die komplexe Thematik EU oft nicht vorbereitet werden. Im nachhinein befürworten 
englische Journalisten ein besseres Fremdsprachentraining und die Beschäftigung mit den 
EU-Institutionen während der Ausbildungsphase. 809 Ein Korrespondent erklärt: „We are 
not equipped properly to cover this uniquely complex, hybrid system.810 Gleichzeitig merk-
ten die Korrespondenten an, dass wegen der zunehmenden Komplexität verstärkt eine fach-
liche Spezialisierung notwendig werde.811 Von den 15 von Schmidt befragten Korrespon-
                                            
802 Vgl. Meyer, a.a.O., S. 203. 
803 Schmidt, Deike, a.a.O., S. 123 f. Vgl. Huber, a.a.O., S. 33. Vgl. Ley, a.a.O., S. 80. 
804 Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 137. 
805 Vgl. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 201. Vgl. auch Morgan, a.a.O., S. 329. 
806 Vgl. Morgan, a.a.O., S. 326. 
807 Vgl. Wagner, a.a.O., S. 88 f. Vgl. Ley, Anhang, a.a.O., S. 6 u. 63. 
808 Vgl. Latzer/Saurwein, a.a.O. , S. 29. Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 3. Vgl. Baisnée a.a.O., S. 113 f. Vgl. Morgan, 
a.a.O., S. 332. Vgl. Stabenow, a.a.O., S. 17. Vgl. Kopper 2007 a, a.a.O., S. 64. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 55. 
Vgl. Ley, a.a.O., S. 89. 
809 Vgl. Morgan, a.a.O., S. 332. Vgl. auch die Ergebnisse von Meyer, a.a.O., S. 203 und Schlüter, a.a.O., S. 239. 
810 Morgan, a.a.O., S. 332.  
811 Vgl. ebd., S. 334. 
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denten hatten sich sechs vor dem Beginn ihrer Tätigkeit durch Tätigkeiten in den EU-
Institutionen, in einer Europa-Redaktion oder Studienschwerpunkte auf das Thema Europa 
spezialisiert. Die Mehrheit ging unvorbereitet in die EU-Zentrale.812  
Ihren Ausdruck findet die Komplexität, die Zeichen eines Transparenzmangels ist (vgl. 
Kap. 2.1.3) in der oft unverständlichen Fachsprache der EU-Institutionen813, sowie in der 
unübersichtlichen Struktur der EU-Website, die von Journalisten kritisiert wird.814 Das 
Hauptproblem besteht aber in einem unüberschaubaren Entscheidungsprozess. Er ist durch 
ein, den Kompromiss zwischen nationalen Interessen suchendes Verwaltungshandeln cha-
rakterisiert, dessen „Definitions-, Normierungs- und Regelungsbedarf“815 wesentlich höher 
als im nationalstaatlichen Politikprozess ist.  Die Vielzahl der Akteure ist problematisch:   
„Die EU-Politik setzt sich aus etlichen Konflikten - zwischen Mitgliedsländern, zwischen mächtigen 
Interessengruppen, zwischen politischen Richtungen - zusammen und endet regelmäßig in Kompro-
missen, die Gesetzeskraft erlangen. Klar zu erkennen, welches Spiel gerade von wem - und über 
welche Ecken gespielt wird, fällt sogar geübten journalistischen Beobachtern schwer.“816  
Gerade der Gesetzgebungsprozess bereitet Journalisten Probleme. Eine Initiative der Kom-
mission zieht Stellungnahmen von Parlament und Ministerrat nach sich. Der Ministerrat 
entscheidet nach einer erneuten Debatte im Parlament alleine oder mit ihm zusammen. Je 
nach Materie ist die Mitsprache der Institutionen verschieden, was die Orientierung er-
schwert.817 „Das Wechselspiel zwischen Kommission, Ministerrat und dem Europäischen 
Parlament ist so differenziert, dass es sich nachvollziehbar kaum darstellten lässt.“818 Folge 
dieses langwierigen Entscheidungsprozesse ist die Tatsache, dass in der EU-
Berichterstattung meist nur Ergebnisse abgebildet werden.  
Die Umsetzung eines EU-Gesetzes ist zudem selten Thema der Berichterstattung.819 Meyer 
sieht hier die „größte Kontrolllücke“ im Bereich der EU-Berichterstattung: Zwei Drittel der 
von ihm befragten Korrespondenten gaben an, nie oder fast nie über die Umsetzungsphase 
zu berichten, da ihr Fokus Brüssel gilt. „Es wäre die Aufgabe der von Journalisten in den 
Mitgliedstaaten diese Informations- und Kontrolllücken zu schließen. Für viele Redaktio-
nen ist jedoch Europa-Politik noch immer nicht Innenpolitik.“820  
Die Folge dieser Fokussierung auf die reine Output-Ebene ist eine verkürzte Darstellung 
                                            
812 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 55 ff. 
813 Vgl. Schlüter, a.a.O., S. 218. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 66. 
814 Vgl. Schäfer, Torsten (2006 d): Wege durch den Info-Sumpf. Tipps zur EU-Recherche. In: Journalist 2/2006, S. 
S. 48 f. 
815 Gerhards 1993, a. a. O., S. 103.  
816 Koppper 2007, a.a.O., S. 64. 
817 Vgl. Glotz, Peter: Integration und Eigensinn. In: Erbring, Lutz (Hrsg.): Kommunikationsraum Europa. Konstanz 
1995, S. 20. 
818 Teichert, a.a.O., S. 11.  
819 Vgl. Huber, a.a.O., S. 15. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 167. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 60. 
820 Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 141. 
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des EU-Politikprozesses in den Medien. Beispiel hierfür ist die 1999 verabschiedete Fein-
staub-Richtlinie der EU, die in Deutschland 2002 von Bundestag und Bundesrat ohne grö-
ßere Kontroversen verabschiedet wurde. Erst als das Gesetz in Kraft trat und seine Auswir-
kungen sichtbar wurden, entstand schnell eine erhitzte öffentliche Debatte. Roth erklärt:  
„Das Ganze wurde vor zehn Jahren auf EU-Ebene im Prinzip festgezurrt von den Mitgliedstaaten. 
Die Umsetzung hat dann viele Jahre gedauert, und dann durften die Kommunen das Ganze dann 
über die Umweltzonen einrichten. Als das dann stattgefunden hat (…) hat dann kein Mensch mehr 
gewusst, wo die Ursprünge eigentlich lagen, und wie diese Richtlinie zustande gekommen ist.“821  
Was bedeutet dies alles für die Wirksamkeit der wichtigen Nachrichtenfaktoren? Die be-
sondere Komplexität der EU-Thematik widerspricht dem Auswahlkriterium Struktur, wo-
nach gerade in der Auslandskorrespondenz gerne über einfache und überschaubare Ereig-
nisse berichtet wird. Auch Unerwartetes (Überraschung) wird durch die langwierige Kom-
promisssuche in der EU-Gesetzgebung selten produziert.822 EU-Politik lässt auch den wich-
tigen Faktor der Nähe vermissen.823 „Brüssel wird als ferner und letztendlich fremder Ort 
wahrgenommen bzw. so von den nationalen politischen Eliten interpretiert.“ 824  
Des Weiteren ist es für Berichterstatter wegen der gesetzgeberischen Rahmenbedingungen 
schwierig, Konflikte deutlich zu machen, die den Nachrichtenwert eines Ereignisses bedeu-
tend erhöhen825, und insgesamt ein wichtiger Moment für die Entstehung europäischer Öf-
fentlichkeitsstrukturen sind, wie in Kap. 2.4.6.1 gezeigt werden konnte. Dass die so bedeu-
tende „konfliktive Europäisierung“ behindert wird, liegt am politischen System der EU, das 
nicht zulässt, dass Konflikte sichtbar werden. In der Bundespolitik ist dies anders: „Politi-
sche Verhandlungen und dabei auftretende Konflikte sowie Gefechte zwischen Spitzenkan-
didaten lassen sich häufig entlang von Parteilinien zuspitzen und auch für den Bürger ohne 
detailreiches politisches Vorwissen verständlich machen.”826 Diese Mechanismen funktio-
nieren in Brüssel nicht: Die Ausarbeitung der Gesetzesvorschläge durch die EU-
Kommission geschieht ebenso wie die Tagungen der Ministerräte unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit. Der Vorschlag selbst wird von der Behörde als ganzer gemäß ihres Kollegi-
alprinzips vertreten. Ein Einblick in Konflikte der Kommissare untereinander ist nicht vor-
gesehen.827 Auch die Präsentation der Ministerratsbeschlüsse erfolgt einvernehmlich, ohne 
dass Kontroversen und das Stimmverhalten öffentlich werden.  
Insgesamt sind nationale Entscheidungsprozesse medienwirksamer gestaltet, da öffentliche 
                                            
821 Roth 2008, a.a.O., S. 1. 
822 Vgl. Huber, a.a.O., S. 22. 
823 Vgl. ebd. Vgl. Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 298.  
824 Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 298.  
825 Vgl. Huber, a.a.O., S. 22. Vgl. Morgan, a.a.O., S. 326. Vgl. Nandelstädt, a.a. O., S. 223. 
826 Huber, a.a.O., S. 23. 
827 Vgl. Neidhardt et al, a.a.O., S. 284. Vgl. Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 297.  
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Politisierung und Pro- und Contra-Positionen sichtbarer sind.828 Thomas Meyer hält fest:  
„Institutionen, die ihre Entscheidungen hinter verschlossenen Türen treffen, so daß die großen Al-
ternativen, die Konflikte zwischen ihnen und den Akteuren und der Prozeß, in dem sie sich verän-
dern, für das große Publikum gar nicht sichtbar werden, laden nicht zur Identifikation, ja kaum zur 
aufmerksamen Beachtung ein.“829  
Weil sowohl die Verhandlungen als auch das Abstimmungsverhalten im Europäischen Rat 
und im Ministerrat i. d. R. nicht öffentlich gemacht werden, um die Verhandlungen und 
Kompromissfindung zwischen 27 Parteien nicht zu erschweren, ist es für nationale Regie-
rungschefs möglich, Brüssel als „Sündenbock“ zu nutzen, die EU also für eine Problematik 
verantwortlich zu machen, für die sie womöglich selbst gestimmt haben.830 „Die Polarisie-
rung ‚Wir‟ gegen ‚Brüssel‟ schafft insgesamt künstliche Fronten, die dem Publikum leicht 
zu vermitteln sind und wenig Hintergrundrecherche verlangen“,831 schließt Kopper. „Hinter 
allem Schlechten wird Europa vermutet. Was den nationalen Politikerinnen und Politikern 
sehr recht ist. Sie weisen Verantwortung von sich“,832 befindet Roth.  
Meyer bemerkt, dass die Heimatredaktionen aufgrund von Wissensdefiziten (mehr dazu in 
Kapitel 3.2.5.3.2) kaum in der Lage seien, die Sündenbock-Strategie zu durchschauen, da 
die Aussagen der Minister über die Brüsseler Vorgänge selten von deutschen Journalisten 
überprüft werden. „Es fehlt an einem Korrektiv, einem oder mehrerer Gegenspieler in der 
Debatte über die Zuschreibung und Abwälzung von politischer Verantwortlichkeit.“833 
Erleichtert wird der Sündenbock-Mechanismus auch dadurch, dass Medien v. a. über die 
EU-Kommission berichten und die Bedeutung des Rates deshalb in der Öffentlichkeit weit 
unterschätzt wird.834 Fatal hinsichtlich einer negativen Darstellung der EU ist zudem, dass 
sich nationale Akteure mit ihren Darstellungen in den Medien viel häufiger zu Wort melden 
können als EU-Akteure, deren Rolle es wäre, positive Sichtweisen einzubringen bzw. sich 
gegen Vorwürfe zu verteidigen.835 Der EU fehlt es insgesamt an Sprachgewalt auf der nati-
onalen Bühne, was sie mit einer Stärkung der Pressestellen zu ändern versucht (s. u. ).  
Nach Meinung des befragten EU-Sprechers kann auch eine größere Zahl der Pressesprecher 
in den nationalen EU-Vertretungen bzw. mehrere neue Vertretungen mit eigenen Presse-
stellen, die auf einseitige Darstellungen zu Lasten Brüssels reagieren könnten, nichts an der 
kommunikativen Dominanz und der Sündenbock-Strategie der nationalen Minister ändern. 
                                            
828 Gerhards 1993, a.a.O., S. 103. Vgl. Glotz, a.a.O., S. 20.  
829 Meyer, Thomas, a.a.O., S. 172. 
830 Vgl. Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 b, a.a.O., S. 28. Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 134 f. Vgl. Huber, 
a.a.O., S.33. 
831 Vgl. Kopper 1997 c, a.a.O., S. 11. 
832 Roth 1998 b, a. a. O, S. 9. 
833 Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 139. 
834 Vgl. ebd., S. 134  
835 Medien Tenor 2004 b, a.a.O., S. 13. 
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„Was wir brauchen, ist mehr Sensibilität bei den Journalisten“836, schließt er. Die Aus- und 
Weiterbildung von Journalisten ist für ihn die entscheidende Strategie, um der Sündenbock-
Strategie entgegenzutreten.837  
Ein weiterer Punkt, der die Politisierung und Mediatisierung der EU-Politik erschwert, ist 
die Tatsache, dass in Brüssel keine Opposition mit ihren klassischen Funktionen wie Kritik 
und Kontrolle wirkt. Die EU-Politik kann kaum wie im Nationalstaat in Form von Konflik-
ten zwischen den Parteien dargestellt werden. Das Parlament zeichnet sich durch eine we-
nig polarisierende und kaum durch parteitaktische Manöver gestörte Arbeit aus. Um die 
eigene, noch immer mit beschränkten Kompetenzen ausgestattete Institution gegenüber 
Kommission und Rat mit eindeutigen Beschlüssen zu stärken, schmieden die Abgeordneten 
häufig Koalitionen über die Parteigrenzen hinweg.838 Neidhardt et al. beklagen das Fehlen 
einer Opposition deutlich:  
„Da dieses grundlegende Merkmal der Demokratie (…) fehlt, wird der institutionellen Bearbeitung 
von EU-Themen jene fundamentale Konfliktstruktur vorenthalten, die die öffentlichen Meinungsbil-
dungsprozesse in Gang hält und die auf Konfliktkonstellationen geeichten Nachrichtenwertinteres-
sen der Medien ständig bedienen können.“839 
Jachtenfuch/Kohler-Koch beziehen das Fehlen der Opposition auf die gesamten EU-Politik:  
„Die Kommmission ist nach ihrer eigenen Auffassung und den an sie gerichteten Erwartungen ein 
unpolitisches technokratisches Gremium, der Rat agiert infolge der steten Regierungswechsel (…) 
wie eine Allparteienregierung, und das Europäische Parlament ist aufgrund der Mehrheitsverhält-
nisse immer wieder zu einer großen Koalition gezwungen, wenn es Einfluss haben will. Auf diese 
Weise verhindert schon die Logik der Interessensvermittlung innerhalb jeder einzelnen Institution 
und noch mehr die Interaktion zwischen den Institutionen (… ) die Ausrichtung des Politikprozesses 
nach parteipolitischen Lagern.
840
 
Nicht nur das Nachrichtenkriterium Konflikt, auch der Faktor persönlicher Einfluss bzw. 
Personalisierung haftet europapolitischen Ereignissen nur wenig an.841 Bekannte Politiker 
wie Kommissionspräsident Barroso und der EU-Beauftragte für die Außen- und Sicher-
heitspolitik, Javier Solana, können mitunter die Aufmerksamkeit für sich gewinnen. EU-
Kommissare finden dagegen kaum Beachtung. Befragte Korrespondenten beklagen das 
Fehlen bekannter Gesichter, über die sie „Themen transportieren“ könnten.842 Nandelstädt 
schließt: „Die Kommissare (...) treten in der Öffentlichkeit kaum auf. Sie sind im Vergleich 
zu führenden Politikern auf nationaler Ebene dementsprechend unbekannt und zur Persona-
lisierung von Sachfragen wenig geeignet.“843 Dies erklärt sich aus der Tatsache, dass sich 
                                            
836 Vgl. Schulz, Steffen a.a.O. , S. 10.  
837 Vgl. ebd., S. 7. 
838 Vgl. Kleinsteuber 2004, a.a.O., S. 37. Vgl. Huber, a.a.O., S. 22. Vgl. Neidhardt et al., a.a.O., S. 283 ff. 
839 Neidhardt et al, a.a.O., S. 285.  
840 Jachtenfuchs/Kohler-Koch 2006 b, a.a.O., S. 26. 
841 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 25. Vgl. Sievert, a.a.O., S. 315. 
842 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 65. Vgl. Medien Tenor 2002, a.a.O., S. 76.  
843 Nandelstädt, a.a.O., S. 233.  
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EU-Kommissare nicht wie andere Politiker durch öffentliche Vermittlung ihrer Politik vor 
einem Wahlvolk verantworten müssen, weil sie von Regierungen ernannt werden.844  
Richter plädiert für die Direktwahl der EU-Kommission auch im Interesse einer größeren 
Öffentlichkeit und insbesondere vor dem Hintergrund größerer demokratischer Legitimati-
on ihrer Entscheidungen. Vorstellbar sind für ihn auch andere Wahlverfahren durch das 
Europäische Parlament oder Wahlmänner/frauen.845 Auch der Fraktionschef der Grünen im 
Europa-Parlament, Daniel Cohn-Bendit, sprach sich unlängst für Kommissionswahlen 
aus.846 Neidhardt et al. bemerken ebenfalls, dass eine „supranationale, europäische öffentli-
che Meinungsbildung“ nur mit Hilfe einer grundlegende Strukturreform im Institutionssys-
tem der EU entstehen könnte. Darunter verstehen sie die Aufwertung des Parlaments, eine 
größere Transparenz der Sitzungen und das Abrücken von Einstimmigkeitsregeln im Minis-
terrat. Da dies aber zu größeren Konflikten und damit zu einem Effizienzverlust des Ent-
scheidungssystems führen würde, sei die EU zu diesen Schritten nicht bereit.847 Diesem 
Punkt widmet sich Richter ebenfalls. Seiner Ansicht muss das EU-System den drohenden 
Effizienzverlust in Kauf nehmen. Zeitliche Verzögerungen seien akzeptabler als „personal-
politische ‚deals‟ hinter den Kulissen öffentlich transparenter Politikgestaltung.“848  
Mit dem Vertrag von Lissabon werden erste Reformschritte im Sinne der Forderungen von 
Neidhardt et al. auf den Weg gebracht: Die Rechte des Parlaments werden, wie in Kap. 
2.1.3 beschrieben, gestärkt und die Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat ausgedehnt. 
Der Vertrag von Lissabon bringt weitere Strukturreformen auf den Weg, die die Entste-
hungsbedingungen für europäische Öffentlichkeitsstrukturen begünstigen können: Mit dem 
EU-Präsident849 (Art. 18 EUV) und einem stärkeren EU-Repräsentanten für die Außenpoli-
tik (Art 18 EUV) 850 bekommt die Gemeinschaft zwei neue Gesichter hinzu. „Diese beiden 
Ämter verkörpern europäische Politik in einer sichtbaren und medial attraktiven Weise. Das 
könnte ein mittelgroßer Schritt für die Lösung der Probleme sein“,851 erläutert der Politolo-
ge Thomas Meyer. Er spielt auf den Nachrichtenfaktor Personalisierung an, der nun stärker 
in der EU-Berichterstattung greifen könnte.  
Auch die im Vertrag vorgesehene Wahl des Kommissionspräsidenten (vgl. Kap. 2.1.3) ist 
eine öffentlichkeitswirksame Maßnahme. Dieses Verfahren wurde bereits für die Einset-
                                            
844 Vgl. Huber, a.a.O., S. 43. Vgl. Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 297. Vgl. Gramberger/Lehmann, a.a.O. S. 194. Vgl. 
Neidhardt et al., a.a.O., S. 275. 
845 Vgl. Richter, a.a.O., S. 174. 
846 Vgl. Schäfer 2007, a.a.O.  
847 Vgl. Neidhardt et al., a.a.O., S. 286. 
848 Richter, a.a.O., S. 175.   
849 Vgl. Europäische Kommission 2008 b, a.a.O., S. 23 f. 
850 Vgl. ebd. S. 26 f. 
851 Schäfer 2004 c, a.a.O. Vgl. auch Meyer, Thomas, a.a.O., S. 172 
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zung der Barroso-Kommission 2005 angewandt. Es sei daran erinnert, welch lebhafte EU-
Debatte deshalb zu Stande kam.852 Auch als das EP 2005 das vorgeschlagene Kollegium 
zunächst ablehnte, wurde eine konfliktive, transnationale Öffentlichkeit erzeugt. Der Medi-
en Tenor schreibt nach einer Inhaltsanalyse:  
„So hat zum Beispiel die Ablehnung der Barroso-Kommission durch das Europäische Parlament 
über den politischen Raum hinaus die Gewichte verschoben. Galt das EU-Parlament den Medien 
bis dahin als langweilige und irrelevante Schwatzbude (…) so boten die lang dauernden Verhand-
lungen genug Dramatik, der Streit um die religiösen Überzeugungen Rocco Buttigliones genug 
Skandalöses, um den Anteil der EU-Berichterstattung auf den zweithöchsten Wert der untersuchten 
39 Monate zu treiben.“853  
Auch von der gestärkten Mitsprache der nationalen Parlamente (vgl. Kap. 2.1.4) werden 
Vorteile im Hinblick auf eine vermehrte öffentliche Darstellung der EU-Politik erwartet. 
EU-Korrespondenten glauben, dass durch diese Neuerung die bis dato nur in den politi-
schen Strukturen Brüssels befindlichen Vorschläge Wirkung auf die nationalen Systeme 
und deren Öffentlichkeiten durch eine parlamentarische europapolitische Debatte entfalten, 
die es bislang nicht gab.854 
3.1.8  Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikationspolitik der EU 
3.1.8.1 Hauptakteur EU-Kommission 
Allgemein wird den EU-Institutionen ein Versagen bei der Öffentlichkeitsarbeit attes-
tiert.855 Kritik trifft v. a. die Kommission856, die Hauptinformationsquelle der Journalisten 
in der Europaberichterstattung ist.857 Vor diesem Hintergrund wird der Informationsarbeit 
der Kommission mehr Raum gegeben als der Öffentlichkeitsarbeit des Rates und des Par-
lamentes, zu denen überdies deutlich weniger Forschungsergebnisse vorliegen.  
Margot Wallström, Vizepräsidentin der EU-Kommission und verantwortlich für die neuen 
Kommunikationsstrategien, gesteht die Defizite in der Kommunikationspolitik offen ein: 
„Wir waren lange Zeit ein Projekt für eine politische Elite. Wir waren schlechte Zuhörer, 
haben die Dinge schlecht erklärt und EU-Themen schlecht auf der politischen Bühne der 
Mitgliedstaaten positioniert.“858 Wie Gramberger und Lehmann darlegen, hat die Kommis-
sion bis in den 90er Jahren die Informationspolitik vernachlässigt, indem sie das Budget 
                                            
852 Vgl. Neidhardt et al., a.a.O., S. 283. 
853 Media Tenor (2005 b): Die Stunde der Wahrheit. Das Medienbild der EU und der Beitrittsländer, 01/02-03/05. 
In: Media Tenor Forschungsbericht 150/2005, S. 101. 
854 Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 7. 
855 Vgl. Gramberger/Lehmann, a.a.O., S. 186.  
856 Vgl. ebd., 188 ff. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 151 ff. u. 204. Vgl. Media Tenor 2005 b, a.a.O., S. 100. 
Vgl. Reichtstein, a.a.O., S. 62.  
857 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 83. Vgl. Richter, a.a.O., S. 185. 
858 Vgl. Europäische Kommission (2005 c): Wallström, Margot: Die Europe Direct Informationsrelais sind von 
entscheidender Bedeutung für die neue Kommunikationsstrategie. Pressemitteilung, Brüssel 30.6.2005. URL: 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/05/823&format=PDF&aged=1&language=DE&guiLang
uage=en, 13.1.2008. 
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hierfür klein hielt und PR-Posten nicht mit Fachleuten wie früheren Journalisten, sondern 
mit Laien und ausgedienten Beamten besetzte. Die Informationspolitik war Aufgabe ver-
schiedener Generaldirektionen, weshalb die Öffentlichkeitsarbeit unabgestimmt war. Erst 
als mit dem „Nein“ der dänischen Bevölkerung zum Maastricht-Vertrag eine kritische De-
batte über den Zustand der EG begann, arbeitete die Kommission eine Strategie für die In-
formationspolitik aus und beauftragte einen Kommissar mit der Informationspolitik. Interne 
Reformen werteten die Informationspolitik weiter auf. 859 Die gesamte Informationspolitik 
ist mittlerweile in der GD „Presse und Kommunikation“ zusammengefasst, die dem Kom-
missionspräsidenten untersteht. Auf die Besetzung mit Fachkräften wird strenger geachtet 
als zuvor.860 Auch die bereits erwähnte große Menge an täglich verbreiteten Presseinforma-
tionen ist Ausdruck des Versuchs, die Pressearbeit voranzutreiben.   
Die Reformentwicklung setzt sich in jüngster Zeit fort: Zu beobachten sind sprunghaft an-
gestiegene Aktivitäten der Kommission im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit insbesondere 
nach den gescheiterten Verfassungsreferenden 2005 in den Niederlanden und Frankreich. 
Mit einer besseren Darstellung ihrer versucht die EU in Zeiten einer tiefen Vertrauenskrise, 
Akzeptanz zurück zu gewinnen.861 „Auf diese Weise soll die Union stärker legitimiert wer-
den und womöglich zur Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit beigetragen werden 
(…)“862, schließt Vetters.  
Zunächst entwarf Wallström in einem Aktionsplan eine Vision der künftigen Öffentlich-
keitsarbeit.  Bisherige Defizite wurden in diesem Dokument klar benannt:  
„Ständige Fragmentierung der Kommunikationstätigkeit aufgrund mangelnder Koordinierung und 
Planung und ein damit einhergehender Effizienzverlust. Die Botschaften vermitteln die politischen 
Prioritäten, spiegeln aber nicht unbedingt die Interessen, Bedürfnisse und Anliegen der Bürger wi-
der: die derzeit laufenden Kampagnen sind an die politische Elite und die Medien gerichtet. (…) 
Unangemessene Durchführung: Die Strategien, die die Kommission in der Vergangenheit verab-
schiedet hat, waren zu sehr auf die Finanzierung von Kampagnen und zu wenig auf den Dialog und 
eine proaktive Kommunikation ausgerichtet.“863  
Der Aktionsplan war die Vorbereitung für den „Plan D“ für Demokratie, Dialog und Dis-
kussion, den Margot Wallström Ende 2005 vorlegte. Die Kommission erklärt in diesem 
Papier u. a., dass sie einen direkten Kontakt mit den Bürgern anstrebt, um „sichtbarer und 
präsenter in den nationalen und regionalen Diskussionen werden.“864 Es werden eine ganze 
                                            
859 Vgl. Gramberger/Lehmann, a.a.O., S. 190 ff. Vgl. Popov, a.a.O., S. 89. Vgl. Neidhardt et al., a.a.O., S. 285. 
860 Vgl. Meyer, Christoph 2002 , a.a.O., S. 162.    
861 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 355. Vgl. Huber, a.a.O., S. 16. Vgl. Kantner 2007, a.a.O., S. 222. Vgl. Reichstein, Ruth: 
Zurück zu den Menschen. In: Journalist 9/2005, S: 62 ff.  Vgl. Europäische Kommission 2006 a, a.a.O. 
862 Vetters, a.a.O., S. 355.  
863 Europäische Kommission (2005 d): Aktionsplan für eine bessere Kommunikationsarbeit der Kommission zu 
Europa. Brüssel 2005, S. 3. URL: http://ec.europa.eu/dgs/communication/pdf/communication_com_de.pdf, 
12.8.2008.  
864 Europäische Kommission (2005 e): Der Beitrag der Kommission in der Zeit der Reflexion und danach: Plan D 
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Reihe von Maßnahmen genannt, die die Kommunikationsleistung der EU verbessern sollen. 
Für das hiesige Forschungsinteresse ist besonders die Strategie der Regionalisierung und 
Lokalisierung der Kommunikationspolitik von Interesse. Die Europäisierung der nationalen 
Öffentlichkeiten kann, so das neue Credo der EU-Kommission, v. a. durch die Berücksich-
tigung der nationalen Kommunikationskulturen erfolgen. Die Mitgliedstaaten sollen des-
halb viel stärker in die EU-Kommunikationspolitik miteinbezogen werden.865 Das bisherige 
Top-Down-Modell der EU-Kommunikation wird von der Kommission in Frage gestellt: 
„Der bislang oft vorherrschende ‚Monolog‟ von oben hilft daher nicht weiter. Die EU-
Kommission strebt derzeit einen wirklichen Dialog zwischen den Institutionen und den 
Bürgern an.“866 Walström selbst sagt: „Wir müssen von Brüssel aus nicht nur Berlin, son-
dern auch Vechta und Hoyerswerda erreichen. Es gilt, die Auswirkungen europäischer Poli-
tik auch auf lokaler Ebene zu erklären.“867 
Teil der Regionalisierungsstrategie ist die personelle Aufwertung insbesondere auch der 
Presseabteilungen in den nationalen Vertretungen der EU-Kommission. Insbesondere hier 
erkennt die EU-Kommission Defizite: „Die Vertretungen der Kommission sind das Aus-
hängeschild der Kommission in den Mitgliedstaaten, werden jedoch von der Mehrheit der 
Bürger, die die Kommission nach wie vor als bürgerfern betrachtet, nicht ausreichend 
wahrgenommen.“868 Sechs neue Stellen im Bereich der Pressearbeit hat die EU-
Kommission in Deutschland in ihren Vertretungen in Berlin, Bonn und München869 einge-
richtet, was öffentlich das Bild der Stärkung verdeutlichte. Kaum bekannt ist jedoch, dass 
diese Stellen befristet waren und 2009 wieder abgeschafft werden, weil in der Gesetz-
gebung für die Personalpolitik das mit entscheidende Parlament dauerhafte Neueinstellun-
gen aus Frucht vor einem nachhaltigen kommunikativen Übergewicht der Kommission 
gegenüber den eigenen Vertretungen in den Mitgliedstaaten nicht genehmigen wollte.870 
Der wichtige weil personelle Aufbau des Plan D stand also von Beginn an aufgrund der 
Institutionenkonkurrenz auf tönernen Füßen.   
Verstärkt genutzt werden sollen nach den Kommissionsplänen auch die lokalen Europe-
Direct-Zentren, die die EU-Kommission in Kooperation mit kommunalen Trägern aufge-
                                                                                                                                
für Demokratie, Dialog und Diskussion. Brüssel 2005, S. 8. URL: http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/site/de/com/2005/com2005_0494de01.pdf, 13.1.2008 
865 Vgl. Europäische Kommission 2006 a, S. 4 ff. Vgl. Europäische Kommission 2005 e, a.a.O, S. 8. 
866  Europäische Kommission 2006 a, a.a.O., S. 4 . 
867 Ebd., S. 5. 
868 Europäische Kommission 2005 e, a.a.O, S. 8.  
869 Die Zentrale in Berlin ist zuständig für Presseanfragen aus den nord- und ostdeutschen Bundesländern, die Bon-
ner Vertretung bearbeitet Hessen, Rheinland-Pfalz, das Saarland und Nordrhein-Westfalen. Die Außenstelle in Mün-
chen ist für Bayern und Baden-Württemberg zuständig. 
870 Dies erfuhr der Verfasser als Seminarleiter eines europajournalistischen Seminars von einem Mitarbeiter der EU-
Kommission. 
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baut hat. Sie sollen die Öffentlichkeitsarbeit vor Ort leisten und Ansprechpartner für Bürger 
und Medien sein.871 In Deutschland gibt es neben den Europe Direct-Stellen weitere lokale 
Akteure, auf die die Kommission nun große Hoffnungen setzt. Zu nennen sind die EU-
Beauftragten, die Länder, Kreise und Kommunen vielfach eingerichtet haben. Für kleinere 
und mittlere Unternehmen gibt es „Euro Info Centres“, die beim Einwerben von Fördergel-
dern helfen.872 In der Förderpolitik setzt die Kommission ebenfalls stärker auf die regionale 
Öffentlichkeitsarbeit. Kopper erklärt:  
„Die Bürger sollen unmittelbarer erreicht werden. Ein Teil dieser Initiative besteht darin, künftig in 
Verträgen mit der EU von Auftragnehmern zu verlangen, dass sie Informationspflichten vor Ort zu 
erfüllen haben. Die Information für die Regionalblätter kommen dann nicht mehr aus Brüssel, son-
dern direkt aus den Gemeinden und Kreisen.”873 
Zudem soll mit dem Plan D der Dialog mit den nationalen Parlamenten auf allen Ebenen 
ausgebaut werden. Die nationalen, regionalen und kommunalen Parlamente sollen eine 
besondere Rolle bei der Organisation und Förderung der Diskussionen spielen.874 EU-
Kommissare sollen fter in die EU-Staaten reisen und ihre Politik in den nationalen Parla-
menten, jedoch auch vor Unternehmern, Gewerkschaften und Medienredaktionen, erläu-
tern. Darüber hinaus sollen Persönlichkeiten aus Sport, Kultur und Wirtschaft als „Bot-
schafter des guten Willens“ die nationalen EU-Debatten beleben.875 Auch die Website der 
EU soll stärker auf die Belange der Regionen ausgerichtet werden.876  
Anknüpfend an den Plan D veröffentlichte die EU-Kommission im Februar 2006 ein Weiß-
buch zur Kommunikationspolitik, das langfristige Schritte vorsieht. Mit verstärkten Umfra-
gen will Wallström ein klareres Bild von der öffentlichen Meinung über die EU gewinnen. 
In einem Verhaltenskodex soll das Recht der EU-Bürger auf Information verankert werden. 
Auch der Aufbau europäischer Bürgerkonvente soll Grundlage für eine stärkere europäi-
sche Debatte sein. Zudem wurden Websites lanciert, wo die Bürger über die Zukunft der 
EU diskutieren sollen. 877 
Auch in diesem Dokument wird die neue Regionalstrategie betont. Die Kommission be-
merkt: „Regionale und lokale Zeitungen haben einen großen Leserkreis, widmen europäi-
schen Themen in der Regel allerdings nur wenig Raum.“878 An anderer Stelle erklärt die 
                                            
871 Europäische Kommission 2005 e, a.a.O, S. 7 ff. Vgl. Europäische Kommission (2009): Neue Europa-
Informationsstellen in Deutschland. 9.1.2009. URL: http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/8229_de.htm, 
12.1.2009. 
872 Vgl. Europäische Kommission 2006 a, a.a.O., S. 7. 
873 Kopper 2007 a, a.a.O., S. 64. 
874 Vgl. Europäische Kommission 2005 e, a.a.O., S. 7 ff. 
875 Vgl. ebd., S. 7 ff. 
876 Vgl. Kopper 2007 a, a.a.O., S. 65. 
877 Vgl. Europäische Kommission (2006 c) : Weißbuch über eine europäische 
Kommunikationspolitik. Brüssel, 1.2.2006. URL: http://ec.europa.eu/communication_white_paper/, 13.1.2007. 
878 Ebd., S. 10.  
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Behörde: „Die Diskussion über die Grenzen von Mitgliedstaaten hinweg muss intensiver 
werden. Hier sind zuallererst die Behörden in den Mitgliedstaaten gefordert. Den Regierun-
gen auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene obliegt es, die Bürger zur Politik (…) zu 
konsultieren(…).“879 Die Offensive tut Not, denn nach Ansicht von Korrespondenten hat 
die EU-Kommission ihre Pressearbeit bisher nicht ausreichend auf Regionalzeitungen aus-
gerichtet. Die Präferenz für die überregionale Presse ist deutlich erkennbar. Auch das Inter-
netangebot bietet zu wenige auf die Bedürfnisse von Regionen zugeschnittene Informatio-
nen. Bisweilen gibt es Pressetermine speziell für Regionalzeitungen, dies halten die Berich-
terstatter aber für stark ausbaufähig.880 
Die neue Informationsoffensive der Kommission wird von befragten EU-Journalisten 
durchweg sehr kritisch betrachtet. Vielfach zeigen sich Korrespondenten gar verärgert über 
die in ihren Augen bevormundende Top-Down-Strategie der Kommission.881 Kritisiert wird 
etwa der Versuch, mit europäischen Medien eine europaweite Öffentlichkeit zu schaffen. U. 
a. war eine EU-Nachrichtenagentur geplant, doch das Vorhaben wurde verworfen. Von der 
Idee eines EU-Fernsehens hat die EU sich nicht verabschiedet. Das bisher auf Brüssel be-
grenzte Europe by Satellite soll auf die Mitgliedstaaten ausgeweitet werden, um Europa 
unter das Volk zu bringen. Prompt regte sich Kritik bei den Korrespondenten. Denn von 
einem aus Brüssel gesteuerten TV sei wohl eher EU-Propaganda als unabhängiger Journa-
lismus zu erwarten, hieß es.882  
Kantners Kritik ist grundlegender. Sie sieht die Kommunikationsoffensive als Ersatzvor-
nahme für die Unfähigkeit, die Strukturen hin zu einer bürgernahen EU zu verändern:  
„Bisher ist die EU-Politik nicht mediengeleitet. Wenn sich dies mit der Umsetzung der neuen Strate-
gien zur ‚Einbeziehung der Bürger‟ jenseits ihrer Einbeziehung in Entscheidungsprozesse ändern 
sollte, könnte Europa zugunsten kurzfristiger populistischer Erfolge möglicherweise endgültig die 
Chance verspielen, die Bürger als mündig anzuerkennen und politisch wirklich zu integrieren.“883 
Mit dem Plan D wendet sich die EU-Kommission verstärkt nach außen. Jedoch sollen auch 
interne Reformen der Öffentlichkeitsarbeit in Brüssel die Kommunikationserfolge verbes-
sern, denn insbesondere seit dem Antritt der neuen EU-Kommission unter Präsident 
Barroso hat sich die Kritik an der Öffentlichkeitsarbeit der Behörde verschärft. Nun soll 
eine längere Terminplanung der kommunizierten Ereignisse Journalisten die Themenpla-
nung erleichtern. Die Qualität der Pressemitteilungen, die oft in unverständlicher Beamten-
                                            
879 Europäische Kommission 2006 a, a.a.O., S. 10. 
880 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 114. 
881 Vgl. Huber, a.a.O., S. 31. 
882 Vgl. Weingärtner, Daniela: Ein neuer Trick der Geheimniskrämer, In: Die tageszeitung, 3.2.2006, S. 11. 
883 Kantner 2007, a.a.O., S. 222. 
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sprache verfasst sind, soll auch verbessert werden,884 was teils schon gelungen scheint, wie 
Korrespondenten berichten.885 
Die Qualität der Pressearbeit wird von ihnen aber insgesamt in Zweifel gezogen. Sie bekla-
gen zudem eine neue Kultur der Geheimniskrämerei seit dem Amtsantritt Barrosos. Gar 
von Repression ist die Rede, da 2005 erstmals ein Korrespondent in Brüssel unter dem 
Vorwurf der Bestechung von der belgischen Polizei auf Geheiß der EU-Anti-
Korruptionsbehörde festgenommen wurde. Auch die Sicherheitsvorkehrungen sind ver-
schärft und der Zugang zu den EU-Gebäuden erschwert worden, was das vorher existente 
Klima der Transparenz teils zerstört hat.886 Dies bedingt auch Rechercheprobleme, da nun 
Kommissionsbeamte oft nur noch telefonisch zu erreichen sind, die vorher persönlich be-
sucht werden konnten. Die Funktionäre sind nach der Meinung von Korrespondenten auf-
grund schärfer gewordener Sanktionen vorsichtiger darin geworden, Journalisten Auskünfte 
zu erteilen. Dies ist formell untersagt, da das Primat des Pressesprechers gilt, was  aber oft 
umgangen wurde. Deshalb bleibt das Zitieren von Beamten immer öfter aus.887  
Häufig seien die Sprecher mit ihren Aufgaben überfordert, erklären die von Huber befrag-
ten Journalisten. Zudem wird konstatiert, dass noch immer zu wenige ausgebildete Kom-
munikationsfachleute in der Presseabteilung der Kommission angestellt sind. Insgesamt 
herrsche ein ängstlicher und defensiver Kommunikationsstil vor.888 Die von Schmidt be-
fragten Korrespondenten beurteilen die Kommunikationsleistung der Kommission sehr 
unterschiedlich, was darauf hin deuten könnte, das diese politikfeldspezifisch oder perso-
nenspezifisch, also mit den jeweils zuständigen Sprechern, stark variiert.889 Die im 
Europub-Projekt befragten Redakteure und Korrespondenten kritisieren die Kommunikati-
onspolitik der EU und gaben ihre schlechtere Noten als der politischen Öffentlichkeitsarbeit 
auf nationaler Ebene.890  
Ein spezielles Problem der nationalen Pressearbeit der Kommission ist offenbar die fehlen-
de Eigenständigkeit der Pressestellen. Konflikte mit nationalen Regierungen werden ge-
scheut, das EU-Interesse wird auch bei Angriffen nicht offensiv verteidigt.891 Die Kontrolle 
geht soweit, dass jeden Morgen eine Schaltkonferenz mit allen europäischen Kommissions-
büros stattfindet, in der feste Antwortschablonen verabredet werden, die bei Anfragen von 
                                            
884 Vgl. Reichstein, a.a.O., S. 63.  
885 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 109. 
886 Vgl. Lob, Stephanie: Irrwege. In: Journalist 5/2004, S. 12-14. Grimberg, Steffen: Europas langer Arm. Immer 
mehr Entscheidungen über Medien und Journalismus werden in Brüssel getroffen. In: Journalist 11/2007, S. 12 f.  
887 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 113 u. 125. 
888 Vgl. Huber, a.a.O., S. 30 f.  
889 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 109. 
890 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 2 u. 14. 
891 Vgl. Roth 2008, a.a.O., S. 4. Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 3. 
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Journalisten in den Mitgliedstaaten wiedergegeben werden. Um die Kommunikationsarbeit 
zu verbessern, fordert Korrespondenten Drewes im Interview nicht nur mehr Eigenständig-
keit für die nationalen Vertretungen, sondern auch ihren personellen Ausbau bzw. die Ver-
größerung ihrer Zahl in Deutschland ein. Drei Vertretungen sind in den Augen des Korres-
pondenten zu wenig. 892  
3.1.8.2 Ministerrat, Parlament und Ausschuss der Regionen 
Die Öffentlichkeitsarbeit des Ministerrates ist deutlich schwächer ausgeprägt als die der 
Kommission. Insgesamt gilt der Rat gegenüber den anderen Institutionen als besonders 
intransparent: 70 Prozenz der von Meyer befragten Korrespondenten berichten nicht über 
die Arbeitsgruppen des Rates, den Informationszugang beschreiben sie hier als schwierig 
bzw. sehr schwierig.893 Auch die von Huber interviewten Korrespondenten nutzen den 
Verwaltungsapparat des Ministerrates kaum als Quelle. Der Rat wird dann zur wichtigsten 
Quelle der Berichterstattung, wenn in ihm nationale Minister auftreten.894 
Der Rat tagt weitestgehend unter Ausschluss der Öffentlichkeit, was den bereits beschrie-
benen Sündenbock-Mechanismus bzw. die Abwälzung politischer Verantwortung auf die 
EU-Kommission begünstig, da die nationalen Medien nur schlecht überprüfen können, ob 
ihr Minister tatsächlich wie von ihm beschrieben abstimmte oder debattierte. Die Ratsver-
waltung hat unter ihrem Vorsitzenden Solana seit dessen Amtsantritt zwar ihren Pressestab 
ausgebaut. Doch ihnen fehlt das politische Mandat, um gegen nationale Interpretationen der 
Verhandlungen durch die ministeriellen Delegationen angehen und den Standpunkt der 
Ratspräsidentschaft deutlich machen zu können. Auch die halbjährlich wechselnden Presse-
stäbe des zuständigen Ratsvorsitzes, der das genuin gemeinsame europäische Interesse be-
tonen sollte, können sich kaum gegen den vielstimmigen und erprobten Chor der nationalen 
Pressesprecher aus den Ministerien durchsetzen. Die grundlegende nationale Orientierung 
der Öffentlichkeitsarbeit während der Ratssitzungen begünstig zusätzlich die Stellung der 
Minister.895 
Die Sitzungen sind von einer nationalstaatlich orientierte Öffentlichkeitsarbeit geprägt, weil 
sich die Minister vor dem heimischem Wahlvolk, nicht aber gegenüber der gesamten EU-
Bevölkerung verantworten und positionieren müssen.896 Nach und teils während den nicht-
öffentlichen Sitzungen eines Rates halten die nationalen Delegationen getrennt und oft zeit-
gleich Pressekonferenzen ohne Übersetzungen ab, auf die sich die Korrespondenten der 
                                            
892 Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 3 f. 
893 Vgl. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 167. 
894 Vgl. Huber, a.a.O., S. 32. 
895 Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 138. 
896 Vgl. Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 298.  
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jeweiligen Länder verteilen. Bereits vor Beginn einer Ratssitzung organisieren die Ständi-
gen Vertretungen Konferenzen, auf denen aus der nationalen Perspektive die Verhand-
lungslage erläutert wird.897 Diese Termine sind nur für die deutschen Journalisten gedacht, 
andere Berichterstatter werden nicht eingeladen.898  
Während eines Ratsgipfels bilden die deutschen Journalisten eine Gruppe, in deren Nähe 
sich der Sprecher der Ständigen Vertretung aufhält, um während der langwierigen Sitzun-
gen informell den Verhandlungsstand zu verkünden, der v. a. für Agenturen, aber auch für 
Zeitungen vor Redaktionsschluss, relevant ist. Durch die gemeinsame Nähe profitiert letzt-
lich auch der Sprecher, der die deutsche Perspektive auf das Geschehen vor Verhandlungs-
schluss weitergeben kann.899 Die nationale Einbindung der Korrespondenten kritisierte be-
reits Gerhards 1993. Er stellte dar, wie Korrespondenten fast ausschließlich in nationalen 
Netzwerken operieren.900  
 „Durch diese national versäulte Struktur der Informationsgebung werden nationale Perspektiven 
unmittelbar in ihre je spezifische nationale Öffentlichkeit übertragen. Die Korrespondenten passen 
sich dieser Struktur an, weil in ihren Heimatredaktionen und bei ihrem Publikum nationale Effekte 
europäischer Beschlüsse eine (...) höhere Aufmerksamkeit genießen als eine europäische Perspekti-
ve.“901  
Meyer ist der Auffassung, dass die nationale Informationsgebung zurückgeht, da Korres-
pondenten verstärkt anderssprachige Vertretungen kontaktieren, ausländische Zeitungen 
konsumieren sowie Journalisten kontaktieren.902 Die nationale Informationsgebung scheint 
das grundlegende Muster zu sein, das sich zu Gunsten transnationaler Momente öffnet.  
Eine Diskussion ist über die Möglichkeit der Öffnung von Ministerratssitzungen entbrannt. 
Durch die Öffnung der Sitzungen versprechen sich Politologen903, aber auch Politiker wie 
der CDU-Europaparlamentarier Elmar Brok904, ein mehr an Transparenz in der Verhand-
lungsführung. Korrespondenten wäre es nach dieser Lesart erleichtert, personalisiert zu 
berichten und v. a. Konflikte zwischen den Staaten aufzuzeigen, wodurch die Thematik an 
Brisanz gewänne und mehr Leser interessieren könnte. Denn bestünde während der Ver-
handlungen Öffentlichkeit, könnten Journalisten den nationalen Verhandlungsdelegationen 
in die Karten schauen. Der Rechtfertigungsdruck nähme zu und mit ihm die Bereitschaft 
der Minister, Konflikte auszutragen.  
                                            
897 Vgl. Huber, a.a.O., S. 32.  Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 129.  
898 Vgl. Huber, a.a.O., S. 33. Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 138. Die kann der Verfasser bestätigen. 
899 Dieses Verhalten konnte der Verfasser selbst als Journalist beobachten. Vgl. auch Huber, a.a.O., S. 38. 
900 Vgl. Gerhards 1993, a.a.O., S. 106 f. Nandelstädt beschreibt das gleiche Phänomen (Vgl. Nandelstädt, a.a.O., S. 
232 f.). 
901 Gerhards 1993, a.a.O., S. 106.  
902 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 132 ff. 
903 Vgl. Meyer, Thomas, a.a.O., S. 171 ff. Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 143.  
904 Vgl. Brok, Elmar/Schwab Andreas: Europäisches Parlament fordert mehr Transparenz im Ministerrat. Presseer-
klärung 4.4.2006. URL: http://www.elmar-brok.de/presse/pm/2006/0404transparenz.shtml, 20.8.2008.   
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„Öffentliche Debatten, die über diese Konflikte in Europa geführt würden, hätten in den meisten 
Fällen einen starken Einfluss in beide Richtungen, nämlich auf die europäischen und die nationalen 
Institutionen. Bei den Bürgern würden sie Interesse und Engagement und das Bewusstsein der Ver-
bundenheit untereinander anregen.“905  
Weidenfeld/Giering sprechen sich wie Richter für eine Öffnung der Ratssitzungen aus. 906 
Wallström sieht ebenfalls Vorteile, denn „indem die Ratssitzungen öffentlich geführt wer-
den, könnte hier ein Stück weit mehr Transparenz geschaffen werden. Die Bevölkerung 
würde sehen, welche Positionen ihr Minister in dieser oder jeder Frage einnimmt.“907  
Die Forderung, die Ratssitzungen transparent zu machen indem sie öffentlich stattfinden, ist 
nach Meinung Hubers jedoch nicht unbedingt hilfreich, da dies bereits anlässlich der ersten 
Versuche solcher öffentlicher Sitzungen deutlich wurde, wie sie bemerkt. Statt konkreter 
Verhandlungen seien vorbereitete Papiere verlesen worden. Zentrale Inhalte würden im 
Falle der offenen Ratssitzungen beim Essen oder in anderen informellen Foren besprochen. 
Der frühere Bundesfinanzminister Hans Eichel betonte, dass im Brüsseler Rat nur offen 
gesprochen würde, wenn die Öffentlichkeit ausgeschlossen bleibe.908  
Das Europäische Parlament ist aufgrund seiner schwächeren Position im Gesetzgebungs-
prozess stärker als Kommission und Rat daran interessiert, seine Politik öffentlich zu ma-
chen.909 Seine komplexe Struktur ist hierbei aber ein Hindernis, auf das Europaabgeordnete 
im Gespräch immer wieder hinweisen.910 Die amtliche Pressearbeit der Parlamentes kon-
kurriert mit der Pressarbeit der einzelnen Abgeordneten, der Parteifraktionen sowie der na-
tionalen Delegationen. Jede dieser Gruppen beschäftigt eigene Pressestäbe, die ohne Ab-
stimmung mit der amtlichen, parteiübergreifenden Pressestelle des EP Botschaften verbrei-
ten. Dies führt zu Abstimmungsschwierigkeiten und bisweilen zu einer Unübersichtlichkeit 
hinsichtlich der Ansprechpartner für Journalisten.  
Dieses strukturelle Defizit lässt kaum auflösen. Andere Problemstellungen scheinen leichter 
veränderbar: Anderson und McLeod, die die einzige Untersuchung zur amtlichen Pressar-
beit des Parlamentes, die von seiner Generaldirektion für Presse und Information verant-
wortet und organisiert wird, vorgelegt haben, kritisieren scharf die chronische Unterfinan-
zierung der amtlichen Pressearbeit. 911 Grund hierfür ist für die Forscher die Geringschät-
zung der Abgeordneten für die amtliche Pressearbeit des EP, über deren Mittelausstattung 
                                            
905 Meyer, Thomas, a.a.O., S. 174. 
906 Vgl. Weidenfeld/Giering, a.a.O., S. 643. Vgl. Richter, a.a.O., S. 187. 
907  Europäische Kommission 2006 a, a.a.O., S. 5. 
908 Vgl. Huber, a.a.O., S. 24. 
909 Vgl. Gerhards 2000 a, a.a.O., S. 297. 
910 Im Rahmen der jährlich stattfindenden, einwöchigen Veranstaltung „EU-Berichterstattung“ der Journalistenaka-
demie der Friedrich-Ebert-Stiftung, die der Verfasser organisiert und leitet, wird mit SPD- Abgeordnete des EP auch 
über die Pressearbeit gesprochen. Hier erfuhr der Verfasser von diesem Defizit. 
911 Vgl. Anderson, Peter/McLeod, Aileen: The Great Non-Communicator? The Mass Communication Deficit of the 
European Parliament and its Press Directorate. In: European Journal of Communication 5/2004, S. 898. 
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sie entscheiden. Die Stärkung der eigenen Pressarbeit ist ihnen vor dem Hintergrund der 
beschriebenen Systemkonkurrenz der parlamentsinternen Pressestellen wichtiger: „Many 
MEP‟s see themselves very clearly as the promary communicators with the electorate, with 
DG-II (Generaldirektion für Presse und Information, Anm. d. Verf.) being required largely 
to act as a facilitator.“912 Nahezu alle Untereinheiten der Generaldirektion sind unterbesetzt. 
Zielorientierte Pressekampagnen und eine strategische Planung der Pressearbeit sind kaum 
möglich. Vorhandene Mittel werden zudem nicht prioritär in die Pressearbeit investiert: Das 
meiste Geld wird für Besucherprogramme, Seminare und Publikationen ausgegeben.913  
Die Forscher weisen auf die Konkurrenz zwischen verschiedenen Abteilungen der General-
direktion für Presse und Information hin, die eine wirksame Pressearbeit erschweren. Riva-
litäten mit anderen Generaldirektionen verhindern zudem eine harmonisiertes Außenkom-
munikation. Der Parlamentspräsident etwa verfasst Presseerklärungen eigenständig, ohne 
die zentrale Pressestelle der EP davon zu informieren, in der fehlendes Fachwissen und 
mangelnde Kommunikationskompetenzen der Mitarbeiter konstatiert werden. Befragte 
Journalisten monieren überdies die Unübersichtlichkeit der Internetseite und die Unver-
ständlichkeit der Pressemitteilungen, die eher für EU-Insider als für die heimische Presse 
verfasst seien. Das Fehlen von Zitaten und persönlichen Elementen in den Mitteilungen 
wird kritisiert. 914 
Das EP hat gerade im letzten Jahrzehnt versucht, die Defizite zu beheben. Im Laufe der 
90er Jahre wurden etwa die Informationsstäbe personell schrittweise ausgebaut.915 Im Zuge 
dieser Entwicklung hat das Ansehen des Parlamentes zugenommen. Als Quelle in der Be-
richterstattung ist es zunehmend beliebt, wenngleich es immer noch eine gegenüber den 
anderen Institutionen untergeordnete Rolle spielt.916 Die von Huber interviewten Journalis-
ten bezeichnen das Parlament als die zugänglichste Institution. Für ihre Berichterstattung 
bleibt es aber nachrangig.917 Grund hierfür ist v. a. die erwähnte Kompetenzschwäche.918  
Deutlich wird, dass das EP nach wie vor trotz gestiegener Kompetenzen an einer zu gerin-
gen öffentlichen Wahrnehmung leidet – u. a. aufgrund der Unterfinanzierung und einer 
Systemkonkurrenz mehrer Sprecher, unter denen sich, so lassen die bisherigen Erkenntnisse 
zur Quellenlage in der EU-Berichterstattung schließen, allerdings eine Gruppe hervortut: 
Die einzelnen Abgeordneten scheinen gegenüber der zentralen Pressestelle des EP eine 
wichtigere Rolle im journalistischen Rechercheprozess zu spielen.  
                                            
912 Anderson/McLeod, a.a.O., S. 902. 
913 Vgl. ebd., S. 903 u. 907. 
914 Vgl. ebd., S. 906 ff. sowie 911. 
915 Vgl. Morgan, a.a.O., S. 328. 
916 Vgl. Medien Tenor 2002, a.a.O., S. 77. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 106. 
917 Vgl. Huber, a.a.O., S. 31 f. 
918 Vgl. Anderson/McLeod, a.a.O., S. 898. 
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Im Gegensatz zu bekannten Parlamentariern wie Silvana Koch-Mehrin (FDP) oder Daniel 
Cohn-Bendit (Grüne) ist der „Durchschnittsabgeordnete“ zwar außerhalb seiner Region 
weitgehend unbekannt.919 Er oder sie wirkt dort aber möglicherweise stark auf die Öffent-
lichkeit ein. Die Leistung der Pressearbeit des MdEP in den Wahlkreisen hat, so ist zu ver-
muten, hat keinen geringen Einfluss darauf, wie stark die Europäisierung vor Ort erfolgen 
kann. Diese regionsspezifische Informationsarbeit von Parlamentariern kann offenbar deut-
lich wirksamer sein als die diesbezüglichen Kommunikationsversuche der Kommission: 
Während der Legislaturperiode untersuchte der Soziologe und MdEP Helmut Kuhne die 
Lokalberichterstattung der Zeitungen seines Wahlkreises im Ruhrgebiet. 16 Meldungen 
gingen auf die Öffentlichkeitsarbeit der Kommissionsdienststellen oder des Informationsbü-
ros des Parlaments zurück. Mehr als 1.000 Meldungen thematisierten Kuhne.920 Für ihn ist 
es entgegen mancher Vorurteile:  
„ möglich, auf der Ebene von Lokalzeitungen europäische Inhalte unterzubringen. Je großstädti-
scher der Wahlkreis allerdings ist, desto schwieriger wird die Vermittlung. Die Chancen sind am 
besten in Kreisgebieten mit kleineren Gemeinden, für die es Lokalseiten gibt.“ 921  
Hiermit sei ein offenkundig gelungenes Beispiel präsentiert. Wissenschaftliche Studien zu 
den Kommunikationserfolgen oder auch Regionalbezügen der Pressarbeit der deutschen 
Abgeordneten liegen bislang aber nicht vor, womit sich für die europäischen Öffentlich-
keitsforschung eine weitere wichtige Aufgabe stellt. Denn die Frage, wie gut Abgeordnete 
die regionale Öffentlichkeit erreichen, hat einen hohen Stellenwert im Hinblick auf die Öf-
fentlichkeitseuropäisierung – u. a. vor dem Hintergrund der anhaltenden Kommunikations-
defizite der EU-Kommission. Die Pressearbeit von Abgeordneten und Kommission wird 
deshalb Thema der eigenen Studie sein.  
3.1.9 Zusammenführung: Von Brüssel nach Deutschland 
Die Strukturen einer europäischen Medienöffentlichkeit sind bislang nur schwach ausge-
prägt, auch wenn es Hinweise für durchaus positive Entwicklungen gibt, wie auch die eige-
ne Synopse zeigt. Gleichzeitig macht sie aber deutlich, wie divergent nationale 
Medienöffentlichkeiten funktionieren. Sie weist auch darauf hin, wie schwach gerade die 
alltäglichen, fernab der Großereignisse zu suchenden Strukturen europäischer Öffentlichkeit 
bislang noch ausgebildet sind.  
Die Gründe für die verschleppte Öffentlichkeitseuropäisierung liegen in den defizitären 
Entstehungsbedingungen im Bereich der politischen Strukturen, der europapolitischen Pres-
                                            
919 Vgl. Huber, a.a.O., S. 31 f. 
920 Vgl. Schäfer 2006 a, a.a.O. 
921 Ebd. 
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se- und Öffentlichkeitsarbeit und der journalistischen Arbeit selbst, weshalb diese drei Be-
reiche in Kapitel 2 umfassend analysiert wurden - mit dem Blick auf Brüssel, in der Top-
Down-Perspektive. Dabei wurde deutlich, welchen Stellenwert Brüssel als Nachrichtenplatz 
erreicht hat, wie speziell die Arbeitsverhältnisse vor Ort sind und wie anspruchsvoll und 
komplex die Berichterstattung für Korrespondenten ist, die in Reaktion auf die örtlichen 
Bedingungen eine besondere, v. a. kooperative Form der journalistische Kultur entwickelt 
haben. Es wurde ferner gezeigt, dass im lange ruhigen Brüssel neue ökonomische Rahmen-
bedingungen die Berichterstattung verändert haben. Deutlich wurde zudem, wie stark die 
politischen Strukturen das Arbeitsverhalten der Korrespondenten bestimmen, transnationale 
Arbeitsperspektiven erschweren und die Berichterstattung insgesamt – etwa in Hinblick auf 
Personalisierung und Konflikttransport – verhindern, da gewisse Nachrichtenfaktoren in der 
EU-Berichterstattung offenbar nicht greifen. Abbildung 10 fasst die Berichterstattungshin-
dernisse zusammen und zeigt, in welches dichte informative Netzwerk die Journalisten ein-
gebunden sind. Auch die wichtige Rolle der Agenturen sowie die Abhängigkeit der Heimat-
redaktionen von ihnen und den Korrespondenten wird sichtbar.  
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Abbildung 10: Modell der EU-Berichterstattung aus Brüssel 
 
Deutlich wird in der Abbildung nochmals, in welch anspruchsvollem Terrain Korrespon-
denten in Brüssel arbeiten. Die Forschungsergebnisse weisen darauf hin, dass nicht nur aber 
v. a. bei den Regionalzeitungen Probleme in der Kooperation mit der Heimatredaktion be-
stehen und es Verbesserungsmöglichkeiten etwa bei Teamrecherchen und Kooperations-
produkten oder die stärkere Berichterstattung über die Umsetzungsphase der EU-Gesetze 
gibt. Dies gilt insbesondere auch für die Pressearbeit der EU-Organe, die verstärkt auf die 
Medien in den Mitgliedstaaten und insbesondere auch regionale Medien ausgerichtet wird. 
Doch nicht nur die Aufarbeitung der Brüsseler EU-Korrespondenz und der EU-
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Pressearbeit, auch bereits die Synopse machte deutlich, dass die Öffentlichkeitseuropäisie-
rung offensichtlich stark durch Faktoren bestimmt und behindert wird, die in den Heimatre-
daktionen zu suchen sind, und denen sich die Forschung, insbesondere in Hinblick auf Re-
gionalzeitungen, bislang kaum gewidmet hat. Deshalb versucht das folgende Kapitel 3.2, 
umfassend die bisher bekannte Realität der redaktionellen EU-Berichterstattung in Deutsch-
land darzustellen. Es geht darum, auf Grundlage der wenigen vorliegenden Forschungser-
gebnisse ein erstes mögliches Bild der Arbeitsbedingungen in Regionalredaktionen zu 
zeichnen, das durch die eigene Feldarbeit empirisch überprüft und erweitert werden soll.  
Zuerst werden bedeutsame generelle Normen, Funktionen und Problemstellungen regiona-
ler Medienöffentlichkeiten behandelt. Mit dieser Darstellung grundsätzlicher journalisti-
scher Anforderungen und Funktionszusammenhänge sollen die Möglichkeiten, aber auch 
Hindernisse deutlich werden, die sich theoretisch für die Regionaleuropäisierung ergeben. 
Unterschieden wir dabei nicht durchweg zwischen den Begriffen der Regional- und Lokal-
öffentlichkeit, da sich beide weder in der Literatur noch der Praxis trennscharf auseinander 
dividieren lassen und zudem auch die lokale, kommunale Ebene von Interesse ist. Denn es 
stellt sich die Frage, inwieweit eine regionale Öffentlichkeitseuropäisierung eine lokale 
Öffentlichkeitseuropäisierung bedeuten kann, deren Träger auch Lokaljournalisten und 
nicht nur die Redakteure in den Zentralen wären.  
Nach der Aufarbeitung der theoretischen Grundlagen wird auf die Bedeutung der Regi-
onalpresse in Deutschland, ihre ökonomische Situation und die Wettbewerbsstrategien 
dieser Mediengattung eingegangen. Zentral ist dann die Darstellung der bisher vorlie-
genden Erkenntnisse zur EU-Berichterstattung in den Heimatredaktionen, wobei die 
Situation von überregionale und regionalen Medien gegenübergestellt wird, um Unter-
schiede zu verdeutlichen. Ohnehin wurden sie meist zusammen untersucht. Zuerst wer-
den quantitative inhaltsanalytische Erkenntnisse und anschließend qualitative strukturel-
le Befunde vorgestellt und interpretiert. Internationale Vergleiche sollen die Verortung 
der deutschen Redaktionsrealitäten vereinfachen.  
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3.2 Regionale und überregionale EU-Berichterstattung in Deutschland 
3.2.1 Grundlagen: Regionale Medienöffentlichkeiten - Funktionen und Determinanten 
Regionale Tageszeitungen sind immer zugleich Lokalzeitungen. Die Berichterstattung im 
Mantelteil beinhaltet regelmäßig lokale, auf Kommunen fokussierte Themen. Das gilt so-
wohl für die Politik- und Wirtschaftsseiten, v. a. aber auch für die Regionalseiten, die sich 
oft auf das Bundesland oder aber auf die Region im engeren Sinne beziehen wie etwa mit 
Überschriften wie „Rhein-Main“ oder „Ostwestfalen-Lippe“. Andererseits müssen Lokal-
zeitungen nicht immer Regionalzeitungen sein, denn es existieren kleine Blätter mit gerin-
gen Auflagen, die nur in einem sehr kleinen Verbreitungsgebiet vorkommen. Die Grenzen 
zwischen Regional- und Lokalzeitung sind also fließend.922 Dieses Ineinanderfließen von 
regionaler und lokaler Sphäre macht es schlussendlich nicht einfach, den Untersuchungsge-
genstand dieser Arbeit, die Regionalzeitungen, zu definieren. Einige Autoren versuchen 
dies dennoch. Leudts versteht Regionalblätter etwa als „Zeitungstyp, der in einer Region 
(Provinz, Landschaft etc.) verbreitet wird und sowohl von den in einer Stadt oder einem 
Kreis als auch von den überregional oder national verbreiteten Zeitungen zu unterscheiden 
ist.”923 Kennzeichnend für die regionale Tageszeitung ist nach Meyn die Konzentration der 
Berichterstattung auf das Geschehen im Verbreitungsgebiet und die direkte räumliche Um-
gebung der Leserschaft, was v. a. durch die Berichterstattung der Lokalteile erfolgt.924  
Die Funktionen lokaler und regionaler Öffentlichkeit lassen sich in normativ-demokratische 
und gesellschaftlich-soziale Funktionen einteilen. Erstere sind neben Information  verstan-
den als Herstellung von Öffentlichkeit  die Mitwirkung an der Meinungsbildung, Kritik 
und Kontrolle von Exekutive, Legislative und Judikative sowie die politische Bildung zur 
Aktivierung von Staatsbürgern. Zu gesellschaftlichen Funktionen zählen Sozialisation, so-
ziale Kontrolle, Orientierung und Integration sowie Rekreation durch Unterhaltung und 
Enkulturation als Anpassung des Einzelnen an die Kultur.925 Einige Funktionen werden nun 
gesondert in den Blick genommen.  
Auf die Funktionen der Meinungsbildung, politischen Bildung und Orientierung wurde 
bereits in Kap. 2.1.4 im Zusammenhang darauf eingegangen, wie wichtig die Regionalpres-
se letztlich für die Funktion der Demokratie im Staate ist. Hier wurde bereits deutlich, dass 
                                            
922 Vgl. Leudts, Peter: Regionalzeitung. In: Bohrmann, Hans/Ubbens, Wilbert: Zeitungswörterbuch: Sachwörter-
buch für den bibliothekarischen Umgang mit Zeitungen. Berlin 1994., S. 222. Vgl. Jonscher, Norbert: Lokale Publi-
zistik. Theorie und Praxis der örtlichen Berichterstattung. Opladen 1995, S. 7.  
923 Leudts, a.a.O., S. 222.  
924 Vgl. Meyn, Hermann (2004): Massenmedien in Deutschland. Konstanz 2004, S. 103. 
925  Jonscher, Norbert, a.a.O., S. 137 f. Vgl. Hintze, a.a.O. S. 86 f.. Vgl. Kurp Matthias (1994): Lokale Medien und 
kommunale Eliten. Partizipatorische Potentiale des Lokaljournalismus bei Printmedien und Hörfunk in Nordrhein-
Westfalen. Opladen 1994, S. 135 f. Vgl. Möhring, Wiebke: Die Lokalberichterstattung in den neuen Bundesländern. 
Orientierung im gesellschaftlichen Wandel. München 2001, S. 19 f.  
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Regionalzeitungen die maßgeblichen Träger der regionalen und lokalen politischen Öffent-
lichkeit sind, das Fernsehen deckt diesen Kommunikationsraum nur unzureichend ab.926 
Neben der Zeitung sind die Bürger selbst, die regionale und kommunale Verwaltung (Lan-
des- und Bezirksregierung, Kreistag, Stadtrat) sowie Parteien, Vereine, Verbände und Wirt-
schaftsunternehmen als weitere Kommunikatoren zu nennen, die an der Entstehung regio-
naler und lokaler Öffentlichkeit direkt beteiligt sind und durch ihr Wirken vor Ort Politik 
für den Bürger erfahrbar und zugänglich machen.927 Zumeist kommunizieren sie ihre Bot-
schaften aber über indirekt die Presse.   
Wichtig für die Erfüllung ihrer Funktionen ist die Frage, welches Maß an Eigeninitiative die 
Regionalpresse vor Ort zeigt. Dieser kann die Zeitung durch persönliche Meinungsäuße-
rungen, Umfragen im Verbreitungsgebiet, Erklärungen, Hintergründe und Transparenz 
Rechnung tragen.928 Hintze stellt die Eigeninitiative der Regionalzeitung in den Vorder-
grund, womit die Thematisierungsfunktion, die auch als Agenda-Setting (vgl. Kap 2.4.1.) 
bekannt ist, als weitere Funktion der Lokalpresse in den Vordergrund tritt.929 Jonscher be-
tont unter Verweis auf Routine-Vorgänge, wie sie etwa die Nachrichtenwert-Theorie mit 
der Faktorenlehre beschreibt (vgl. Kap. 2.1.2), die Subjektivität, die dem Agenda-Setting 
durch die Nachrichtenauswahl zu Grunde liegt. V. a. vom Ermessen der Redakteure ist für 
ihn abhängig, was berichtet wird, womit sich der Forscher als Anhänger der Gatekeeper-
Theorie zu erkennen gibt. Die sich bietende Ermessensspielräume, betont Jonscher, erlau-
ben Regional- und Lokalzeitungen in ihrem exklusiven Wirkungsraum Auswahlentschei-
dungen, um die Öffentlichkeit vor Ort wachzurütteln oder die kommunalen Behörden zum 
Handeln zu bewegen.930 „In der Tat zeigt sich, daß die kommunale Administration durch in 
der Presse veröffentlichte Mißstände oder Gesetzesverstöße in einen Handlungszwang gera-
ten; (...) Häufig setzen solche Veröffentlichungen auch Reaktionen auf politischer Ebene in 
Gang.“931 Lokalmedien sind also Katalysator und Produzent von Aussagen. Sie können 
„entweder als Vermittlungsinstanz zwischen anderen Kommunikatoren (...) wirken oder 
aber direkt Akzente im Austausch von Meinungen zwischen Bürgern und politisch-
administrativem System setzen.“932 Diese Aufgabe kann auch als Aktivierungs- und Mobil-
isierungsfunktion bezeichnet werden.933 
In Zusammenhang mit gesellschaftlichen Missständen ist zudem die Kritik- und Kontroll-
                                            
926 Vgl. Roose, a.a.O., S. 6. 
927 Vgl. Kurp 1994, a.a.O., S. 31. 
928 Vgl. Hintze, a.a.O., S. 58 ff. 
929  Jonscher, a.a.O., S. 289. 
930  Vgl. ebd., a.a.O., S. 289. 
931  Ebd., S. 291 
932  Kurp 1994, a.a.O., S. 31. 
933  Vgl. ebd., S. 73 
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funktion der Medien von zentraler Bedeutung. Wenn Medien kritisieren und kontrollieren, 
reicht ihre Leistung „über Momentaufnahmen hinaus; sie sind dann auch so etwas wie ein 
soziales Gedächtnis.“934 Entgegen dem oft in regionalen Räumen auftretenden Vorwurf, 
kritische Berichterstattung sei „Nestbeschmutzung“, ist gerade die angemessene journalisti-
sche Kritik essenziell, da sie zur Transparenz beiträgt und die Lösung und Bewältigung von 
gesellschaftlichen Problemen ermöglicht.935 Allerdings hängt die Ausübung der Kritik- und 
Kontrollfunktion davon ab, wie sich eine Redaktion im Spagat zwischen den Interessen der 
Leser, der regionalen und lokalen Eliten und den eigenen Interessen positioniert.936 Möglich 
ist auch die „unkritisch-positive Darstellung der erbrachten Leistungen; Selektion von nicht 
systemkonformen Meinungen aus der öffentlichen Diskussion.“937 Publizistischer Einfluss 
und persönlicher Mut, als Ausdruck der Konfliktbereitschaft der Journalisten bzw. der Re-
daktion, stehen also bei der Ausübung der Kritikfunktion in Beziehung zueinander.938 
Die in vielen Regionen auftretende Monopolstellung einer Zeitung bedingt zudem die jour-
nalistische Aufgabe des „binnenpluralistischen Angebotes“939, das mehr als Qualitätspostu-
lat denn als Medienfunktion aufzufassen ist. Dieses Angebot wird dadurch gewährleistet, 
„dass die Zeitung oder der Sender auf vollständige und vielfältige Berichterstattung achtet, die un-
terschiedlichen Gruppierungen und Auffassungen bei seiner Darstellung berücksichtigt und die 
eigene Monopolstellung nicht dazu missbraucht, wichtige Themen und unliebsame Auffassungen von 
der Berichterstattung auszuschließen.“940 
Binnenvielfalt als eine konzeptionelle Ausrichtung der publizistischen Vielfalt innerhalb 
eines Mediums ist eine wichtige Voraussetzung, um die demokratische Partizipation der 
Bürger zu ermöglichen.941 „Partizipation setzt notwendigerweise umfassende Informationen 
über die jeweiligen Angelegenheiten voraus.“942 Die medial vermittelte Vielfalt an Mei-
nungen und Kontroversen gilt als Qualitätsmaßstab regionaler Berichterstattung und beein-
flusst entscheidend die persönliche Meinungsbildung der Rezipienten.943 Eine vielfältige 
Berichterstattung steht in enger Beziehung zur Orientierungsfunktion der Zeitung, da erst 
vielfältige und umfassende Information dem Bürger die Einordnung und Relevanz eines 
Themas ermöglicht.944 Pöttkers Definition der sozialen Funktion von Öffentlichkeit ver-
deutlicht gerade vor dem Hintergrund des Themas EU, welche Anforderungen das Vielfalt-
                                            
934  Weischenberg, Siegfried (2000): Viele Brennpunkte sind besser als eine Stichflamme. Die Medien haben sich 
bewährt. In: Das Parlament, Nr. 39/2000, S. VI. 
935  Vgl. Jonscher, a.a.O., S. 476. 
936  Vgl. ebd, S. 346. 
937  Ebd., S. 346. 
938 Vgl. Meyn 2004, a.a.O., S. 80. Vgl. Jonscher, a.a.O., S. 347.  
939  Branahl, Udo: Medienrecht. Eine Einführung. Opladen 1996, S. 22. 
940  Vgl. Jonscher, a.a.O., S. 472. 
941  Vgl. ebd., S. 152. 
942  Ebd., S. 152.  
943 Vgl. Möhring, a.a.O., S. 24 f.  
944  Vgl. Ebd., S. 25. 
Entstehungsbedingungen europäischer Öffentlichkeit 181 
 
 
gebot an Regional- und Lokalredakteure stellt. Die Verweigerung eines zentralen Themas 
wie des der EU-Politik ist demnach nicht zulässig und folgenschwer:  
„Offenbar braucht (…) die moderne Gesellschaft Öffentlichkeit als diejenige Institution, die eigens 
dazu da ist, das durch funktionale Differenzierung zerlegte Erfahrungswissen wieder zusammenzu-
fügen und damit die Selbstregulierungs- und Problemverarbeitungskapazität des sozialen Systems zu 
stärken. Moderne Gesellschaften mit zu wenig oder falsch hergestellter Öffentlichkeit gehen zugrun-
de. (…) Die zentrale Aufgabe des Journalismus ist also (…) die Übertragung des jeweils isolierten 
Erfahrungswissens in eine jedermann zugängliche, eben ‚offene‟ Sphäre, um so für alle die Mög-
lichkeit der Partizipation am gesellschaftlichen Ganzen zu sichern.“945 
Hier wird die Anbindung an den Grundsatz des repräsentativ-liberale Öffentlichkeitsmo-
dells deutlich, wonach alle Stimmen Zugang zur Öffentlichkeit haben müssen. „Schwei-
gende Mehrheiten“946, wie Gerhards/Neidhardt bemerken, sind nicht vorgesehen.  
Die skizzierten Normen und Funktionen werden explizit als notwendiges Theoriegerüst und 
idealtypische Causa bezeichnet. Die Realität der Regional- und Lokalberichterstattung kann 
diesen Ansprüchen aber nur teilweise gerecht werden. Denn in der journalistischen Praxis 
ergeben sich zahlreiche Faktoren, die eine Erfüllung der Aufgaben erschweren.  
Wesentliche Determinante für die Aufgabenerfüllung ist die Eingebundenheit der Journalis-
ten in den regionalen Lebensraum, dessen Beziehungsgeflecht und die natürliche Nähe zu 
Lesern und anderen regionalen und lokalen Akteuren.947 Das Gefühl der Bekanntschaft, 
gleicher Herkunft oder politischer Nähe kann die Berichterstattung beeinflussen. Kurp 
spricht von „symbiotischen Beziehungen“ zwischen Journalisten und regionalen sowie lo-
kalen Eliten.“948 Die räumliche Nähe impliziert zudem, dass der Journalist oft mit den Er-
gebnissen seiner Arbeit konfrontiert werden kann. Auch dieser Effekt kann hemmende 
Wirkung entfalten.949 Zudem spielt die Angst vor denen den Ruf des Mediums angeblich 
schädigenden Gegendarstellungen eine Rolle und kann dazu führen, dass Berichte vor ihrer 
Veröffentlichung entschärft werden.950 Darüber hinaus stellte Herrmann eine verminderte 
Konfliktfähigkeit zu Gunsten eines konfliktfreien Miteinanders fest. Die Zeitung hat es ge-
rade in ländlichen Regionen hier als Aufklärer besonders schwer.951 „Stattdessen herrscht 
unermüdliches Loben und Danken, was dem großen Harmoniebedürfnis vor tatsächlich 
eher spannungsvollem Sozialsystem entgegen kommt. Widersprüche und Konflikte werden 
                                            
945  Pöttker, Horst: Kompensation von Komplexität. Journalismustheorie als Begründung journalistischer Qualitäts-
maßstäbe. In: Löffelholz, Martin (Hrsg.): Theorien des Journalismus. Wiesbaden 2000, S. 377 f. 
946 Gerhards/Neidhardt, a.a.O., S. 43. 
947  Vgl. Jonscher, a.a.O., S. 474, Vgl. auch Herrmann, Carolin: Im Dienste der örtlichen Lebenswelt: lokale Presse 
im ländlichen Raum. Opladen 1993, S. 26 f. 
948  Kurp 1994, a.a.O., S. 49. 
949  Vgl. ebd. S. 231. 
950  Vgl. Herrmann, a.a.O., S. 306. 
951  Vgl. ebd., S. 249 f. 
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um der gefährdeten Eintracht willen verdrängt (…).“952  
Weitere mögliche Hindernisse für eine kritische und umfassende Berichterstattung werden 
durch die ökonomischen Determinanten bedingt, denen eine regionale Tageszeitung unter-
liegt. Denn den formulierten Ansprüchen eines offenen Meinungsmarktes steht der Markt-
mechanismus gegenüber. „Ungeachtet ihrer sozialen und politischen Funktionen verstehen 
sich Massenmedien in erster Linie als Wirtschaftsunternehmen. Sie handeln aufgrund be-
triebswirtschaftlicher Kalkulationen. Informationen dienen als Ware, Rezipienten als Kun-
den.“953 Eine reibungslose Produktion der Zeitung, effiziente Arbeit zur Befriedigung der 
Kundenbedürfnisse, ökonomische Betriebsführung in der Redaktion und die Schaffung 
eines für Anzeigenkunden freundlichen Umfeldes sind Erwartungen des Verlages an die 
Redaktion.954 Bei Zeitungen machen die Werbeeinnahmen etwa zwei Drittel des Erlöses 
aus. Von den Anzeigen werden wiederum zwei Drittel von lokalen Akteuren aufgegeben.955 
Neben der Gewinnerzielung wird die Vermeidung von Negativberichten über Abonnenten 
und Inserenten zu einem relevanten Faktor für das Unternehmen Tageszeitung. Es kommt 
zu Überschneidungen mit den Ansprüchen an Vielfalt, Kritik- und Thematisierungsfunkti-
on.956 Jonscher stellt einen „kaum lösbaren Funktionskonflikt zwischen publizistischen und 
eigenen ökonomischen Soll-Werten“957 fest. 
Ökonomische Determinanten bedingen zudem organisationstechnische Imperative. Auch 
diese stehen den normativen Ansprüchen gegenüber.958 So fordert das reibungslose Funkti-
onieren einer Redaktion schnelles Arbeiten mit wenig Personal und Mitteln.959 Infolgedes-
sen steht zeitintensiveren Darstellungsformen wie Reportage, Glosse, Kommentar oder 
Feature ein permanenter Termindruck entgegen,960 was, wie gezeigt wurde, in der EU-
Berichterstattung zu einem seltenen Gebrauch dieser Formen führt. Zusätzliche Personal-
einsparungen wirken sich negativ auf die Qualität der Berichterstattung aus. Viele Redak-
teure beklagen auch zu geringe Redaktionsetats. Insgesamt kann davon ausgegangen wer-
den, dass diese organisatorischen Zwänge das kreative Vermögen der Redakteure ein-
schränken.961 Hierauf wird in der eigenen Studien einzugehen sein.  
Aus der knappen personellen Besetzung resultiert auch die mangelnde Möglichkeit der 
Spezialisierung. Denn auch hierfür ist Zeit notwendig. Doch gerade in der EU- Berichter-
                                            
952  Herrmann, a.a.O., S. 250. 
953  Kurp 1994, a.a.O., S. 100. 
954  Vgl. Jonscher, a.a.O., S. 146. 
955  Vgl. Hintze, a.a.O., S. 23. Vgl. Kurp 1994, a.a.O., S. 101 u. S. 195. 
956  Vgl. Jonscher, a.a.O., S. 153. 
957  Ebd., S. 147. 
958  Vgl. Kurp 1994, a.a.O., S. 109 f. 
959  Vgl. Kurp 1994, a.a.O., S. 235. 
960  Vgl. ebd., S. 217. 
961  Vgl. Hintze, a.a.O., S.117 f. 
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stattung ist u. a. aufgrund der gezeigten Hemmnisse wie Themenkomplexität und Informa-
tionsfülle ein spezialisiertes Wissen erforderlich, um Hintergrundinformationen liefern zu 
können. Weiterbildungen wären notwendig. Das Interesse der Verleger an kostenintensiven 
Weiterbildungen wird aber als gering eingeschätzt.962 Es besteht demnach die Gefahr, dass 
regionale Bezüge der EU-Politik gar nicht erkannt werden, weil Hintergrundwissen fehlt.  
Auch die nötige Zeit für Recherchen können fehlen. Nicht nur sinkt mit abnehmender Per-
sonaldecke das gesamte verfügbare Zeitbudget für Spezialisierungen. Der einzelne Redak-
teur muss auch neue Tätigkeiten verrichten, die ihm die Zeit für Vertiefungen nehmen: Die 
Einführung elektronischer Redaktionssysteme hat zudem eine Zunahme der technischen 
Arbeitsvorgänge zur Folge. Der Wandel vom Redakteur zum „Redaktroniker“ beschneidet  
die Zeit für kreative Leistungen wie Recherchen oder die Kontaktpflege mit Informanten.963 
Der aktuelle Trend zur Ausstattung vieler Redaktionen mit Videokameras und die Entwick-
lung hin zum Multi-Media-Redakteur, der gleichzeitig Artikel schreiben und Filme produ-
zieren muss, verschärft diese Entwicklung bedeutend.964 Das Thema Spezialisierung ge-
winnt aufgrund dieser neuen Zeit-Fragen eine neue Wichtigkeit in der Forschung, wie ak-
tuellste Veröffentlichungen zeigen.965  
3.2.2 Situationsanalyse: Der Zustand der regionalen Presse in Deutschland 
3.2.2.1  Entwicklung, Bedeutung und wirtschaftliche Lage 
Die große Bedeutung der regionalen Tageszeitungen ist eines der Kennzeichen der Presse-
landschaft in Deutschland. Die Vielfalt und Stellung dieser Mediengattung innerhalb des 
Mediensystems spiegelt direkt die Bedeutung des Föderalismus für das politische System 
der BRD wieder.966 Die Entwicklung der Regionalzeitung geht auf das 19. Jahrhundert zu-
rück, als aufgrund technischer Neuerungen etwa in der Drucktechnik aus den so genannten 
Intelligenzblättern mit einer kleinen Auflage Tageszeitungen wurden, die sich an ein Mas-
senpublikum wandten. 967 Die Regionalzeitung in ihrer heutigen Form wurde entscheidend 
von den Alliierten beeinflusst, die durch die Lizenzvergabe an ausgewählte Blätter das 
Pressewesen nach dem Zweiten Weltkrieg völlig neu strukturierten. Rund 170 Regionalzei-
tungen gab es 1949 in Deutschland und Westberlin, bereits damals war die Aufgliederung 
in mehrere Lokalteile üblich.968 
                                            
962  Vgl. ebd., S. 247 ff. 
963  Vgl. Kurp 1994,  a.a.O., S. 196. 
964 Langer, Ulrike: Projekte ohne Print. Mit neuen digitalen Plattformen rüsten sich Verlage für die Zukunft. In: 
Medium Magazin 12/2008, S. 28-31. 
965 Dernbach, Beatrice/Quandt, Thorsten (Hrsg.): Spezialisierung im Journalismus. Wiesbaden 2009. 
966 Vgl. Meyn 2004, a.a.O., S. 90.   
967 Vgl. Raabe, Johannes: Presse. In: Weischenberg, Siegfried/Kleinsteuber, Hans/Pörksen, Bernhard (Hrsg.): Hand-
buch Journalismus und Medien. Konstanz 2005, S. 355. 
968 Vgl. Meyn, a.a.O., S. 65 f. Vgl. Raabe, a.a.O., S. 358. 
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Die Presselandschaft in Westdeutschland entwickelte sich in mehreren Phasen. Die Phase 
zwischen 1949 und 1954 kann als die Gründungsphase betrachtet werden, in weitere neue 
Regionalblätter zumeist von erfahrenen Verlegern gegründet wurden. Sie traten in Konkur-
renz zu den existierenden Lizenzzeitungen, die von den Alliierten auf den Weg gebracht 
worden waren. Bis Mitte der 70er Jahre kam es zu einer sichtbaren Pressekonzentration, bei 
der die Zahl der Publizistischen Einheiten zurückging, weil die Einnahmen sanken und die 
Herstellungskosten für die Verlage bedeutend zunahmen. Zwischen 1954 und 1976 sank 
die Zahl der Zeitungen von 225 auf 121. Von Mitte der 70er Jahre bis 1990 trat eine Phase 
ein, die man als die Zeitspanne der Konsolidierung betrachten könnte. Die Auflagenzahlen 
nahmen zu und auch die Zahl der Publizistischen Einheiten stieg wieder langsam an. 969 In 
der früheren DDR war die Zahl der Zeitungen deutlich geringer: Zwischen 1952 und 1989 
gab es 39 Titel. Besonders hohen Einfluss hatten die 15 SED-Bezirkszeitungen, die wirkli-
che Massenmedien waren, da sie ein nationales Verbreitungsgebiet hatten und zudem hohe 
Auflagen verzeichneten. Daneben gab es 13 kleinere Regionalzeitungen der Blockparteien 
CDU, NDPD und LDPD sowie sieben überregionale Blätter, die ebenfalls im Besitz von 
Parteien oder Verbänden waren. 970       
Auf dem westdeutschen Zeitungsmarkt gab es nach der Wende nur wenig Bewegung. In 
Ostdeutschland war die Lage freilich ganz anders, denn die SED-Bezirkszeitungen wurden 
nun unter der Federführung der Treuhand in die Strukturen der westdeutschen Großverlage 
integriert. Diese alten Blätter unter neuem Namen gewannen durch ihre über Jahrzehnte 
zementierten Vorteile wie eine hohe Leser-Blatt-Bindung und eine große Reichweite 
schnell die Oberhand auf dem neu strukturierten Markt. Sie verdrängten schließlich fast alle 
anderen existierenden Blätter sowie auch die zahlreichen Neugründungen lokaler Zeitun-
gen, zu denen es nach der Wende in Ostdeutschland gekommen war.971 Die Zahl der v. a. 
regional und lokal verbreiteten Abonnentenblätter mit Vollredaktionen (Publizistische Ein-
heiten) liegt in Deutschland nun bei 138.972 Regionalzeitungen sind mit Abstand das wich-
tigste Mediensegment, wie bereits in Kapitel 2.3.1.4 verdeutlicht wurde. Sie erreichten 2008 
60,7 Prozent der Bevölkerung.973  
Die Bedeutung der Regionalzeitungen unterstreicht auch die Tatsache, dass Regional- und 
Lokalinformationen von Lesern zuerst rezipiert werden, danach schauen sie auf den politi-
                                            
969 Vgl. Wilke, Jürgen (2005): Durchgesetzt: 400 Jahre Zeitung. In: Journalist 7/2005, S. 14. 
970 Vgl. ebd., S. 14. Vgl. Meyn 2004, a.a.O., S. 69. 
971 Vgl. Meyn 2004, a.a.O.,S. 125 ff. 
972 Vgl. Schütz, Walter (2005): Deutsche Tagespresse 2004. In: Media Perspektiven 5/2005, S. 222. 
973 Bundesverband der Zeitungsverleger: Reichweiten der Tageszeitungen in Deutschland 2008. URL: 
http://www.bdzv.de/schaubilder+M5d4d03b1615.html, 20.2.2009. 
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schen Teil.974 Zeitungen genießen allgemein die größte Glaubwürdigkeit: 43 Prozent der 
Bevölkerung halten sie nach einer Studie der „Zeitungsmarketing Gesellschaft“ für das 
glaubwürdigste Medium. Danach folgen das öffentlich-rechtliche Fernsehen (27 Prozent), 
das öffentlich-rechtliche Radio (10 Prozent), das private Fernsehen sowie Onlinedienste (6 
Prozent) und der private Hörfunk mit zwei Prozent.975  
Bislang war von den strukturellen Stärken der Regionalpresse die Rede. Ihre Position im 
Mediensystem ist nach wie vor dominant. Festgehalten werden muss allerdings, dass die 
Auflagenzahlen der Regional- und Lokalzeitungen stetig zurückgegangen sind. Abbildung 
11 verdeutlich dies:  
Abbildung 11: Lokale, regionale und überregionale Abonnementzeitungen 1950-2007 
                                            
974 Vgl. Bundesverband deutscher Zeitungsverleger 2004: Was in der Tageszeitung interessiert - Vergleich 1991 und 
2003.  URL: www.bdzv.de/pressem/marktdaten/schaubilder2004/pics/s26.htm, 6.5.2008.  
975 Zeitungsmarketing Gesellschaft 2006: Zehn Argumente für die Zeitung. URL: 
http://www.zmg.de/hauptnavigation/leistungswerte-der-zeitungen/10-argumente-fuer-die-zeitung/regional-und-
lokalkompetenz.html, 6.5.2008. 
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Quelle: Bundesverband der Zeitungsverleger976 
Während die überregionalen Blätter seit 1997 einen Auflagenverlust von 200.000 Exempla-
ren verkraften mussten, sank die Auflage bei den überregionalen Titeln um 3,1 Millionen. 
Im Rückgang befindlich sind auch die Gesamtreichweite der Tagespresse, die von mehr als 
80 Prozent im Jahr 1997 auf 73,4 Prozent in 2007 geschrumpft ist.977  
Was sind die Gründe für den Auflagen- und Reichweitenrückgang? Als problematisch gilt 
die Entwicklung der Leserschaftsstruktur: Zeitungen erreichen v. a. die älteren Bevölke-
rungsschichten besonders stark: Mehr als 80 Prozent der über 50-Jährigen lesen die Tages-
presse. Dagegen erreichen Zeitungen nur knapp 48 Prozent der 14-bis 19-Jährigen.978 Gera-
                                            
976 Bundesverband der Zeitungsverleger: Lokale, regionale und überregionale Abonnementzeitungen 1950-2007 
URL: http://www.bdzv.de/schaubilder+M5d7a8ec7a4a.html, 4.5.2008 
977 Vgl. Bundesverband der Zeitungsverleger: Reichweitenentwicklung der Tageszeitungen in Deutschland 1997-
2007 in Prozent nach Altersgruppen. URL: http://www.bdzv.de/schaubilder+M557c9399296.html, 6.5.2008.  
978 Vgl. ebd. 
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de Regional- und Lokalzeitungen verlieren zunehmend junge Leser, wodurch das Publikum 
stetig weiter altert. Auch wenn mit steigendem Alter die Lesebereitschaft zunimmt, wächst 
eine neue Leserschicht automatisch nach, da die Aufmerksamkeitswerte bei jungen Lesern 
äußerst niedrig sind.979 Eine Studie aus dem Jahr 2003 zeigt, dass für den weitaus größten 
Teil der 16- bis 29-Jährigen (46 Prozent) das Fernsehen die Informationsquelle ist, auf die 
sie am wenigsten verzichten wollen. Ein geringer Anteil von nur acht Prozent der befragten 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen wollte nicht ohne eine Tageszeitung auskommen.980 
Zeitungen werden überdies v. a. von  stärker gebildeten Bevölkerungsschichten konsumiert: 
Interesse wecken die Regionalzeitungen bei Lesern mit Abitur oder Studium, bei leitenden 
Angestellten, Beamten und kleinen und mittleren Selbständigen. Fast 75 Prozent dieser 
Gruppen konsumieren regelmäßig Regionalblätter.981 
Eine wichtige Strukturdeterminante für das Wirken regionaler Tageszeitungen, die im 
Rahmen der Problemanalyse eine große Rolle spielt ist die gestiegene Konkurrenzsituation. 
Einerseits konkurrieren sie intermedial mit anderen Mediengattungen wie Radio, Fernsehen 
und v. a. dem Internet, andererseits stehen sie bisweilen in einem harten Wettbewerb um 
Auflagenzahlen und Werbeaufträge mit Konkurrenzblättern vor Ort.982 Dies ist aber nicht 
überall so, da auf dem deutschen Pressemarkt inzwischen eine hohe Konzentration eingetre-
ten ist: Im Jahr 2004 wohnten rund 42 Prozent der deutschen Bevölkerung in einem so ge-
nannten Ein-Zeitungs-Kreis, also einem Gebiet, in dem eine Zeitung dominiert und andere 
Blätter weitgehend vom Markt verdrängt hat.983 Viele Regionalzeitungen verfügen also 
zumindest in gewissen Bereichen ihres Verbreitungsgebietes über ein Monopol. 
Wenn es Konkurrenzsituationen gibt, so stehen zumeist zwei Blätter miteinander im Wett-
bewerb. Die Konkurrenz von drei Verlagen in einem Gebiet oder einer Stadt stellt einen 
Ausnahmefall dar.984 Fehlende Konkurrenz kann sich mitunter negativ auf die Qualität der 
Berichterstattung niederschlagen: So befindet etwa Hermann Meyn, dass im Fall eines regi-
onalen oder lokalen Monopols eine Blattes die Gefahr besteht, dass die Zeitungen sich zu 
geringe Ansprüche setzt und deshalb ihrer Informations- und Kontrollpflicht nicht mehr 
nachkommen kann, was von den Lesern, die keine Vergleichsmöglichkeit haben, nicht un-
bedingt bemerkt werden muss.985 
                                            
979 Vgl. Meyen, Michael: Mediennutzung. In: Weischenberg/Kleinsteuber/Pörksen a.a.O., S. 250. 
980 Vgl. Noelle, Elisabeth/Schulz, Rüdiger: Ein halbes Jahrhundert Zeitung im Fokus der Demoskopie. In: Bundes-
verband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV): Zeitungen 2004. Berlin 2004, S. 139 (pp.132-159).  
981 Vgl. Eggert, Christian: Zur Entwicklung der Reichweiten. In: Bundesverband deutscher Zeitungsverleger 
(BDZV, Hrsg.): Zeitungen 2004. Berlin 2004, S. 165. 
982 Vgl. Raabe, a.a.O., S. 358.   
983 Vgl. ebd., S. 358. Vgl. Schütz 2005 a.a.O., S. 230. 
984 Vgl. Schütz 2005 a.a.O., S. 226.   
985 Vgl. Meyn 2004, a.a.O., S. 79 f.  
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Größere Probleme bereitet den Tageszeitungen in den vergangenen Jahren aber die gestie-
gene intermediale Konkurrenz. Regionale und lokale Fernseh- und Radiosender haben sich 
seit den 80er Jahren verstärkt entwickelt, die die Aufmerksamkeit der Leserschaft teilweise 
abzieht.986 Zum Hauptkonkurrenten ist aber das Internet geworden, dass nicht nur die Auf-
merksamkeit des Publikums auf sich zieht, sondern auch Werbeeinnahmen bindet, die zu-
vor alleine den Zeitungen zugute kamen.987 Der konjunkturelle Einbruch der „New Econo-
my“ um das Jahr 2000 zeigte ebenfalls Wirkung.988 Auch die gestiegene Zahl an TV-
Sendern und Anzeigenblättern hat Zeitungen Werbeinnahmen abgezogen: Während Anzei-
genblätter, TV und Onlinemedien ihre Werbeeinnahmen steigern konnten, sank der Anteil 
der Aufwendungen für Tageszeitungen am Gesamtaufkommen deutlich: von knapp 29 Pro-
zent im Jahr 1996 auf rund 21 Prozent in 2006. 989  
3.2.2.2  Die erste Pressekrise und ihre Folgen 
Die gesunkene Aufmerksamkeit gegenüber den Regional- und Lokalzeitungen sowie die 
sinkenden Werbeeinnahmen haben zu Anfang des neuen Jahrtausends zu einer tiefen öko-
nomischen Krise im Pressesektor in Deutschland geführt. Radio- und Fernsehsender, v. a. 
aber Zeitungen – und hier insbesondere die Regionalblätter – entließen ab 2000 bundesweit 
Hunderte von Mitarbeitern. Hauptgründe für den Ausbruch der Krise waren eine allgemeine 
schlechte Wirtschaftslage und das Wegberechen von Stellenanzeigen, die eine bedeutende 
Einnahmequelle für Tageszeitungen sind und insbesondere ins Internet abgewandert sind. 
Im Herbst 2003 waren laut Spiegel 10.000 Journalisten arbeitslos.990 Einer Studie der Uni-
versität St. Gallen zufolge war die Zeitungskrise die schwerste ihrer Art in Deutschland seit 
dem Zweiten Weltkrieg. Die Forscher sahen die Marktlage grundlegend und nachhaltig 
verändert.991  
Die Arbeitssituation in den Verlagen hat sich durch die Krise grundlegend verändert. Grund 
dafür sind weitere Einsparpotenziale, die die Verlage neben der auch nach 2003 andauern-
den Personalreduktion992 zu nutzen wussten: Die Honorare für freie Mitarbeiter wurden 
vielerorts drastisch gesenkt, statt fest angestellter Kräfte wird zunehmend mit Leihredakteu-
ren gearbeitet. Oftmals gliederten Verlage auch Redaktionen aus und beschäftigen nun Re-
                                            
986 Vgl. Noelle/Schulz, a.a.O., S. 139. Vgl. Beierwaltes, a.a.O., S. 225. 
987 Vgl. Mast, Claudia (2007): Polarstern am Medienhimmel. Welche Rolle spielt der Pressejournalismus in einer 
digitalisierten Welt? In: Journalist 4/2007, S. 50. Vgl. Meyn 2004, a.a.O., S. 71. 
988 Vgl. Meyn 2004, a.a.O., S. 70. 
989 Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger: Werbeaufwendungen in der Bundesrepublik Deutschland 1996-
2006. URL: http://www.bdzv.de/schaubilder+M5d4d4c76824.html, 5.5.2008. 
990  Vgl. Schrep, Bruno: Nur noch Billigjournalismus. Journalisten werden entlassen, Außenstellen geschlossen. In: 
Der Spiegel 43/2003, S. 116-120. Vgl. Lungmus, Monika (2002): Stellenabbau. In: Journalist 12/2002, S. 34. 
991 Vgl. Journalist (2003): Schweizer Studie: Düstere Prognose. In: Journalist 5/2003. S. 7. 
992 Vgl. Journalist (2006): Großes Streichkonzert. In: Journalist 11/2006, S. 6. 
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dakteure in eigenständigen Gesellschaften, was eine Bezahlung unter den üblichen Tarifen 
erlaubt. Schlechte Stimmung in den Redaktionen bis hin zu großer Frustration sind die Fol-
gen dieser Entwicklungen.993 Teilweise wurden im Zuge der Medienkrise ganze Ausgaben 
wie etwa die Münstersche Zeitung, ein Ableger der Dortmunder Ruhrnachrichten, oder die 
Nordrhein-Westfalen-Ausgaben von taz, Süddeutscher Zeitung und Welt kompakt, für die 
der Autor selbst tätig war, eingestellt.  
Auch der Einsatz von so genannten Leserreportern wird als Sparstrategie angesehen. Die 
Öffnung der Berichterstattung im Blatt sowie im Internet für Erfahrungsberichte und Bilder 
von Lesern wird zwar einerseits als innovative Strategie verstanden, Leser an sich zu binden 
und die Berichterstattung im Sinne eines „Bürgerjournalismus“ zu demokratisieren. Gleich-
zeitig wird hierdurch aber stellenweise eine bezahlte professionelle Berichterstattung er-
setzt, was den Verlagen Ausgaben erspart. Die Qualität der Amateur-Berichte weist erwar-
tungsgemäß starke Defizite auf. 994 Die Spar-Strategien bedeuten v. a. auch für die Redak-
teure selbst neue zeitliche Belastungen, da immer weniger Personal immer komplexere Tä-
tigkeiten verrichten muss. Der Stress nimmt zu, die Arbeitsbelastungen sind erheblich. 
„Dies ist eine Entwicklung, die im Hinblick auf die Identität des Journalismus als 
Deprofessionalisierung zu bezeichnen ist.“995  
Während die aus der Medienkrise hervorgegangenen, neuen Spar- und Marktstrategien 
noch nicht hinreichend getestet sind, steht den Verlagen bereits die nächste wirtschaftliche 
Flaute ins Haus, denn mit der Finanz- und Wirtschaftkrise, die sich 2008 entwickelte und 
2009 auch die Bundesrepublik erfasste, erwartet die Branche eine neue Härteprobe. In wel-
cher Weise sie genau die Regionalzeitungswelt erfasst, war vor dem Redaktionsschluss 
dieser Arbeit noch nicht absehbar.  Jedoch gab es bereits einige deutliche Anzeichen für 
eine sich entwickelnde, sehr schwierige Situation: Der Essener Verlagsgruppe WAZ be-
schloss Ende des Jahres 2008, 300 der 900 Redakteursstellen der vier WAZ-
Regionalzeitungen im Ruhrgebiet (Westfalenpost, Westdeutsche Allgemeine Zeitung, Neue 
Ruhr/Neue Rheinzeitung, Westfälische Rundschau) abzubauen sowie die Mantelredaktionen 
der drei erst genannten Blätter zusammenzulegen. Ein derartiger Vorgang ist bisher bei-
spiellos für die deutsche Regionalpresse. Auch die Süddeutsche Zeitung plant Einsparungen 
mit Personalkürzungen. Der Hamburger Verlag Gruner + Jahr stellte sein Magazin Park 
Avenue ein und beschloss, die Redaktionen aller Wirtschafttitel (z.B. Capital, Impulse) un-
                                            
993 Lungmus, Monika (2006): Die rote Gefahr. In: Journalist 9/2006, S. 10 ff. Vgl. Meyn 2004, a.a.O., S. 94.  
994 Vgl. Schulzki-Haddouti, Christiane: Billiger Conent? In: Journalist 9/2006, S. 45 ff.  
995 Weischenberg, Siegfried, Scholl, Armin: Darsteller und Souffleure. Journalistenstudie II: Ergebnisse zu 
Berufsverstädnis und Arbeitszufriedenheit. In: Journalist 9/2006, S. 27. 
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ter einem Dach zu vereinigen. Durch die Fusion werden 120 Stellen eingespart. 996  
Der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger erwartet, dass solche Konzentrationspro-
zesse weiter zunehmen. Für 2009 rechnet der BDZV mit einem harten konjunkturellen 
Rückschlag für die Zeitungsbranche, der sich für die erste Jahreshälfte in einem Anzeigen-
rückgang von bis zu zehn Prozent niederschlagen könnte. Das Ausmaß der Krise der Jahre 
2001/2002 wird nach Einschätzung des Präsidenten des Branchenverbandes, Helmut Heine, 
aber nicht erreicht.997   
Jüngste und jüngere Marktentwicklungen wurden vorgestellt, die verlegerischen Sparstrate-
gien präsentiert. Doch wie reagieren die Zeitungen redaktionell auf diese Krisesituationen? 
Welche inhaltlichen Strategien verfolgen sie bzw. sind ratsam, um ihre Position zu stärken? 
Ein wichtiger, der Leser-Reporter-Strategie zu Grunde liegender Trend der Zeitungsbericht-
erstattung ist die verstärkte inhaltliche Konzentration auf die eigene Region. Bei dieser Stra-
tegie der Regionalisierung, die bereits in den 90er Jahren Einzug gehalten hat, geht es da-
rum, die Berichterstattung aller Mantelteile der Zeitung auf die eigene Region zu konzent-
rieren. Der gemeinsame Ortbezug der Leserschaft und folglich die Identifikation mit dem 
Medium, dass oft als einziges die eigene Lebenswelt darstellt, sind Grundlage dieser ver-
meintlichen Erfolgsstrategie.998 Weischenberg stellt aufgrund dieses Trends einen deutli-
chen Anstieg der Journalisten fest, die lokalen und regionale Themenbereiche bearbeiten. 
26,5, Prozent der Journalisten sind diesen Ressorts zugeordnet, 14,8 Prozent Poli-
tik/Aktuelles, und 5,2 Prozent dem Ressort Wirtschaft.999  
Zu beobachten sind im Zuge der Regionalisierung Zeitungen, die das eigene Umfeld stark 
betonen und sogar, wie der Autor durch eigene Beobachtungen als Zeitungsleser und Jour-
nalist festgestellt hat, die wichtigen Nachrichten aus dem Lokalteil auf die erste Seite heben, 
also den Politikteil für eigentlich lokale Geschehnisse öffnen. Inwieweit eine solche Strate-
gie nur ein Einzelfall bleibt oder in der Tat eine Entwicklung darstellt, die letztlich eine 
Provinzialisierung des Politikteils auch auf Kosten des Platzes für die EU- und Auslandsbe-
richterstattung bedeutet, soll in dieser Studie u. a. geklärt werden. Erste Hinweise hierauf 
gibt die Umfrage der Universität Hohenheim bei den Chefredakteuren der 138 deutschen 
Tageszeitungen: Zwar will die Mehrheit der Befragten nicht den Politikanteil im Blatt sen-
ken, wohl aber eine andere Politikdefinition einführen: Eine Abkehr von der großen Politik 
hin zu einer Fokussierung auf das regionale Geschehen wird angestrebt. Kriterium für die 
                                            
996 Vgl. Spiegel Online: Aus für Park Avenue, weiterer Stellenabbau. Spiegel Online,  19.11.2008. URL: 
http://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/0,1518,591505,00.html, 20.2.2009. 
997 Vgl. Westermann, Rolf: BDZV-Präsident Helmut Heinen im Gespräch mit dpa. Bundesverband der Zeitungsver-
leger, 8.1.2009. URL: http://www.bdzv.de/bdzv_intern+M59e5d9ff718.html, 20.2.2009. 
998 Vgl. Mast 2007, a.a.O., S. 50 ff. 
999 Vgl. Weischenberg, Siegfried/Malik, Maja: Nachgeforscht. Erhebungen zur Berufsstatistik und zu journalisti-
schen Arbeitsfeldern. In: Journalist 8/2006, a.a.O., S. 14. 
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Nachrichtenauswahl wird überdies stärker der Nutzen bzw. die Betroffenheit der Leser be-
züglich einer Thematik sein und weniger die bisher an den klassischen Nachrichtenwerten 
(vgl. Kap. 2.1.2) orientierte Aktualität. 1000  
Ein weiterer Trend in der Arbeit regionaler Tageszeitungen ist die verstärkte Hinwendung 
zu personalisierten Artikeln, was bedeutet, dass ein Thema so aufbereitet wird, dass eine 
Person im Mittelpunkt des Geschehens steht und mittels dieser Strategie Inhalte leichter 
transportiert werden. Aktuelle Studien zeigen, dass die gezielte mediale Personalisierung, 
also die Konzentration auf den bereits erwähnten Nachrichtenfaktor, in der Tat dazu führt, 
dass  Zeitungsleser Nachrichten verstärkt wahrnehmen.1001 Gewarnt wird in diesem Zu-
sammenhang allerdings davor, dass eine zu starke Personalisierung auf Kosten von Sachin-
halten gehen kann und somit letztlich die Qualität der Berichterstattung beeinträchtigt.1002 
Hier würde die EU-Berichterstattung in einem Dilemma stehen, da, wie dargestellt, eine 
verstärkte Personalisierung angemahnt wird, gleichzeitig aber schon jetzt der Raum in den 
Zeitungen fehlt, die komplexe Materie verständlich darzustellen.  
Wichtig zu erwähnen ist auch die Entwicklung hin zu einer stärker unterhaltenden Bericht-
erstattung, die im Zeitungsjournalismus verstärkt diskutiert und von befragten Chefredak-
teuren mehrheitlich als Trend der Zukunft identifiziert wird.1003 Zeitungen, die auf diese 
Strategie setzen, gehen davon aus, dass sie damit den Wünschen der Leserschaft nach einer 
vermeintlich „leichten Kost“ entgegen kommen. Unstrittig ist in der Forschung, dass alle 
Rezipienten ein grundlegendes in etwa gleich großes Unterhaltungsbedürfnis haben.1004 
Auch bei der Organisation der Redaktionen zeichnen sich klare Trends ab. So ist etwa die 
Entwicklung hin zu Projektteams zu erkennen, was bedeutet, dass Journalisten verschiede-
ner Ressorts für ein bestimmtes Thema zusammengezogen werden, um dieses mitunter 
besonders ausführlich aufzubereiten oder schwierige Sachverhalte besser zu recherchie-
ren.1005 Solche Ansätze sind gerade für die Recherche komplexer EU-Themen durchaus 
denkbar.  
Weiterhin ist zu beobachten, dass in vielen Redaktionen die Ressortgrenzen auf der Ebene 
der Themenplanung gänzlich gefallen sind und diese nun zentral von einem so genannten 
„Newsdesk“ geschieht. Hier sitzen zahlreiche Redakteure meist in einem Großraumbüro an 
einem Tisch, an dem alle Nachrichten zusammenlaufen, die zur Bearbeitung in die einzel-
nen Ressorts weitergeleitet werden. Von hieraus werden also die verschiedenen Seiten der 
                                            
1000 Vgl. Mast 2007, a.a.O., S. 50 ff. An der Befragung nahmen 87 Chefredakteure teil.   
1001 Vgl. Böhm, Michaela: Readerscan angesetzt. In: Menschen machen Medien 9/10 2005, S. 28.   
1002 Vgl. Meyn 2004, .a.a.O., S. 255.   
1003 Vgl. Mast 2007, a.a.O., S. 52 . 
1004 Vgl. Meyen, a.a.O., S. 251 f. Vgl. Mast, Claudia (2004): ABC des Journalismus: ein Handbuch. Konstanz 2004, 
S. 532. 
1005 Vgl. Meier, Klaus: Projekt Team. In: Journalist 4/2002, S. 16. Vgl. Mast 2004, a.a.O., S. 543. 
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Zeitung koordiniert; mitunter geschieht vom Newsdesk auch die Planung für das Online-
Angebot. Der Newsdesk soll die Planung auch dahingehend verbessern, das Themen, die 
nicht eindeutig einem Ressort zuzuordnen sind, nicht mehr verloren gehen, wie dies bei der 
klassischen Ressortarbeit geschehen kann. Insgesamt soll ein eineinheitlicheres Erschei-
nungsbild erreicht sowie das Gefühl der Redakteure, im Team zu arbeiten, erhöht werden. 
Schätzungen zufolge arbeitet rund die Hälfte der 138 Publizistischen Einheiten in Deutsch-
land mit Newsdesk-Konzepten. Bei einigen Blättern wurden jegliche Ressorts abgeschafft, 
was der Deutsche Journalistenverband kritisiert, da so die Fachkompetenz verloren ginge. 
1006 Inwieweit solche Entwicklungen die EU-Berichterstattung beeinflussen, wird zu klären 
sein.  
3.2.3 Erkenntnisse zur EU-Berichterstattung regionaler deutscher Tageszeitungen 
In diesem Kapitel werden Erkenntnisse zur überregionalen und regionalen EU-
Berichterstattung in Deutschland vergleichend dargestellt, da nur durch die Gegenüberstel-
lung die Spezifika der regionalen Arbeitsweisen hinreichend hervortreten bzw. wo dies 
nicht der Fall ist, Ähnlichkeiten identifiziert werden können. Hier werden demzufolge auch 
Studien diskutiert, die nicht nur, aber eben auch Regionalzeitungen einbeziehen, deren Er-
gebnisse herausgestellt werden. Studien ohne nähere Bezüge zu Regionalzeitungen wurden 
in den vorherigen Kapiteln behandelt 
3.2.4  Inhaltsanalysen: Regionale und überregionale Berichterstattung im Vergleich 
Bei einem Vergleich der Quantität der EU-Berichterstattung von Regionalzeitungen im 
Rahmen der AIM-Studie schneiden die deutschen Blätter sehr gut ab. Hierzulande wird auf 
regionaler Ebene mit am häufigsten über Europa berichtet. Dies ändere aber nur wenig am 
grundlegenden Problem, moniert Studienleiter Kopper bezüglich der Regionalberichterstat-
tung.1007 „Eine hinreichende Berichterstattung gibt es nirgendwo, bedenkt man, dass die 
europäische Gesetzgebung mehr als 60 Prozent aller heimischen Gesetze und nationalen 
Aktivitäten bestimmt.“1008 Die Erkenntnis zur Spitzenstellung der deutschen regionalen 
EU-Berichterstattung führt zu der Annahme, dass hier diskutierte strukturelle Defizite, nicht 
nur auf andere Länder übertragbar sind, sondern dort vermutlich noch stärkere Ausprägun-
gen erfahren könnten. Doch wie gestaltet sich die regionale deutsche Europaberichterstat-
tung im Vergleich zu der Berichterstattung überregionaler Zeitungen? 
Deutlich zeigen vorliegende Studien, dass Regionalzeitungen weniger oft über europäische 
                                            
1006 Vgl. Lungmus, Monika (2007): Andere Tischsitten. In: Journalist 9/2007, S. 30 ff. Vgl. Mast 2004, a.a.O., S. 
539 f.  
1007 Vgl. Kopper 2007 a, a.a.O., S. 62.  
1008  Ebd.  
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Themen berichten als überregionale Blätter.1009 Dennoch berichten sie mehr als Rundfunk-
medien oder Boulevardblätter: Im Rahmen des AIM-Projekts wurde eine Inhaltsanalyse der 
EU-Berichterstattung von fünf Medien (drei Zeitungen und zwei TV-
Nachrichtensendungen), darunter die Regionalzeitung Westdeutsche Allgemeine Zeitung 
(WAZ), durchgeführt.  87 Prozent der Berichterstattung entfiel auf die Tageszeitungen, wo-
bei mehr als die Hälfte von der Süddeutschen Zeitung bestritten wurde. 24 Prozent der ver-
öffentlichten EU-Themen aller fünf Medien entfielen auf die WAZ und sechs Prozent auf 
die Bild-Zeitung. Rund 13 Prozent entfielen auf die TV-Nachrichten, wobei die Tagesschau 
Dreiviertel und die RTL-Nachrichten ein Viertel der EU-Berichterstattung insgesamt er-
brachten. 1010 Europaweite Befunde bestätigen, dass Regionalzeitungen die zweitmeiste EU-
Berichterstattung aller Medientypen liefern und damit eine besondere Stellung im Medien-
system einnehmen: 23 Prozent der in der transnationalen, zehn Staaten umfassenden In-
haltsanalyse im Rahmen des AIM-Projekts untersuchten EU-Berichterstattung wurden von 
Regionalzeitungen geleistet. Überregionale Zeitungen lieferten rund 50 Prozent, Boule-
vardblätter zehn und das öffentlich-rechtliche Fernsehen 8,5 Prozent der Berichterstat-
tung.1011 Welche Schwerpunkte setzen deutsche Medien in der EU-Berichterstattung? Ta-
belle 8 zeigt die AIM-Ergebnisse.   
Tabelle 8: Frequency analysis of EU topics after recording 
Topic Responses  
 Number Percentage 
Internal affairs 83 16,5 
External affairs 101 20,1 
Economy, financial affairs and market 250 49,7 
Social affairs 22 4,4 
Development and humanitarian affairs 16 3,2 
Culture, communication and science 31 6,2 
Total 503 100,0 
Quelle: Hahn et al., a.a.O., S. 78. 
Fast die Hälfte der Berichterstattung bezog sich auf den Themenkreis „Wirtschaft, Markt 
und Finanzen“; 20 Prozent auf die Außenbeziehungen der EU und 16 Prozent auf innere 
Angelegenheiten der Gemeinschaft wie etwa Fragen der Erweiterung, was insgesamt zehn 
Prozent ausmachte. Sechs Prozent der Berichte war dem Themenkreis „Kultur, Kommuni-
                                            
1009 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 77.  
1010 Vgl. ebd., S. 77. Inhaltsanalytisch untersucht wurde die Berichterstattung von Süddeutscher Zeitung, WAZ, Bild 
sowie der ARD-Tagesschau und RTL-aktuell zwischen dem 7 und 28. März 2005. (Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 77. ) 
1011 Vgl. Raeymaeckers, Karin/Golding, Peter: News Agenda Analysis of EU-related News. In: AIM Research 
Consortium (2007 b, Hrsg.): Comparing the Logic of EU reporting in Mass Media across Europe. Bochum 2007, S. 
16. 
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kation und Wissenschaft“ zuzuordnen, vier und drei Prozent entfielen jeweils auf Sozialpo-
litik sowie Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik. In allen untersuchten Medien domi-
nieren Wirtschafts- und Finanzthemen. Bei genauerer Betrachtung fiel auf, dass alleine 
zehn Prozent der Berichterstattung die Haushaltskontrolle oder den Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt thematisierte.1012 Auch in der Analyse Vetters dominieren ökonomische Frage-
stellungen. Danach folgen die Themengebieten Sicherheit und Verteidigung, EU-Interna, 
Osterweiterung und Fragen der Innen- und Justizpolitik. Die Regionalzeitungen zeigten 
eine ähnliche Themenverteilungen in der Berichterstattung wie die überregionalen Blät-
ter.1013 In Stöckls Analyse der Regionalberichterstattung entfielen zwischen 44 und 57 Pro-
zent aller Texte auf den Bereich „Wirtschaft und Finanzen“, darauf folgte der Sektor „Inne-
re Angelegenheiten der EU.“1014 
Trotz des Wirtschaftsscherpunkts ist die EU-Berichterstattung der Regionalzeitungen v. a. 
im Politikressort zu finden. Zwischen 40 und fast 70 Prozent der EU-Berichterstattung fin-
det hier statt. Demgegenüber erscheinen 10 bis 20 Prozent der EU-Themen auf den Wirt-
schaftsseiten. Da EU-Berichterstattung, so ist anzunehmen, häufig Wirtschaftspolitik be-
trifft, werden die von Wissenschaftlern als ökonomisch klassifizierte Themen von Journa-
listen der Politik zugeordnet.1015 Bei einer näheren Betrachtung der AIM-Studie treten wei-
tere Spezifika der regionalen EU-Berichterstattung am Beispiel der WAZ zu Tage. Tabelle 9 
fasst die Ergebnisse zusammen.    
Tabelle 9: Cross-tabulation of recorded topics / media types (Column percentages)  
 National  
newspaper 
Regional 
newspaper 
Popular  
Press 
Public 
television 
Commercial 
television 
Internal affairs 18,7 13,3 21,7 11,5 7,1 
External affairs 24,1 15,0 0 19,2 14,3  
Economy, financial affairs and mar-
ket 
46,6 49,2 69,6 53,8 71,4 
Social affairs 3,7 4,2 4,3 7,7 7,1 
                                            
1012 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 78. Vgl. zur Dominanz von Wirtschaftsthemen in der EU-Berichterstattung auch 
Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 262. Vgl. Trenz 2004, a.a.O., S. 302. Vgl. Sievert, a.a.O., S. 294. 
1013 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 365. Vetters untersuchte in einer konstruierten Stichprobenwoche die allgemeine Euro-
paberichterstattung von SZ, FAZ, Stuttgarter Zeitung und Sächsischer Zeitung jeweils in den Jahren 2002 bis 2005 
sowie deren Berichterstattung über den Verfassungsprozess in den Zeiträumen 15.10.2004 bis 15.11.2004, 1.2.2005 
bis 31.3.2005 und 1.5.2005 bis 15.6.2005. Die Regionalzeitungsauswahl sollte sowohl ein ost- und westdeutsches 
Blatt sowie analog zur Auswahl der überregionalen Blätter ein eher konservatives Medium (Stuttgarter Zeitung, 
analog zur FAZ) sowie ein eher linksliberales Medium (Sächsische Zeitung analog zur SZ) abdecken. Zudem wählte 
sie bewusst größere Regionalzeitungen aus, bei denen zu vermuten war, dass eine regelmäßige messbare EU-
Berichterstattung existierte. Analysiert wurden die Berichterstattung mit der Claim-Methode (vgl. Vetters, a.a.O., S. 
360 f., vgl. zur Methode ebd. sowie Kap. 2.3.1.5)  
1014 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 60. Die Kategorie „EU-Interna“ wird in vielen Inhaltsanalysen verwendet, aber oft unter-
schiedlich definiert. Auch deshalb ist es nicht verwunderlich, dass der ihr zugemessene Anteil der Berichterstattung 
von Studie zu Studie schwankt. Hier müsste es eine festgelegte Definition geben, um Studien vergleichen zu können.   
1015 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 59. 
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Development and humanitarian 
affairs 
2,0 6,7 0 3,8 0 
Culture, communication, science 4,8 11,7 4,3 3,8 0 
Quelle: Hahn et al., a.a.O., S. 78. 
Auffällig ist, dass die regionale und überregionale Zeitungsberichterstattung diversifizierter 
ist als die Berichterstattung der anderen Medien, die zu Ungunsten anderer Fragestellungen 
einen noch stärkeren Schwerpunkt auf den Wirtschaftssektor legen. Die SZ berichtet deut-
lich mehr über die Außenbeziehungen der EU als die WAZ, die allerdings – auch im Ver-
gleich zu den anderen Medien – einen stärkeren Schwerpunkt auf entwicklungspolitische 
und humanitäre sowie kulturelle bzw. wissenschaftliche EU-Themen legt. Als Grund für 
den starken Fokus der WAZ wird die Bewerbung Essens um den Titel der „Europäischen 
Kulturhauptstadt 2010“ im Analysezeitraum angegeben. Es kann also von einer gewissen 
Verzerrung hierdurch ausgegangen werden.1016  
Brüssel und Berlin sind in Stöckls Studie die wichtigsten Schauplätze der Berichterstat-
tung,1017 was den AIM-Resultaten entspricht: Brüssel (23,3 Prozent) und Berlin (13,4 Pro-
zent) sind vor Luxemburg (2,8 Prozent) und Straßburg (0,9 Prozent) die häufigsten Städte, 
über die berichtet wird. 30 Prozent der Fälle beziehen sich auf andere Handlungsorte, die 
zumeist in Deutschland (15,1 Prozent) liegen. Bei wiederum 30 Prozent ist der Handlungs-
ort nicht genau zuzuordnen.1018 Stöckl stellt fest, dass der Handlungsort selten in der Region 
(zugehöriges Bundesland) der Zeitung angesiedelt ist.1019  
Die wichtigsten Institutionen der Berichterstattung sind der AIM-Studie zufolge der Euro-
päische Rat und der Ministerrat, auf die 22 Prozent der Berichterstattung entfallen. Danach 
folgt die EU-Kommission (zwölf Prozent). Das EU-Parlament rangiert mit 2,8 Prozent weit 
hinten, wichtigere Akteure sind etwa deutsche Lobbygruppen (sechs Prozent) und deutsche 
Parteien (5,5 Prozent). Welchen Schwerpunkt setzte die Regionalzeitung? Im Vergleich zur 
SZ berichtete die WAZ häufiger über nationale Lobbygruppen sowie den Ministerrat und 
den Europäischen Rat, womit sie sich mit am regierungsfreundlichsten von allen Medien 
zeigt. Demgegenüber berichtete die WAZ etwas weniger über EU-Kommission und nationa-
le Parteien. 1020  
Die Ergebnisse der Inhaltsanalyse von Vetters1021 decken die Resultate weitestgehend: Die 
                                            
1016 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 78 f. 
1017 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 64. 
1018 Hahn et al., a.a.O., S. 79.  
1019 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 64. 
1020 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 79 f. 
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nationalen Regierungen sind auch bei der Alltagsberichterstattung der Regionalzeitungen 
der wichtigste EU-Akteur, darauf folgen Kommission und Parlament. Allerdings nehmen 
die Regionalzeitungen in dieser Studie die nationalen Regierungen nicht viel stärker in den 
Blick als die überregionalen Blätter, auch bei Parlament und Kommission ergeben sich kei-
ne großen Ungleichgewichte. Ein leichter Schwerpunkt ergibt sich bei den Regionalblättern 
bei der alltäglichen EU-Berichterstattung über zivilgesellschaftliche Akteure. Auffällig ist 
die Ausblendung von nationalen Parlament und Parteien in der Sächsischen Zeitung. Tabel-
le 10 fasst zusammen. 
Tabelle 10: EU-Akteure in der Berichterstattung (Prozentsätze) 
Akteure FAZ  
EU- 
Alltag 
 
  
Verf. 
SZ  
EU- 
Alltag 
 
 
Verf.  
Stu. Z. 
EU- 
Alltag 
 
 
Verf. 
Sä. Z. 
EU- 
Alltag 
 
Verf. 
Nationale Regierungen (Prozente) 31,2 28,5 33,8 30,2 23,3 33,6 34,4 38,1 
Parlament und Parteien 6,4 25,5 7,0 16,6 12,7 22,6 0,8 28,6 
EU-Kommission 13,9 4,5 16,7 4,0 16,9 3,9 9,2 4,1 
EU-Parlament 5,6 5,4 7,5 5,4 6,8 8,2 4,2 8,3 
Andere Politiker 11,6 8,3 10,6 9,0 13,1 8,6 13,4 2,5 
Medien/Journalisten 9,6 11,2 8,9 14,7 8,1 5,5 14,3 5,4 
Wissenschaft/Experten 8,3 5,8 3,1 5,0 3,0 5,5 1,7 4,0 
Zivilgesellschaft 13,5 11,4 12,3 15,1 15,7 12,1 21,8 9,0 
Quelle: Vetters, a.a.O., S. 362. (Stu. Z. = Stuttgarter Zeitung; Sä. Z. = Sächsische Zeitung) 
Stöckl und Woppmann kommen zu sehr ähnlichen Ergebnissen bezüglich der 
Akteursverteilung: EU-Politiker sehen sie gegenüber deutschen Politikern deutlich benach-
teiligt in der Berichterstattung. Betont wird von beiden Forscherinnen die äußerst geringe 
Aufmerksamkeit der Regionalblätter für das EP. 1022 Für den Fachdienst Media Tenor stellt 
dessen geringe „communicative power“ gar das größte Defizit der EU-Berichterstattung 
dar; nur 5,3 Prozent der EU-Berichterstattung in deutschen Qualitätsmedien entfielt 
2004/05 auf das EP. 1023 Das EP kommt auch in Langzeitstudien auf fünf Prozent, wohin-
gegen auf die Kommission zwischen 35 und 45 Prozent und auf den Ministerrat als eigen-
ständiges Organ (nicht bezogen auf die Regierungen) rund 15 Prozent der Berichterstattung 
entfallen.1024  
Doch zurück zu den Regionalzeitungen: Wie zu erwarten, nehmen diese öfter regionale und 
                                            
1022 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 65 f. Vgl. Woppmann, a.a.O., S. 82 f.  
1023 Media Tenor (2005 c): Business as usual. The media image of the EU in Germany and abroad, 2003-05. In: 
Media Tenor Forschungsbericht 152, 4. Quartal 2005, S. 86.   
1024 Vgl. Media Tenor 2005 a, a.a.O., S. 105. 
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lokale Akteure in den Blick als die bundesweit ausgerichteten Blätter.1025 In der Verfas-
sungsberichterstattung (siehe Tabelle 10) sinkt der Anteil der regionalen Akteure aber deut-
lich zu Ungunsten v. a. der zivilgesellschaftlichen Akteure sowie anderer Gruppen wie 
Journalisten und Experten ab. Diese Akteure, die nicht dem Milieu politischer Institutionen 
entstammen, machen dann nur noch ein Fünftel aller dargestellten Akteure aus, wohingegen 
SZ und FAZ hier durchweg auf einen Wert von 30 Prozent kommen. Die regionale Bericht-
erstattung wird also während der Verfassungsdebatte elitenzentrierter als die Berichterstat-
tung der überregionalen Blätter, was mit den Ressourcenvorteilen der Überregionalen bei 
der Recherche erklärt wird, die eine größere auch internationale Bandbreite aus Stimmen 
außerhalb des politischen Mainstreams möglich machen. 1026  
Adam kritisiert nach ihrer deutsch-französischen Analyse generell die starke Elitenfokussie-
rung der Berichterstattung. Für sie ist die mediale EU-Berichterstattung wenig geeignet „der 
Elitenintegration entgegenzuwirken.“1027 Eine mediale Stärkung von Außenseitern könnte 
dieses Bild revidieren und ein bürgernäheres Europa sichtbar werden lassen.1028 Adam 
widmete sich den Erweiterungs-, aber auch den Verfassungsdebatten. Die Verfassungsbe-
richterstattung regionaler Zeitungen geht insgesamt zu stark in die Breite und leidet unter 
einem Mangel an Kontinuität, was sie u. a. auf das Fehlen von eigenen Korrespondenten in 
EU-Ländern sowie den Platzmangel und den starken Agenturbezug (s. u.) zurückführt. 1029 
Insgesamt stellt sie Regionalzeitungen ein schlechtes Zeugnis aus. Denn es  
„führen die geringeren Ressourcen der Regionalzeitungen und der damit notwendige Rückgriff auf 
Agenturmaterial zu einem erwartbaren Kompetenzgefälle zwischen beiden Medientypen. Die Regio-
nalzeitungen berichten seltener aus Brüssel, und die Darstellung der komplexen und schwer zu ver-
stehenden Europapolitik wird dadurch leicht zur farblosen und wenig ansprechenden Pflichtbericht-
erstattung.“1030 
Die regionale Berichterstattung zeigt zudem klare Muster der bereits thematisierten Ereig-
nisorientiertheit. So nimmt die Berichterstattung während eines EU-Gipfeltreffens deutlich 
zu, um dann wieder zurückzugehen.1031 Überdies bemühen sich Regionalzeitungen kaum, 
EU-Berichte zu bebildern: Zwei Drittel und mehr der von Stöckl und Woppmann unter-
suchten Artikel in den Regionalzeitungen wurden ohne jegliche Bebilderung präsentiert, 
                                            
1025 Vgl. hierzu Trenz 2004, a.a.O., S. 301. 
1026 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 362 ff. Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 61. Zu Vetters: 49 Prozent der von den Regionalzeitungen 
berichteten Akteure stammen im EU-Alltag aus Deutschland, bei FAZ und SZ sind es rund 40 Prozent. In der Verfas-
sungsdebatte reduzieren sich die Werte auf 41 gegenüber 36 Prozent. 
1027 Adam, a.a.O., S. 355.  
1028 Vgl. ebd., S. 359. 
1029 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 362 ff. Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 61. Zu Vetters: 49 Prozent der von den Regionalzeitungen 
berücksichtigten Akteure stammen im EU-Alltag aus Deutschland, bei FAZ und SZ sind es rund 40 Prozent. In der 
Verfassungsdebatte reduzieren sich die Werte auf 41 gegenüber 36 Prozent. 
1030 Vetters, a.a.O., S. 368. 
1031 Vgl. Wopmman, a.a.O., S. 104. Vgl. Stöckl, a.a.O., S.58 f.  
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was sie als verpasste Chance werten, EU-Themen dem Leser attraktiv anzubieten.1032 
Woppmann kritisiert, dass die regionale EU-Berichterstattung kaum zurückblickt und so 
Hintergründe ausblendet.1033 Sie schließt nach ihrem Vergleich der Berichterstattung von 
zwei deutschen und französischen Regionalzeitungen:  
 „Die EU-Berichterstattung scheint damit auf aktuelle Informationen ausgerichtet, die sich im un-
mittelbaren Zeitbezug zum Erscheinungstag der Zeitungen bewegen. Der dominierende Anlass der 
Artikel, die Berichterstattung über internationale Verhandlungen oder Vertragsabschlüsse, findet 
sich bei allen vier Printmedien. Da sich bereits an dritter Stelle die Kategorie „Pressekonfe-
renz/Interview“ als Anlass anreiht, bestätigt sich das Bild der EU und die Art und Weise, wie euro-
päische Politik in den Medien dargestellt wird: Verhandlungen, Konferenzen, Verlautbarungen vor 
der Presse.“1034  
Regionale Blätter beziehen in der EU-Berichterstattung zudem vergleichsweise selten Stel-
lung: Während Kommentare in der allgemeinen EU-Berichterstattung der von Vetters un-
tersuchten Regionalzeitungen einen Anteil von acht und in der Verfassungsdebatte von 20 
Prozent ausmachen, kommen die Überregionalen auf Werte von 15 sowie 30 Prozent.1035 In 
der Darstellung des politischen EU-Alltags gibt es offenbar keine großen Unterschiede zwi-
schen regionalen und überregionalen Blättern mit der Ausnahme, dass letztere häufiger und 
ausführlicher berichten, Regionalblätter durch den stärkeren Bezug auf Sprecher aus der 
Region aber die Relevanz der EU-Politik besser aufzeigen, wie Vetters vermutet.1036  
„Innerhalb der allgemeinen EU-Berichterstattung scheint es ihnen zu gelingen, einen eigenen 
Blickwinkel zu entwickeln und die lokale Relevanz stärker zu berücksichtigen. Mit der stärkeren 
Einbindung lokaler und regionaler Sprecher bieten sie damit ein Alternativangebot zu den Quali-
tätszeitungen, die allenfalls einzelne Ministerpräsidenten zitieren.“1037 
Allerdings erfolgt die Fokussierung auf regionale Sprecher nicht auf den Regionalseiten, 
wie die Untersuchungsergebnisse von Stöckl vermuten lassen. Hier erschienen nur ein bis 
sieben Prozent der analysierten EU-Berichterstattung in fünf Zeitungen,1038 was Stöckl auch 
vor dem Hintergrund der selten vorgefundenen regionalen Handlungsschauplätze zu dem 
Schluss verleitet, dass die EU-Berichterstattung kaum regionalisiert ist.1039 Woppmann 
kommt ebenfalls zu negativen Resultaten bezüglich der Regionalisierung: Nur 3,4 Prozent 
der EU-Artikel des Flensburger Tageblatts zeigen Bezüge zur eigenen Region. Häufig 
kommen politische und ökonomische Eliten zu Wort, die „aufgrund ihrer professionalisier-
ten Strukturen die Medienbarrieren überwinden können.“1040  
                                            
1032 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 58 u. 60. Vgl. Woppmann, a.a.O., S. 72.  
1033 Vgl. Woppmann, a.a.O., S. 101 u. 104. 
1034 Ebd., a.a.O., S. 102. 
1035 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 361. 
1036 Vgl. ebd., S. 363 u. 368. Vgl. zur Ähnlichkeit v. a. bei Titelgeschichten auch Stöckl, a.a.O., S. 62. 
1037 Vetters, a.a.O., S. 368. 
1038 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 59. 
1039 Vgl. ebd., S. 64 u. 71. 
1040 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 91. 
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„Die Nachrichtenfaktoren der räumlichen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Nähe, die 
als Selektionskriterien herangezogen werden, scheinen sich bei der EU-Berichterstattung nicht aus-
zuwirken. Die Journalisten ignorieren, dass nationale und regionale Gesetze, die täglich beschlos-
sen werden, europäischen Ursprungs sind.
1041
 
Die einzig deutlich sichtbare gültige Regionalisierungskomponente ist, fügt man die Ergeb-
nisse der Studien zusammen, der häufige Bezug auf regionale Sprecher. Dieser bedingt 
allerdings zusammen mit einer stärkeren Präferenz der Regionalblätter für innenpolitische 
Sprecher eine geringere Beschäftigung mit dem Geschehen in anderen europäischen Län-
dern, wie Vetters Arbeiten zeigen. Die deutsche Perspektive ist bei den Regionalblättern 
also noch dominanter: FAZ und SZ berichten z. B. öfter über das Geschehen in Frankreich 
während des Verfassungsprozesses.1042 Sie zeigen sich zudem verfassungsfreundlicher in 
der Auswahl ihrer Sprecher als die Regionalzeitungen, bei denen die Gegner dominieren, 
und die sich zudem im Unterschied zu den großen Blättern nicht selbst für die Verfassung 
engagieren. Vetters erkennt in der Berichterstattung von FAZ und SZ eine Tendenz, innen-
politische Gründe für die Ablehnung der Verfassung in Frankreich zu betonen und keine 
Thematisierung möglicher Gründe mit EU-Bezug zuzulassen. Die Regionalzeitungen sind 
dagegen kritischer, denn sie berichten auch über Defizite der EU-Politik und zeigen Ver-
ständnis für die Argumente der Verfassungsgegner.1043  
Stöckl stellt in ihrer Untersuchung eine spezielle Form der verschleiernden oder verdeckten 
EU-Berichterstattung in Regionalzeitungen fest, bei der diffuse Akteure wie „Brüssel“ oder 
„die europäische Ebene“ auftauchen und der Bezug auf eine konkrete Institution ausbleibt, 
was eine unvollständige Darstellung zur Folge hat. Dies gilt auch für den Fall, dass EU-
Bezüge in der Berichterstattung nicht genannt werden und somit dem Leser die tatsächliche 
Bedeutung der Union im deutschen Alltag vorenthalten bleibt.1044 Ein Beispiel für dieses 
Phänomen ist nach Auffassung des Verfassers das Antidiskriminierungsgesetz, das auf eine 
EU-Richtlinie zurückgeht, dies in der Presse aber nicht immer berichtet wurde.1045  
Eine besondere Rolle für die Berichterstattung der Regionalzeitungen spielen, wie bereits 
zu vermuten war (s. o.) die Nachrichtenagenturen: Vetters fand heraus, dass Regionalzei-
tungen deutlich häufiger in der EU-Berichterstattung auf Nachrichtenagenturen zurückgrei-
fen als die überregionalen Zeitungen. SZ und FAZ greifen in acht bzw. sechs Prozent auf 
das Agenturangebot zurück, wohingegen die Sächsische sowie die Stuttgarter Zeitung ins-
                                            
1041 Woppmann, a.a.O., S. 46. 
1042 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 364 f. Vgl. auch Stöckl, a.a.O., S. 61. Zu Vetters: 49 Prozent der von den Regionalzei-
tungen berichteten Akteure stammen im EU-Alltag aus Deutschland, bei FAZ und SZ sind es rund 40 Prozent. In der 
Verfassungsdebatte reduzieren sich die Werte auf 41 gegenüber 36 Prozent. 
1043 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 365 ff.   
1044 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 67.  
1045 Werle, Klaus: Anti-Diskriminierung. „Erhebliche Mehrkosten“. Manager-Magazin.de, 16.8.2006. URL: 
http://www.manager-magazin.de/unternehmen/artikel/0,2828,431845,00.html, 12.12.2008. 
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gesamt ein Viertel ihrer EU-Berichterstattung mit Agenturmaterial realisieren.1046 Ein Drit-
tel bis mehr als die Hälfte der EU-Berichterstattung liefern Stöckls Ergebnissen zufolge die 
Agenturen, womit sie höhere Werte als Vetters angibt, die mit der Sächsischen Zeitung und 
der Stuttgarter Zeitung auch große, ressourcenstarke Blätter untersucht hat. Von fünf unter-
suchten Blättern griffen in Stöckls Studie drei öfter auf Agenturberichte zurück als auf Ei-
genautoren. Zwei Zeitungen gaben den Redaktionsmitgliedern den Vorzug.1047 Dies erklärt 
sich damit, dass manche Zeitungen sich als Autorenzeitung definieren, die bewusst von 
Agenturvorgaben abweicht.1048 Die Korrespondentenquote war bei allen Blättern erstaun-
lich gering: Nur rund 5 bis 14 Prozent der von Stöckl ausgewerteten Artikel in den fünf 
Regionalblättern stammten von Korrespondenten, was durch die hohen Agenturanteile bzw. 
den hohen Anteil an selbst schreibenden Redaktionsmitgliedern zu erklären ist.1049 Bei 
überregionalen Blättern stammt ein Drittel der Artikel von Korrespondenten.1050  
Insbesondere Schmidts Studie zeigt, wie wichtig Agenturen für Regionalblätter sind: 86 
Prozent der befragten Redakteure bezeichneten Agenturen als wichtigste Quelle, um sich 
über die EU zu informieren. Zeitungen ohne Korrespondent stufen ihre Bedeutung höher 
ein als Blätter mit Kontakt zu einem Journalisten vor Ort. Abbildung 12 fasst zusammen:  
Abbildung 12: Bedeutung der Nachrichtenagenturen für die EU-Berichterstattung 
  
Quelle: Schmidt, Deike, a.a.O., S. 116. 
Woppmann bestätigt die Ergebnisse: Hat eine Zeitung einen Korrespondenten, steigt der 
Anteil der Eigenberichte: 30,4 Prozent der EU-Berichte des Donaukuriers, der keinen Kor-
respondenten unterhält, stammen von Autoren. Beim Flensburger Tageblatt, das einen Kor-
respondenten beschäftigt, liegt der Eigenanteil mit 51,9 Prozent deutlich höher.1051  
Ein weiterer potenziell bedeutender Einflussfaktor für die Europäisierung regionaler 
Medienöffentlichkeiten ist die Grenznähe einer Zeitung. Mehrere Autoren habe sich hiermit 
befasst. Tenscher/Schmidt etwa betonen in ihrer Untersuchung der öffentlichen Meinung in 
                                            
1046 Vgl. Vetters, a.a.O., S. 361. 
1047 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 64.  
1048  Vgl. Zschunke, a.a.O., S. 57.  
1049 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 64. 
1050 Vgl. Trenz 2004, a.a.O., S. 299. 
1051 Vgl. Woppmann, a.a.O., S. 78 ff. 
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der Grenzregion Südpfalz, dass die Einwohner die Möglichkeit, sich durch das Regional-
blatt Rheinpfalz über europäische Vorgänge hinreichend informieren zu können, als sehr 
gering einschätzen. Der Regionalpresse wird kein großes Vertrauen entgegengebracht; die 
Zufriedenheit mit der Medienberichterstattung ist im europaweiten Vergleich eher ge-
ring.1052 Die Ergebnisse von Roose stützen diese Befunde. Er untersuchte vergleichend, wie 
stark die Berichterstattung von deutschen Regionalzeitungen in Grenznähe Bezüge zu den 
Nachbarländern herstellt. Die Berichterstattung dient Roose als Indikator für die Intensität 
der europäischen Integration, die er nicht politisch, sondern soziologisch als „Verdichtung 
von Austauschbeziehungen“ auffasst.1053  
“Die europäische Integration ist nicht mehr allein ein politischer, sondern der Intention nach zunehmend 
auch ein gesellschaftlicher Prozess. (…) Die Intensität von Handlungsverflechtungen müsste sich auch in 
der Nachrichtenberichterstattung, insbesondere der Lokalberichterstattung spiegeln, denn Lokalnach-
richten werden v. a. aufgrund von Relevanz (…) und Nähe ausgewählt.” 
1054
  
Gerade in Grenzregionen ist die Möglichkeit groß, dass die Handlungsverflechtungen einen 
besonders hohen Grad erreichen und sich dies auch in der regionalen Presse widerspiegelt. 
Roose identifiziert verschiedene Einflussfaktoren, die positiv auf die „Lokalauslandsbe-
richterstattung” wirken können: Die Intensität der Wirtschaftsverflechtungen zwischen 
Ländern, die Dauer der EU-Mitgliedschaft und die Kenntnisse der Sprache des Nachbarlan-
des in Deutschland könnten jeweils die Berichterstattung der deutschen Zeitung über die 
benachbarte ausländische Grenzregion beeinflussen.1055 Die Ergebnisse seiner Inhaltsanaly-
se ausländischer Berichterstattungsorte in den deutschen Blättern sind eindeutig: „Es gibt 
(…) kein Nachbarland, zu dem die Grenze als Begrenzung der Lokalberichterstattung ver-
schwunden ist. Die Wahrnehmung in der Presse ist klar national orientiert, dies gilt für alle 
deutschen Grenzregionen.1056“  
Weder die Dauer der EU-Mitgliedschaft noch der Grad der wirtschaftlichen Verflechtung 
begünstigen die Intensität der Berichterstattung über das Nachbarland. „Von einer Europäi-
sierung im Sinne eines durch die EU initiierten oder zumindest unterstützten Prozesses kann 
                                            
1052 Vgl. Tenscher, Jens/Schmidt, Siegmar: „So nah und doch so fern“ – empirische Befunde zur massenmedialen 
Beobachtung und Bewertung des europäischen Integrationsprozesses in einer Grenzregion. In: Hagen 2004 a, a.a.O., 
S. 224 ff.  
1053 Roose, a.a.O., S.s 23. Roose analysierte 2004 die Berichterstattung von neun deutschen Regionalzeitungen, 
darunter die Sächsische Zeitung in Dresden, die Badische Zeitung aus Freiburg im Breisgau, die Saarbrücker Zeitung, 
die Passauer Neue Presse, die Lausitzer Rundschau aus Cottbus, die Aachener Zeitung, der Südkurier aus Konstanz, 
der Trierische Volksfreund und die Rheinische Post aus Düsseldorf. Der Fokus der Inhaltsanalyse richtete sich auf die 
Orte der Berichterstattung. Um den grenznahen Standort der untersuchten Zeitungen wurde jeweils ein gleichgroßes, 
Deutschland wie auch das Nachbarland erfassendes Gebiet mit wichtigen Bezugsorten definiert, die in der Berichter-
stattung auftauchen könnten. Insgesamt wurden alle Grenzregionen mit Ausnahme der dänischen Grenzregion, je-
doch inklusive des an die Schweiz angrenzenden Raumes, erfasst.     
1054 Ebd., S. 3 ff.  
1055 Vgl. Roose, a.a.O., S. 3. 
1056 Ebd., S. 18. 
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also keine Rede sein“1057, schlussfolgert Roose. Die einzig ausschlaggebende Variable für 
den Grad der lokalen Auslandsberichterstattung ist die Sprache: Je besser die Kenntnisse 
der Sprache des Nachbarlandes in Deutschland sind, desto eher wird über die dortigen Ge-
schehnisse in Regionalzeitungen berichtet. Besonders häufig wird aus diesem Grund über 
Geschehnisse in den untersuchten Grenzregionen v. a. in Österreich, aber auch in der 
Schweiz berichtet, wo Deutsch gesprochen wird. Über Ereignisse und Orte in Luxemburg 
und Frankreich berichten regionale Zeitungen in Grenznähe in mittlerer Intensität. Polen 
und Tschechien rangieren knapp dahinter. Regionalzeitungen an der Grenze zu den Nieder-
landen und Belgien, in diesem Fall die Aachener Zeitung und die Rheinische Post, nehmen 
am wenigsten Bezug auf die dortigen Geschehnisse. Dies ist damit zu erklären, dass Nieder-
ländisch im Vergleich besonders selten von Deutschen gelernt wird.1058   
Die Inhalte der grenznahen Berichterstattung sind also weniger europäisch bzw. transnatio-
nal als angenommen. Die spezielle geografische Lage der Zeitungen zeigt weitaus weniger 
Wirkung als vermutet. Die Grenzlage bedingt offenbar aber zumindest, dass manche Re-
daktionen Kontakt zu Nachbarzeitungen aufnehmen und mit Veranstaltungen und Austau-
schen für eine zusätzliche horizontale europäische Dimension in der Praxis sorgen. In der 
Literatur genannte Beispiele hierfür sind etwa die Sächsische Zeitung, der Nordkurier, der 
Neue Tag oder das Flensburger Tageblatt. Der Nordkurier in Neubrandenburg organisiert 
mit der polnischen Zeitung Kurier szczecinski Expertenpodien zu regionalpolitischen The-
men. Volontäre des Blattes produzieren überdies mit polnischen Journalistikstudenten eine 
gemeinsame Jugendseite, die in beiden Zeitung erscheint. Das Flensburger Tageblatt orga-
nisierte bereits Mediengipfel, an denen Partner aus dem ganzen Ostseeraum, und u. a. auch 
dänische, lettische und polnische Zeitungen teilnahmen. Kontakte zu Blättern in den Part-
nerstädten nahmen bereits die Nordseezeitung aus Bremerhaven und der Kölner Stadtanzei-
ger auf. In Bremerhaven entstanden in Kooperation mit dem englischen Grimsby Telegraph 
Sonderseiten jeweils über die Menschen in der anderen Stadt. Der Stadtanzeiger verglich in 
einer Serie die Lebens- und Einkommensverhältnisse in Köln mit denen in den Partnerstäd-
ten der Domstadt.1059 Auf weitere Formen dieser horizontalen Zusammenarbeit und ihrer 
Bedeutung wird später, u. a. auch in der eigenen Untersuchung, einzugehen sein.  
3.2.4.1 Zwischenfazit der Inhaltsanalysen 
Regionalzeitungen halten nach den überregionalen Blättern im Vergleich zu privaten und 
öffentlich-rechtlichen Fernsehnachrichtensendungen sowie Boulevardzeitungen das reich-
                                            
1057 Ebd., S. 22.  
1058 Vgl. ebd., S. 18 ff.  
1059 Vgl. Droste, Liane v. (2006): Journalismus ohne Grenzen. In: Drehscheibe 11/2006, S. 1 ff. 
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haltigste Angebot an EU-Berichterstattung bereit. Sie berichten absolut gesehen allerdings 
deutlich weniger über die EU als die überregionalen Blätter, denen mehr Platz und perso-
nelle Ressourcen wie etwa Korrespondenten zur Verfügung stehen. Eine dominante Rolle 
in der regionalen EU-Berichterstattung nehmen Nachrichtenagenturen ein, die eine größere 
Rolle spielen als bei den überregionalen Zeitungen und teilweise die Hälfte der EU-
Berichterstattung einer Regionalzeitung abdecken. Erstaunlich gering ist deshalb die Kor-
respondentenquote in der Berichterstattung, die bei fünf bis 14 Prozent liegt. Regionalzei-
tungen zeigen in ihrer Berichterstattung darüber hinaus die typische Ereignisfixiertheit und 
haben seltener Mut zur Kommentierung als die überregionalen Blätter. Sie sind zudem eu-
ropakritischer, wie die Studien zur Verfassungsberichterstattung zeigen. Auch sind klare 
Mängel bei der Bebilderung der Artikel festzustellen. 
Die Zeitungsberichterstattung bietet insgesamt eine größere thematische Bandbreite als die 
Berichterstattung der übrigen Medien. Wie alle Medien legen auch Regionalzeitungen in 
der EU-Berichterstattung einen klaren Schwerpunkt auf Wirtschafts- und Finanzthemen. 
Rund die Hälfte aller Berichte ist diesem Bereich zuzuordnen. Dennoch findet die EU-
Berichterstattung v. a. im Politikressort statt; höchstens ein Fünftel der Artikel erscheint auf 
den Wirtschaftsseiten. Regionalblätter berichten seltener über die EU-Außenbeziehungen, 
und die deutsche Perspektive ist bei ihnen dominanter als in der überregionalen EU-
Berichterstattung, da innenpolitische Sprecher öfter zitiert werden und seltener auf das Ge-
schehen in anderen Ländern Bezug genommen wird. Selbst Zeitungen in Grenznähe weisen 
eine starke nationale Fokussierung auf und berichten weniger oft als angenommen über ihre 
Nachbarländer. Je besser die Sprache des Nachbarlandes beherrscht wird, desto öfter wird 
berichtet.   
Die nationalen Regierungen sind in Gestalt des Ministerrats bei der Alltagsberichterstattung 
der Regionalzeitungen der wichtigste EU-Akteur, darauf folgen Kommission und Parla-
ment. Dies entspricht den Werten zur Berichterstattung überregionaler Blätter. Zivilgesell-
schaftliche Akteure kommen in der Alltagsberichterstattung häufig zu Wort. Gilt es aber, 
über ein großes EU-genuines Thema wie die Verfassung zu berichten, werden Regionalzei-
tungen elitenzentrierter als überregionale Blätter. Der Anteil an regionalen Akteuren, der in 
ihrer Berichterstattung naturgemäß höher ist, nimmt dann v. a. zu Ungunsten der Akteure 
aus Zivilgesellschaft, Medien und Wissenschaft ab. Die stärkere Betonung regionaler As-
pekte findet ihren Ausdruck in der Zitierung regionaler Sprecher, eine Europäisierung der 
Berichterstattung auf den Regionalseiten ist kaum zu erkennen.  
Was bedeuten nun die referierten Studienergebnisse für die Frage nach der Europäisierung 
der regionalen Medienöffentlichkeiten? Die bisher vorliegenden Ergebnisse sind ernüch-
ternd. Es kann offenbar nicht davon ausgegangen werden, dass sich auf regionaler Ebene 
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vitale Strukturen europäischer Öffentlichkeit herausgebildet haben, die den eingangs ge-
nannten Maßstäben gerecht werden. Vielmehr muss davon ausgegangen, dass das allge-
mein empfundene Europäisierungsniveau der deutschen Öffentlichkeit aufgrund des großen 
Anteils der Regionalberichterstattung an der Gesamtberichterstattung niedriger ist als bisher 
angenommen. Festzustellen bleibt, dass in den zitierten Studien größere Regionalzeitungen 
untersucht wurden. Es kann vermutet werden, dass die Europäisierung bei kleineren Blät-
tern, die mit noch weniger Ressourcen ausgestattet sind, noch geringer ausgeprägt ist als bei 
den größeren Zeitungen. 1060 Vetters resümiert: 
„Die hier vorgestellten Befunde deuten darauf hin, dass Regionalzeitungen weniger transnationale 
Bezüge aufweisen und weniger durchlässig für europäische Sprecher oder gar die europäische Zi-
vilgesellschaft sind. Allzu optimistische Aussagen über die europäische Öffentlichkeit müssen in 
dieser Hinsicht relativiert werden, zumal zu vermuten ist, dass kleinere Regionalzeitungen noch 
weniger europäisiert sind als die Stuttgarter Zeitung und die Sächsische Zeitung.“1061  
Stöckl kommt – trotz ihrer Analyse während einer berichterstattungsstarken Periode im 
Rahmen eines Ratsgipfels – zu noch negativeren Befunden. Sie bemerkt, dass Regionalzei-
tungen nur wenuge EU-Themen eine längerfristige Aufmerksamkeit schenken. 
„Den überwiegenden Teil der berichteten EU-Sachverhalte thematisieren sie wie beschrieben weder 
mehrfach noch kontinuierlich. Dass diese Art der Berichterstattung eine öffentliche Debatte stimu-
liert und bestimmt und somit zur Europäisierheit der deutschen Öffentlichkeit beiträgt, muss bezwei-
felt werden. Zugespitzt ließe sich daher bilanzieren: Bezogen auf wenige EU-Spitzenthemen sorgten 
die untersuchten Zeitungen gemeinsam für eine europäisierte deutsche Öffentlichkeit – bezogen auf 
die Mehrheit der EU-Themen taten sie dies jedoch nicht.“1062 
Auch Rooses Fazit ist doch eher ernüchternd:   
„Von einer europäisierten Lokalberichterstattung kann keine Rede sein. (…) Deutschland gehört 
seit fast einem halben Jahrhundert der Europäischen Union bzw. ihren Vorläufern an. Doch das 
Projekt, die Völker Europas einander näher zu bringen, hat die nationale Fokussierung der Wahr-
nehmung, wie sie sich in Zeitungsberichterstattung niederschlägt, nicht aufbrechen können.” 1063 
Regionalzeitungen schaffen es offensichtlich nicht hinreichend, den regionalen 
Öffentlichkeiten eine europäische Dimension hinzuzufügen. „Die Europäische Union hat 
für die Regionalzeitungen noch lange nicht den selben Stellenwert wie die eigene Nation, 
obwohl europäische Politik die nationale Politik maßgeblich beeinflusst“1064, resümiert 
auch Woppmann. Im Zuge des verstärkten Wettbewerbs auf dem Medienmarkt und der 
beschriebenen Strategie der Regionalisierung drängt sich – auch vor dem Hintergrund der 
geschilderten inhaltsanalytischen Resultate – zudem der Eindruck auf, dass die Regionalbe-
richterstattung vielerorts sogar lokaler statt europäischer geworden ist. Die Strategie könnte 
                                            
1060 Vgl. Schäfer 2006 b, a.a.O., S. 116.  
1061 Vetters, a.a.O., S. 369. 
1062 Stöckl, a.a.O., S. 63.  
1063 Ebd., S. 23. 
1064 Woppmann, a.a.O., S. 86. 
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fatal sein, da dies zu einer Provinzialisierung führen kann. Die Zeitung als „Fenster zur 
Welt“ würde sich zusehends verschließen.1065 Ob sich dieser Eindruck bestätigt, soll mit 
Hilfe der Interviews herausgefunden werden. 
3.2.5 Redaktionsrealitäten: Regionale und überregionale Arbeitsmuster im Vergleich 
Welche strukturellen Gründe gibt es für die beschriebenen Defizite in der regionalen Be-
richterstattung? Antworten auf diese Frage soll das folgende Unterkapitel liefern. Im An-
schluss an eine transnationale Situationsanalyse werden v. a. die deutschen Realitäten dis-
kutiert. Die strukturellen Aspekte der EU-Berichterstattung in deutschen Heimatredaktionen 
werden, wie bereits erwähnt, in der Forschung generell nur selten berücksichtigt. Insofern 
werden in diesem, für die Vorbereitung der eigenen empirischen Arbeit wichtigsten Unter-
kapitel fragmentarische Erkenntnisse zusammengetragen, die ein ungefähres Bild der Situa-
tion entstehen lassen. Die zentrale Aufgabe der eigenen Arbeit ist es, diese fragmentari-
schen Erkenntnisse zu überprüfen und sie zu erweitern. 
3.2.5.1 Redaktionsrealitäten im internationalen Vergleich 
Zwar stehen in dieser Arbeit deutsche Regionalzeitungen im Vordergrund. Dennoch zeigen 
Vergleiche mit anderen Ländern, dass europaweit Zeitungsredaktionen ähnliche Defizite in 
der Berichterstattung aufweisen. Für deutsche Redaktionen typische Muster finden sich 
anderswo wieder, wie die AIM-Studie zeigt, die den einzigen transnationalen Überblick zu 
strukturellen Aspekten der EU-Berichterstattung in Redaktionen liefert.1066  
In allen zehn untersuchten Ländern haben die für die EU verantwortlichen Journalisten das 
Gefühl, dass sie ständig darum kämpfen müssen, in ihrem Medium EU-Themen unterzu-
bringen. Häufig finden Kollegen das Thema Europa nur wenig interessant. EU-Themen 
werden in den Redaktionen überwiegend im Ressort Außenpolitik bearbeitet, obwohl die 
EU hauptsächlich Einfluss auf die nationale Politik hat. Damit stehen EU-Themen in den 
Redaktionen in Konkurrenz zu anderen internationalen Nachrichten. Auf die Frage nach 
den Hauptproblemen in der EU-Berichterstattung nennen fast alle befragten Journalisten die 
                                            
1065 Vgl. Schäfer 2006 b, a.a.O., S. 118. 
1066 Vgl. Erich-Brost-Institut für Journalismus in Europa: Adequate Information Management in Europe. Dokumen-
tation des Forschungsprojektes. Dortmund 2005. Im Rahmen der AIM-Studie interviewten Hahn, Leppik und 
Lönnendonker 17 deutsche Redakteure, die bei ihrem Medium mit der EU-Berichterstattung betraut sind. Befragt 
wurden Journalisten der Süddeutschen Zeitung, der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, der Bild-Zeitung, der ARD, des 
ZDF und Redakteure von RTL, Sat 1, dpa und Spiegel Online sowie zwei Journalisten der Westdeutschen Allgemei-
nen Zeitung und einer der Rheinischen Post, womit drei Vertreter von größeren Regionalzeitungen vertreten sind. 
Aufgrund dieser Interviewkonstellation lassen sich aus den Ergebnissen typische Arbeitsweisen für Heimatredaktio-
nen in Deutschland generell ablesen, die geringe Zahl von drei interviewten Regionalzeitungsredakteuren macht es 
aber unmöglich, nur für die Europaberichterstattung dieses Mediums spezifische Muster abzuleiten. Allerdings äh-
neln sich die Organisationsstrukturen überregionaler und regionaler Zeitungen durchaus, weshalb dennoch von den 
generellen Aussagen zumindest grundlegende Rückschlüsse auf die Arbeitsorganisation in den Redaktionen der 
Regionalzeitungen gezogen werden kann (vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 67 f.). Die Interviews dauerten zwischen 45 und 
80 Minuten und wurden zwischen Juni und August 2005 geführt (vgl. ebd., S. 68). 
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hohe Komplexität und Abstraktheit der Themen sowie die bürokratische Sprache der EU-
Institutionen. Ein zentrales Problem scheint die große Europaskepsis in den Redaktionen zu 
sein: Ausschließlich in Deutschland und Frankreich sind die befragten Journalisten der Stu-
die zufolge daran interessiert, durch ihre Berichterstattung zur Entwicklung einer europäi-
schen Identität beizutragen.1067 
V. a. in der englischen Regionalzeitungswelt herrscht eine ablehnende Haltung gegenüber 
dem Brüsseler Geschehen vor; in der englischen Presse wird ohnehin sehr wenig über die 
EU berichtet (s. o.).1068 Gerade kleinere britische Regionalzeitungsredaktionen zeigen eine 
sehr große Distanz zum europäischen Geschehen: Es gibt kaum zentrale Ansprechpartner 
für EU-Belange, die Sachkenntnis in den Redaktionen ist sehr gering ausgeprägt. Betont 
wird die Wichtigkeit der regionalen Europaabgeordneten als Quelle; über diesen Kanal 
scheinen EU-Nachrichten v. a. in die Redaktion zu gelangen.1069 In der französischen Regi-
onalpresse ist das europäische Bewusstsein stärker ausgeprägt. V. a. die größte Regionalzei-
tung Ouest-France hat eine starke europäische Ausrichtung. Ein starkes regionales Interesse 
herrscht an EU-Regelungen, die die heimische Agrar- und Fischereipolitik betreffen. 1070 
Auch in kleineren EU-Staaten existiert zumindest stellenweise eine europaorientierte Regi-
onalpresse: In Litauen tut sich das Blatt Kauno Diena hervor. Bei der dreiwöchigen Inhalts-
analyse im Rahmen des AIM-Projekts publizierte die Zeitung mehr EU-Artikel als jeweils 
zwei untersuchte Zeitungen in Deutschland oder Frankreich. Auch aufgrund der Art der 
Berichterstattung kommen die Forscher zu dem Schluss, dass die Regionalisierung europäi-
scher Themen hier gelungen ist.1071 
Die Nennung von Positivbeispielen soll nicht darüber hinwegtäuschen, dass die meisten 
Regionalredaktionen auf dem Kontinent Probleme mit der Thematik EU haben. Kopper 
fasst die Situation zusammen: „In allen untersuchten Regionalzeitungen Europas gibt es 
vergleichbares Unbehagen oder auch Unsicherheit, wenn es um Themen aus Brüssel geht. 
Bedauert wird, dass es häufig an Alternativen zu staubtrockenen Berichten fehle.”1072 Ins-
besondere in den Heimatredaktionen der Beitrittsstaaten sind starke Informationsdefizite 
festzustellen. Es fehlt oft noch an einem breiten Verständnis für die Bedeutung der EU-
Themen, konstatiert der Politologe Christoph Meyer. Ein Grund hierfür ist auch die fehlen-
de personelle Fluktuation, denn kaum ein osteuropäischer Redakteur hat zuvor in Brüssel 
                                            
1067 Vgl. Erich-Brost-Institut, a.a.O. Vgl. zur EU als außenpolitische Kategorie Medien Tenor 2005 a, a.a.O, S. 105. 
1068 Vgl. Kopper 2007 a, a.a.O., S. 62.  
1069 Vgl. Golding, Peter/Oldfield, Ben: The case of the United Kingdom. In: AIM Research Consortium 2006, 
a.a.O., S. 137 f. 
1070 Vgl. Baisnée, Oliver/Frinault, Thomas: The case of France. In: AIM Research Consortium 2006, a.a.O., S. 51 f. 
1071 Balcytiene, Aukse/Vinciuniene, Ausra: The case of Lithuania: In: AIM Research Consortium 2006, a.a.O., S. 
116 f. Vgl. Kopper 2007 a, a.a.O., S. 62. 
1072 Ebd., S. 62. 
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gearbeitete, wohingegen in den alten EU-Staaten sich das Personalkarussell schon mehrfach 
gedreht hat mit der Folge, dass Korrespondenten in die Zentrale gingen und dort ihre EU-
Kompetenz mit einbrachten.1073  
3.2.5.2  Regionale und überregionale Redaktionsrealitäten in Deutschland 
3.2.5.2.1 Kommunikation und Nachrichtenauswahl 
Wie gestalten sich die redaktionellen Zuständigkeiten für die Europaberichterstattung? Wer 
hält Kontakt mit den Korrespondenten? Auf diese zentralen Fragen lassen sich keine ein-
deutigen Antworten finden. Zumeist ist das europäische Geschehen in deutschen Zeitungs-
redaktionen – analog zur europaweiten Situation – dem Auslandsressort zugeordnet1074, 
was zur Folge hat, dass entweder der außenpolitische Chef, ein für den Kontakt mit den 
Korrespondenten beauftragter Redakteure oder, im System der rotierenden Besetzung am 
Newsdesk, mehrere Journalisten im Wechsel den Kontakt nach Brüssel halten und bzw. 
eigenständige EU-Themen planen und in Auftrag geben.1075 Die befragten Regionalkorres-
pondenten haben aufgrund des Trends zum Newsdesk oft wechselnde Ansprechpartner, 
bisweilen aber auch direkte regelmäßige Kontakte zu den gleichen Personen in den Res-
sorts.1076 Der Korrespondent Drewes beschreibt die Problematik des Trends hin zum 
Newsdesk. Diese Entwicklung habe sich in den vergangenen Jahren entwickelt  
 „in dem Maße, in dem die Zeitungen hergegangen sind und sich innerbetrieblich anders organisiert 
haben, indem sie diese Produktions-Desks geschaffen haben. Da leiden wir Korrespondenten alle 
drunter, weil dadurch unsere gewachsenen Ansprechpartner schlagartig wegfallen. Wir haben also 
sozusagen nur noch die Institution Produktions-Desk als Ansprechpartner.“1077 
Interviewergebnissen zufolge bestimmen auch bei Regionalzeitungen Korrespondenten 
zumeist die Themen selbst, über die sie schreiben, was durch ihr Fachwissen und den In-
formationsvorsprung durch die Präsenz in Brüssel auch logisch erscheint. Auch Heimatre-
daktionen formulieren Wünsche und Ideen, die sie an die Korrespondenten herantragen. 
Wie oft dies geschieht, ist unklar. 1078 Schmidt beschreibt den Abstimmungsprozess  
zwischen Korrespondent und Redaktion: 
„Einige kündigen täglich per Telefon oder E-Mail ihre jeweilige Berichterstattung an, einige schi-
cken (zusätzlich) eine Wochenvorschau. (…) Teilweise besteht wenig bis kein Kontakt zwischen Kor-
respondent und Redaktion; in diesen Fällen bedient sich die Zeitung nach Bedarf aus dem Angebot 
des Korrespondenten, doch Anregungen von ihrer Seite zur Berichterstattung aus Brüssel gibt es 
kaum. In anderen Konstellationen schreibt der Korrespondent erst nach Absprache oder aufgrund 
                                            
1073 Vgl. Schäfer 2005 a, a.a.O., S. 57. Inwieweit dies für Regionalzeitungen gilt, soll hier überprüft werden. 
1074 Vgl. Huber, a.a.O., S. 21. 
1075 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 68.   
1076 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 129 u. 80 f. 
1077 Zit. n. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 81. 
1078 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 69. Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 8. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 129 
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eines konkreten Auftrags (…) über ein Thema.“1079 
Wenn Korrespondenten ein Thema bearbeiten, geschieht dies nach der Themenfestlegung 
fast immer ohne einen kommunikativen Austausch mit der Redaktion. Nur wenn ein Artikel 
nicht den Ansprüchen der Redaktion entspricht, kommt es zu einem Gespräch.1080 Feste 
Kommunikationsroutinen bezüglich der EU-Berichterstattung scheint es in den Redaktio-
nen auch im Rahmen von Konferenzen o. ä. ebenso wenig zu geben wie Formen der Team-
arbeit; die Arbeitsabläufe sind  offensichtlich weitgehend individuell gestaltet. „Hier läge 
sicherlich ein entscheidender Ansatzpunkt zur Weiterentwicklung und Intensivierung der 
EU-Berichterstattung: Mehr Austausch und Diskussionen der Redaktionsmitglieder könn-
ten insbesondere dabei helfen, eigene Themenideen zu entwickeln und Recherchequellen zu 
erschließen.“1081 Förderlich für die Herausbildung von EU-Sachwissen erscheint die Eintei-
lung in Ressorts; Redaktionen, die mit rotierenden Systemen wie dem Newsdesk arbeiten, 
haben hierbei offenbar mit Nachteilen zu kämpfen.1082  
Welche Nachrichtenwerte dominieren die Arbeit der Redaktionen? Hier decken sich die 
Angaben weitestgehend mit denen der EU-Korrespondenten. Besonders berichtenswert 
sind europäische Themen nach der Auffassung von für die EU-Berichterstattung zuständi-
gen Redakteuren, wenn sie einen direkten Bezug zu der Lebenswelt der Bürger haben 
und/oder v. a. für Deutschland wichtig sind, also die Nachrichtenwerte Betroffenheit und 
Nähe erfüllen. In den Redaktionsinterviews tritt der Faktor Relevanz insgesamt und im spe-
ziellen aus der Sicht des Verbrauchers noch deutlicher hervor als in den Korrespondenten-
befragungen.1083  
„Vor allem der Nutzwert beziehungsweise die Verbrauchernähe gibt offenbar den Ausschlag für die 
Publikation eines Themas. Daneben erkennen die Korrespondenten ebenfalls den regionalen Bezug 
sowie Auswirkungen finanzieller oder arbeitsmarktpolitischer Art in Deutschland als (…) Selekti-
onskriterium.“1084 
Regionalzeitungsredakteure heben insbesondere die Auswirkung des Geschehens für die 
Region hervor. Gerade Fragestellungen mit Bezug zur regionalen Wirtschaft interessieren 
sie stark.1085 Der Faktor Personalisierung scheint eine nicht ganz so wichtige Rolle zu spie-
len, da dieses Mittel vor dem Hintergrund der mangelnden Bekanntheit vieler EU-Akteure 
bei EU-Themen nur beschränkt eingesetzt werden kann, wie Redakteure erklären.1086 
                                            
1079 Schmidt, Deike, a.a.O., S. 129. 
1080 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 72. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 129. 
1081 Stöckl, a.a.O., S. 70.  
1082 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 73. 
1083 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 73. Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 70. Vgl. Huber, a.a.O., S. 27. Vgl. Roose, a.a.O., S. 7. 
1084 Schmidt, Deike, a.a.O., S. 128. 
1085 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 70. Vgl. Huber, a.a.O., S. 27. 
1086 Vgl. ebd., S. 72. 
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Woppmann betont, ähnlich wie Niedermayer1087 und Roth1088, die Bedeutung der Negativi-
tät. Für sie scheint er ein „ausschlaggebender Wert zu sein, um über europäische Ereignisse 
zu berichten: 25,9 Prozent aller genannten Anlässe sind negativ.“1089 Die meisten gefunde-
nen negativen Berichte waren Agenturmeldungen, weshalb Woppmann in der subtilen Ne-
gativität der eigentlich zur Neutralität verpflichteten Agenturberichterstattung das eigentli-
che Problem sieht.1090 Ihre Befunde werden durch Analysen des Fachdienstes Medien-
Tenor gestützt, der die EU-Berichterstattung überregionaler Medien 2004 und 2005 unter-
suchte und einen Hang zur Negativität feststellte. „Although journalists seem to be rather 
supportive of the EU in their opinion peaces (…), the overall media image of European 
protagonists did not profit from this positive attitude.” 1091 Bei einer Untersuchung der Be-
richterstattung von deutschen Tageszeitungen sowie TV-Magazinen und TV-Nachrichten 
im Zeitraum Januar 2003 bis Juni 2004 kommt der Dienst zu dem Ergebnis, dass nur 7,5 
Prozent der Berichte über die EU und ihre Organe positiv ausgerichtet waren, durchweg 
herrscht sonst ein negativer Unterton vor. 1092   
Weitere Nachrichtenfaktoren treten auf: Bei der Kommentierung erscheint der Nachrich-
tenwert Konflikt eine besondere Wichtigkeit zu haben.1093 Befragte Journalisten der Leipzi-
ger Volkszeitung betonen, dass sie mit ihren europabezogenen Kommentaren in erster Linie 
lokale und regionale Regierungsakteure sowie Interessensgruppen beeinflussen wollen, 
womit sich der Kommentierungsfokus von dem der überregionalen Blätter unterscheidet, 
die v. a. auf die bundesstaatliche Eben abzielen.1094 
3.2.5.2.2 Individuelle Merkmale: Rollen-, Publikums- und Europabilder 
3.2.5.2.2.1 Exkurs: Theoretische Übelegungen zu journalistischen Rollenbildern 
Um das berufliche Rollen- und Selbstverständnis von Journalisten einordnen und differen-
ziert untersuchen zu können, ist eine Typisierung von unterschiedlichen 
Journalismusformen hilfreich. Weischenberg hat eine Klassifizierung vorgenommen, die 
von Saxer erweitert und von Meyer zur Erforschung von Rollenbildern in der EU-
Berichterstattung bereits verwendet wurde.1095  
                                            
1087 Vgl. Schäfer 2004 b, a.a.O.  
1088 Vgl. Roth 1998 a, a.a.O., S. 62. 
1089 Woppmann, a.a.O., S. 98. 
1090 Vgl. ebd., S. 96 u. 100. 
1091 Media Tenor 2005 c, a.a.O., S. 86.   
1092 Medien Tenor 2004 b, a.a.O., S. 11. 
1093 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 22. 
1094 Vgl. ebd., S. 18. 
1095 Vgl. Weischenberg, Siegfried (1983): Investigativer Journalismus und „kapitalistischer Realismus.“ In: Rund-
funk und Fernsehen 3-4/1983, S. 349-369. Vgl. Saxer, Ulrich: Journalisten in der Medienkonkurrenz. Thesen aus 
kommunikationswissenschaftlicher Sicht. In: Publizistik 1/1994, S. 5-12, Vgl. Meyer, a.a.O., S. 77 f. Die Typen des 
anwaltschaftlichen, meinungsorientierten und recherchierenden Journalismus fügte Saxer dem ursprünglichen Raster 
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Tabelle 11: Typen von Informationsjournalismus 
Journalis-
mus 
Rollenbild Intention Autonomie Berufsethik Recherche Faktenpräsentati-
on 
Objektiv Vermittler Information Klein Technisch Verlautbarung neutrale Faktizität 
Interpretativ  Erklärer interpretative 
Information 
Mittel Subjektiv Interpretationshilfen erläuterte  
Faktizität 
Präzisierend Forscher Präzise  
Information 
Groß Wissenschaft-
lich 
Wissenschaftliche 
Methoden 
wissenschaftlich 
erhärtete Faktizi-
tät 
Recherchie-
rend 
Detektiv Geprüfte  
Information 
Mittel Qualifizierte 
Berufskultur 
Erschließung zugäng-
licher Quellen  
geprüfte  
Faktizität 
Investigativ Wachhund Kontrolle/ 
Kritik 
Groß Politisch Unorthodox Gegenwahrheit 
Meinungs- 
orientiert 
Partei-
gänger 
Meinungs- 
Formung 
Mittel Loyalität Verlautbarung Persuasiv 
Anwaltschaf
tlich 
Anwalt Solidaritäts-
weckung 
Groß Sozial Inoffizielle Quellen Betroffenheits- 
Journalismus 
Literarisch Unterhalter Authentizität Groß Ästethisch Subjektive Sensibilität Literarisch 
Quelle: Saxer, Ulrich: Journalisten in der Medienkonkurrenz. In: Publizistik 1/1994, S. 6.  
Zu betonten gilt, dass nicht dem geschilderten Typ des objektiven Journalismus, wohl aber 
dem journalistischen Rollenbild des Vermittlers, eine vorrangige Funktion zukommt, „da es 
der Primärfunktion der Massenmedien in den pluralistischen Demokratien entspricht. Unter 
dem Aspekt der Relevanz ist der Transport von Informationen die journalistische Primärrol-
le; alle anderen Rollenbilder spielen (...) nur eine komplementäre, sekundäre Rolle.“1096 
Saxer weist daraufhin, dass das dargestellte Raster Ausdruck einer zunehmenden Differen-
zierung von journalistischen Berufsstrukturen ist, die jedoch in einem komplementären und 
weniger in einem widersprüchlichen Verhältnis zueinander stehen, und auch Meyer be-
merkt, dass in der Praxis die Trennlinien der Idealbilder weniger scharf seien.1097  
Im objektiven Journalismus sind Neutralität und Objektivität das oberste Gebot, wie 
Weischenberg ausführt. Die Berufsethik ist v. a. technisch und verfolgt das Ziel, handwerk-
lichen Regeln wie etwa der Zuordnung von Quellen oder dem richtigen Gebrauch von Zita-
ten gerecht zu werden. Ihr liegt die pragmatische Maxime zugrunde, mit knappen Mitteln 
an Personal, Geld und Zeit Informationen an ein möglichst großes Massenpublikum zu lie-
fern; der Gestaltungsspielraum des Einzelnen ist klein. Planbarkeit und Routine zählen.1098 
                                                                                                                                
von Weischenberg hinzu. 
1096 Weischenberg 1983, a.a.O., S. 358.  
1097 Vgl. Saxer, a.a.O., S. 7, vgl. Meyer, a.a.O., S. 77 f.  
1098 Vgl. Weischenberg 1983, a.a.O., S. 356 ff.  
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Weischenberg zeichnet ein Rechercheverhalten des Verlautbarungsjournalismus, und auch 
Saxer weist die Verlautbarung explizit dem Typ des objektiven Journalismus zu.1099 Meyer 
definiert „eine von Quellenloyalität oder geringer professioneller Distanz geprägte Bericht-
erstattung im Informations- und Meinungsjournalismus als Verlautbarungsjournalismus 
(‚Sprachrohrrolle‟).“1100  
Weischenberg bezeichnet den interpretativen Journalismus als einen „Appell an alte gute 
Reportertugenden und eine Warnung vor allzu naivem Informationsjournalismus: Zu den 
Fakten muß der Zusammenhang, muß der Hintergrund, muß die Analyse kommen“1101 Der 
Journalist sieht sich in der Rolle eines Erklärers, der das Ziel verfolgt, Fakten nach seiner 
subjektiven Sicht mit Erläuterungen und einordnenden Zusätzen zu versehen, wozu er sich 
einer Reihe von Interpretationshilfen wie etwa zusätzlich beschaffter Hintergrundinformati-
onen bedient. Oberstes Anliegen ist es, dem Leser das Berichtete möglichst verständlich 
und anschaulich zu präsentieren. Im präzisierenden Journalismus wird der Berichtererstatter 
hingegen zum Forscher. Nachprüfbare Recherchemethoden, möglichst den Sozialwissen-
schaften entlehnt, werden verwendet, um Prozesse kenntlich zu machen und eine objektive 
Faktizität zu erreichen, die keinen großen Spielraum für subjektive Informationen lässt.  
Im investigativen und recherchierenden Journalismus, die sich teilweise überschneiden, ist 
der Journalist ein Detektiv bzw. Wachhund, der die Kritik- und Kontrollfunktion betont, die 
eigenständige Recherche in den Vordergrund stellt und im Falle des investigativen Typus 
Korruption in Staat und Gesellschaft aufdecken und eine Gegenwahrheit zeigen möchte. 
Der „neue/literarische“ Journalismus setzt auf die subjektive Sichtweise und das Profil des 
Schreibers, der eine unterhaltende Funktion einnimmt und auf literarische Stilmittel wie 
fiktive Elemente zurückgreift. 1102   
Der meinungsorientierte Journalist steht für einen von der eigenen Überzeugung getragenen 
Schreiber, der die seiner Einschätzung nach wirksam aufbereiteten Fakten mit dem Zwecke 
der Meinungsformung verbreitet. Der Journalist als Anwalt tritt für sozial- oder anderweitig 
benachteiligte Gruppen bzw. für seiner Ansicht nach vernachlässigte Themen ein. Er hat 
einen hohen Bewegungsspielraum, setzt verstärkt auf inoffizielle Quellen, um Solidarität 
mit den Benachteiligten zu erwecken und bereitet die Fakten in einer Weise auf, die Betrof-
fenheit beim Publikum erzeugen soll.1103 Das Hervortreten eines Rollenbildes lässt sich 
insbesondere an den typischen Handlungsmustern erkennen, die für den einzelnen Journa-
                                            
1099 Vgl. Weischenberg 1983, a.a.O., S 356 ff.  
1100 Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 78.  
1101 Weischenberg 1983, a.a.O., S. 355.  
1102 Vgl. ebd., S. 354 ff. Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 77 ff.   
1103 Vgl. Saxer, a.a.O., S. 6 f.  
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listen deutlich werden.1104 Zu bemerken bleibt jedoch, dass ein Unterschied zwischen dem 
Rollenbild, in dem sich ein Journalist sieht, und der tatsächlich verwirklichten Rolle beste-
hen kann. Weischenberg et al. definieren:   
„Der Begriff des ‚Rollenselbstverständnis‟ meint dabei den selbstgesteckten Rahmen des eigenen 
Handelns, also die Beobachtung der sich selbst zugeschriebenen Rolle, die jedoch nicht identisch 
mit der tatsächlich ausgefüllten Rolle oder sogar mit dem konkreten Handeln innerhalb dieser Rolle 
sein muß. Das berufliche Rollenverständnis kann aber auf jeden Fall Ausdruck oder Voraussetzung 
für das berufliche Handeln sein.“1105  
Die Forscher bemerken, dass die Umsetzung der beruflichen Ziele von vielen Faktoren be-
einflusst wird und eine Handlungsautonomie voraussetzt, die in Medienbetrieben i. d. R. 
aber durch Routinetätigkeiten eingeschränkt wird. Demnach ist das Rollenselbstverständnis 
auch Äußerung eines Selbstbildes, das sozialen und medienimmanenten Bedingungen ge-
recht werden muss.1106  
3.2.5.2.2.2 Rollenselbstverständnisse in der EU-Berichterstattung 
Deutlich geworden ist, welche Rollenmuster die Forschung vorschlägt. Doch wie sieht die 
Verteilung bei den heimischen EU-Berichterstattern aus? Zum Rollenselbstverständnis und 
den Berufsbildern der für die EU-Berichterstattung verantwortlichen Heimatredakteure 
liegen kaum Erkenntnisse vor. Grundlegende Urteile lassen sich allenfalls treffen. 
Legt man das Rollenmodell von Saxer und Weischenberg zugrunde, so ist die Mehrzahl der 
Redakteure dem objektiven, informativen Journalismus zuzuordnen (Selbstbeschreibungen 
als „Vermittler“). Denn die Heimatredakteure, so legen die bisherigen Forschungsergebnis-
se nahe, stellen eindeutig die Informationsfunktion in ihren Rollenzuschreibungen in den 
Vordergrund.1107 Dies entspricht der generellen Selbstwahrnehmung deutscher Journalisten, 
die nach Weischenbergs aktueller Journalisten-Studie zuerst ihr Publikum neutral und prä-
zise informieren wollen (88,6 Prozent der Zustimmungen).1108 Ein hervorstechendes Rol-
lenmuster der heimischen EU-Verantwortlichen ist ebenfalls die Funktion der Journalisten 
als Übersetzer und Erklärer. Das AIM-Forschungsteam schließt: „An important function of 
EU coverage is to make the complex  EU System and the EU Integration Prozess more 
transparent to media consumers and citizens in order to reduce the (…) democratic deficit 
of the EU. “1109 Die befragten Journalisten der Leipziger Volkszeitung zeigen die gleichen 
erklärungsorientierten Einstellungsmuster wie ihre Kollegen.1110  
                                            
1104 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 78.  
1105 Weischenberg et al, a.a.O., S. 64 f. 
1106 Vgl. ebd., S. 65.  
1107 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 72. 
1108 Vgl. Weischenberg/Scholl, a.a.O., S. 28. 
1109 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 73. 
1110 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 17. 
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Das Muster des Erklärers ist ebenfalls typisch für deutsche Journalisten insgesamt, es wird 
direkt nach der Informationsfunktion genannt (79,4 Prozent).1111  
Insgesamt sind die Rollenbilder der deutschen Redakteure in den vergangenen Jahren sehr 
stabil, ein leichter Trend zur Neutralität und Objektivität zeichnet sich ab.  „Noch deutlicher 
als vor zwölf Jahren präsentieren sich die Journalisten in Deutschland also als sensible Pro-
fis mit dem Selbstverständnis des neutralen Vermittlers, der das Publikum schnell und ob-
jektiv informieren sowie komplexe Sachverhalte verständlich erklären will“1112, schließen 
Weischenberg/Scholl. 
Über das Rollenverständnis von EU-Korrespondenten ist mehr bekannt, weshalb hierauf 
kurz, auch im Interesse eines späteren Vergleichs mit den eigenen empirischen Befunden, 
eingegangen werden soll. Legt man auch hier das Rollenmodell von Saxer und 
Weischenberg an, so fällt auf, dass Korrespondenten offensichtlich eher als die Heimatre-
dakteure dem Rollenbild des erklärenden Journalismus zuzuordnen sind (Selbstbeschrei-
bungen als „Übersetzer“, „Dolmetscher“). Mehr als die Hälfte der von Meyer befragten 
Korrespondenten sahen es als ihre Hauptaufgabe an, das EU-Geschehen zu interpretieren 
und es dem Publikum zu erklären, ein Drittel der Befragten wollte in erster Linie informie-
ren (objektiver Journalismus), ein Viertel betrachtet den investigativen bzw. recherchieren-
den Journalismus als Hauptaufgabe.1113 Die Befunde werden durch Befragungen bestätigt, 
wonach Korrespondenten v. a. komplexe Sachverhalte erklären und an zweiter Stelle 
schnell und präzise informieren wollen. Große Zustimmung (mehr als 80 Prozent) erhielten.  
Leys Antwortvorgaben, Aussagen der EU-Institutionen zu untersuchen, eine anstehende 
politische Entscheidung zu diskutieren und ausschließlich Nachrichten zu veröffentlichen, 
deren faktischer Gehalt bestätigt ist. Die Kritik- und Kontrollfunktion wird von 80 Prozent 
der Korrespondenten befürwortet. Selbstbeschreibungen, wie ein Sprachrohr für die Bevöl-
kerung zu sein oder sich für Benachteiligte einzusetzen, stimmten nur zwei Fünftel der 
deutschen EU-Journalisten zu. Unterhaltung, Lebenshilfe und die Vermittlung von Idealen 
sah nur ein Drittel der Korrespondenten als ihre Aufgabe an.1114 Festzuhalten bleibt, dass 
Korrespondenten deutlichere Muster eines erzieherischen Rollenbildes aufweisen als Hei-
matredakteure. Hierauf weist Ley hin.1115  
3.2.5.2.2.3 Europabilder 
Welche Möglichkeiten sehen Verlage, dem Publikum die EU durch die eigene Berichter-
                                            
1111 Weischenberg/Scholl, a.a.O., S. 28 f. 
1112 Ebd. 
1113 Vgl. Meyer, a.a.O. S. 198. 
1114 Vgl. Ley, a.a.O., S. 71 ff. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 61. Vgl. Huber, a.a.O.,. S. 29. 
1115 Vgl. Ley, a.a.O., S. 28. 
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stattung näher bringen zu können? Gibt es ähnliche Ansätze wie bei Ouest-France? Zumin-
dest ähnlich ist die Ausrichtung der deutschen WAZ: Die Chefredaktion hat die für die Eu-
ropaberichterstattung zuständigen Redakteure explizit darauf hingewiesen, dass die Herstel-
lung und Förderung einer europäischen Identität Teil ihres beruflichen Auftrages ist.1116  
Solch europabezogene Leitlinien sind offenbar aber eine Ausnahme, da keine der von 
Stöckl befragten Redaktionen damit arbeitet.1117 Deutsche Regional- und Boulevardzeitun-
gen fahren bisweilen gar Kampagnen gegen einzelne europäische Projekte wie etwa die 
Einführung des Euro.1118 Offensichtlich ist die Europaaffinität von Verlag zu Verlag sehr 
unterschiedlich, worauf auch die Befragungsergebnisse von Schmidt hindeuten.1119 
Zur Europaaffinität der Redakteure selbst gibt es ebenfalls unterschiedliche Befunde, 
wenngleich doch zumeist positive Befunde. Schönbach fand zwar 1993 in einer Journalis-
tenumfrage heraus, dass 47 Prozent der Redakteure in Westdeutschland es nicht als ihre 
Aufgabe ansahen, zur Entwicklung eines europäischen Gemeinschaftsgefühls beizutra-
gen,1120 was ein 2005 befragter Regionalzeitungsredakteur der Rheinischen Post mit der 
Aussage bestätigt, dass nur überregionale Zeitungen mit dem ihnen zur Verfügung stehen-
den Platz diese Aufgabe erfüllen könnten.1121 Den neueren Befunden der AIM-Studie zu-
folge sind deutsche Zeitungsredakteure aber im europaweiten Vergleich besonders europa-
freundlich, wobei keine Differenzierung zwischen regionalen und überregionalen Blättern 
vorgenommen wird.1122 Das Europub-Projekt stützt diesen Befund: Die befragten Journalis-
ten sehen eine klare Verantwortung der Presse, die Bevölkerung über die EU zu informie-
ren. Noch stärker sind sie überzeugt davon, dass die Berichterstattung Einfluss darauf hat, 
welches Bild sich die Bevölkerung von der EU macht.1123  
In der Befragung tun sich besonders Regionaljournalisten hervor: Die Redakteure aus Leip-
zig schätzen die Bedeutung des eigenen Mediums für die Europäisierung der Berichterstat-
tung höher ein als ihre Kollegen der überregionalen Medien, da die LVZ Politik in den ver-
gangenen Jahren zunehmend unter europäischen Gesichtspunkten betrachtet hat.1124 Stärker 
als ihre Kollegen sehen die Journalisten eine besondere Verpflichtung in der Kommentie-
rung des EU-Geschehens. „(…) Here, the newspaper has more duty to improve public 
                                            
1116 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 77. 
1117 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 73.  
1118 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 21. 
1119 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O, S. 95 ff. 
1120 Vgl. Schönbach, Klaus: Der Beitrag der Medien zu Europa. Rezeption und Wirkung. In: Erbring, Lutz (Hrsg.).: 
Kommunikationsraum Europa. Konstanz 1995, S. 27. 
1121 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 77. 
1122 Vgl. Vgl. Erich-Brost-Institut 2005, a.a.O. Zu ähnlichen Ergebnissen kommen Eilders/Voltmer, a.a.O., S. 267 f. 
1123 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 17. 
1124 Vgl. ebd. S. 29.  
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knowledge and it is additionally more likely to express its own position.1125 
Wie stehen die Korrespondenten zur EU? Hier gibt es keine großen Unterschiede zu den 
Heimatredakteuren. Grundsätzlich unterstützten EU-Korrespondenten den europäischen 
Einigungsprozess. Eine besonders starke Zustimmung wird seltener, jedoch häufiger als 
eine skeptische Haltung gegenüber der EU bekundet.1126 Leys, Schmidts und Hubers Be-
fragung bestätigt Meyers Befunde. Deutlich wird dennoch, dass die Mehrzahl der Korres-
pondenten spezifischen Facetten der EU-Politik kritisch gegenübersteht: Nahezu alle von 
Ley Befragten stimmten den Aussagen zu, dass die EU ihre Institutionen reformieren muss, 
um handlungsfähig zu bleiben, dass die Abläufe nicht transparent sind und der Entschei-
dungsprozess zu schwerfällig ist.1127  
Trotz manch kritischer Einschätzungen scheint die Mehrheit der deutschen Journalisten –  
Redakteure wie Korrespondenten – der EU eher insgesamt aufgeschlossen gegenüber zu 
stehen, und es scheint, als erkennen sie deren grundlegende Wichtigkeit an. Die breite Öf-
fentlichkeit unterschätzt den Redakteuren zufolge die Bedeutung der EU: Nach Ansicht der 
von Hahn et al. interviewten Journalisten ist den meisten Bürgern nicht bewusst, welch gro-
ßen Einfluss die EU auf das politische und wirtschaftliche Geschehen in Deutschland hat 
und damit auf ihre eigene Lebenswelt nimmt. Dieser Einfluss nimmt ihrer Einschätzung 
nach weiter zu; kein befragter Journalist erwartete das Gegenteil.1128 
Adam/Berkel liefern differenzierte Ergebnisse: Die 14 befragten Journalisten waren der 
Meinung, dass v. a. die zunehmende Verflechtung der EU-Staaten untereinander die Be-
richterstattung beeinflusst. Die horizontale Europäisierung ist für sie ein wichtigerer Ein-
flussfaktor als die vertikale Europäisierung. 1129 Die Meinungen darüber, ob mit der politi-
schen und ökonomischen Europäisierung auch die Berichterstattung zunimmt, sind geteilt. 
Ein klares Bild lässt sich zu dieser Frage nicht erkennen.1130 Die Ansichten über den Status 
quo sind eindeutiger: Die Mehrzahl der in der AIM-Studie befragten deutschen Journalisten 
glaubt, dass zu wenig über die EU berichtet wird.1131  
3.2.5.2.2.4 Publikumsbilder 
Nach Meinung der für die EU-Berichterstattung zuständigen regional und überregional täti-
gen Heimatredakteure ist das Publikum nur schwach an EU-Themen interessiert und ver-
fügt darüber hinaus über keine oder nur sehr geringe Kenntnisse über die Politik der Uni-
                                            
1125 Ebd., S. 27 f. 
1126 Vgl. Meyer, Christoph 2002, a.a.O., S. 198. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 71.  
1127 Vgl. Ley, a.a.O., S. 75. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 76. Vgl. Huber, a.a.O., S. 28. 
1128 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 76. 
1129 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 29.  
1130 Vgl. Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 76. 
1131 Vgl. ebd. S. 80 f. Vgl. Erich-Brost-Institut, a.a.O. 
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on.1132 Ein befragter Ressortleiter einer Regionalzeitung berichtet von Sonderseiten zur EU-
Osterweiterung, die aber auf nur geringes Leserinteresse gestoßen sind.1133 Im Europub-
Projekt fanden die Forscher bei der Leipziger Volkszeitung heraus, dass deren Redakteure 
das Interesse ihrer Leser an EU-Themen sowie ihre Kenntnisse über die EU-Politik deutlich 
geringer einschätzen als dies ihre Kollegen von der überregionalen Presse tun. Das allge-
meine politische Interesse wird zudem höher eingeschätzt als das Interesse am europäischen 
Geschehen.1134 Tabelle 12 verdeutlicht die Befunde.  
Tabelle 12: Einschätzungen zum Leserinteresse (Skala: 0, niedrig; 3, hoch) 
 All SZ FAZ Bild LVZ 
Own readership‟s interest in politics 2,4 3,0 3,0 1,5 2,3 
Own readership‟s interest in European politics 1,6 2,0 2,0 1,0 1,7 
Own readership‟s understanding of workings of 
European politics 
1,4 1,7 1,8 0,8 1,3 
Quelle: Adam/Berkel, a.a.O., S. 16. Geantwortet haben 13 Journalisten. 
Korrespondenten haben zwar generell etwas positivere Erwartungen an das Publikum als 
die Heimatredakteure. 1135 Dennoch gehen auch sie meist davon aus, dass das Publikum 
kaum Kenntnisse über die EU-Politik besitzt, was bedingt, dass in der Berichterstattung 
stets einfache Grundlagen vermittelt werden müssen, wodurch Raum für aktuelle Hinter-
gründe verloren geht.1136 Huber fordert, dem Publikum mehr zuztrauen, da eine Unterschät-
zung negativ auf die Berichterstattung wirke: „Wenn dem Publikum von Anfang an das 
Verständnis europapolitischer Prozesse nicht zugetraut und deshalb nicht berichtet wird, 
tritt ein sich selbst verstärkender Prozess ein: Die EU wird nicht nur immer unverständli-
cher, sondern auch immer unsichtbarer.”1137  
Das Leserinteresse zur EU-Berichterstattung erscheint generell wenig erforscht. Wenn Zei-
tungen dies tun, teilen sie die Ergebnisse den EU-Korrespondenten nach bisherigem Er-
kenntnisstand nicht mit. Die Journalisten in Brüssel haben folglich kein Bild darüber, was 
Leser interessiert. Es erreicht sie auch wenig Feedback etwa in Form von Leserbriefen.1138 
3.2.5.2.3 Wissens- und Recherchedefizite 
Die vorliegenden Studienergebnisse lassen Wissensdefizite bezüglich der Politik und der 
Institutionen der EU erkennen. Die Brüsseler Regionalkorrespondenten berichten, dass es in 
                                            
1132 Vgl. Hahn et al, a.a.O., S. 74. Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 16. Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 74. 
1133 Vgl. Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 75 f. 
1134 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 16.  
1135 Vgl. ebd., a.a.O., S. 16.  
1136 Vgl. Huber, a.a.O., S. 23. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 76. 
1137 Huber, a.a.O., S. 41. 
1138 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 68 u. 77. 
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ihren Heimatredaktionen teils einen erheblichen Erklärungsbedarf bei EU-Themen gibt. 
Insgesamt wird von einem niedrigen Wissensstand der Kollegen in Deutschland ausgegan-
gen.1139 „Es fehlt an Spezialisten, um die oft schwer verständlichen politischen Prozesse 
verstehen, erklären und einordnen zu können“1140, schlussfolgert Vetters.  Auch Huber übt 
Kritik. Ihrer Ansicht nach gibt es  
„in den Heimatredaktionen wenig Überprüfungskapazität, die Redakteure sind mit den Feinheiten 
europäischer Politik selten vertraut. So wird Europaberichterstattung erst von Experten geschrie-
ben, um dann von relativen Laien selektiert zu werden, welche ihre Auswahl stellvertretend für Leser 
treffen, die das Thema mutmaßlich nur abschreckt.” 1141 
Schmidt macht ebenfalls einen „oftmals großen Erklärungsbedarf“ in den Redaktionen aus 
und kommt zu dem Schluss, dass es mitunter gar am ‚kleinen ABC der Europapolitik“ 
mangelt.1142 Passend dazu sind Berichte, wonach in einer Regionalredaktion der Unter-
schied zwischen einer EU-Verordnung und einer Richtlinie unbekannt war und die daraus 
resultierende Debatte zur Selbsterkenntnis in der Redaktion führte, dass Wissenslücken die 
Recherche behindern können.1143 Roth bezeichnet das EU-Wissen gerade in den Regional-
redaktionen als „verschwindend gering.“ Den Grund dafür sieht er darin,  
„dass sowohl in der Schule natürlich und im Studium, auch im Politikstudium, das Thema EU im-
mer noch eine untergeordnete Rolle spielt. (…) Die verantwortlichen Redakteure in den Zeitungen 
haben nie was über die EU gehört in ihrer Schulzeit. (…) Das heißt, sie haben keine Ahnung von 
Europa und müssten sich tatsächlich mal auf den Hintern setzen und nachlernen, und das tun sie 
halt leider nicht.“1144 
Große Wissensdefizite sieht Roth im Bereich der Recherche: Viele Themen mit EU-
Bezügen könnten in der Heimatredaktion recherchiert werden, da jedes Landesministerium 
und viele größere Verbände Europaabteilungen hätten. Dies sei aber wenig bekannt. Die 
Angst vor „Brüssel“ hindere die Redakteure zudem an der Recherche.1145 
Die bereits angesprochene, große Komplexität der EU-Politik, die für die Korrespondenten 
in Brüssel ein manifestes Berichterstattungshindernis ist, bereitet offenbar den Redakteuren 
in den Regionalredaktionen eminente Probleme.1146 „Diese vielschichtigen Zusammenhän-
ge verständlich, aber differenziert darzustellen und zugleich die Bedeutung der berichteten 
Inhalte für die Leser herauszuarbeiten, gilt als größte Herausforderung (…),“1147 erklärt 
Stöckl. Korrespondent Drewes betont im Forschungsinterview, dass v. a. das EU-
                                            
1139 Vgl. ebd., S. 85 ff. Vgl. Roth 1998 a, a.a.O., S. 62. Vgl. Vetters, a.a.O., S. 361. Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 75. Vgl. 
Hahn et al., a.a.O., S. 72 ff 
1140 Vetters, a.a.O., S. 361.  
1141 Huber a. a. O., S. 45.  
1142 Schmidt, Deike, a.a.O., S. 130. Vgl. auch Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 141.  
1143 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 75. 
1144 Roth 2008, a.a.O., S. 2. 
1145 Vgl. Roth 1998, a.a.O., S. 9 ff. 
1146 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 2. Vgl. Vetters, a.a.O., S. 361. 
1147 Stöckl, a.a.O., S. 71. 
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Gesetzgebungsverfahren für Unübersichtlichkeit sorgt und bedingt, dass Heimatredakteure 
oft nicht mehr wüssten, in welchem Entscheidungsstadium ein Gesetz sich befindet und wie 
relevant es deshalb für die Berichterstattung sei.1148  
Ein weiteres, generell für viele Themenfelder gültiges, aber gerade vor dem Hintergrund der 
außergewöhnlichen Komplexität des EU-Geschehens schwer wiegendes Defizit ist der 
mangelnde Raum, den Regionalzeitungen für europäische Politik einräumen. Teils steht für 
die Auslandsberichterstattung nur eine halbe Seite zur Verfügung.1149 EU-Artikel sind 
überdies oft auf die kürzeren Stilformen des Berichts und der Nachricht beschränkt (siehe 
Kap. 3.1.6). Kopper zufolge verhindert gerade diese verknappte Darstellung ein besseres 
Verständnis des EU-Geschehens.  
„Die Auswirkungen einer EU-Richtlinie auf eine Region in 80 Zeilen zu quetschen, ist aber kaum 
ergiebig. Übrig bleiben höchst abstrakte Allgemeinplätze, vielleicht noch ein oder zwei Zitate betei-
ligter Prominenz. Dem Leser bringt das nichts. Dem Blatt ebenso wenig. Denn es handelt sich um 
„Zeug‟, das überschlagen wird (…).“1150 
3.2.5.2.4 Recherchequellen 
Grundlegende Probleme ergeben sich den bisherigen Erkenntnissen zufolge im Bereich der 
Recherche und Themenfindung. Wie bereits gezeigt wurde, steuern Nachrichtenagenturen 
einen nicht geringen Teil zur Berichterstattung bei. Doch welche Quellen werden genutzt, 
wenn eigeninitiativ recherchiert wird? Persönliche Kontakte nach Brüssel werden in der 
AIM-Befragung von den Redakteuren als wichtigste Quelle genannt, auf die sie regelmäßig 
zurückgreifen. Das Antwortverhalten der zwei Regionalredakteure ist nicht bekannt.1151 Die 
von Stöckl befragten Regionalredakteure geben allerdings an, selten Informationen aus 
Brüsseler Kanälen zu beziehen.1152 Schmidts Studie liefert ebenfalls keine Belege für eine 
häufige Kontaktaufnahme der Regionalredakteure mit Brüsseler Akteuren. Insgesamt 
scheinen Regionalzeitungsredakteure zögerlicher als ihre Kollegen überregionaler Medien, 
Kontakte nach Brüssel aufzubauen.1153  
Deutlich wird in den Interviews auch, dass Redakteure überregionaler Zeitungen allein 
schon den Zugang zu Recherchequellen in Brüssel weniger problematisch bewerten als die 
Kollegen der Regionalzeitungen, die den hohen Zeitaufwand bei der EU-Recherche monie-
ren und zudem den abstrakten und wenig persönlichen Charakter der Berichterstattung kri-
tisieren.1154 Kopper lässt diese Kritik nicht gelten, denn er beklagt „mangelnde Themenfan-
                                            
1148 Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 3. 
1149 Vgl. Schmidt, Deike , a.a.O., S. 94. Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 25.   
1150 Kopper 2007 a, a.a.O., S. 63. xxx 
1151 Vgl. Hahn et al, a.a.O., S. 70. Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 69. 
1152 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 69. 
1153 Diesen Eindruck gewann der Autor auch durch seine Tätigkeit in der europajournalistischen Weiterbildung. 
1154 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 72. Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 26. 
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tasie“ bezüglich des europäischen Geschehens. Regionalzeitungen konzentrierten sich zu 
oft auf „Themenschrott“, vermeintlich skandalöse oder kuriose EU-Themen mit nur wenig 
informativen Gehalt. Dazu gehören die „berüchtigten Krümmungswinkel von EU-Gurken-
Normen, die Traktorensitz-Verordnungen und Ähnliches. Viele Brüsseler Korrespondenten 
kämpfen meist vergeblich gegen diesen verbreiteten, aber offenbar unüberwindlichen The-
menmüll an.”1155 Vetters bemerkt, dass Regionalzeitungen insgesamt schlechter an die In-
formationsnetzwerke in Brüssel angebunden sind als die überregionalen Blätter, die mehre-
re Kräfte vor Ort haben. Exklusive Informationen sind daher ihrer Ansicht nach in der Re-
gionalpresse selten zu finden.  
„Ohne diese Extras nimmt die Wahrscheinlichkeit zu, dass das politische Tagesgeschäft der Union 
samt seiner Suche nach Kompromissen, technisch anmutenden Entscheidungen und der fehlenden 
Prominenz der beteiligten Akteure den Lesern besonders uninteressant und langweilig er-
scheint.“1156 
Die Zurückhaltung der Regionalredakteure, Brüsseler Quellen anzuzapfen, bezieht sich 
offensichtlich in erster Linie auf Akteure etwa in Kommission und Ministerrat, die keinen 
Bezug zur eigenen Region habe. Denn die Aufmerksamkeit für EU-Akteure mit Regional-
bezug ist durchaus gegeben, da 71 Prozent der von Schmidt befragten Redakteure heimi-
sche EU-Politiker wie Europaabgeordnete als wichtige oder sehr wichtige Informations-
quellen bezeichnen.1157 Pressemitteilungen der EU-Institutionen und Originaldokumente 
sind für die Mehrheit der von Schmidt befragten Redakteure nicht besonders wichtig. Je-
weils 45 bzw. 63 Prozent der Journalisten halten diese Quellen für eher unwichtig oder 
nicht wichtig. Eine noch geringere Bedeutung messen sie den Vertretungen der EU-
Institutionen in Deutschland bei, was darauf hinweist, dass deren Pressearbeit offensichtlich 
Defizite hat. 71 Prozent der Befragten bezeichnen die Vertretungen als eher unwichtig oder 
nicht wichtig. Abbildung 13 verdeutlicht die Einschätzungen.  
Abbildung 13: Bedeutung der EU-Institutionen für die Berichterstattung 
 
                                            
1155 Kopper 2007 a, a.a.O., S. 63.  
1156 Vetters, a.a.O., S. 361. 
1157 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 116. 
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Quelle: Schmidt, Deike, a.a.O., S. 117. 
Andere Medien wie Zeitungen (v. a. FAZ, Handelsblatt und Financial Times Deutschland) 
sowie Fernsehnachrichten, aber auch Fachliteratur oder Forschungsinstitute, dienen deut-
schen Redakteuren als weitere Quellen, um sich über das europäische Geschehen zu infor-
mieren. 1158 Die Erfahrungen des befragten Pressesprechers und Journalistenausbilders las-
sen vermuten,  dass die europapolitische Pressearbeit der Landesregierungen nur schwach 
ausgeprägt ist bzw. von den Redaktionen nur wenig wahrgenommen wird. Ähnliches gilt 
für die Informationen von Städten und Euregios, wie Tabelle 13 zeigt. 
Tabelle 13: Bedeutung von Zusatzquellen für die EU-Berichterstattung  
Quelle Nutzungsquote Redakteure 
Internetseiten 28 Prozent 
Andere Medien 23 Prozent 
Literatur 7 Prozent  
Institute / Think Tanks 5 Prozent 
Städte, Euregios oder Bundesländer 5 Prozent 
Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage von Schmidt, Deike, a.a.O., S. 118. 
Dies scheinbare geringe Beachtung der Recherchequellen vor Ort ist erstaunlich vor dem 
Hintergrund, dass regionale und lokale Regierungsakteure sich ebenso häufig wie Akteure 
der Bundesebene an Journalisten wenden, wie im Rahmen des Europub-Projekts am Bei-
spiel der Regionalzeitung aus Leipzig ermittelt werden konnte. Der Informationsinput 
scheint von dieser Seite also gegeben, er wird von den Redakteuren offensichtlich aber 
kaum nachgefragt.1159 Offenbar gibt es eine Scheu, sich auf die anspruchsvolle EU-
Recherche einzulassen. Der damit verbundene Zeitaufwand ist für Bunz/Roth ein wichtiger 
Erklärungsgrund:  
„Mittlerweile sind viele Fäden gewoben zwischen EU- und lokaler Ebene, doch sie sind leicht zu 
übersehen und bestehen oftmals nicht auf Dauer, sondern werden nach getaner EU-Arbeit wieder 
gekappt und an anderer Stelle neu gezogen. Wer von ihnen profitieren will, muss den Informations-
fäden ständig auf der Spur bleiben, das macht die EU-Recherche manchmal so mühselig.“1160 
Defizite gibt es offenbar auch bei der Gegenrecherche europapolitischer Aussagen. Denn 
nicht selten halten Politiker oder Wirtschaftsvertreter Vorträge zu EU-Themen, deren Inhalt 
von Journalisten wegen Wissenslücken und Zeitproblemen nicht überprüft wird1161  
Ein weiter problematischer Punkt bei der Informationsbeschaffung ist offensichtlich die 
Internetrecherche. Zwar wird das Internetangebot der EU von den deutschen Heimatredak-
                                            
1158 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 70. Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 69. Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 118. 
1159 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 11. 
1160 Bunz/Roth, a.a.O., S. 10. 
1161 Vgl. Roth 1998 a, S. 65. 
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teuren für die eigene Planung und Recherche gelegentlich genutzt (s. o.), allerdings über-
wiegt offenbar doch die Unzufriedenheit mit der Qualität der aufbereiteten Informationen, 
die bisweilen inaktuell sind oder unattraktiv präsentiert werden.1162 Rechercheure verlieren 
offenbar den Überblick, weshalb die Recherche ausbleibt. Kopper fordert deshalb eine 
Grundkompetenz im Umgang mit dem EU-Online-Angebot ein.1163  
Die mangelnde Sensibilität für die EU-Recherche zeigt sich auch in der nur äußerst schwa-
chen Nutzung des Auskunftsrechts, dass die EU der Öffentlichkeit seit 2001 einräumt. Ge-
mäß der EU-Verordnung 1049 haben EU-Bürger, entsprechend  auch Journalisten, Zugang 
zu einer Vielzahl nicht-öffentlicher EU-Dokumente. Auf Anfragen können internen Brüsse-
ler Dokumente auf dem Postweg angefordert werden. Für Journalisten bedeutete dies eine 
große Arbeitserleichterung. Tatsächlich stammen aber nur drei Prozent aller Anträge auf 
Akteneinsicht von Journalisten. V. a. Anwaltskanzleien, Lobbygruppen und Industrievertre-
tungen fragen die Papiere an.1164 
3.2.6 Der Bedarf nach europajournalistischer Aus- und Weiterbildung 
Zahlreiche Forscher und Autoren leiten aus den konstatierten Defiziten den Bedarf nach 
einer verstärkten europaorientierten journalistischen Aus- und Weiterbildung ab.1165 Hahn 
et al. befinden: „The interviews conveyed a sense of professional uncertainty in handling 
EU topics. Many journalists admitted that they often did not know how to approach them. 
These findings suggest that there is a need for training in EU journalism.”1166 Auch der hier 
interviewte Korrespondent plädiert vor dem Hintergrund eines „eklantanten“ Ausbildungs-
problems für stärke Anstrengungen von Verlagen und Redaktionen. Wirksam seien Vorträ-
ge von EU-Korrespondenten im Rahmen der Volontärsausbildung.1167 Hinsichtlich derlei 
Angebote gibt es zwar Verbesserungen zu verzeichnen, da es mittlerweile eine breite Palet-
te an europaorientierten Aus- und Weiterbildungsinhalten für angehende und berufstätige 
Journalisten gibt. Doch gerade im Zuge der Medienkrise der vergangenen Jahre sind diese 
Angebote teils wieder eingestellt bzw. nicht von den Verlagen in Anspruch genommen 
worden.1168 Die stärksten Aktivitäten im europajournalistischen Bereich waren 2007 im 
Jahr der deutschen Ratpräsidentschaft zu erkennen. Zahlreiche Angebote wurden von einer 
                                            
1162 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 70. Vgl. Kopper 2007 a, a.a.O., S. 62. 
1163 Vgl. ebd. 
1164 Vgl. Kopper, Gerd (2007 b): Einsichtssache. Seit mehreren Jahren kann jedermann Auskunft über nicht öffent-
liche EU-Dokumente verlangen. In: Journalist 11/2007, S. 21. 
1165 Vgl. Hahn et al., a.a.O., S. 81. Vgl. Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 142, Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 79. Vgl. Roth 
1998, a.a.O., S. 65. Vgl. Huber, a.a.O., S. 41. Vgl. Sievert, a. a. O., S. 350. Vgl. Kopper 2007 a, a.a.O., S. 62. 
1166 Vgl. Hahn et al, a.a.O., S. 81. 
1167 Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 6. 
1168 Vgl. Schulz Steffen, a.a.O., S. 2. Vgl. auch Schäfer, Torsten (2005 b): Fit sein für Europa. Europaorientierte 
Bildungsarbeit. In: Journalist 9/2005, S. 58 ff.  
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Vielzahl von Institutionen auf den Markt gebracht. Das Thema wurde auch speziell für 
Nachwuchsjournalisten in dieser Zeit attraktiv. So bot etwa der Verband Jugendpresse 
Deutschland im Auftrag von EU-Kommission, Europaparlament und Bundesregierung 450 
Schülerzeitungsredakteuren die Möglichkeit, in Kooperation mit 30 Zeitungen im Rahmen 
eines Planspiels die Prozesse der EU-Politik anschaulich zu erleben. Die vorhandene Viel-
falt der europajournalistischen Weiterbildungsangebote bedingt, dass auch Angebote etwa 
speziell für Radiojournalisten von Regional- und Lokalsendern gemacht werden. So führte 
etwa die Bundeszentrale für politische Bildung 2004 ein entsprechendes Seminar durch. 
Zentrales Thema war neben der Regional- und Strukturpolitik der EU die Verbraucher-
schutzpolitik. Erneut treten damit diese Politikfelder als besonders wichtige Themengebiete 
für die regionale Berichterstattung hervor. 1169 
In der Fachdebatte taucht die übergeordnete Frage auf, wie sich die bestehenden Angebote 
und Strukturen der europajournalistischen Aus- und Weiterbildung verbessern lassen. Hu-
ber etwa fordert, von Anfang an Europaexpertise in die Ausbildung einfließen zu lassen. 
„Es wäre undenkbar, dass Absolventen einer deutschen Journalistenschule oder Volontäre 
deutscher Tageszeitungen die Bundesministerien und ihr Führungspersonal nicht kennen. 
Im Fall der Europäischen Union, so darf vermutet werden, ist dieser Zustand eher die Regel 
(…).“1170 Gerade bei Regionalzeitungen müsse man ansetzen.1171 Auch Sievert fordert eine 
Verbesserung der Journalistenausbildung durch mehr europapolitische Lerninhalte.1172 
Kopper hält den Aufbau „eigenen europäischer Kompetenz in den Redaktionen“ ebenfalls 
für überfällig. Gemeinsame Themenfindungen, mittelfristige Themenplanung und Teamar-
beit sind für ihn Elemente, um die EU-Berichterstattung in der Redaktion zu verbessern.1173 
Stöckl schlägt enenfalls vor, Kommunikationsroutinen in den Redaktionen zu entwickeln, 
um mehr EU Themen ins Blatt zu bekommen.1174  
Meyer und Huber1175 plädieren für die grenzüberschreitende Vernetzung von Journalisten, 
die sich bei Recherchen helfen. Meyer bezieht er sich auf das Beispiel des Kommissions-
Rücktritts 1999, der durch ein transnationales Rechercheteam mit ausgelöst wurde.  
„Nur wenn sich Journalisten unterschiedlicher Nationalität zusammenschließen, Informationen und 
Kontakte austauschen und ihre Recherchen koordinieren, kann es gelingen, die verschiedenen Teile 
des länderübergreifenden Puzzles politischer und wirtschaftlicher Entscheidungen miteinander zu 
                                            
1169 Vgl. Droste, Liane v. (2007): Planspiel Europa. 450 Schülerzeitungsredakteure übern Europa. In: Journalist 
5/2007, S. 50 f.  
1170 Huber, a.a.O., S. 41. 
1171 Vgl. ebd. 
1172 Sievert, a.a.O., S. 350. 
1173 Vgl. Kopper 2007 a, a.a.O., S. 65.  
1174 Vgl. Stöckl, a.a.O., S. 79. 
1175 Vgl. Huber, a.a.O., S. 42 
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verbinden und dieses der Öffentlichkeit zu präsentieren.“1176  
Ansätze in dieser Hinsicht haben Netzwerke wie „european-journalists“ oder das „Netz-
werk Recherche“ unternommen. Das European Journalism Center (EJC) in Maastricht hat 
ebenfalls Recherchenetzwerke aufgebaut, etwa im Bereich des Umweltjournalismus. Das 
EJC ist v. a. in der Weiterbildung aktiv. Auch hier sieht Kopper Handlungsbedarf: Bisheri-
ge Konzepte europajournalistischer Weiterbildung erfüllen nach seiner Ansicht nicht den 
Zweck, Hilfen für die tägliche Arbeit zu vermitteln. „Es werden Exkursionen nach Brüssel 
veranstaltet, oder es gibt Gespräche mit Experten und Politikern. Für die Arbeit am journa-
listischen Produkt bringt das meist zu wenig. Dennoch hilft das Besuchsprogramm, den 
Interessenpegel in der Redaktion für Europa-Themen anzuheben.”1177 Auch Roth ist skep-
tisch bezüglich der Wirkung von Redakteurweiterbildungen. „Da muss ich sagen, da habe 
ich mir echt die Zähne ausgebissen. Ich habe wirklich viel Fortbildungsarbeit gemacht zu 
Europa (…)“, erklärt der EU-Fachjournalist.1178 Entscheidend sei es, Chefredakteure und 
Ressortleiter weiterzubilden, um an den Schaltstellen in der Redaktion Europabewusstsein 
und –wissen zu schaffen. Doch die Leitungsebene sei kaum für die Teilnahme an Weiter-
bildungsseminaren zu gewinnen.1179 Der befragte Pressesprecher sieht gerade auf dieser 
wichtigen redaktionellen Entscheidungsebene starke Wissensdefizite:  
„Da ist es ganz oft so, dass die Gatekeeper zu Hause in der Redaktion (…) ein bestimmtes Thema 
nicht verstehen, weil sie zu wenig Europawissen haben. Und weil sie es nicht verstehen, gehen sie 
davon aus, dass die Leser das auch nicht verstehen, und dann findet es nicht statt.“1180  
Diese Ausführungen weisen insgesamt darauf hin, dass mitunter tiefer gehendes Wissen 
benötigt wird, dass nicht nur durch eine Wochenexkursion vermittelt werden kann. Welche 
Anforderungen sind an heimische Europaberichterstatter gestellt? Kopper formuliert drei 
Anforderungsdimensionen für die europäische Kompetenz im Journalismus: Sachwissen 
über Institutionen und Entscheidungsprozesse innerhalb der EU sollten demnach Politik- 
oder Wirtschaftsjournalisten in jeder heimischen Redaktion besitzen. Ein mittleres Anforde-
rungslevel beinhaltet die Fähigkeit, europäische Ereignisse kommentieren und mit Hilfe 
von Datenbanken länderübergreifend recherchieren zu können. Das höchste Kompetenzni-
veau baut auf den vorherigen auf und beschreibt die Anforderungen für einen Korrespon-
denten: In mindestens einem Fachgebiet wie etwa der Währungspolitik sind fundierte Spe-
zialkenntnisse nötig. Hintergrundwissen und die Fähigkeit zur Einordnung von europäi-
                                            
1176 Meyer, Christoph 2004, a.a.O., S. 142. 
1177 Kopper 2007 a a, a.a.O., S. 63.  
1178 Roth 2008, a.a.O., S. 2. 
1179 Vgl. ebd. 
1180 Schulz, Steffen, a.a.O., S. 7. 
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schen Zusammenhängen in den nationalen Kontext sind gefordert.1181 
Die Frage stellt sich, wie inwieweit diese EU-Kompetenzen auf den verschiedenen redakti-
onellen Ebenen eingefordert werden können. Denn es leuchtet ein, dass an mit der überre-
gionalen Politikberichterstattung betraute Regionalredakteure in der Zentralredaktion höhe-
re Ansprüche gestellt werden können als an Lokalredakteure, die EU-Politik aus einen be-
grenzten Blickwinkel behandeln. Roth erkennt für die Lokalredaktion, dass es nicht nötig ist  
„einen absoluten Experten zu europäischen Themen in die Redaktion zu holen. Es geht um die An-
eignung von Basiswissen: Wer entscheidet in der EU, wie laufen die wichtigsten Gesetzgebungsver-
fahren, welches sind die gängigsten Gesetzestypen, wie ist die Verantwortung für die Umsetzung 
zwischen den EU-Institutionen (…) und den staatlichen Stellen auf Bundes-, Landes-, oder lokaler 
Ebene?“1182  
Ein zentraler Punkt, den Kopper immer wieder anspricht, sind die Recherchekenntnisse. 
Hier hat sich in den vergangenen Jahren einiges getan: Mittlerweile existieren verschiedene 
Anwendungen bzw. Webportale, die – teils gezielt für Regionalzeitungsjournalisten – Un-
terstützung bei der europabezogenen Recherche leisten. Zu nennen wäre der Service 
www.eu4journalists.eu des EJC in Maastricht, das zahlreiche Seminare teils gezielt für Re-
gionaljournalisten zu verschiedenen EU-Themengebieten organisiert. Ein weiterer bedeu-
tender Akteur neben dem EJC ist die European Journalism Training Association (EJTA), 
die sich in der Aus- und Weiterbildung von Journalisten etwas durch Seminare und Aus-
tauschprogramme engagiert. Ihr gehören heute 48 journalistische Ausbildungsstätten aus 
rund 20 Ländern an.1183 Recherchehilfen bieten auch Online-Fachdienste wie europa-
digital.de, Euractiv oder EUobserver, mit denen die Brüsseler Aktualität von Deutschland 
aus verfolgt werden kann. Tabelle 14 im Anhang gibt einen aus der eigenen Erfahrung als 
Journalist und Journalistenausbilder zusammengestellten Überblick über wichtige Quellen 
und Institutionen der Europarecherche. Der Newsletter des Regionalkorrespondenten Dre-
wes ist ein besonderer Service für Regional- und Lokalredaktionen. Recherchehilfen gibt es 
mittlerweile also einige, mit denen die Berichterstattung weiterentwickelt werden könnte. 
                                            
1181 Vgl. Kopper, Gerd G. (2001 b): Europa als Gegenstand der Lehre in der journalistischen Ausbildung. Zur euro-
päischen Kompetenz im modernen Journalismus. In: Kopper 2001 a, a.a.O., S. 46 ff. 
1182 Roth 1998, a.a.O., S. 65. 
1183 Vgl. European Journalism Training Association: About EJTA. URL: 
http://www.ejta.eu/index.php/website/about, 1.9.2008. 
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4 Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 
4.1 Zwischenfazit: Einflussfaktoren der regionalen Europaberichterstattung 
Ausführlich wurde in Kapitel 3 versucht, ein erstes Bild der Arbeitsbedingungen in Regio-
nalredaktionen zu zeichnen, das empirisch überprüft und erweitert werden soll. Eine Zu-
sammenfassung der wichtigsten Ergebnisse zu strukturellen Determinanten und Einfluss-
faktoren der regionalen EU-Berichterstattung soll an dieser Stelle helfen, Grundlage für die 
eigene empirische Arbeit zu legen. Dies geschieht insbesondere mit der Herausarbeitung 
der Forschungsfragen.  
Was kennzeichnet also v. a. die Redaktionsarbeit zur EU-Berichterstattung? Auffällig ist 
zunächst der geringe kommunikative Austausch zwischen Korrespondenten und der Redak-
tion. Teilweise ist dies durch die Tatsache bedingt, dass in vielen Redaktionen die An-
sprechpartner der Korrespondenten, v a. im zunehmenden Newsdesk-System, stetig wech-
seln, wodurch ein kontinuierlicher, persönlicher Kontakt erschwert und die Herausbildung 
von individuellen Wissensschwerpunkten offensichtlich verhindert wird. Auch der Arbeits-
prozess eines Redakteurs verläuft weitestgehend nach individuellen Mustern; Gruppenar-
beit findet scheinbar kaum statt. Es ist zu vermuten, dass durch einen regeren Austausch 
bestehende Recherche- und Wissensdefizite behoben werden könnten.  
Die Nachrichtenauswahl wird offenbar stark durch die Faktoren Relevanz, Betroffenheit und 
nationale Zentralität bzw. räumliche Nähe bestimmt. Besonders wichtig erscheint der 
Nutzwert eines Themas für die Verbraucher und seine möglichen Auswirkungen auf das 
regionale ökonomische Geschehen. Bei der Kommentierung ist der Faktor Konflikt hervor-
zuheben. Die regionalen EU-Berichterstatter sehen sich den bisherigen Erkenntnissen zu-
folge v. a. als neutrale Informanten und Übersetzer des komplexen EU-Geschehens, erzie-
herische Komponenten scheinen bei Korrespondenten stärker ausgeprägt. Die Kritik- und 
Kontrollfunktion wird offenbar nicht betont. Die Ambitionen, mit der eigenen EU-
Berichterstattung die Leser positiv zu beeinflussen, sind scheinbar von Verlag zu Verlag 
sehr unterschiedlich. Redaktionelle europabezogene Leitlinien sind aber wohl eher die Aus-
nahme. Offensichtlich sind die deutschen Regionalzeitungsredakteure keineswegs beson-
ders europakritisch, die vorliegenden Befunde lassen eher das Gegenteil vermuten.  
Ihr Publikumsbild ist den bisherigen Studien zufolge von Skepsis und wenig Vertrauen 
geprägt; von einem kaum vorhandenem Europawissen und einer EU-skeptischen Haltung in 
der Leserschaft wird ausgegangen. Redakteure überregionaler Blätter haben ein positiveres 
Bild. Angenommen wird auch, dass die Leserschaft die Wichtigkeit der EU nicht einschät-
zen kann. Gleichzeitig meinen viele Redakteure, dass zu wenig über die EU berichtet wird, 
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was mit deutlichen Wissensdefiziten und demzufolge einer mangelnden Sensibilisierung für 
EU-Themen in den Redaktionen selbst erklärt werden kann. Woher diese Defizite stammen, 
wird in den vorliegenden Arbeiten nicht erwähnt.  
Die EU erscheint Regionalzeitungsredakteuren oftmals als zu komplex und verworren. Die 
Erklärung dieses schwierigen Stoffes wird durch mangelnden Platz in der Zeitung verhin-
dert. Ein limitierender Einflussfaktor ist offenbar auch die Scheu der Regionalredakteure, 
Kontakte v. a. zu Brüsseler Akteuren ohne Regionalbezug aufzubauen, was die Recherche 
von vornherein schwierig macht. Brüsseler Akteure mit Regionalbezug werden häufiger 
kontaktiert.  
Das europäische Informationsangebot von Vertretungen der EU-Kommission sowie Län-
dern und Kommunen wird scheinbar kaum genutzt. Ob dies an der schlechten Qualität der 
Angebote oder schlichtweg dem fehlenden Wissen der Redakteure davon liegt, ist unklar. 
Die geringe Berücksichtigung der regionalen und kommunalen Stellen, die zweifelsohne 
eine Vielzahl von europabezogenen Informationen bereit halten, steht im Kontrast zur Be-
deutung der regionalen Akteure mit Brüsselbezug (z. B. Abgeordnete) in der Berichterstat-
tung. Erkennbar wird, dass Informationsquellen offensichtlich das Siegel „Brüssel“ besitzen 
müssen, um wichtig zu sein. Fehlendes Wissen führt, so zeigt Stöckls Studie, bei der Inter-
netrecherche dazu, dass vorhandene Quellen nicht genutzt werden. Die Regionalzeitungsre-
dakteure fühlen sich scheinbar oft vom Onlineangebot der EU überfordert, über dessen 
Qualität sie sich kritisch äußern. Offensichtlich gibt es zu wenige regionsspezifische Ange-
bote, auf die sie zurückgreifen könnten. 
Eine Vielzahl von strukturellen Defiziten der regionalen EU-Berichterstattung sind festzu-
stellen. Abschließend geht es darum, die Ursachen dieser Defizite als hemmende Einfluss-
faktoren auf die Berichterstattung zusammenzufassen. Einen ersten Überblick über die Fak-
toren liefert das Europub-Projekt, bei dem Redakteure von vier Zeitungen, darunter die 
Leipziger Volkszeitung, befragt wurden.  
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Tabelle 15: Particular concerns/considerations/difficulties when reporting on Europe 
Difficulty All  SZ1184 FAZ Bild  LVZ 
Availability of news space 2,6 2,0 2,3 3,0 3,0 
Pressure of deadlines 1,7 1,0 2,3 1,5 2,0 
Availability of resources for research/investigation 2,4 1,0 3,0 2,3 3,0 
Pressure from Senior editors/journalists 1,1 0,0 1,5 2,3 0,0 
Pressure from management/organisational pressure 0,2 1,0 0,0 0,0 0,0 
Access to official documents 1,1 1,0 0,8 1,5 1,0 
Access to important public figures 2,1 1,0 2,0 2,3 3,0 
Necessity to capture audience attention 2,4 3,0 2,3 2,3 2,0 
Lack of expert knowledge on topic 0,9 1,0 0,0 1,5 1,0 
Own lack of understanding of topic 0,9 0,0 1,5 1,5 0,0 
Lack of clear cues and positions from politicians 1,4 1,0 2,3 0,8 1,5 
Quelle: Adam/Berkel, a.a.O., S. 25. 
Mangelnder Platz, fehlende personelle Ressourcen u. a. bei der Recherche sowie der 
Zwang, das Interesse der Leser bei der Themenauswahl zu berücksichtigen, der schlechte 
Zugang zu wichtigen Akteuren und der Zeitdruck sind für die von Adam/Berkel und auch 
Stöckl befragten Europaberichterstatter die größten Hindernisse. Weder vom Verlag noch 
von der Chefredaktion fühlen sich die Journalisten (mit Ausnahme der Bild-Zeitung) in 
ihrer Arbeit beeinträchtigt. Ihr eigenes EU-Wissen schätzen sie, anders als das der Kollegen 
(s. o.), als hoch ein, was als Musterbeispiel für das Phänomen der sozialen Erwünschtheit 
gewertet werden kann (vgl. Kap. 2.4.4.1). Dies gilt auch für die befragten Regionalzeitungs-
redakteure, die besonders die fehlenden Ressourcen bei der Recherche, den mangelnden 
Platz in der Zeitung für EU-Themen sowie den erschwerten Zugang zu wichtigen Akteuren 
beklagen.1185 Den geringsten Einfluss auf die eigene Europaberichterstattung hat – aufgrund 
der von den Redakteuren vermuteten schwachen bzw. diffusen Ausprägung – die Einstel-
lungen gegenüber und das Interesse der Leser an der EU.1186  
Filtert man diese Selbsteinschätzungen und stellt sie den oben referierten, analytisch her-
ausgearbeiteten Strukturdeterminanten in Verbindung mit dem dargestellten Faktorenmo-
dells von Esser gegenüber, so ergibt sich folgendes vorläufige Bild der auf die regionale 
EU-Berichterstattung wirksamen Einflussfaktoren. Die Faktoren-Tabelle wird im Rahmen 
der Auswertung der eigenen empirischen Arbeit revidiert und erweitert, sodass letztlich ein 
valides Bild der auf die wirksamen Einflussfaktoren entsteht.    
                                            
1184 Die Abkürzungen stehen für Süddeutsche Zeitung (SZ), Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) und die Leipziger 
Volkszeitung (LVZ) 
1185 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 25. Vgl. zu personellen Ressourcen und Platzmangel Stöckl, a.a.O., S. 73 
1186 Vgl. Adam/Berkel, a.a.O., S. 29.  
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Tabelle 16: Vermutete Einflussfaktoren der regionalen EU-Berichterstattung 
Einflussfaktor  Vermutete Wirkung 
Gesellschaftssphäre 
Politische Europäisierung Beeinflusst zunehmend die Berichterstattung  
Nationalität des Mediums Bestimmender Faktor für die Nachrichtenauswahl 
Institutionelle Strukturen der EU Sorgen u. a. für Abstraktion, Konfliktmangel 
Leserinteresse Fehlt offenbar oft; kein Kontakt vorhanden 
Komplexität und Themenvielfalt  Starker Faktor; europaspezifisch 
EU-Öffentlichkeitsarbeit  Defizite; u. a. zu wenige regionale Angebote 
EU-Quellenzugang Erschwert durch fehlende Bekanntheit der Akteure 
Internetangebot der EU Probleme: Menge, mangelnde Regionalität 
Medienstruktursphäre 
Verschärfte Marktsituation Stark wirksam auf Ressourcen  
Trend zur Regionalisierung  Zunehmend wichtiger 
Journalistenausbildung  Zunehmend wirksam, immer noch marginal 
Institutionssphäre 
Verlagslinie Offenbar eher selten gegeben  
Restriktionen durch Redaktion/Verlag Scheinbar kaum wirksam, da selten vorhanden   
Nachrichtenagenturen Stark wirksam, setzen Agenda und liefern Berichte 
Platzmangel Stark wirksam, bedingt europaspezifisch1187 
Zeitdruck / Personalmangel Stark wirksam, wenig europaspezifisch 
Organisationsstruktur / Zuständigkeit  Wechselnd, fehlender Kontakt zu Korrespondenten 
Kommunikation und Kooperation Eher schwach ausgeprägt 
Redaktionstechnologie Newsdesk erschwert Herausbildung von Kompetenzscher-
punkten und kontinuierlichen Kontakt zum Korrespondent  
Individualsphäre  
Nachrichtenauswahl Nationalität, Relevanz, räumliche Nähe, Kontroverse 
Rechercheverhalten Scheu vor Kontakt mit genuinen EU-Akteuren, Vernachlässi-
gung von EU-Informationsquellen in Deutschland  
Journalistisches Rollenbild Neutraler Informant, dann Erklärer und Übersetzer 
Individuelle Europabilder Eher positiv 
Redaktionelles Europawissen Defizite vorhanden  
Publikumsbild Negativ; Wissensdefizite und Desinteresse vermutet 
Quelle: Eigene Darstellung  
 
                                            
1187 Dieses Hemmnis wird von Journalisten in Befragungen zur Berichterstattung oft genannt. 
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4.2 Operationalisierung der Forschungsfragen  
Bindeglied zwischen Theorie und Empirie der vorliegenden Studie sind empirische For-
schungsfragen. Sie sollen eine Strukturierung und Fokussierung der empirischen Ergebnisse 
ermöglichen und die elementaren Aspekte der Studie zusammenfassen. Die Forschungsfra-
gen wurden vor Beginn der teilnehmenden Beobachtung aus der Aufarbeitung des vorlie-
genden Wissensbestandes sowie den Ergebnissen der Experteninterviews hergeleitet. Zent-
ral für die Herleitung war insbesondere das thematisch auf die regionale Perspektive zen-
trierte Kapitel 3.2. mit der abschließenden Tabelle der wirksamen Einflussfaktoren. Auch 
die vorangegangenen Kapitel enthalten natürlich einige Fragestellungen, die für die Genese 
der Forschungsfragen wichtig sind (s. u.).1188 Tabelle 17 verdeutlicht die Rolle der For-
schungsfragen innerhalb des neunstufigen Forschungsdesigns.  
Tabelle 17: Forschungsdesign 
1. Aufarbeitung der allgemeinen theoretischen Grundlagen des Forschungsfeldes 
2. Aufarbeitung des spezifischen Theoriebestandes 
3. Vertiefung durch Experteninterviews 
4. Operationalisierung der Forschungsfragen  
5. Felderkundung durch die teilnehmende Beobachtung verbunden mit Inhaltsanalysen 
6. Überprüfung der empirischen Forschungsfragen => Operationalisierung spezifischer Interviewfragen  
7. Empirische Befragung in den Redaktionen (Interviews und Fragebogen) 
8. Auswertung und Darstellung der Befragungsergebnisse, Beantwortung der empirischen Forschungsfragen  
9. Theoriekonzeption und Praxisvorschläge zur Regionalisierung europäischer Öffentlichkeiten 
Quelle: Eigene Darstellung 
Die Forschungsfragen bilden die Grundlage für die teilnehmende Beobachtung. Nach ihr 
werden sie nochmals überprüft und gegebenenfalls erweitert. Anschließend bildet der über-
prüfte Katalog an Forschungsfragen die Grundlage für die Genese des Interviewleitfadens, 
der bei der Befragung eingesetzt wird. Aus jeder empirischen Forschungsfrage werden 
mehrere detaillierte Interviewfragen abgeleitet, die direkt in den Interviewleitfaden einge-
hen. Mitunter werden auch aus der Beobachtung aufgeworfene Detailfragen einer For-
schungsfrage direkt als Interviewfrage zugeordnet.  
Je nach Komplexität werden zu den einzelnen Forschungsfragen eine unterschiedliche Zahl 
an Interviewfragen gebildet. Bei der Auswertung der Befragung werden die Forschungsfra-
gen einzeln beantwortet; insofern dienen sie als Orientierungsmaßstäbe für die empirische 
Erhebung wie auch für die anschließende Auswertung.  
                                            
1188 Da die Kapitel aufeinander aufbauen, ist es denkbar, dass sich an unterschiedlichen Stellen gleiche Fragen 
ergeben. In der Darstellung werden nur Fragestellungen präsentiert, die in einem vorherigen Kapitel noch nicht auf-
geworfen wurden. 
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Tabelle 18: Die Forschungsfragen   
Herleitung aus Kapitel B  
1. Welche Rolle übernehmen Regionalzeitungen bei der Europäisierung der Öffentlichkeit? 
2. Welche Rolle spielen hierbei politikfeldspezifische Betrachtungsweisen? 
Herleitung aus Kapitel C  
3. In welchem ökonomischen Umfeld geschieht die Berichterstattung? 
4. Wie erfolgt die Zusammenarbeit mit dem EU-Korrespondenten? 
5. Welche Rolle spielen die Agenturen für die EU-Berichterstattung? 
6. Wie vollzieht sich und was beeinflusst die Nachrichtenauswahl bei Themen mit EU-Bezug? 
7. Welche Einstellungen und Meinungsbilder sind vorzufinden? 
8. Wie stark ist das europaspezifische Wissen ausgeprägt? 
9. Wie verläuft die Europarecherche in der Redaktion? 
Quelle: Eigene Darstellung 
Die Fragen sind Orientierungsrahmen für den Leitfaden der teilnehmende Beobachtung 
(siehe Anhang). Die Fragen 1 bis 3 sowie 7 und 8 haben allerdings eher einen wissens- statt 
einen handlungsorientierten Charakter, weshalb sie durch die Beobachtung, die in erster 
Linie das Handeln erfassen kann, nur ansatzweise bearbeitet werden können. Erst die nach 
dem Wissen und den Einstellungen forschende, anschließende Befragung ermöglicht die 
hinreichende Beantwortung dieser Fragen. Beide Methoden – Beobachtung und Befragung 
– werden nun im Einzelnen sowohl theoretisch als auch hinsichtlich ihrer praktischen An-
wendung in dieser Arbeit vorgestellt.  
4.3 Forschungsmethoden 
4.3.1 Die teilnehmende Beobachtung 
Die Beobachtung dient in der Kommunikationsforschung in erster Linie der Exploration 
von unerschlossenen Forschungsfeldern.1189 Sie versucht, „Einsicht in konkrete Verhaltens-
abläufe innerhalb solcher Organisationen wie Redaktionen, Ressorts oder Abteilungen von 
Rundfunkanstalten und Zeitungsverlagen zu gewinnen sowie Sinn- und Bedeutungszu-
sammenhänge von Handlungen und Verhaltenserwartungen zu erlernen.“1190 Die Beobach-
tung bietet den Vorteil, dass reales Verhalten durch den Beobachter zum tatsächlichen Zeit-
punkt des Geschehens erfasst wird.1191 „Das Material entstammt den Erfahrungsbereichen 
und den Denkwelten der Praktiker und gehört somit zu deren Sprach- und Denkwelt“1192, 
erklärt Manfred Rühl. Ein Nachteil der Methode besteht darin, dass methodische Genauig-
                                            
1189 Vgl. Lamnek, a.a.O., S. 243. 
1190 Rühl 1970, a.a.O., S. 158.  
1191 Vgl. Lamnek, a.a.O., S. 244. 
1192 Rühl 1970, a.a.O., S. 159. 
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keit und intersubjektive Wiederholbarkeit eingeschränkt sind, da die Beobachtung keine 
„standardisierte quantitative Datenermittlung und damit keine entsprechend genaue Inter-
pretation von  Daten zulässt.“1193 Dieser methodische Mangel kann durch die eingangs be-
schriebene Methodentriangulation eingeschränkt werden (vgl. Kap. 1.2).1194 
Einzig eine passive Beobachtung erlaubt vollständige Bewegungsfreiheit und die uneinge-
schränkte Konzentration auf die Forschungsaufgabe. Dem würde die Mitarbeit in der Re-
daktion bei einer aktiven Beobachtung entgegenstehen.1195 Beobachtungen können mit ei-
nem theoretischen Raster vorstrukturiert werden, wenn bereits Vorwissen über die zu unter-
suchende Institution besteht, was im vorliegenden Fall durch die eigene journalistische Er-
fahrung gegeben war.1196 Der Forscher entwirft auf Basis des Vorwissens einen groben 
schematischen Beobachtungsleitfaden, der die Aufmerksamkeit auf spezifische Merkmale 
des Forschungsgegenstandes lenkt.1197  
Während der Beobachtung wird die Fragestellung fortwährend präzisiert und der Leitfaden 
verfeinert, womit es bereits zu einer ersten Auswertung kommt, da der Datensatz eine zu-
nehmend detailliertere und spezifischere Struktur erhält. Der immer weiter aufgeschlüsselte 
Leitfaden wird somit zum Instrument für die Auswertung der Beobachtungsdaten.1198 Diese 
erfolgt durch eine qualitative Inhaltsanalyse: Der Text wird nochmals nach thematischen 
Elementen aufgeschlüsselt, wodurch ein detailliertes Kategoriensystem entsteht. Ähnliche 
Handlungsfiguren werden jeweils einer Themenkategorie zugeordnet. So erhält die Daten-
sammlung eine logische Struktur, die Basis für weiteres methodisches Vorgehen wie etwa 
Inhaltsanalyse oder Befragung ist.1199  
Die Beobachtung fand an vier Tagen in der Nachrichtenredaktion einer von der Auflage her 
typischen großen deutschen Regionalzeitung statt. Ausgewählt wurden zwei Tage, in denen 
das Brüsseler Routinegeschäft mit den Sitzungen der Eurogruppe, des Finanz- sowie Um-
weltministerrates ablief (3./4.3.2008) sowie ein Ratsgipfel, der eine besondere europäische 
Aktualität brachte (13./14.3.2008). Das Vorhandensein eines Mindestmaßes an EU-
Aktualität schien zwingend, da die sich Massenmedien stark, und bei der EU-
Berichterstattung insbesondere, an Terminen ausrichten (vgl. Kap. 3.1.6). Eine Beobach-
tung ohne Brüsseler Termine hätte vor diesem Hintergrund, soviel ließ sich durch das Lite-
                                            
1193 Rühl 1970, a.a.O., S. 159. Vgl. auch Lamnek, a.a.O., S. 257. 
1194 Vgl. Rühl 1970, a.a.O., S. 159.  
1195 Vgl. ebd., S. 166. 
1196 Vgl. Merkens, Hans: Teilnehmende Beobachtung. Analyse von Protokollen teilnehmender Beobachter. In: 
Hoffmeyer-Zlotnik, a.a.O., S. 218 ff. 
1197 Vgl. ebd., S. 222. Vgl. auch Rühl 1970, a.a.O., S.168 sowie Lamnek, a.a.O., S. 250. Der Beobachtungsleitfaden 
der vorliegenden Studie findet sich im Anhang. 
1198 Vgl. Merkens, a.a.O., S. 217.  
1199 Vgl. Mayring, Philipp: Einführung in die qualitative Sozialforschung. Eine Anleitung zum qualitativen Denken.  
Weinheim 2002, S. 118 ff. Vgl. auch Merkens, a.a.O., S. 234.  
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raturstudium und die eigene journalistische Arbeit sagen, kaum Sinn gemacht. 
Die beobachtete Zeitung wurde auch ausgewählt, weil persönliche Kontakte bestanden, was 
die umkomplizierte Zusammenarbeit erst ermöglichte. Wäre der Verfasser als unbekannter 
Forscher in einer fremden Redaktion erschienen, hätten möglicherweise größere Kommu-
nikationshürden und eine geringere Gesprächsbereitschaft tiefere Einblicke in die Praxis 
verhindert. Die Situation der Beobachtung ist für Redakteure fremd, wodurch leicht Miss-
trauen besteht. Eine gewisse Form der Vorbekanntschaft stellt sich als günstig heraus. Frei-
lich darf sich der Forscher als früherer Mitarbeiter nicht mit den Beobachtungsobjekten 
solidarisieren. Die Gefahr bestand aber nicht, da es zwar ein grundlegendes Vertrauensver-
hältnis gab, der letzt Kontakt aber sieben Jahre zurücklag.  
Zunächst wurde der Leiter des Nachrichtenressorts telefonisch um seine Zustimmung zum 
Forschungsvorhaben gebeten, die er ohne Umschweife gab. Eine weitere Zustimmung der 
Chefredaktion war allerdings nötig. In einem nächsten Schritt wurde das Forschungsvorha-
ben nach Empfehlungen Lamneks schriftlich fixiert und eine Kurzvorstellung mit persönli-
chem Anschreiben und der Bitte um Zustimmung an die Redaktion gesandt (siehe An-
hang).1200 Der Verfasser erkundigte sich einige Wochen später telefonisch nach etwaigen 
Nachfragen, die aber nicht aufkamen. Das Vorhaben stieß allseits auf Akzeptanz. Vor Ort 
wurde in kurzen Einzelgesprächen nochmals die Beobachtung erläutert und darum gebeten, 
den Verfasser auf etwaige, durch ihn ausgelöste Störungen des Arbeitsalltag aufmerksam zu 
machen, da in keiner Weise der natürliche Redaktionsrhythmus beeinflusst werden sollte. 
Während der gesamten Beobachtung zeigten sich die Redakteure aufgeschlossen und ko-
operativ. Allerdings baten alle Journalisten um eine anonyme Verwendung der Daten, was 
ihnen zugesichert wurde.  
Die grundlegende Höflichkeit und das Erfordernis, zusätzliches Vertrauen zu schaffen, 
machte es erforderlich, dass sich der Verfasser in seiner Rolle als Wissenschaftler in der 
Redaktionskonferenz vorstellte. Während der passiven teilnehmenden Beobachtung hielt 
sich der Verfasser zumeist im Hintergrund. Bisweilen stellte er Nachfragen. Direkte, etwas 
längere Gespräche über die EU-Berichterstattung und die redaktionelle Organisation wur-
den mit dem Ressortleiter der Nachrichtenredaktion, seinem engsten Mitarbeiter, dem Pla-
ner der politischen Seiten, dem Chefredakteur und einem auch auf regionale EU-Themen 
spezialisierten Autoren geführt. Mit einer stichprobenartigen Inhaltsanalysen wurden die 
Berichterstattung der Agenturen, deren Niederschlag in der Zeitung sowie das Angebot des 
EU-Korrespondenten untersucht. Dies war möglich, weil der Verfasser Zugang zum Redak-
tionssystem mit dem Angebot der Nachrichtenagenturen sowie zum Mailsystem erhielt, in 
                                            
1200 Vgl. Lamnek, a.a.O., S. 290 f. 
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das das Angebot der EU-Korrespondenten einging.    
Die Aufzeichnung der Daten wurde gemäß den Beobachtungsregeln von Lamnek durchge-
führt.1201 Die Daten wurden in ein Beobachtungsbuch1202 aufgenommen und abends in den 
Computer übertragen. Für die Beobachtung nahm der Verfasser eine Sitzposition in der 
Nähe der Redakteure ein. Da unmittelbares Aufzeichnen sofort nach oder während des Be-
obachtens die zu untersuchende Person irritieren kann, wurde hierauf verzichtet. Pausen 
und Ruhephasen wurden genutzt, um das Beobachtete zu notieren und die Berichterstattung 
sowie die formale Kommunikation im Redaktionssystem zu verfolgen. Bisweilen wurden 
die Inhalte von Gesprächen festgehalten, wenn sie Informationen über die Redaktionsarbeit 
enthielten. Wenn möglich, wurden gemäß der Empfehlung Rühls Verständnisfragen ge-
stellt, um das Beobachtete später hinreichend zuordnen und interpretieren zu können.1203 Im 
Folgenden wird eine Zusammenfassung präsentiert. Dokumentiert werden die typischen 
wichtigsten Arbeitsweisen und Beziehungsverhältnisse, da sie unter die strukturellen Ein-
flussfaktoren fallen, die die EU-Berichterstattung möglicherweise beeinflussen. Wenn mög-
lich, werden diese typischen Tätigkeitsmuster in Bezug zu EU-spezifischen, vorher aufge-
worfenen Fragestellungen gesetzt. Spezifisch dokumentiert werden alle beobachteten Er-
eignisse, die konkrete Bezüge zur EU bzw. zur EU-Staatenwelt haben.   
4.3.2 Das fokussierte Leitfadeninterview 
Beim teilstrukturierten Interview orientiert sich der Forscher an einem Leitfaden, der den 
grundsätzlichen Ablauf der Fragestellung vorgibt und eine zielgerichtete Gesprächsführung 
erlaubt. Der Leitfaden sollte aber immer, wenn nötig, verlassen werden, um auf unerwarte-
te, im Gesprächsverlauf aufgekommene Aspekte eingehen zu können. Das teilstrukturierte 
Interview bildet einen Kompromiss zwischen einer standardisierten, vorgegebenen Befra-
gung und einem unstrukturierten, narrativen Gespräch.1204 Es ist das geeignete Instrument, 
„um sowohl Reichweite als auch Tiefe des Themas abzudecken und um vielfältiges und 
(kursiv im Original, Anm. d. V.) vergleichbares Material zu erhalten.“1205 Unter verschie-
denen Formen des qualitativen Interviews wurde ferner das fokussierte Interview ausge-
wählt, bei dem der Gesprächsleitfaden aus den Ergebnissen einer vorangegangenen teil-
nehmende Beobachtung entwickelt wird. Das fokussierte Interview unterscheidet sich von 
anderen Formen der qualitativen Befragung wie etwa dem narrativen oder dem Tiefeninter-
view dadurch, „daß es die quantitative Forschungslogik (kursiv im Original, Anm. d. V.) 
                                            
1201 Vgl. Lamnek, a.a.O., S. 301 f.  
1202 Das Beobachtungsbuch ist auf Wunsch beim Verfasser einsehbar.  
1203 Vgl. Rühl 1970, a.a.O., S. 161. 
1204 Vgl. Bock, a.a.O., S. 95. . 
1205  Ebd., S. 94. 
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beibehält, es aber bei der Datenerhebung gleichwohl qualitative und interpretative Orientie-
rungen aufweist.“1206 Durch flexible Interviewführung und offene Fragestellung werden 
eigenständige qualitative Daten ermittelt, gleichzeitig geht es um die Überprüfung quantita-
tiver Ergebnisse.1207 
„Dabei dienen die Befunde des fokussierten Interviews vor allem dazu, die auf der Basis der Be-
obachtung entwickelten und formulierten Hypothesen über vermeintlich relevante Elemente der 
Situation unter dem Aspekt der Gültigkeit neu zu betrachten. Die formulierten Hypothesen sollen in 
Konfrontation mit der sozialen Realität getestet werden.“1208  
Durch diese methodische Kombination wird die Validität der gewonnenen Erkenntnisse 
gewährleistet, wenngleich die Exploration als Betrachtungsperspektive im Vordergrund 
steht.1209 Die aus den Forschungsfragen abgeleiteten Interviewfragen wurden in eine Rei-
henfolge gebracht, die dem Verfasser im Hinblick auf eine reibungslose Interviewführung 
sinnvoll erschien. Hierbei orientierte er sich an den Empfehlungen Bocks, persönlichere 
Fragen wie etwa zum beruflichen Selbstverständnis am Ende des Gesprächs anzusprechen 
und allgemeine Aspekte an den Anfang zu stellen.1210 Der Interviewleitfaden findet sich im 
Anhang wieder. 
Die fokussierten Leitfadeninterviews wurden mit 24 Regionalredakteuren persönlich vor 
Ort in der Redaktion geführt, sodass mit den Expertengesprächen zusammen insgesamt 27 
Interviews entstanden. Die Gesprächspartner in den Regionalredaktionen wurden bewusst 
aufgrund ihrer Funktion ausgewählt. Wo möglich, wurde der Leiter bzw. der stellvertreten-
de Leiter der Politik- bzw. Nachrichtenredaktion interviewt. Grund für diese Auswahl war 
die empirische Erkenntnis, dass EU-Themen bei Regionalzeitungen überwiegend im Poli-
tikteil bearbeitet werden (vgl. Kap. 3.2.7) und die auf diesem Wissen beruhende Annahme, 
dass deren Leiter daher die umfassendsten Aussagen über Arbeitsprozesse der EU-
Berichterstattung treffen können. Zudem sind die Ressortleiter die entscheidenden, überge-
ordneten Gatekeeper, die als so genannte Blattmacher letztlich darüber befinden, wie euro-
päisch das Regionalblatt sein darf und welche grundsätzliche Haltung das Ressort gegen-
über EU-Themen entwickelt.  
Alternativ wären Interviews mit speziell für die EU-Berichterstattung betrauten, einfachen 
Redakteuren denkbar gewesen. Diese Redakteure verfügen einerseits aber nicht über die 
genannten Multiplikatoren- und Gatekeeper-Eigenschaften wie die befragte Leitungsebene. 
Zum anderen, dies war schon vor der Interviewführung klar, verfügen nicht alle Zeitungen 
                                            
1206 Lamnek, a.a.O., S. 79. Vgl. zum fokussierten Interview auch Diekmann 1998, a.a.O., S. 446 ff.    
1207 Vgl. ebd., S. 79 f.  
1208 Ebd., S. 79. 
1209 Vgl. ebd.  
1210 Vgl. Bock, a.a.O., S. 95.  
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über einen eigenen „Europaexperten“. Dies trifft, so war zu vermuten, insbesondere auf 
kleinere und mittlere Regionalzeitungen zu. Eine Konzentration auf die EU-Fachredakteure 
hätte ein anderes Sample und somit auch den Ausschluss kleinerer und mittlerer Regional-
zeitungen von der Studie bedeutet. Die Wahl des einfachen Redakteurtyps hätte letztlich 
einen ganz anderen Studienfokus gebracht: weg von einer Gatekeeper-Studie, die bei den 
Blattmachern als Entscheidungsträgern ansetzt, hin zu einer reinen Autorenstudie, die die 
wichtige Ebene der Redaktionsleitung aus dem Blick lässt. 
Ausschlaggebendes Kriterium für die Wahl der befragten Zeitungen war, dass diese eine 
eigene Mantelredaktion unterhalten, also als eigenständige publizistische Einheit auftreten. 
Nur solche Redaktionen sind in der Lage, eigenständige Akzente in der politischen EU-
Berichterstattung zu setzen, was auf kleine Blätter, die nur Lokalredaktionen unterhalten, 
aufgrund der fehlenden Infrastruktur nicht zutrifft. Ein zumindest potenzielles Maß an Ei-
genständigkeit und Handlungsautonomie in der EU-Berichterstattung wurde also für die die 
befragten Redaktionen vorausgesetzt. 
Es wurde versucht, Redaktionen in möglichst vielen Bundesländern zu befragen. Die breite 
geografische Streuung sollte die Validität des Vorgehens dahingehend verbessern, dass die 
die Erfahrungen aus möglichst vielen Regionen in die Studien einfließen. Bei der Auswahl 
der befragten Redaktionen wurde ferner darauf geachtet, dass sowohl kleinere Regionalzei-
tungen (Auflage unter 100.000 Exemplare, sieben Redaktionen befragt) sowie mittelgroße 
(Auflage zwischen 100.000 und 200.000 Exemplare, zehn Redaktionen befragt) und große 
Blätter (Auflage über 200.000 Exemplare, sieben Redaktionen befragt) vertreten waren. 
Wichtig war auch, dass sowohl Blätter mit städtisch und ländlich geprägten Verbreitungs-
gebieten ausgewählt wurden, um ein möglichst vielfältiges Sample zu erhalten. Aus dem 
gleichen Grund wurden Redaktionen mit und ohne EU-Korrespondent in Brüssel befragt.  
Der erste Kontakt wurde telefonisch hergestellt. Den Redakteuren wurde ein Abriss des 
Forschungsvorhabens zugesandt (siehe Anhang), nachdem sie am Telefon ihre grundsätzli-
che Kooperationsbereitschaft signalisiert hatten. Der Interviewtermin wurde entweder di-
rekt am Telefon oder über den folgenden Mailverkehr fixiert.  
Die Gespräche fanden zwischen Oktober 2008 und Februar 2009 statt. Der Befragungszeit-
raum wurde so gewählt, dass zuvor die Forschungsfragen entwickelt und darauf aufbauend 
der Interviewleitfaden ausgearbeitet werden konnten. Weigerte sich ein Ressortleiter, an der 
der Untersuchung mitzuwirken, wurden nochmals die Wichtigkeit der Forschung betont, 
aber auch die Möglichkeiten für die Regionalzeitung, ihre Interessen gegenüber der EU 
zum Ausdruck zu bringen. Dennoch kam es zu zahlreichen Absagen, aber auch zu Termin-
schwierigkeiten aufgrund der starken zeitlichen Beanspruchung mancher Redaktionen, wo-
durch die Absicht, alle Bundesländer zu besuchen, nicht vollständig zu realisieren war. 
Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 236 
 
 
Dennoch gelang es, ein bundesweites und nach den oben genannten Kriterien regional di-
versifiziertes Sample zusammenzustellen, das alle Bundesländer außer Brandenburg um-
fasst.  Tabelle 19 gibt einen Überblick über die befragten Zeitungsredaktionen. 
Tabelle 19: Befragte Redaktionen in alphabetischer Reihenfolge
1211
 
Medium  Auflage1212 Bundesland Interviewpartner 
Aachener Zeitung  85.700 Nordrhein-Westfalen Ressortleiter Politik/Wirtschaft 
Allgemeine Zeitung, Mainz  144.400 Rheinland-Pfalz Ressortleiter Politik/Wirtschaft 
Badische Neueste 
Nachrichten, Karlsruhe  
137.352 Baden-Württemberg Stellv. Ressortleiter Politik 
Darmstädter Echo  94.255 Hessen Stellv. Ressortleier Politik 
Freie Presse, Chemnitz  303.880 Sachsen Ressortleiter Politik/Wirtschaft 
Gießener Anzeiger  31.360 Hessen Ressortleiter Politik/Wirtschaft 
Hamburger Abendblatt  256.265 Hamburg Leitender Redakteur Politik 
Kölnische Rundschau  104.800 Nordrhein-Westfalen Ressortleiter Politik 
Lübecker Nachrichten  110.815 Schleswig-Holstein Ressortleiter Politik 
Magdeburger Volksstimme  207.055 Sachsen-Anhalt Leitender Redakteur Politik 
Main-Echo, Aschaffenburg  82.656 Bayern Ressortleiterin Politik/Wirtschaft 
Mainpost, Würzburg  133.954 Bayern Ressortleiter Politik 
Mannheimer Morgen  253.403 Baden-Württemberg Ressortleiter Politik 
Mitteldeutsche Zeitung, Halle  233.467 Sachsen-Anhalt Ressortleiter Politik 
Neue Osnabrücker Zeitung  293.901 Niedersachsen Chef des Newsdesk 
Neue Westfälische, Bielefeld  250.401 Nordrhein-Westfalen Ressortleiter Politik/Nachrichten 
Rhein-Neckar-Zeitung, Heidelberg  96.991 Baden- 
Württemberg 
Ressortleiter Politik 
Saarbrücker Zeitung  152.430 Saarland  Ressortleiter Politik 
Schweriner Volkszeitung  101.730 Mecklenburg-
Vorpommern 
Stellv. Newsdesk-Chef 
Tagesspiegel, Berlin,  150.285 Berlin Ressortleiter Politik 
Thüringer Allgemeine, Erfurt  194.700 Thüringen Ressortleiter Politik  
Thüringische Landeszeitung,  37.0001213 Thüringen Chef vom Dienst, Politik 
                                            
1211 Die Reihenfolge entspricht nicht dem in der Auswertung verwendeten Codierungsmuster. Eine vollständige 
Liste der Interviewpartner findet sich im Anhang. 
1212 Die Auflagenzahlen liefert die Informationsgemeinschaft zur Feststellung von Werbeträgern (IVW) mit einer 
Ermittlung für jedes Quartal. Hier sind die Quartalszahlen für 3/2008 erfasst für jeweils die Gesamtausgabe einer 
Tageszeitung (Montag-Samstag, Verbreitung). URL: 
http://daten.ivw.eu/index.php?menuid=12&u=&p=&t=Alphabetischer+Gesamtindex&b=a, 18.1.2009. Bei den Tite-
len Aachener Zeitung, Allgemeine Zeitung, Kölnische Rundschau und Thüringer Allgemeine wird die Auflage offizi-
ell einzeln nicht ausgewiesen, weil die Zeitung im Verbund mit anderen Titeln des Verlages erscheint. In diesen 
Fällen wurde auf die Auflagenstatistik der Fachzeitschrift Media Perspektiven zurückgegriffen. Vgl. Schütz, Walter 
(2007): Deutsche Tagespresse 2006. In: Media Perspektiven 11/2007, S. 579. 
1213 Die Auflage der Thüringischen Landeszeitung, die mit der Thüringer Allgemeinen im gleichen Verlag er-
scheint, ist Geschäftsgeheimnis. Das Bundeskartellamt gibt die Auflage mit 37.000 an. Vgl. Bundeskartellamt: Be-
schlusssache Westdeutsche Allgemeine Zeitungsverlag, Ostthüringer Zeitungsverlag, Verlagsgruppe Rhein-Main (B 
6 - 22131 - U - 118/98), 12.1.2000. URL: 
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Weimar 
Wiesbadener Kurier  78.558 Hessen Leitende Redakteurin Politik 
Weser Kurier, Bremen  169.000 Bremen Ressortleiter Politik 
Quelle: Eigene Darstellung 
Um eine möglichst hohe Vergleichbarkeit der gewonnenen Daten zu erreichen, wurden 
allen Journalisten die gleichen Fragen gestellt. Gemäß den Interviewregeln (s. o.) wurden 
Nachfragen wenn nötig spontan hinzugefügt. Den Interviewpartnern und Redaktionen wur-
de Anonymität zugesichert, nur unter dieser Voraussetzung waren viele bereit, dem Vorha-
ben zuzustimmen. Entsprechend wurde in der Auswertung mit Hilfe eines Codesystems 
darauf geachtet, dass sich durch die Aussagen keine Rückschlüsse auf die Redaktionen zie-
hen lassen.  
Die Interviews wurden auf Tonband mitgeschnitten und zu einem späteren Zeitpunkt voll-
ständig transkribiert.1214 Für die Gespräche war gemäß der Empfehlung von Atteslander 
eine Dauer von maximal 60 Minuten vorgesehen.1215 Tatsächlich nahmen einige Interviews 
nur 40 Minuten, andere aber rund 75 Minuten in Anspruch, da die Journalisten nur unter-
brochen wurden, wenn es unbedingt nötig war. Die Fragen wurden im Interesse einer rei-
bungslosen Gesprächsführung mitunter in veränderter Reihenfolge gestellt. Wenn eine der 
Interviewfragen bereits im Gesprächsverlauf klar beantwortet wurde, sich etwa mehrmals 
die positive Grundhaltung des Redakteurs zur EU eindeutig zeigte, wurde die diesbezügli-
che Frage nicht mehr gestellt. Insbesondere Redundanzen hemmen, wie der Verfasser als 
Journalist weiß, einen flüssigen Gesprächsverlauf.  
Für die Auswertung der Interviews wurde wiederum die Methode der strukturierten qualita-
tiven Inhaltsanalyse gewählt. Die Auswertungseinheiten bildeten hier nun die aus den For-
schungshypothesen abgeleiteten Interviewfragen. Der Gesprächsleitfaden selbst wird also 
zum Auswertungsinstrument.1216 In der ersten Phase der Auswertung ging es darum, die 
Antworten der Regionalredakteure auf eine bestimmte Interviewfrage zu vergleichen und 
dieser Frage wenn nötig an anderer Stelle gefallene, aber dennoch in ihrem Kontext rele-
vante Aussagen zuzuordnen. Von Interesse waren neben Gemeinsamkeiten und Unter-
schieden der Antworten auch, ob die befragten Journalisten bestimmte Themen besonders 
hervorhoben oder ihnen auswichen.1217 Im zweiten Schritt wurden die Antworten zu einzel-
nen Interviewfragen den ihnen zugrunde liegenden Forschungsfragen zugeordnet, die als 
                                                                                                                                
http://www.bundeskartellamt.de/wDeutsch/download/pdf/Fusion/Fusion00/B6_118_98.pdf.  
1214 Die Transkripte bilden einen gesonderten Anhang, der der Studie in einem zweiten Buch beiliegt. In den voll-
ständigen Abschriften der Interviews werden Fragen und Antworten im Wortlaut wiedergegeben. 
1215 Atteslander, Peter: Methoden der empirischen Sozialforschung. Berlin 1995, S. 162. 
1216  Vgl. Mayring, a.a.O., S. 118 ff. Vgl. auch Bock, a.a.O., S. 98.  
1217 Vgl. Bock, a.a.O., S. 99.  
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übergeordnete Kategorien fungierten. Bei diesem Rückbezug auf die Schlüsselkategorien 
wurden die Antworten der Journalisten zu einem geschlossenen Aussagenbild komprimiert. 
In einem dritten Schritt wurden die durch die Vergleiche gewonnenen Erkenntnisse auf ihre 
Übereinstimmung mit den bisherigen Forschungsergebnissen überprüft. In der anschließen-
den Zusammenfassung werden die Forschungsfragen beantwortet und die gewonnenen 
Erkenntnisse teilweise in Tabellen und Abbildungen komprimiert.  
Zur Erfassung der beruflichen und sozialen Daten wurde nach den Empfehlungen Diek-
manns ein Kurzfragebogen entwickelt, da die Erfragung dieser die qualitativen Interviews 
unnötig verlängern und deren Atmosphäre formalisieren würde.1218 Der Fragebogen enthält 
zudem einige quantitative Fragen zur EU-Berichterstattung und den Mustern der Redakti-
onsorganisation sowie Arbeitsbedingungen. Die Ergebnisse des Bogens fließen in die Dar-
stellung der Interviewergebnisse ein. 
4.4 Darstellung der Beobachtungsergebnisse 
4.4.1 Struktur, Ausrichtung und Wettbewerbssituation der Zeitung 
Die Zeitung gehört mit einer Auflage von rund 250.000 Exemplaren zu den größeren Ta-
geszeitungen in Deutschland. Sie hat mehrere Lokalredaktionen und liefert zudem die Man-
telberichterstattung für zwei kleinere Lokalblätter, die mit eigenem Namen in direkt be-
nachbarten Kreisen am Markt sind. Das Verbreitungsgebiet ist überwiegend ländlich ge-
prägt. Das beobachtete Medium hat eine eher sozialdemokratische Ausrichtung, was die 
Zeitung vom konservativen Wettbewerber vor Ort unterscheidet. Der Wettbewerb um Leser 
und Werbekunden ist seit jeher hart und eine bestimmende Determinante für die Redakti-
onsarbeit, da das eigene Profil sich auch daraus erklärt, anders als der Konkurrent zu sein. 
Dies wird in Gesprächen und Beobachtungen deutlich.  
Die Zeitung verfügt über das größtmögliche Angebot an Nachrichtenagenturen: Abonniert 
sind die Deutsche Presseagentur (DPA), Associated Press (AP), Agende France Presse 
(AFP), Deutscher Depeschendienst (DDP), Evangelischer Pressedienst (EPD), Reuters 
sowie der Sportinformationsdienst (SID). Die Zeitung verfügt über drei politische Seiten 
inklusive der ersten Seite und der Seite 3, die für Reportagen bestimmt ist. Dazu kommt im 
Mantelteil eine Seite für die Region und das Bundesland, eine Kulturseite, zwei Wirt-
schaftsseiten sowie zwei Panoramaseiten. Die Anzahl von fünf Politik- und Wirtschaftssei-
ten entspricht dem durchschnittlichen Angebot der Regionalzeitungen, wie die eigene Erhe-
bung im Rahmen der Interviews ergab (siehe Kap. 4.7.5.1).  
                                            
1218 Vgl. Diekmann 1998, a.a.O., S. 451.  
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4.4.2  Kommunikationsmuster 
4.4.2.1 Redaktionelle Organisation der Nachrichtenredaktion 
Zehn Leute arbeiten in einem Newsroom, in dem an einem zentralen Newsdesk die Be-
richterstattung für die Mantelseiten der Zeitung koordiniert wird. Ziel ist es, „die Ressort-
grenzen so flach wie möglich zu halten“, wie der Redaktionsleiter in einer Konferenz er-
klärt. Dieses Ziel scheint realisiert, da eine dichte Interaktion zwischen allen Redakteuren 
festzustellen ist.   
Neben dem Leiter der Redaktion „Politik und Nachrichten“ sitzt am Newsdesk ein Nach-
richtenredakteur, der mit ihm die Berichterstattung für die ersten drei Seiten plant. Hinzu 
kommt ein Redakteur, der die Regionalseite produziert und den Kontakt mit den Lokalre-
daktionen hält sowie der Wirtschaftsressortleiter, der die beiden Wirtschaftsseiten plant. Die 
Ressort-Autoren, die eigene Texte schreiben, arbeiten im abgetrennten Nachbarraum. Es 
gibt einen weiteren Wirtschaftsredakteur sowie fünf Autoren, die ressortübergreifend für 
alle Mantelseiten arbeiten. Im Newsroom sitzen zudem die Sekretärin, zwei Layouter, und 
seit dem Tag der Beobachtung auch der Online-Ressortleiter sowie zwei Volontäre, von 
denen einer für das Nachrichtenressort und einer für die Onlineausgabe arbeitet.  
Insgesamt ist die Kommunikationsdichte am Desk sehr hoch, es herrscht selten Ruhe im 
Raum. Ein Redakteur beklagt sich darüber, das dies mitunter die Arbeit an Texten und ins-
gesamt die Konzentration stören kann. Er hebt aber auch gleichzeitig die Vorteile eines 
Newsdesks hervor, die sich durch eine engere und mitunter schnellere Abstimmung im 
Vergleich zu einer Arbeitsweise ergeben, bei dem jedes Ressort getrennt voneinander in 
eigenen Räumlichkeiten arbeitet.  
Die Position des Nachrichtenführers wird meist vom selben Redakteuren bekleidet, der sehr 
eng mit dem Redaktionsleiter zusammenarbeitet. Insofern haben die Korrespondenten stets 
zwei Ansprechpartner. Die Redakteure am Desk sind zwar in erster Linie mit der Nachrich-
tenauswahl betraut, sie schreiben gelegentlich aber selbst kleinere Texte wie etwa Kom-
mentare. Das Layouten gehört nicht mehr zu ihren Aufgaben, so wie es Berichten zufolge 
in der Redaktion bis vor wenigen Jahren noch der Fall war. Dies nehmen ihnen nun die 
Layouter ab, mit denen insbesondere am Nachmittag eine Abstimmung erfolgt. Diese Ar-
beitsteilung wird von den Redakteuren offenbar mehrheitlich als gewinnbringend beurteilt, 
da sie so die Konzentration alleine auf die Nachrichtenauswahl richten können. 
4.4.2.2 Konferenzen und interne Kommunikation  
Die formale Kommunikation in Form von Konferenzen hat in den vergangenen fünf Jahren 
stark zugenommen, wie Redakteure berichten. Gab es zuvor eine zentrale Konferenz um 12 
Uhr, so gibt es nun neben dieser Auftaktrunde eine Zwischenbesprechung um 14.15 Uhr 
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sowie eine Konferenz mit den ersten Seitenentwürfen um 17.30 Uhr. Insgesamt entsteht der 
Eindruck, das ein ganzes Team an der Zeitung bastelt und diese in enger Absprache mitei-
nander produziert. Auffällig ist die immer wiederkehrende Interpretation politischer Ereig-
nisse, an der auch die Chefredaktion und die Autoren beteiligt sind, wenn sie in den 
Newsroom kommen. Durch die dichte und stete spontane Kommunikation innerhalb des 
Newsroom und den hohen Grad an formalisierter Kommunikation in den Konferenzen ge-
lingt es offenbar auch, wie mehrfach beobachtet werden konnte, frühzeitig Fehler auszu-
merzen und Missverständnissen vorzubeugen, die durch fehlende Absprachen entstehen 
können. Insbesondere nachmittags findet auch eine intensive zumeist telefonische Kommu-
nikation mit dem Landeskorrespondenten und dem Bundeskorrespondenten statt. Die EU-
Politik war nicht Gegenstand der Gespräche, als der Umwelt- und Finanzministerrat statt-
fanden. Auch der anschließende Ratsgipfel spielte in der Kommunikation nur am Rande 
eine Rolle.   
4.4.2.3 Tagesablauf 
Der Tag beginnt um 10 Uhr mit dem Einlesen der Redakteure in die Tagespresse. Die Jour-
nalisten greifen dabei zu einer Reihe von regionalen und überregionalen Zeitungen. Die 
besondere Aufmerksamkeit gilt dem Wettebewerber, dem immer wieder Gespräche ge-
widmet werden.  
Mit dem Einlesen und den ersten Orientierungsgesprächen startet bereits die Nachrichten-
auswahl. Die Redakteure entscheiden jetzt schon, was mögliche Aufmacherthemen sein 
könnten. Hilfreich ist für sie dabei die Tagesvorschau etwa der DPA, die für die Bereiche 
Innenpolitik, Außenpolitik, Wirtschaft, Buntes und Sport bereits am Vortag sowie nochmals 
morgens die geplante Berichterstattung ankündigt. In der morgendlichen Findungsphase 
werden am 3.3. zwei EU-Ereignisse am Rande mit noch unbestimmter Verwendung er-
wähnt: das Treffen von Kanzlerin Merkel mit Frankreichs Präsident Sarkozy auf der Com-
putermesse CEBIT und eine mögliche, von den Korrespondenten angekündigte Aktualität, 
die sich aus dem Treffen der Eurogruppe ergeben kann.  
Das Treffen der beiden Politiker wird in der Konferenz um 12 Uhr unter Erwähnung der 
Differenzen bezüglich der von Frankreich geplanten Mittelmeer-Union gar als Aufhänger 
für das Aufmacher-Thema CEBIT in Erwägung gezogen, später aber wieder verworfen. 
Die Vernachlässigung dieser Thematik wird am 4.3. in der Konferenz diskutiert mit dem 
Hinweis auf den Stellenwert der deutsch-französischen Freundschaft. Letztlich bleibt der 
Eindruck, dass dieses Thema ins Blatt gehört hätte. Bei der Konferenz werden auch immer 
wieder Außenpolitikthemen in den Blick genommen. Doch nur dominierende Themen wie 
die Wahlen in Russland oder in den USA werden Gegenstand größerer Berichterstattung.  
Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 241 
 
 
Über den Mittag und Nachmittag herrscht ein ständiges Kommen und Gehen. Schreibende 
Redakteure erscheinen am Newsdesk, um ihre Artikel mit den Planern abzustimmen. Tele-
fongespräche mit Kollegen und den Korrespondenten in Berlin und Düsseldorf, Erklärun-
gen für die Volontäre, Bewertungen von Themen und Bildern – die Kommunikationsdichte 
ist hoch. Zur Mittagskonferenz erscheinen nur die Blattmacher der Mantelseiten sowie der 
Online-Redaktion.  
Nach 15.30 Uhr ist die Stimmung noch hektischer, denn eigentliche Produktionsphase be-
ginnt. Zwischen den Nachrichtenredakteuren, dem Wirtschaftskollegen und dem Online-
Redakteur finden kontinuierlich Themenfestlegungen und Relevanzbewertungen statt. Die 
Produktion erscheint in dieser Phase als Teamarbeit. Auch die Layouter werden nun ver-
stärkt mit eingebunden. Eine Layouterin hat am 4.3. Probleme, ein geeignetes Bild zum 
Artikel über das dubiose Bezahlsystem im EU-Parlament zu finden.  
Um 16 Uhr nimmt der Spätdienst seinen Platz ein, der bis 22 Uhr die Nachrichtenlage im 
Auge behalten wird. Um 17 Uhr nimmt die Gesprächsintensität etwas ab, da nun die Re-
dakteure verstärkt mit der textlichen Arbeit, dem Redigieren und Kürzen sowie der Bearbei-
tung von Bildunterschriften, beschäftig sind. Auch der stellvertretende Chefredakteur er-
scheint nun öfter, um seine Meinungen in den Produktionsprozess einfließen zu lassen. Bei 
der Konferenz um 17.30 Uhr stellen alle Redaktionen ihre ersten Seitenentwürfe vor. Die 
Ausdrucke hängen an der Wand und werden unter Federführung beider stellvertretenden 
Chefredakteure im großen Kollegium von ca. zehn Journalisten, darunter Volontäre, be-
sprochen. Erst jetzt entscheidet man sich für den oben beschriebenen Aufmacher. Die meis-
ten Themen stehen aber bereits fest. Die Online-Redaktion stellt die Artikel vor, die die 
meisten Klick-Zahlen erhielten.  
Zwischen 18 und 19 Uhr geschehen Korrekturen, Aktualisierungen, das Austauschen der 
kleineren Meldungen, die Auswahl von Bildern und v. a. die Abstimmung mit den Layou-
tern. Die Autoren erscheinen nun auch wieder öfter, um ihren Artikeln gemeinsam mit den 
Redakteuren den letzten Schliff zu geben. Gegen 18.45 Uhr verlässt der Regionalseiten-
Redakteur die Redaktion. Die anderen Planer bleiben i. d. R. bis nach 19.30 Uhr.  
4.4.3 Berichterstattung des Korrespondentenbüros 
4.4.3.1 Korrespondentensystem 
Das Blatt hat keinen Korrespondenten im Ausland exklusiv nur für sich unter Vertrag. Aus 
Istanbul, Paris, London, Madrid und Jerusalem berichten freie Journalisten regelmäßig aber 
keineswegs täglich. Die Zeitung ist an das Korrespondentennetzwerk der WAZ in Washing-
ton und Brüssel angeschlossen. Sie verfügt also gerade in der EU-Berichterstattung über ein 
tägliches, breites Angebot von Autorentexten, da das WAZ-Büro mit fünf deutschen Kor-
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respondenten besetzt ist und zudem multinational arbeitet (siehe Kapitel 3.1.5). Die WAZ-
Korrespondenten kündigen morgens per Mail gegen 10.30 Uhr an, was sie liefern. Die Zei-
tung bedient sich dann an den per Mail zugesandten Texten. Auffallend ist, dass während 
der Ministerräte mit den Brüsseler Korrespondenten kein direkter Kontakt bestand. Das 
Gros des Korrespondentenangebots könne man aufgrund der eigenen regionalen Ausrich-
tung nicht verwenden, erklärt der Redaktionsleiter; der Lieferumfang sei schlichtweg zu 
viel. Er lobt die Arbeit der Brüsseler Kollegen ausdrücklich, die bereits in der Redaktion zu 
Besuch waren. Auch der Chefredakteur lobt im Gespräch die Arbeit des Büros, durch das 
der Anteil der EU-Berichterstattung im Blatt zugenommen habe.  
Anfragen der Redaktion an die Korrespondenten in Brüssel sind selten und dort wegen des 
dann größeren Arbeitsaufwandes wenig beliebt, wie der Redaktionsleiter erklärt. Da man 
eine von vielen Kundenzeitungen sei, sei der Einfluss auf die Korrespondenten in Brüssel 
insgesamt „begrenzt“. Insbesondere im Rahmen von größeren Ereignissen sei der Kontakt 
direkter. Dies bestätigte die Beobachtung aber nicht: Ein persönlicher Austausch zwischen 
Redaktion und Korrespondenten war auch während der beiden Ratsgipfel-Tage nicht zu 
beobachten. Der Chefredakteur lässt im Gespräch erkennen, dass er den direkten Kontakt 
nach Brüssel bisweilen vermisst.  
Insgesamt verlässt sich die Redaktion, wie vom Redaktionsleiter im Gespräch bekundet, auf 
das Urteil der Korrespondenten. Diese bestimmen maßgeblich, was in der Zeitung er-
scheint. Europabezogene Eigeninitiative des Teams konnte auf Grund der dominanten Stel-
lung des Korrespondentenbüros im Untersuchungszeitraum nicht festgestellt werden. 
4.4.3.2 Berichterstattung des WAZ-Büros 
Ein Überblick über das Angebot des Brüsseler Büros an den Tagen der Ministerratssitzun-
gen und des Ratsgipfels soll weitere Einblicke erlauben. Kursiv gesetzte Beiträge wurden 
abgedruckt.  
Tabelle 20: Themenangebot des WAZ-Büros in Brüssel (mit Zeilenzahl der Artikel) 
3.3. 2008 (Treffen Umweltminister)  
- Bericht: EU-Zoll auf Billig-Kerzen aus China (2000)  
- Bericht: Treffen Umweltminister, Energie- und Klimaschutzpaket 
- Bericht: Großbauern werden doch geschont, Agrarreform (1200) 
- Hintergrund: Islam im Kosovo (2500)  
4.3.2008 (Treffen Finanzminister)  
- Bericht: Betrugsaffäre EP (3500) 
- Bericht: EU-Konzept zur Stabilisierung und Integration des westlichen Balkan (2500) 
- Bericht: Steuerbetrügern bleiben Fluchtwege – Beratungen EU-Finanzminister (2500) 
- Kommentar: Finanzminister (1200) 
- VW, Porsche, Scania – Fälle für die EU-Wettbewerbshüter (1200) 
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13.3.2008, (Ratsgipfel am Abend)  
- Hintergrund: Mittelmeer-Union Streit Merkel-Sarkozy (2500) 
- Hintergrund: EU und Staatsfonds (2000) 
- Nachricht: EU-Gipfel, Auftakt 
- Waris Dirie in Brüssel Opfer der Alkoholsucht, nicht eines Verbrechens.  
14.3.2008 (Ratsgipfel geht zu Ende)  
- Gipfel-Zusammenfassung (1500) 
- Vorberichterstattung Nato-Gipfel, Überblick über die Missionen (5000) 
- NATO-Interview (2700)  
Quelle: Eigene Darstellung  
Die Analyse des umfangreichen Korrespondentenangebots zeigt, dass der EU-Alltag ge-
genüber Themen wie dem EP-Skandal und dem Schicksal des Ex-Modells Waris Diries 
nicht attraktiv genug ist bzw. von den Journalisten als weniger relevant eingestuft wird. Die 
europäische Aktualität, die hier mit dem Klimapaket, dem Thema Steuerflucht, der Agrarre-
form, dem VW-Gesetz und Merkels Konflikt mit Sarkozy starke deutsche Bezüge hat, 
bleibt fast völlig ausgeblendet.  
4.4.4 Die Berichterstattung der Agenturen 
Neben den eigenen Korrespondenten, so war zu vermuten, haben auch die Nachrichtenreak-
tionen einen großen Einfluss auf die EU-Berichterstattung der Zeitung (vgl. Kap. 3.1.3.2). 
Die Berichterstattung der Agenturen wurde jeden Tag intensiv verfolgt, um Aussagen darü-
ber machen zu können, welchen Einfluss sie auf die Berichterstattung tatsächlich haben. 
Wie beschrieben (vgl. Kap. 3.1.3.1) wird der eigene Korrespondent den Nachrichtenagentu-
ren im Zweifelsfall vorgezogen. Dies gilt v. a. für Situationen, bei denen beide Quellen 
Themen anbieten. Es ist nicht verwunderlich, dass die Zeitung dabei auf die eigenen, exklu-
siveren Inhalte zurückgreift als auf die Agenturberichte, die prinzipiell jeder anderen Zei-
tung auch zur Verfügung stehen.   
Die Agenturberichterstattung ist während der Beobachtungstage insgesamt breit und umfas-
send, die EU erscheint als konstanter Faktor der politischen Aktualität – als Hauptakteur im 
Rahmen größerer und kleinerer Themen oder öfter als Nebenakteur bzw. Dimension einer 
Thematik. Welchen Umfang die Agenturberichterstattung einnimmt, zeigt die in Tabelle 21 
(Anhang) dargestellte Stichprobe des Angebotes vom 3.3.2008, dem Tag es Umweltminis-
terrates, auf den der Finanzministerrat folgte. Auffällig ist angesichts der großen Menge der 
Berichte (14 Meldungen und Berichte mit der EU als Nebenbezug, 24 Berichte mit der EU 
als Hauptbezug) nochmals das Ignorieren jeglicher Ministerratsaktualität. Niederschlag in 
der Zeitung fand der angekündigte Rücktritt Bütikofers und seine Pläne für das EP sowie 
ein Hintergrundbericht über deutsche Reaktionen auf die Russland-Wahl, in dem die EU u. 
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a. mit dem Verweis auf das EU-Russland-Partnerschaftsabkommen auftaucht.  
4.4.5 Nachrichtenauswahl 
4.4.5.1 Das Nachrichtenverhalten während des Ratsgipfels 
Auffällig während des Ratsgipfels war der geringe Durchlass für EU-Ereignisse, die The-
matik spielte auch in den Konferenzen nur zwei Mal am Rande eine Rolle. Grund dafür war 
sicher auch der Hinweis der Korrespondentenbüros, dass dieser Ratsgipfel nicht die „span-
nendsten Ergebnisse“ liefern würde. Dennoch sendete das Büro in den beiden Tagen einige 
Berichte. Die ausführliche Agenturberichterstattung und auch die Berichterstattung in über-
regionalen Medien ließen den Eindruck einer gewissen Wichtigkeit des Treffens erwecken.  
Am 13.3., dem ersten Tag des am Abend beginnenden Gipfels, gelangten eine kleine Mel-
dung auf der ersten Seite („Merkel streitet für Autobauer) sowie ein Kommentar ins Blatt, 
der zusammenfassend versuchte, die Gipfelthemen Klimapaket, Mittelmeerunion und Fi-
nanzmärkte in den Blick zu nehmen. Kommentare dienen der Einordnung von bereits be-
richtetem Geschehen. Problematisch hierbei erschien, dass die Gipfelthemen aber nicht 
vorher berichtet worden waren. Die gesamte Debatte um die Mittelmeerunion fand am 14.3. 
in Form einer Meldung statt, dass die EU die Mittelmeerländer stärken wolle. Eine Archiv-
Kontrolle zeigte, dass die letzte Berichterstattung hierzu am 6.12.2007 erfolgte. Das Thema 
fand in der Zeitung vorher also nur äußerst verkürzt statt.  
Zur Klimapaket-Debatte im Rahmen des Gipfels, die starke deutsche Bezüge hatte, erschien 
mit Ausnahme zweier Sätze in der Meldung am 13.3. nichts. Am 14.3. war ein eigener Ar-
tikel über die Klimapläne der Bundesregierung im Blatt, der, so wie es in der Konferenz 
noch angerissen wurde, Bezug nahm auf die Klimavorgaben der EU, die auch Deutschland 
umsetzen muss. Im Artikel selbst gab es – trotz des aktuell laufenden Gipfels mit den Kli-
ma-Gesprächen – keinerlei Verweise auf die EU-Ebene. Dies kann als Beispiel dafür gel-
ten, wie die wichtigen vorhandenen europäischen Bezüge deutscher Politik ausgeblendet 
werden, und dies zu einem Moment, wo diese Bezüge höchste Aktualität erfuhren.  
Am späteren Nachmittag des 13.3. sendete das Büro einen Kommentar zur Wirtschaftsde-
batte auf dem Ratsgipfel, der aber auch nicht den Weg ins Blatt fand. Die sehr starke und 
offensichtlich noch regionalere Ausrichtung der Wirtschaftsseiten verhinderte, dass nur 
wenig europäisches Geschehen abgebildet wurde. Die Themen Klima und Finanzmärkte 
hätten sich dafür angeboten.   
4.4.5.2 Weitere Nachrichtenfaktoren und -routinen  
Der fünfzigste Geburtstag des EP gelangte am 13.3. mit einer kleinen Meldung ins Blatt. 
Hieran lässt sich die Vorliebe der Medien für Jubiläen erkennen. Andererseits wird deutlich, 
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dass das EP grundsätzlich als wichtige Institution eingestuft wird. Thema war auch der ge-
plante Wechsel des früheren Grünen-Vorsitzenden Bütikofer ins EU-Parlament (3.3.). Dies 
kann als typisches Beispiel für ein deutsches Thema mit EU-Bezug gelten, das zudem dem 
Nachrichtenfaktor der Personalisierung gerecht wird. Der Redaktionsleiter hebt diesbezüg-
lich im Gespräch die Bedeutung von Verbraucherthemen aus Brüssel hervor, die vom Kor-
respondentenbüro geliefert werden und im Unterschied zu anderen Themen „sofort abge-
griffen“ würden.  
Eine weitere beobachtete Strategie ist die allgemeine Fokussierung auf dramatische Ereig-
nisse. Insgesamt konnte während der Beobachtungen ein Hang zu Unfall- und Kriminali-
tätsmeldungen ausgemacht werden. Die Wichtigkeit des Nachrichtenfaktors Konflikt wurde 
dadurch deutlich, dass eine größere Berichterstattung am 14.3. zur den Aufständen in Tibet 
statt fand. Der Faktor Personalisierung spielte z. B. mit ein, als ein Interview mit dem Dalai 
Lama abgedruckt wurde. Bei einer solchen Mischung, so scheint es, kann die EU-Politik 
selbst in Form eines Ratsgipfels nicht in die Zeitung gelangen, wenn sie nur drei Politiksei-
ten hat. Samstags wird eine vierte Hintergrund-Seite geschaltet, wo auch keine EU-Politik 
berichtet wurde. Stattdessen gab es einen regionalen Bericht und einen deutschen Hinter-
grund-Artikel.   
Auffällig war auch der häufige Bezug auf klassische Themen der Auslandsberichterstattung 
wie den Irak-Konflikt oder die Israel-Krise. Vergleichsweise redundante Vorgänge wie der 
Raketenabschuss auf israelische Dörfer stoßen auf Interesse, echte Neuigkeiten aus anderen 
Regionen müssen damit konkurrieren. Der Fokus der Mantelredakteure, so wird insgesamt 
aber deutlich, liegt zuerst auf Deutschland und der Region. Auslandsgeschehen ist demge-
genüber erst einmal von nachrangiger Bedeutung. Dies gilt auch für das Geschehen in EU, 
das vom Redaktionsleiter mit dem Hinweis auf die eigene regionale Ausrichtung als „Ne-
benschauplatz“ bezeichnet wurde. 
4.4.6 Regionalisierung und Politikfelder    
4.4.6.1 Allgemeine Regionalisierung 
Im Untersuchungszeitraum war ein starker Drang zur Regionalisierung erkennbar. Wenn 
möglich, wurden Landes- und Regionsbezüge einer Thematik betont, um diese dann auch 
zum Aufmacher auf der ersten Seite, oder aber zum Tagesthema auf der zweiten Seite zu 
machen. Tragendes Gesprächsthema am Vormittag des 3.3., und überdies Aufmacher des 
Online-Auftritts, war eine Massenkarambolage mit langem Stau im Verbreitungsgebiet. 
Auffällig war auch, dass der Online-Auftritt automatisch die regionale Rubrik als Titelseite 
schaltet. Politik und Nachrichten erscheinen vergleichsweise versteckt am Rande. Die Er-
klärung ist leicht: Lokale und regionale Meldungen, und hier besonders Unfälle, Verbre-
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chen und Fußball, bringen die meisten Klicks. Diesem Marktmechanismus unterliegt dann 
die Themenauswahl. 
Die Artikel auf der Regionalseite sind meist besondere Stücke aus den Lokalredaktionen 
oder Artikel mit Bezug zur Region. Texte mit Bezug zum Land scheint es seltener zu ge-
ben. Deutlich wird an dieser gewissermaßen kommunalen Ausrichtung der Regionalseite, 
dass die Lokalisierung und Regionalisierung der Berichterstattung als Phänomene in der 
Praxis kaum getrennt voneinander geschehen. An regionalen und lokalen Themen für die 
ersten Seiten mangelt es offenbar nicht: Der Nachrichtenführer äußerst spontan gegenüber 
dem Redaktionsleiter, dass man täglich auch zwei Regionalseiten füllen könnte.   
4.4.6.2 Regionalisierung von EU-Themen 
Regionale Themen mit EU-Bezug werden eher selten berichtet, wie der Nachrichtenführer 
erklärt. Die Möglichkeit hierfür sind aber groß, wie der u. a. auf EU-Themen spezialisierte 
Autor erklärt (vgl. Kap. 4.4.8). Auch die Brüsseler Korrespondenten tragen nicht zu einer 
größeren Regionalisierung bei. Der Nachrichtenführer erklärt auf Nachfrage, dass nur selten 
Texte mit Bezügen zum Bundesland Nordrhein-Westfalen geliefert werden, was verwun-
dert, da hier die meisten Abnehmer des Korrespondentenbüros beheimatet sind.  
4.4.7 Einstellungen 
Wie bereits gezeigt wurde, wählte die Redaktion aus dem umfangreichen EU-Angebot der 
Agenturen sowie der Lieferung des Korrespondentenbüros während der Ministerräte einen 
Bericht über ein – bereits einer Woche zuvor von anderen Medien berichteten – „Skandal“ 
im EU-Parlament über die Beschäftigung von Lebenspartnern der Abgeordneten aus. Em-
pörung wurde geäußert, eine gewisse EU-Skepsis war bei einem Redakteur auszumachen. 
Dies war die einzige spontane politische Meinungsäußerung, die zu einem EU-Thema auf-
genommen wurde.  
Am Rand der Beobachtung konnte ein kurzes Gespräch mit dem Chefredakteur geführt 
werden. Er äußerte durchaus den Wunsch, mehr Europa- und Auslandsthemen zu berichten, 
wies aber auf den begrenzten Platz hin. Eine Ausweitung der Blattstruktur sei nicht zu fi-
nanzieren. Den starken regionalen und lokalen Fokus erklärte er mit dem großen Interesse 
der Leser für diese Themen. Dies hätten Umfragen immer wieder gezeigt. Zudem sei das 
Lokale das Alleinstellungsmerkmal der Zeitung, mit dem man deshalb auch das Geld in 
Form von Auflage und Anzeigenkunden verdiene. Vertiefende Informationen zum europäi-
schen Geschehen könne eine Regionalzeitung dieser Struktur nicht liefern. Dazu seien die 
überregionalen Blätter da. 
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4.4.8  Fachwissen 
Ein Redakteur ist für die gelegentliche Bearbeitung von regionalen EU-Themen zuständig. 
Mit ihm konnte der Verfasser kurz sprechen. Der ältere Regionalredakteur ist v. a. auf Bil-
dungsthemen spezialisiert, geht jedoch auch immer wieder regionale EU-Themen an. Die 
würden „auf der Straßen liegen“, wie er sagt. Als Beispiel nennt er die Kontrolle von EU-
Subventionen vor Ort. Konkret ging es um den Bau eines Stadions in einer größeren Stadt 
des Verbreitungsgebietes mit EU-Geldern, bei dem es Ungereimtheiten gab. 
4.4.9 Recherchequellen 
Über die Recherchequellen der EU-Berichterstattung konnte durch die Beobachtung nur 
wenig in Erfahrung gebracht werden. Hierfür sind die Interviews das geeignete Instrument. 
Deutlich wurde aber, dass bei der Europa-Berichterstattung aus der Redaktion heraus nicht 
nur vor Ort recherchiert wird. Der Redakteur mit einer Europaaffinität berichtet von  
Recherchereisen etwa nach Bulgarien. Häufigster Anlass zur EU-Berichterstattung mit  
regionalen Bezug sind aber für ihn – und offensichtlich für die ganze Zeitung – Artikel über 
einen EU-Abgeordneten der Region, der zu den bekannteren deutschen Abgeordneten ge-
hört und überdies eine aktive Pressearbeit macht. Diese Konstellation ist förderlich für die  
Herausbildung europäischer Öffentlichkeitsstrukturen.   
4.4.10 Zusammenfassung der Beobachtung 
Die Beobachtung und die mit ihr verbundene Inhaltsanalyse des Angebots der Nachrichten-
agenturen verdeutlich, welche Masse an europäischen Themen jeden Tag auf dem Markt 
ist. Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Regionalzeitung potenziell täglich mehrfach 
über Europa berichten könnte, an manchen Tagen theoretisch eine reine Europa-Ausgabe 
produzieren könnte. Hieran wird auch deutlich, wie groß der Output der politischen Institu-
tionen in Brüssel ist, den die Agenturen insbesondere umsetzen. Somit bestätigen sich die 
Befunde der informativen Überlastung bereits der Korrespondenten in Brüssel (Vgl. Kap. 
3.1.6) Die stichprobenartige Inhaltsanalyse macht auch deutlich, dass bei zahlreichen The-
men die EU nur eine Dimension der Berichterstattung darstellt. Sie gelangt in solchen Fäl-
len quasi über die Hintertür, über die Europäisierung der entsprechenden Felder, in die Zei-
tung und damit in die Öffentlichkeit. 
Bei der beobachteten Zeitung gibt es, wie in der Forschung bereits beschrieben (vgl. Kap. 
3.2.5.2.1), wenige europabezogene Kommunikationsroutinen. Insgesamt ist aber die spon-
tane und formale Kommunikation in Konferenzen in den vergangenen Jahren stark gestie-
gen, was von den Redakteuren mehrheitlich begrüßt wird. Die News-Deskstruktur begüns-
tigt das besonders stark hervorgetretene Funktionieren der Redaktion als Team. Inwieweit 
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sich dieser Prozess auf die EU-Berichterstattung auswirkt, muss mit den Interviews geklärt 
werden. Erkenntlich wurde zumindest, dass die EU-Korrespondenten trotz der flexiblen 
Newsdesk-Struktur feste Ansprechpartner haben.  
Insgesamt entsteht der Eindruck, dass die Regionalisierung der absolut dominante Faktor 
für die Berichterstattung in allen Teilen der Zeitung ist. Dadurch bleibt selbst zu wenig 
Raum für aktuelles EU-Geschehen von größerer Wichtigkeit, wie am Beispiel der Gipfel-
Berichterstattung deutlich wurde. Dieses Großereignis schaffte es zwar ins Blatt, aber nur 
sehr verkürzt: Die auf dem Gipfel behandelten Themen Finanzmärkte, Mittelmeerunion und 
Klimaschutz wurden in der Zeitung nur auf wenigen Zeilen angerissen, aber zusammen 
kommentiert. Die Beobachtung machte überdies am Beispiel des Klimapaketes deutlich, 
wie die europäischen Bezüge einer stark deutschen Thematik trotz einer großen Aktualität 
durch den Ratsgipfels ausgeblendet werden. Es lässt sich insgesamt bezweifeln, ob die beo-
bachtete verkürzte Darstellung ein ausreichendes Verständnis der EU-Politik erlaubt. 
Gründe für die stark verkürzte Darstellung des europäischen Geschehens sind neben der 
Dominanz der Nachrichtenfaktors nationale Zentralität die starke Regionalisierung des 
Blattes und der mangelnde Raum mit drei Politikseiten (zu beobachten waren öfter Klagen 
über den fehlenden Platz, z. B. am 13. und 14.3.). Dies bestätigt auch der Chefredakteur. 
Der fehlende Platz in Form der ökonomisch begrenzten Seitenzahl sowie der, auch auf-
grund der starken regionalen Ausrichtung, fehlende Platz für Auslands- und EU-Themen 
erscheinen in seinen Ausführungen als unumstößliche, unveränderbare Strukturdeterminan-
ten. 
Unter diesen Voraussetzungen ist es nicht verwunderlich, dass der politische EU-Alltag in 
Form von Ministerratssitzungen trotz eines umfangreichen Angebot der Agenturen und des 
eigenen Korrespondentenbüros keine Beachtung der Zeitung findet. Stattdessen schaffen es 
aus Brüssel nur Personality-Meldungen und skandalhafte Themen ins Blatt, was die Bedeu-
tung der Nachrichtenfaktoren Personalisierung und Konflikt erneut hervorhebt (vgl. Kap. 
3.2.5.2.1). Auch an anderen Beispielen wurde die Wichtigkeit dieser drei Faktoren deutlich. 
Andere wichtige Nachrichtenfaktoren sind, neben dem permanent starken Kriterium des 
Deutschlandbezugs, die Relevanz bzw. Betroffenheit, oft ausgedrückt in materieller Form 
als „Verbraucherthemen.“  
Ein weiteres, beobachtetes Hemmnis für die EU-Berichterstattung ist die geringe Eigenini-
tiative der Redaktion, die sich in der schwachen Abbildung des großen europäischen The-
menangebots im Blatt, jedoch auch in der geringen kommunikativen Bezugnahme auf das 
europäische Geschehen im Redaktionsalltag zeigt. Die geringe Eigeninitiative könnte auch 
mit dem Anschluss an ein großes Korrespondentenbüro zu tun haben. Dies bedingt zwar, 
dass die EU-Berichterstattung offenbar angestiegen ist. Die tägliche Lieferung des WAZ-
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Büros übersteigt sogar deutlich die Kapazität der Zeitung. Die Agendasetting-Dominanz 
seitens der Korrespondenten führen aber offenbar auch dazu, dass man sich in der EU-
Berichterstattung ausschließlich auf sie verlässt, kaum Anfragen nach Brüssel richtet und 
somit auch das eigene regionale Interesse nicht ausspielt. Diesem möglichen Kausalzu-
sammenhang wird in den Interviews noch nachzugehen sein. Hinzu komm im beobachteten 
Fall, dass die allgemeine Regionalisierung in der Zeitung zwar eine große Rolle spielt, die 
europabezogene Regionalisierung, insbesondere auf Landesebene, aber scheinbar von Zei-
tung wie von Korrespondenten nicht konsequent praktiziert werden. Wenn dies geschieht, 
dann sind offenbar Europaabgeordnete oft die ersten Ansprechpartner. 
4.5 Forschungsfragenüberprüfung und Operationalisierung des Interviewleitfadens 
Die Beobachtung warf Reihe neuer Fragen auf. Gleichzeitig wurde es möglich, bereits dis-
kutierte Aspekte unter einer praktischen Perspektive anders zu betrachten. Folgende Frage-
stellungen rückten durch die Beobachtung neu in den Blick bzw. wurden nochmals in ihrer 
Wichtigkeit betont:   
Tabelle 22: Fragestellungen nach der Beobachtung 
Wie ist die Redaktion aufgebaut? Wie erfolgen die Entscheidungsmechanismen?  
Wie gestaltet sich der Kontakt mit dem Korrespondenten in Brüssel? 
Welchen Einfluss haben die EU-Korrespondenten auf die Nachrichtenauswahl?  
Welche Vorteile und Nachteile ergeben sich durch ein Korrespondentenbüro? 
Wie stark ist der Grad der Regionalisierung? Gibt es hierzu Konzepte oder Absprachen? 
Wie oft gibt es Nachrichten aus der Region oder Kommune auf den vorderen Seiten?  
Wie oft werden regionale EU-Themen berichtet?  
Gibt es Mitarbeiter, die regionale EU-Themen in den Blick nehmen?  
Wie ist die Einstellung der Redakteure zur EU? 
Welche Nachrichtenfaktoren sind bestimmend für die Mantelseiten?  
Welche Rolle spielen generell Auslandsthemen, wie viel Platz ist für sie da? 
Quelle: Eigene Darstellung 
Vergleicht man die bisherigen Forschungsfragen mit den aus der Beobachtung entstande-
nen, oben dargestellten Fragestellungen, so fällt auf, dass sich die meisten Aspekte der Be-
obachtung mit den bisherigen, aus der Theoriediskussion heraus entwickelten Kategorien 
der Forschungsfragen decken. Die Beobachtung weist durch ihre praktische Perspektive 
besonders stark darauf hin, wie wichtig die Frage nach den Regionalisierungsstrategien 
sowie der redaktionellen Organisation und Kommunikation für die Berichterstattung sind, 
weshalb diesen beiden Aspekten eigene Forschungsfragenkomplexe gewidmet werden. 
Statt neun werden deshalb nun elf Forschungsfragen präsentiert, denen sich zahlreiche De-
tailfragen aus der Beobachtung direkt als Interviewfragen zuordnen lassen. Insgesamt erge-
Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 250 
 
 
ben sich einer logischen Reihenfolge nach folgende Forschungsfragen: 
Tabelle 23: Erweitertes und neu geordnetes Forschungsfragenset 
In welchem ökonomischen Umfeld geschieht die Berichterstattung? 
Welche Organisationsstrukturen bestimmen die regionale EU-Berichterstattung? (neu) 
Wie erfolgt die Zusammenarbeit mit dem EU-Korrespondenten? 
Welche Rolle spielen die Agenturen für die EU-Berichterstattung? 
Wie stark ausgeprägt ist die Regionalisierungsstrategie? (neu) 
Welche Rolle spielen politikfeldspezifische Betrachtungsweisen? 
Wie vollzieht sich und was beeinflusst die Nachrichtenauswahl bei Themen mit EU-Bezug? 
Welche redaktionellen Einstellungen und Meinungsbilder sind zu finden? 
Welche Rolle übernehmen Regionalzeitungen bei der Europäisierung der Öffentlichkeit? 
Wie stark ist das europaspezifische Wissen ausgeprägt? 
Wie verläuft die Europarecherche in der Redaktion? 
Quelle: Eigene Darstellung 
Aus diesen Forschungsfragen wurden im nächsten Schritt konkrete Interviewfragen entwi-
ckelt. Dabei wurden unterschiedliche Schwerpunkte je nach Grad des Forschungsstandes 
bezüglich eines Fragenkomplexes gesetzt. Da zu Nachrichtenfaktoren und Nachrichten-
agenturen bereits einige Erkenntnisse vorliegen, wurden hierzu im Vergleich zu anderen 
Komplexen weniger Interviewfragen operationalisiert. Einige geschlossene Interviewfragen 
werden in den Fragebogen aufgenommen, der quantitative und persönliche Daten erfasst. 
Diese Strategie erlaubt es, mehr Aspekte abzufragen als dies alleine mit dem Interview, das 
einen begrenzten Zeitrahmen hat, möglich ist. Die Fragen für den Fragebogen sind kursiv 
gesetzt.  
Welche Rolle übernehmen Regionalzeitungen bei der Europäisierung der Öffentlichkeit? 
Haben Regionalmedien eine besondere Möglichkeit, dem Bürger Europa näher zu bringen? 
Sollten Zeitungen mit ihrer Berichterstattung zu einer europäischen Identität beitragen?  
Gibt es spezielle europabezogene Strategien oder Projekte? 
Hat ihr Medium Kontakt zu Regionalzeitungen im Ausland? Wenn ja, wie und zu welchen? 
Welche Rolle spielen politikfeldspezifische Betrachtungsweisen? 
Bei welchen regionalen Themen spielt die EU eine starke Rolle, in welchen Politikfeldern?  
Trifft dies auf die Umweltpolitik in ihrer Region zu? Kennen Sie Beispiele? 
Inwieweit spielt die Grenzlage für die Auswahl europäischer Themen eine Rolle? 
In welchem ökonomischen Umfeld geschieht die Berichterstattung? 
Wie schätzen Sie das künftige ökonomische Umfeld der Zeitung ein?  
Haben  Sie im vergangenen Jahr Auflagenrückgänge zu verzeichnen?  
Wurde in den vergangenen zwei Jahren Personal in der Redaktion reduziert? 
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Welche Organisationsstrukturen bestimmen die regionale EU-Berichterstattung? 
Wie ist die Redaktion aufgebaut? Als Fachressort oder Newsdesk-Redaktion? 
Kümmert sich jemand besonders um Europathemen? Etwa auch in einer Lokalredaktion?  
Hat der EU-Korrespondent einen festen Ansprechpartner?  
Wie erfolgt die Zusammenarbeit mit dem EU-Korrespondenten? 
Wie viel Prozent der Berichte mit EU-Bezug stammen von ihrem Korrespondenten? 
Wie läuft der Kontakt mit dem EU-Korrespondenten? Welche Probleme treten auf? 
Wie oft richten Sie eigene Wünsche an den Korrespondenten? 
Wünschen Sie sich mehr regionale Bezüge in seiner Berichterstattung?  
Arbeiten Sie auch zusammen an einer Geschichte, als Koproduktion?  
Welche Rolle spielen die Agenturen für die EU-Berichterstattung? 
Wie zufrieden sind sie mit der EU-Berichterstattung der Agenturen? 
Bei Fehlen eines Korrespondenten:  
Wünschen Sie einen eigenen Korrespondenten? 
Würden Sie sich mehr regionale Bezüge wünschen? 
Wie groß ist der Anteil der Agenturberichte in der EU-Berichterstattung Ihrer Zeitung?  
Wie stark ausgeprägt ist die Regionalisierungsstrategie?  
Wie viele Politik- und Wirtschaftsseiten hat das Blatt?   
Wie viele Redakteure arbeiten in den Ressorts Politik und Wirtschaft? 
Wie oft gibt es große Berichte aus Region oder Kommune auf den vorderen Politikseiten?  
Hat dies zugenommen?  
Wie vollzieht sich und was beeinflusst die Nachrichtenauswahl? 
Wie hat sich die EU-Berichterstattung in den vergangenen fünf Jahren entwickelt?  
Wird in Deutschland genug über die EU berichtet? 
Sollte künftig mehr oder weniger berichtet werden? 
Wie schätzen Sie das Interesse der Leser an Europathemen ein? 
Welche Kriterien muss ein EU-Thema erfüllen, um ins Blatt zu gelangen? 
Inwieweit bedienen EU-Themen diese Faktoren? 
Welche Verbesserungsvorschläge hätten Sie hinsichtlich der politischen Strukturen?  
Welche Probleme sehen Sie bei der EU-Berichterstattung? 
Wie bewerten Sie den EU-Reformvertrag? Wo liegen Stärken, wo Schwächen? 
Welche Einstellungen und Meinungsbilder sind zu finden? 
Wie ist die Einstellung der Redakteure zur EU? Sind sie für eine Zunahme der Integration? 
Wie stehen Chefredaktion und Verlag zur EU?  
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Wie würden Sie Ihren persönlichen journalistischen Auftrag beschreiben? 
Wie ist ihr Verhältnis zur EU? Sind Sie für eine Zunahme der politischen Integration?  
Wie stark ist das europaspezifische Wissen ausgeprägt? 
Seit wann arbeiten Sie hauptberuflich als Journalist? 
Welche Positionen haben Sie bisher bekleidet (mit evtl. Auslandsaufenthalten)? 
Was sind Ihre persönlichen thematischen Vorlieben?  
Haben Sie studiert? Wenn ja, welche Fächer? 
In welchen Fremdsprachen können Sie recherchieren? 
Haben Sie sich im Rahmen von Studium oder Beruf näher mit der EU beschäftigt? Wie? 
Haben Mitglieder Ihrer Redaktion Weiterbildungen zum Thema EU genossen? Welche? 
Wie gut kennen die Redakteure in der Redaktion die EU? 
Gab es bereits Konferenzen oder Rechercheteams, um EU-Themen zu bearbeiten? 
Wie verläuft die Europarecherche in der Redaktion? 
Welche der folgenden Recherchequellen werden von den Redakteuren Ihrer Redaktion (oh-
ne Korrespondent) Ihres Wissens nach genutzt?(Tabelle im Fragebogen) 
Gibt es Kontakte nach Brüssel? Waren Sie selbst vor Ort? 
Wie beurteilen Sie die europapolitische Pressearbeit der Landesregierung? 
Welche Rolle spielen die regionalen Europaabgeordneten als Quelle? 
Wie beurteilen Sie die Pressearbeit der EU für Sie als Regionalzeitung? 
Welche Rolle spielt die nationale Vertretung der EU-Kommission? 
Gibt es hier vor Ort sonst noch jemanden, den Sie zu Europathemen speziell befragen? 
Insgesamt ergibt sich ein nach den Regeln der Gesprächsführung ausgearbeiteter Interview-
leitfaden und ein dazu gehöriger Fragebogen. Beide Dokumente finden sich im Anhang. 
4.6 Darstellung der Befragungsergebnisse und Einordnung in den Forschungskontext 
4.6.1 Ökonomische Handlungsumfelder und Stimmungsbilder  
Die Skizzierung des wirtschaftlichen Umfeldes, in dem die untersuchten Blätter agieren, ist 
eine wichtige Grundlage, um die Zusammenhänge zwischen medienökonomischen Ein-
flussfaktoren, die in vielen Bereichen der Befragung eine Rolle spielen, und den Möglich-
keiten der EU-Berichterstattung einschätzen und darstellen zu können. Deshalb erfolgt die-
se Skizzierung gleich zu Beginn der Befragungsauswertung.  
Die Interviews belegen eindeutig, was bereits in Kap  3.2.2.1 beschrieben wurde: Medien, 
und v.a. die Regionalzeitungen, agieren in einem äußerst schwierigen ökonomischen Um-
feld. Anfang des Jahrtausends traf die Branche eine schwere Krise, von der sie sich bis heu-
te nicht vollständig erholt hat. Allerdings setzten gewisse Verbesserungen ein, wie bereits 
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verdeutlicht werden konnte. Die dort beschriebene, verhalten positive Entwicklung wird 
durch die Ergebnisse der eigenen quantitativen Befragung bestätigt: Nur eine Zeitung konn-
te die Auflage im Jahr 2007 halten, 20 Blätter hatten Rückgänge zu verzeichnen, die mitt-
lerweile zur Gewohnheit für viele Verlage geworden sind.1219 Jedoch war für nur acht Re-
daktionen die ökonomische Lage so kritisch, dass sie Personal in den vergangenen beiden 
Jahren in der Redaktion entließen. 1220 
Diese Entwicklung hatte aber nur einen vorübergehenden Charakter. Denn mittlerweile 
fordert die Wirtschaftskrise ihren Tribut, und die Lage erscheint ähnlich prekär wie in den 
Krisenjahren 2002 und 2003. Womöglich könnte sie gar noch schlimmer werden. Die 
Auswertung der Fragebögen zeigt, wie angespannt die Personalsituation bereits jetzt bei 
einigen Zeitungen ist: Bei zwei Zeitungen, einem kleinen und sogar einem großen Regio-
nalblatt, arbeiten nur fünf Redakteure im politischen und wirtschaftlichen Bereich. Die 
kleinste der befragten Redaktionen bestand aus drei fest angestellten Politik- und Wirt-
schaftsredakteuren. Die Redaktionsgrößen variieren mit der Größe und der ökonomischen 
Lage der Zeitungen aber erheblich. So gibt es auch kleine westdeutsche Regionalblätter, die 
sich neun oder gar zehn Redakteure in beiden Mantelressorts leisten. Die befragten ostdeut-
schen Zeitungen, alles große und mittlere Blätter, fallen hingegen durch eine besonders 
dünne Personaldecke auf. Ein Einflussfaktor auf die Redaktionsgröße ist auch der selbst 
gesetzte Anspruch: Die mit Abstand größte befragte Redaktion eines politisch profilierten 
Hauptstadtblatts verfügt über  27 Politik- und 12 Wirtschaftsredakteure.  
Insgesamt erscheint die Personalsituation zumindest bei den befragten großen und mittleren 
Blättern noch stabil. Nach Auswertung der Fragebögen ergibt sich eine rechnerische Durch-
schnittsgröße (ohne das Hauptstadtblatt) für diese Zeitungstypen von 9,4 Politik- und Wirt-
schaftsredakteuren, wovon 6,5 Stellen auf die politische Redaktion entfallen.  Diese Situati-
on dürfte sich aber im Laufe der Jahre 2009 und 2010 wohl ändern. Denn bei einigen Blät-
tern wurden zum Zeitpunkt der Befragung bereits neue Sparprogramme geplant.1221 Die 
Antworten der befragten Redakteure zeigen insgesamt, wie bedrohlich die wirtschaftliche 
Situation geworden ist, und wie sich dies auf alle Bereiche des redaktionellen Handelns und 
insbesondere die EU-Berichterstattung auswirkt.  
In den Augen der befragten Redakteure ist die Stimmung düster, kaum ein Redakteur blickt 
positiv in die wirtschaftliche Zukunft. Einzig R 3 hat sich eine optimistische Sichtweise 
erhalten, was auch an dem gesunden ökonomischen Umfeld seiner Zeitung liegen könnte, 
                                            
1219 Drei Redakteure verweigerten zu diesem Punkt eine Angabe im Fragebogen. Im Folgenden wird für den Redak-
teur die Abkürzung „R“ eingeführt. 
1220 Vier Redakteure verweigerten zu diesem Punkt eine Angabe im Fragebogen.  
1221 Vgl. Interview mit R 9, 7.11.2008, S. 10. 
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die in einer wohlhabenden Region angesiedelt ist. Er erklärt:  
„Und es geht trotz der angeblichen Finanzkrise, meiner Ansicht nach, weiter aufwärts. Denke ich 
mal. Höchstens es gibt jetzt die ganz große Katastrophe. (…) Heute, vor lauter Starren auf die Fi-
nanzkrise, macht man die Leute so wahnsinnig, dass die Leute das auch glauben. Den Leuten geht es 
gut hier (…), wir haben fast Vollbeschäftigung, die könnten das Geld ausgeben (…) Nach dem 
Überwinden der Krise der letzten Jahre, kann eigentlich die nächsten Jahren nichts mehr ganz 
Schlimmes kommen.“1222 
Er ist der einzige, der sich so positiv äußert. Andere Redakteure zeigen eine nicht vollstän-
dig negative, sondern eher skeptisch abwartende Haltung, die positive Erwartungen zu-
lässt.1223 R 20 sagt:  
„Wenn ich so optimistisch bin, habe ich zumindest für das nächste Jahr im Hinterland der Krise, die 
jetzt läuft, die Hoffnung, dass es zumindest erst mal so bleibt. Ich sage es ja immer ganz theoretisch, 
wir haben auch Zeiten mit 4,5 Mio. Arbeitslosen in Deutschland überlebt, vielleicht wird es ja nicht 
so schlimm.“1224  
Exemplarisch für dieses Einstellungsmuster sind auch folgende Aussagen dreier Befragter. 
R 5 erklärt ausgehend von einer ähnlichen Sichtweise der Lage:   
„Ich denke aber, dass 2009 auf jeden Fall ein schwieriges Jahr wird, vor allem weil mit Sicherheit 
Anzeigenumsätze wegbrechen werden. (…) Aber wir sind eigentlich ganz gut aufgestellt und hoffen 
mal dann auch diese Krise zu überdauern. Und ich hoffe immer noch, dass es vielleicht dann doch 
gar nicht ganz so schlimm kommt, wie viele befürchten.“1225 
Sein Kollege R 7 befindet entsprechend:  
„Wir sind von daher noch in einer relativ komfortablen Lage als wir hier quasi Monopolist sind, 
eine relativ stabile Auflagenentwicklung haben, dadurch dass wir an sieben Tagen in der Woche 
erscheinen. Es ist nicht so, dass ich jetzt unmittelbar Angst um meinen Arbeitsplatz hätte, oder dass 
ich sagen würde, das müssen die Kollegen die angestellt sind haben, aber es wird schwierig.“1226  
Die meisten befragten Redakteure der Leitungsebene beurteilen das wirtschaftliche Umfeld 
ihres Blattes hingegen als eindeutig negativ.1227 Bei ihnen sind keine positiven Einstel-
lungsmuster auszumachen, bisweilen stellen sie sogar die Zukunft der ganzen Branche in 
Frage (s. u.) Auf die langfristigen Konsequenzen dieses oft vorgefundenen Stimmungsbil-
des wird noch einzugehen sein. Eine typische Antwort gibt etwa R 2:  
„Die Lage hat sich verschärft - die Entwicklung auf dem Anzeigenmarkt sieht düster aus. Konsum-
anzeigen werden zwar eher zulegen, aber in den Bereichen Stellen, Kfz und Immobilien erwarte ich 
                                            
1222 Interview mit R 3, 30.10.08, S. 9. 
1223 Vgl. Interview mit R 5, 25.11.2008, S. 9. Vgl. Interview mit R 7, 22.1.2009, S. 10. Vgl. Interview mit R 13, 
14.10.2008, S. 10. Vgl. Interview mit R 14, 29.10.2008, S. 10. Vgl. Interview mit R 15, 20.11.2008, S. 7. Vgl. Inter-
view mit R 16, 13.11.2008, S. 12. Vgl. Interview mit R 17, 25.11.2008, S. 1. Vgl. Interview mit R 19, 17.11.2008, S. 
8. Vgl. Interview mit R 20, 19.11.2008, S. 10. Vgl. Interview mit R 24, 18.11.2008, S. 8. 
1224 R 20, a.a.O., S. 10. 
1225 R 5, a.a.O., S. 9 
1226 R 7, a.a.O., S. 10. 
1227 Vgl. R 9 a.a.O., S. 10. Vgl. R 24, a.a.O., S. 8. Vgl. Interview mit R 1, 28.10.2008, S. 10. Vgl. Interview mit R 4, 
6.11.2008, S. 9. Vgl. Interview mit R 6, 23.10.2008, S. 8. Vgl. Interview mit R 8, 16.2.2009, S. 11 f., Vgl. Interview 
mit R 11, 14.11.2008, S. 8. Vgl. Interview mit R 12, 11.11.2008, S. 10. Vgl. Interview mit R 18, 28.10.2008, S. 9. 
Vgl. Interview mit R 21, 20.11.2008, S. 9. Vgl. Interview mit R 23, 17.11.2008, S. 8. 
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einen deutlichen Schwund 2009 - und darüber hinaus. Ich persönlich glaube nicht, dass die Krise 
2010 ausgestanden sein wird. Die Branche insgesamt wird schrumpfen - das Internet wird die Ver-
luste bei weitem nicht kompensieren können.“1228 
Gerade die Angst vor Einsparungen und auch Entlassungen trübt nachhaltig das Stim-
mungsbild in den befragten Redaktionen. Mitunter fangen Redakteure an, grundsätzlich am 
Sinn ihrer Arbeit zu zweifeln. R 12 beschreibt durchaus emotional seine Sicht der Dinge:  
„Aber im Zweifelsfall, sind ja immer so Verkaufsgerüchte, das ist natürlich immer eine Ungewiss-
heit. Vom Status, wir sind eine GmbH. Irgendwann sind wir dann nicht mehr tarifgebunden, sage 
ich jetzt mal bösartig. Das erleichtert das Arbeiten nicht gerade. Die Stimmung ist nicht nur bei uns, 
sondern ist generell relativ schlecht unter Journalisten. (…) Letztendlich wird es immer an wirt-
schaftlichen Faktoren gemessen, ob wir gut sind oder nicht. Wenn man jetzt eine Zeitung verkauft 
oder dicht macht, (…), da fragt keiner danach: Hast du eine gute Zeitung gemacht?“1229  
Die Auslagerung von Redaktionen und anschließende Umgliederung in selbständige unter-
nehmerische Einheiten gehört zu den Einsparstrategien, mit denen Verlage versuchen, die 
Kosten zu drücken (vgl. Kap 3.2.2.2). Der Trend hierzu begann in der Medienkrise der Jah-
re 2001 und 2002. Der ebenfalls negativ eingestellte R 1 fasst die jüngsten Entwicklungen 
treffend zusammen:   
„Wir hatten ja 2002, da kam ja der große Einbruch, nachdem diese New Economy-Blase geplatzt 
ist. Wir hatten da fünf magere Jahre bei den Zeitungen. Dann gab es dann halt wieder einen Auf-
schwung 2006/2007, und jetzt 2008 zeigt sich jetzt am Ende hin, dass der Pfeil eher nach unten 
zeigt. (…) Alle Zeitungen gehen derzeit von Umsatzrückgängen aus, überall wird Sparkurs ausgeru-
fen, Einstellungsstopps werden verhängt, weil wir nicht wissen, wie schlimm es 2009 kommt.
1230
 
Die Befragung erbrachte noch negativere Situationsanalysen. R 11 befindet: „Das sieht im 
Moment überhaupt nicht gut aus und ich denke, es werden eine ganze Reihe von Zeitungen 
wirklich in einen Überlebenskampf geraten, und ich kann nicht prognostizieren, wie viele 
da überleben.“1231 Eine Kollegin geht mit ihrem ökonomischen Pessimismus soweit, dass 
sie die Regionalzeitung zu einem Auslaufmodell erklärt:  
„Das Internet hat unsere Rubriken gefressen. Das Rubrikengeschäft wie Stellenanzeigen, Autoan-
zeigen usw. Kontaktanzeigen und was es alles so gibt. An der Zeitung wird immer zuerst gespart. 
Die Leute informieren sich über Radio. Das ist ein Auslaufmodell, eine Regionalzeitung, glaube ich. 
Fangen sie bloß nicht bei einer an.“1232 
Ein Kollege geht näher auf die Gründe für die Misere ein, die er ebenfalls diagnostiziert. Er 
beschreibt zunächst den Auflagenrückgang im vergangenen Jahrzehnt und begründet dies v. 
a. mit dem Abwandern der Stellanzeigen ins Internet. Die Wirtschaftskrise führt seiner An-
sicht nach dazu, dass viele Menschen an der Tageszeitung als verzichtbare Ausgabe sparen 
                                            
1228 Interview mit R 2, 27.10.2008, S. 8.  
1229 R 12, a.a.O., S. 10. 
1230 R 1, a.a.O., S. 10. 
1231 Vgl. R 11, a.a.O., S. 8 
1232 Interview mit R 10, 26.11.2008, S. 9. 
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werden1233 – eine Annahme, die einige Kollegen teilen.1234 Eine weitere Bedrohung für die 
Presse sieht der Redakteur in den verfehlten Strategien für die Onlineauftritte, mit denen die 
Zeitungen derzeit keinerlei Geld verdienen, sondern große Summen verlieren würden.1235  
Die Debatte um die Rolle der Onlineauftritte beschäftigt, zumeist wegen der dort aus ihrer 
Sicht zu Unrecht kostenlos angebotenen Inhalte, einige der befragten Leitungsredakteu-
re.1236 R 10 beklagt etwa, „(..) dass die Zeitungen, auch Regionalzeitungen, viel zu viel im 
Internet frei anbieten und glauben, sie könnten das über Werbung reinholen. Letztendlich 
sägen wir da an dem Ast, auf dem ein Teil der Redaktion sitzt, aber den Teufel kriegen sie 
nicht mehr in die Flasche.“1237 R 19 denkt ähnlich. „Ich hoffe, dass irgendwann ökono-
misch so gedacht wird. Im Moment ist es so, dass Print im Prinzip die Online-Auftritte sub-
ventioniert, das können sich Printjournalisten nicht ewig gefallen lassen.“1238  
An dieser Äußerung wird ersichtlich, wie stark die Frage nach dem beruflichen Selbstver-
ständnis als Zeitungsredakteur hier in den Mittelpunkt gerückt wird. Mit der Frage nach den 
Onlineauftritten ist direkt die Zukunft der Regionalzeitung verbunden: Kann sie sich neben 
den Onlineauftritten als Hintergrund- und Meinungsmedium, das dem Leser im schnellen 
Informationsstrom Orientierung gibt und lokale Identität stiftet, behaupten? Oder wird die 
Regionalzeitung mittelfristig zur kleinen Schwester des dann Geld einbringenden Online- 
und Multimediaauftritts, der von crossmedial arbeitenden Journalisten mit Material versorgt 
wird? In diesem Fall würde es das Berufsbild des Zeitungsjournalisten in der Redaktion 
mehrheitlich nicht mehr geben, Multimedia-Redakteure würden an ihre Stelle treten. Solche 
Fragestellungen und Entwicklungen, die in die Praxis längst Eingang gefunden haben, be-
schäftigen die befragten Redakteure in ihrem Berufalltag und gaben ihnen auch während 
der Gespräche zu denken. R 8 berichtet, dass sein Blatt   
 „vor einiger Zeit durch seinen Chefredakteur in erster Linie zu einer Online-Zeitung erklärt wor-
den, nachdem sie 60 Jahre auf dem Markt ist. Das bedeutet, die Redakteure sollen sich hier auch 
und in erster Linie als Online-Redakteure begreifen, was ich nicht tue. Ich betrachte Online immer 
noch als sozusagen kleine Schwester, die immer noch irgendwie mitläuft. Was vielleicht auch damit 
zu tun hat, dass mit Online kein Geld verdient wird.“1239 
Manche Redakteure sehen die Hauptprobleme für die sinkenden Auflagen und die ökono-
mische Krise darin, dass die Zeitung keine jungen Leser mehr bindet.1240 R 11 erklärt: 
„Wenn Sie sich mal umhören, auch selbst in Ihrem Alter gibt es genügend Leute, die lesen über-
                                            
1233 Vgl. R 8, a.a.O., S. 11. 
1234 Vgl. R 9, a.a.O., S. 10. 
1235 Vgl. R 8, a.a.O., S. 12. 
1236 Vgl. R 8, a.a.O., S. 12, Vgl. R 10, a.a.O., S. 9, Vgl. R 19, a.a.O., S. 9. 
1237 R 10, a.a.O., S. 9. 
1238 R 19, a.a.O., S. 9. 
1239 R 8, a.a.O., S. 11.  
1240 Vgl. R 14, a.a.O., S. 9. Vgl. R 11, a.a.O., S. 7. 
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haupt keine Zeitung. Das ist ganz erschreckend. (…) Man muss im Prinzip die Zeitung, wenn sie 
denn überleben will, neu erfinden um diese Leserschichten, die heute gar keine Zeitung mehr lesen, 
überhaupt zu erreichen.“1241 
Drei Redakteure weisen auch auf die besonders schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen in Ostdeutschland hin, die gerade das Anzeigenaufkommen negativ beeinflus-
sen.1242 Grund dafür kann mitunter das Fehlen einer mittelständischen Unternehmensstruk-
tur sein, von der i. d. R. die meisten Anzeigen ausgehen, wie R 20 berichtet.1243 Auch die 
Auflagenrückgänge werden durch spezielle ostdeutsche Probleme wie v. a. die Abwande-
rung der Leserschaft in westdeutsche Bundesländer beeinflusst. R 21 beschreibt die Lage:  
„Da haben wir nach wie vor Rückgänge, versuchen die zu bremsen. Es liegt am Medium generell, 
und zweitens ist das taktische Umfeld (…) nun auch nicht das stärkste. (…) Die haben ja einen Be-
völkerungsschwund zu erwarten noch bis 2025 von 20 Prozent. Das ist die Prognose vom Bundes-
amt. Wenn sie nicht eintritt, umso besser. Sagen Sie mir, wie Sie da eine Auflage halten wollen?“1244 
4.6.2 Redaktionelle Organisationsstrukturen 
4.6.2.1 Beschäftigung eines EU-Korrespondenten 
Auf die genaue Zusammenarbeit mit den Brüsseler Korrespondenten wird weiter unten 
eingegangen. Im Rahmen der Analyse der Redaktionsstrukturen ist es aber zu Beginn nötig 
darzustellen, wie viele Blätter regelmäßigen Kontakt zu einem Mitarbeiter in Brüssel halten. 
Dies trifft auf 15 der 24 befragten Blätter zu, wie Tabelle 24 verdeutlicht. Diese Quote liegt 
etwas über den Forschungsergebnisse von Schmidt, nach der die Hälfte aller deutschen Re-
gionalredaktionen über eine Korrespondenten in Brüssel verfügt.   
Tabelle 24: Beschäftigung eines Korrespondenten nach Redaktion
1245
 
1 
g 
2 
k 
3 
m 
4 
k 
5 
m 
6 
m 
7 
m 
8 
g 
9 
k 
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k 
11 
k 
12 
k 
13 
k 
14 
m 
15 
g 
16 
g 
17 
m 
18 
m 
19 
g 
20 
g 
21 
g 
22 
m 
23 
m 
24 
k 
x - x x x x x - x - - - x x x x - x x x - - x - 
Quelle: Eigene Darstellung; k = kleine Zeitung, m = mittlere Zeitung, g = große Zeitung  
Keine der hier befragten Redaktionen hat einen eigenen fest angestellten Korrespondenten, 
der nur exklusiv für das Blatt berichtet. Eine Zeitung beschäftigt einen Mitarbeiter, der zu-
sätzlich für eine andere Zeitung schreibt.1246 Ein anderes Blatt hat einen Korrespondenten 
engagiert, der nebenbei schreibt und in erster Linie für den Rundfunk arbeitet.1247 Mit 13 
Zeitungen ist die Mehrzahl der befragten Blätter an einen Pool-Korrespondenten bzw. ein 
                                            
1241 Vgl. R 11, a.a.O., S. 7. 
1242 Vgl. R 21, a.a.O., S. 9. Vgl. R 12, a.a.O., S. 10. Vgl. R 20, a.a.O., S. 10. 
1243 Vgl. R 20, a.a.O., S. 10. 
1244 R 21, a.a.O., S. 9. 
1245 Vgl. R 1, 3-7, 9, 13-16, 18-20 u. 23, a.a.O., je S. 1. 
1246 Vgl. R 6, a.a.O., S. 1. 
1247 Vgl. R 9, a.a.O., S. 1 
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Pool-Büro angeschlossen, die beide mehrere Zeitungen täglich mit Nachrichten versorgen. 
Hierzu gehören das bereits erwähnte Büro der WAZ in Brüssel (vier Zeitungen)1248, der 
interviewte Korrespondent Detlef Drewes (sechs Zeitungen)1249, die Korrespondentin Anja 
Ingenrieth (zwei Zeitungen)1250, die Berichterstatterin Ruth Reichstein1251 sowie die Kor-
respondenten Tobias Freudenberg und Hanna Roth, die beide für das gleiche Blatt schrei-
ben.1252  
Neun Redaktionen pflegen keinen kontinuierlichen Kontakt nach Brüssel. Es handelt sich 
hierbei um vier kleinere, drei mittlere und zwei große Zeitungen.1253 Die Auflagenstärke 
scheint also kein Grund dafür zu sein, auf einen EU-Korrespondenten zu verzichten. Auf 
die genaueren Gründe für diese Entscheidung wird in Unterkapitel 4.6.3 eingegangen.  
4.6.2.2 Formen der Redaktionsorganisation 
Die Analyse der Befragungsergebnisse zeigt zuerst, dass es drei verschiedene Arten der 
Redaktionsorganisation gibt: die klassische Struktur der Fachressorts, die ohne die zentrale 
Organisationsform des Newsdesk auskommt, eine Struktur, die beides miteinander verbin-
det sowie das Arbeiten in einem Newsdesk, in dem alle Ressorts verschmolzen sind. Diese 
letzte Form haben nur zwei Blätter gewählt,1254 wie Tabelle 25 verdeutlicht. Dies zeigt, dass 
das Interesse am Beibehalten der Fachressorts groß ist. Zehn Blätter haben sich dafür ent-
schieden, mit keinerlei Art von Newsdesk zu arbeiten und die klassische Ressortstruktur 
beizubehalten.1255 Die Hälfte der Zeitungen kombiniert die Arbeit am kommunikativeren 
Newsdesk (vgl. hierzu die Erkenntnisse der Beobachtung in Kap. 4.4.2) mit der themati-
schen Ressortarbeit.1256  
Tabelle 25: Formen der Redaktionsorganisation  
 Fachressorts ohne 
Newsdesk 
Fachressorts mit 
Newsdesk 
Newsdesk ohne 
Fachressorts 
Zahl der Zeitungen 10  12  2 
Quelle: Eigene Darstellung 
Diese Forschungsergebnisse sind Grundlage für die Untersuchung, ob die Redaktionsorga-
nisation mit einem Newsdesksystem tatsächlich wechselnde Ansprechpartner1257 für die 
                                            
1248 Vgl. R 4, 14, 15, 23, a.a.O., je S. 1. 
1249 Vgl. R 1, 5, 13, 16, 18, 29, a.a.O., je S. 1. 
1250 Vgl. R 3,7, a.a.O., je S. 1. 
1251 Vgl. R 23, a.a.O., S. 1. 
1252 Vgl. R 19, a.a.O., S. 1. 
1253 Vgl. Interview mit R 22, 19.2.2009, S. 1. Vgl. R 2, 10, 11, 12, 17, 21 u. 24, a.a.O., je S. 1 u. R 8, a.a.O., S. 2. 
1254 Vgl. R 11 u. 12, a.a.O., S. 1.  
1255 Vgl. R 2-4, 8, 11, 14, 20, 21 u. 23, a.a.O., je S. 1. 
1256 Vgl. R 1, 5-7, 13, 15, 19, 22 u. 24, a.a.O., je S.1. 
1257 Als Kriterium für die Bezeichnung „fester Ansprechpartner“ wurde die maximale Zahl von zwei Redakteuren 
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EU-Korrespondenten bedeutet, was diese nicht befürworten (vgl. Kap. 3.2.5.2.1.). Denn ihr 
Interesse liegt bei einem regelmäßigen Ansprechpartner, der auch in Kontakt mit ihnen Eu-
ropawissen herausbilden und den Rhythmus ihrer Arbeit kontinuierlich verfolgen kann. 
Eine typische Beschreibung der Arbeit am Newsdesk und der daraus resultierenden Konse-
quenzen für den Korrespondenten liefert Redakteur 3. In seiner Redaktion hat der Korres-
pondent als Ansprechpartner „die Redaktion. (…) Entweder den Redaktionsleiter oder mich 
als seinen Stellvertreter, oder wer halt mit einem Thema betraut ist. Aber in aller Regel 
schickt sie es an die Redaktion - und dann der Nachrichtenführer (…).“1258 Der Kollege 
einer mitteleren Zeitung mit hoher Personalzahl beschreibt noch genauer, wie die Arbeit am 
Desk organisiert ist, und was dies für die Korrespondentenzuständigkeit bedeutet.  
„Dieser Job rotiert schon. Wir sind zwei Ressortleiter (…) die quasi jetzt leiten und verantwortlich 
für die Seite 1 sind (…) Und ein (…) Verteiler, der halt quasi die Arbeit verteilt für die hinteren Sei-
ten, und der die Innen- und Außenpolitik dirigiert, natürlich auch in Absprache mit dem Dienst ha-
benden Ressortleiter. Und der sitzt quasi immer auf der selben Telefonnummer, dieser Producer, 
und dahin wenden sich im Prinzip auch alle Korrespondenten.“1259 
Haben Korrespondenten in Newsdesk-Redaktionen nun automatisch keinen festen An-
sprechpartner? Die Befunde sind recht eindeutig: Neun Korrespondenten-Zeitungen haben 
einen News-Desk, wovon zwei Blätter1260 mit und sieben1261 ohne einen festen Ansprech-
partner für den EU-Korrespondenten arbeiten. Bei den Korrespondenten-Zeitungen, die nur 
in Fachressorts organisiert sind, gestaltet sich die Situation grundlegend anders: Nur eine1262  
dieser sechs Redaktionen1263 hat keinen festen Ansprechpartner für den Mann oder die Frau 
in Brüssel. Relativ klar geht aus diesen Befragungsergebnissen hervor, dass die Redakti-
onsorganisation mit herkömmlichen Fachressorts die persönliche Bindung zwischen der 
Redaktion und den Korrespondenten vor Ort fordert, da dieser eigens zuständige Ansprech-
partnern in diesem System hat. Aus Sicht der Korrespondenten ist ein Newsdesk-System 
für die Zusammenarbeit und die gegenseitigen Lerneffekte deshalb nicht förderlich.  
Für das Desk-Prinzip sprechen hingegen andere Argumente wie etwa die schnellere und 
effizientere interne Redaktionskommunikation. Diese Vorteile konnten besonders anschau-
lich in der eigenen Beobachtung beschrieben werden (vgl. Kap 4.4.2). Was für den Korres-
pondenten Vorteile bringt, scheint für die meisten Redaktionen eher nachteilig zu sein: die 
Organisationsform in klassische Ressorts. Eine Debatte hierüber wird in der Abschlussdis-
                                                                                                                                
festgelegt, da dies noch als eine überschaubare Größe erscheint, die dem Korrespondenten einen kontinuierliche und 
konzentrierten Kontakt ermöglicht, der es auch zulässt, dass der Heimatredakteur vom Korrespondenten lernt und 
sich speziell auf seine Arbeitsweisen einstellt.   
1258 R 3, a.a.O., S. 1. 
1259 R 6, a.a.O., S. 2. 
1260 Vgl. R 1, 18, a.a.O., je S. 1. 
1261 Vgl. R 5, 6, 7, 13, 15, 16, 19, a.a.O., je S. 1. 
1262 Vgl. R 3, a.a.O., S. 1. 
1263 Vgl. R 3, 4, 9, 14, 20, 23, a.a.O., je S. 1. 
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kussion geführt. In den Desk-Redaktionen herrscht ein klares Meinungsbild vor: Keiner der 
interviewten Leitungsredakteur sah im Wechsel der Ansprechpartner spontan ein Problem, 
Unzufriedenheit über die rotierende Arbeitsweise am Newsdesk kam in keinem Gespräch 
zum Ausdruck. 
4.6.2.3 EU-Zuständigkeiten in den Politikredaktionen 
Elf Redaktionen haben sich dafür entschieden, einen oder in zwei Fällen gar zwei Mitarbei-
ter als zuständigen Redakteur für die EU- und teils auch Auslandsberichterstattung festzule-
gen.1264 Diese Mitarbeiter bearbeiten natürlich auch andere Themen und beschäftigen sich 
nicht ausschließlich nur mit EU-Fragestellungen. Ein solch hoher Grad an Spezialisierung 
wäre ungewöhnlich für die Regionalpresse, in der jeder Redakteur aufgrund der heutigen 
Personalknappheit immer ein Stück weit Allrounder bleiben muss. Dies gilt grundsätzlich 
für Journalisten, die nicht in der Fachpresse oder als Korrespondent vor Ort arbeiten.  
Der Redaktionsleiter einer Regionalzeitung beschreibt, wie die Europa-Zuständigkeiten 
formell an verschiedenen Orten angesiedelt sind. Diese Beschreibung kann als Idealfall der 
formellen EU-Zuständigkeiten in der Regionalpresse angesehen werden. 
„Wir haben mindestens einen hier im Politikressort, der hauptsächlich Europa macht, und im Par-
lamentsbüro ist das Thema Europa auch extra auf einen Kollegen zugeschnitten. Dann gibt es halt 
Affinitäten im Wirtschaftsressort, auch im (Lokal-, Anm., d. V.) Teil oder von freien Mitarbeitern, die 
da mal was machen wollen.“1265 
Auch bei mittelgroßen Zeitungen wurden ähnlich positive Bedingungen vorgefunden: Ein 
Regionalblatt mit insgesamt zehn Politik- und Wirtschaftsredakteuren hat zwei Mitarbeiter 
festgelegt, die formell für die EU-Berichterstattung zuständig sind. Dies kam zwar zunächst 
über einen Zufall zustande, da ein neuer Europa-Experte festgelegt wurde, weil die bisher 
zuständige Redakteurin die Redaktion für eine Korrespondentenvertretung in der Landes-
hauptstadt für längere Zeit verlassen musste. Doch die Ressortleitung entschied nach ihrer 
Rückkehr, dass beide Kräfte ihren fachlichen Schwerpunkten beibehalten sollten.1266 Die 
formell für die EU zuständigen Redakteure haben bisweilen im Studium Erfahrungen mit 
der Thematik gemacht, so im Fall der Redaktion 9.1267 R 6 beschreibt die Arbeit und die 
Bedeutung des EU-Experten in seiner Redaktion:  
Der Kollege (…) ist da super vernetzt, auch mit Parlamentariern in der Bürokratie. (…) Das hat der 
sich allerdings auch über Jahre erarbeiten müssen. Das kostet uns natürlich auch Geld, aber das 
geben wir dafür aus, weil es die Qualität des Platzes steigert. Dann ist er auch mal eine Woche in 
Brüssel unterwegs und auch wenn mal nicht Gipfel ist und auf Dienstreise nach Zypern  (…) Das ist 
aber auch schon ein Statement auch für eine Zeitung, die Europa einfach als Thema erkannt hat 
                                            
1264 Vgl. R 1, 3, 4, 5, 6, 9, 15, 16, 19, 21, 23, a.a.O., je S. 1. Die beiden Blätter sind R 5 u. 16. 
1265 R 6, a.a.O., S. 1. 
1266 R 5, a.a.O., S. 1.  
1267 R 9, a.a.O., S. 1. 
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(…).“1268  
13 Redaktionen geben an, keinen explizit zuständigen Mitarbeiter für die EU-
Berichterstattung zu haben.1269 Einer dieser Journalisten weist auf die dünne Personaldecke 
hin, die keine Spezialisierung und eigene regionale EU-Berichterstattung zulässt. Hierfür   
 „haben wir keine Möglichkeit. Wir sind froh, wenn wir es kommentieren und den europäischen 
Gedanken bei den einen oder anderen Dingen reinbringen können. Was ich jetzt sage, das gilt für 
die überregionale Redaktion, mein Ressort Nachrichtenpolitik, Wirtschaft usw. Wir haben kaum 
Chancen, da selber was zu machen.“1270  
Eine Redakteurin hält die Spezialisierung in Form einer festgelegten Europa-
Zuständigkeiten bei ihrer Mediengattung für grundsätzlich unwahrscheinlich: „(…) Das 
haben sie eher in größeren Zeitungen, das werden sie in Regionalzeitungen nicht so ausge-
prägt finden (…)“1271 Ein weiter Kollege argumentiert ähnlich. 1272 Häufig wird das Fehlen 
einer redaktionellen Europaverantwortlichkeit mit den mangelnden personellen und zeitli-
chen Ressourcen begründet, die einer arbeitsintensiveren fachlichen Spezialisierung entge-
genstehen. In diesen Fällen entstehen Bezüge zur prekären ökonomischen Lage der Regio-
nalzeitungen, die bereits dargestellt worden ist. Exemplarisch fasst Redakteur 17 zusam-
men, weshalb eine EU-Zuordnung und auch eine allgemeine thematische Spezialisierung 
aus ökonomischen Gründen nicht möglich erscheint:  
„Diese Art der Spezialisierung können wir uns nicht leisten. (…) Sie kennen die Zwänge der Bran-
che, gestern kam irgendwann im Fernsehen: Die WAZ schmeißt 300 Leute raus. Das ist signifikant, 
das heißt, was die Ressorts betrifft, sind wir an der untersten Kante. Darunter leidet natürlich auch 
die Spezialisierung.
1273
       
Die fehlende Zuordnung wird auch mit der bereits vorhandenen EU-Zuständigkeit durch 
die Korrespondenten in Brüssel begründet. Ein Ressortleiter führt aus:   
„Die Politikredaktion ist eine Querschnittsredaktion, insofern ist kein Spezialist jetzt nur für die EU 
da. Wir haben in Brüssel ein Büro, sind angeschlossen an ein Büro, ein relativ großes Büro, die 
kümmern sich um die Themen dann, natürlich in Absprache mit uns.“1274 
Hat die Beschäftigung eines EU-Korrespondenten möglicherweise automatisch zur Folge, 
dass die Eigeninitiative in der Redaktion u. a. dadurch abnimmt, dass keine EU-
Zuständigkeit eingeführt wird? Tabelle 26 gibt die Antwort:  
Tabelle 26: Verteilung Korrespondenten (K) und EU-Experten (E) nach Redaktion (R) 
R 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 
                                            
1268 R 6, a.a.O., S. 7. 
1269 Vgl. R 2, 7, 8, 10, 11, 12, 13, 14, 17, 18, 20, 22, 24, a.a.O., je S. 1.  
1270 R 11, a.a.O., S. 3. 
1271 R 10, a.a.O., S. 1. 
1272 Vgl. R 12, a.a.O., S. 1. 
1273 R 17, a.a.O., S. 1.  
1274 R 14, a.a.O., S. 1.   
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K x - x   x  x  x   x   - x   - - - x   x   x   x   - x   x   x  - - x   - 
E x - x   x  x  x   - - x   - - - - - x   x   - - x   - x   - x   - 
Quelle: Eigene Darstellung; k = Kleine Zeitung, m = Mittlere Zeitung, g = Große Zeitung  
Korreliert man die Verteilung der Redaktionen mit Anschluss an einen EU-
Korrespondenten mit der Verteilung der existierenden EU-Zuständigkeiten in der Heimat-
redaktion, so ergibt sich ein recht klares Bild: Sieben der neun Redaktionen, die nicht mit 
einem Korrespondenten regelmäßig zusammenarbeiten, verfügen auch über keinen eigenen 
Ansprechpartner zur EU-Politik in der Redaktion. Es handelt sich hierbei um vier kleinere 
und drei mittlere Redaktionen.1275 Umgekehrt haben von den 15 Redaktionen mit An-
schluss an einen Korrespondenten zehn einen Redakteur mit der EU-Zuständigkeit betraut. 
1276 Stellt man beide Befunde gegenüber, so kann geschlussfolgert werden, dass Zeitungen, 
die einen EU-Korrespondenten beschäftigen, i. d. R. auch eine explizite EU-
Verantwortlichkeit in der Redaktion aufweisen. Die EU-Affinität eines Blattes wird also 
zumeist doppelt sichtbar: in der Zentrale sowie in Brüssel. Von der Größe einer Zeitung 
scheint dieser Zusammenhang nicht abzuhängen.1277  
Es gibt noch weitere, aufschlussreiche Begründungen für das Fehlen einer expliziten Euro-
paverantwortlichkeit: Der Ressortleiter einer größeren Zeitung begründet dies mit der Breite 
der Thematik und führt aus, dass die EU-Bezüge jeweils von den für verschiedene Politik-
bereiche zuständigen Redakteuren mit recherchiert würden. Er erklärt:  
„Die europapolitischen Themen gehen dann mehr danach, sind es mehr sozialpolitische Themen, 
sind es sicherheitspolitische Themen, sind es finanzpolitische Themen? Das macht dann derjenige, 
der eben sich besonders eingehend mit Sozialpolitik befasst. (…) Aber es ist jetzt nicht so, dass ein 
Kollege oder eine Kollegin die Europaexpertin wäre oder so, weil das Thema viel zu groß ist.“1278 
Dieser Gedankengang wird in der abschließenden Diskussion nochmals aufgegriffen.  
4.6.2.4 EU-Zuständigkeiten in Lokalredaktionen 
In den meisten Lokalredaktionen gibt es keine Redakteure oder freien Mitarbeiter, die re-
gelmäßig über die EU berichten. Dies wird zumeist mit fehlenden Möglichkeiten zur Spezi-
alisierung bzw. Zeitmangel begründet. 1279 Redakteur 21 erklärt hierzu: „Auf der lokalen 
                                            
1275 Vgl. R 2, 10, 11, 12, 17, 22, 24, a.a.O., je S. 1. 
1276 Vgl. R 1, 2-5, 6, 9, 15, 16, 19, 23, a.a.O., je S. 1. 
1277 Welche der beiden Variablen die andere beeinflusst, kann nur vermutet werden: Es könnte sich der Kontakt zu 
einem EU-Korrespondenten positiv auf die Bereitschaft der Zeitung auswirkt, das Thema Europäische Union perso-
nell in der Redaktion zu verankern. Umgekehrt könnte man auch schließen, dass sich eine bereits vorhandene EU-
Verantwortlichkeit auf die Bereitschaft auswirkt, einen Korrespondenten zu beschäftigen. Die genaue Kausalkette 
wurde nicht abgefragt, sie dürfte von Redaktion zu Redaktion unterschiedlich gelagert sein. 
1278 R 7, a.a.O. S. 1.  
1279 Vgl. 2, 3, 5, 7, 9-24, a.a.O., je S. 1. Vgl. R 8, a.a.O., S. 11. 
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Ebene ist es mehr gestreut. Es kommt dann darauf an, wenn der OB1280 einen Termin hat, 
und dann was mit EU-Mitteln finanziert ist, dann geht dahin der, der Zeit hat.“ R 15 fügt 
hinzu: „Dafür sind wir als Regionalzeitung anderes aufgestellt, dass wir da jetzt wirkliche 
Fachleute abstellen könnten. Das muss im normalen Alltagsbetrieb mitlaufen.“1281  
Der Ressortleiter einer stark europäisch ausgerichteten Zeitung mit Grenzlage übt jedoch 
auch Kritik an den Lokalredaktionen seines Blattes. Seiner Ansicht ist das Aufgreifen von 
EU-Bezügen in der Berichterstattung wünschenswert, geschieht aber nicht. Er glaubt,  
„dass noch nicht erkannt wird, wie intensiv bestimmte europapolitische Entscheidungen, auch Rege-
lungen der Kommission, in eine Kommune hineingreifen. Das wird dann thematisiert, aber es wird 
nicht immer die Rückkopplung zur EU gezogen. Man weiß, es gibt bestimmte neue Regelungen, aber 
dass das etwas mit EU zu tun hat, ist nicht immer präsent.“1282  
Einige der befragten Redakteure geben allerdings an, dass ein bestimmter lokaler Mitarbei-
ter eine europäische Perspektive einnimmt, in dem er regelmäßig über das Geschehen in 
den ausländischen Partnerstädten berichtet.1283 Zwei Redakteure berichten auch von Kon-
takten zu Nachbarregionen etwa in Polen und Ungarn.1284  „Wenn die woanders stattfinden, 
dann gibt es auch das Bestreben unserer Landesregierung, dass man darüber informiert. Wir 
verfolgen das mit der Möglichkeit, die gegeben ist“1285, erklärt R 21. Kollege 24 berichtet 
ausführlicher, wie die regionalen Kontakte entstanden sind und in die Berichterstattung 
einfließen: Die Landesregierung hat eine Partnerschaft mit der polnischen Region Kleinpo-
len rund um Krakau geschlossen, obwohl keine direkte geografische Nachbarschaft ent-
steht. Bei einem dortigen Hochwasser rief die Zeitung vor zehn Jahren mit dem Roten 
Kreuz und der Landesregierung eine Hilfsaktion ins Leben, die gleichermaßen der Start-
schuss für eine intensive Berichterstattung über die Region war, die bis heute andauert. „In-
zwischen gibt es sehr viele Kommunen, die wiederum mit Kommunen auch Verbindungen 
haben. (…) Und wie gesagt, das fördern wir sowohl in der regionalen wie auch in der Lo-
kalberichterstattung“1286, resümiert R 24. Dies kann als Beispiel für eine vorbildliche Her-
stellung von Auslandkontakten durch eine Regionalzeitung angesehen werden, die noch 
nicht einmal aus einer Grenzregion berichtet.  
Der Kontakt zu Städten und Regionen im Ausland ist nicht der einzige lokale Europäisie-
rungsfaktor: Einige der befragten Zeitungen verfügen in den Lokalredaktionen über Mitar-
                                            
1280 Gemeint ist der Oberbürgermeister. 
1281 R 15, a.a.O., S. 1. 
1282 R 13, a.a.O., S. 1. 
1283 Vgl. R 1 ,4, 9, 10, 24, a.a.O., S. je S. 1. 
1284 Vgl. R 21, a.a.O., S. 5. Vgl. R 24, a.a.O., S. 2 f. 
1285 R 21, a.a.O., S. 5. 
1286 R 24, a.a.O., S 2 f. 
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beiter, die sich regelmäßig den EU-Bezügen in der Berichterstattung widmen.1287 Das glei-
che Blatt, das über zwei formell festgelegte EU-Experten verfügt, hat ebenfalls in zwei Lo-
kalredaktionen Mitarbeiter, die sich regelmäßig mit europäischen Bezügen in der Berichter-
stattung hervortun. Der Redaktionsleiter berichtet:  
„Wir haben (…) hier in einer Lokalredaktion eine Kollegin, die eben auch mal so ein „Journalistes 
en Europe“, so ein Jahresprogramm (…) gemacht hat. Die natürlich in ihrem Lokalbereich sehr oft 
dann europäische Bezüge herstellt. (…) Und in X1288 (…) gibt es einen festen freien Mitarbeiter, der 
viel Europathemen macht, weil es ihn persönlich interessiert.“1289   
Freilich ist eine solche Konstellation dem Zufall geschuldet. Sie weist aber darauf hin, dass 
regelmäßige EU-Berichterstattung auch auf lokaler Ebene funktionieren kann. 
4.6.3 Korrespondentenbeziehungen 
4.6.3.1 Verteilung von Korrespondenten-, Agentur- und Redaktionsberichterstattung 
15 der 24 Blätter unterhalten regelmäßigen Kontakt zu einem Korrespondenten nach Brüs-
sel. Die Bedeutung des Mitarbeiters in der EU-Hauptstadt für die eigene Berichterstattung 
ist von Redaktion zu Redaktion höchst unterschiedlich, wie die Auswertung des Fragebo-
gens zeigt, der an die Redakteure ausgegeben wurde. Tabelle 27 gibt einen Überblick:  
Tabelle 27: Berichterstattungsanteile bei Zeitungen mit Korrespondentenanschluss 
Redaktion 1 3 4 5 6 7 9 13 14 15 16 18 19 20 23 
Anteil 
Korrespondent 
70 40 80 60 50 70 20 45 70 50 50 65 60 80 20 
Anteil 
Agentur 
20 40 10 30 10 20 60 35 20 45 25 30 20 15 20 
Anteil 
Redaktion 
5 20 10 10 40 10 20 20 10 5 25 5 20 5 60 
Quelle: Eigene Darstellung 
Die Übersicht zeigt, dass bei zwölf der 15 Zeitungen mit Korrespondentenanschluss der 
Anteil des eigenen Korrespondenten an der Berichterstattung gegenüber Agentur und Re-
daktion höher eingestuft wird. Die Quoten schwanken hier zwischen 45 und 80 Prozent. 
Nur ein Redakteur (R 9) schätzt, dass die Agenturen mehr zur EU-Berichterstattung des 
Blattes beitragen; zwei Journalisten bemessen den Anteil von Korrespondent und Agentu-
ren als gleich hoch (R3, R 23). Diese Einschätzungen der Redakteure1290 stehen in großem 
                                            
1287 Vgl. R 1,4,6, a.a.O., je S. 1. 
1288 Gemäß dem verabredeten Anonymisierungsschutz für die Redaktionen werden, wenn nicht anders möglich, 
Ortsnamen mit einem X versehen. 
1289 R 5, a.a.O., S. 1.  
1290 Anzumerken ist, dass es sich hier um Schätzungen der Redakteure handelt, die sich mit den tatsächlichen, nur 
über eine Inhaltsanalyse zu erfahrenden Verteilungen nicht genau decken müssen.  
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Widerspruch zu den bisherigen inhaltsanalytischen Forschungsergebnissen von Stöckl, wo-
nach die Korrespondentenquote in der Berichterstattung zwischen 5 und 14 Prozent lag. 
Selbst bei überregionalen Blättern stammt nur ein Drittel der Artikel aus der Feder der Kor-
respondenten  (vgl. Kap. 3.2.4).  
Erinnert sei auch daran, dass für Regionalzeitungen generell Agenturanteile von mehr als 
70 Prozent konstatiert wurden. Wie sind also die offenkundig deutlich zu hohen Einschät-
zungen der Redakteure bezüglich der Bedeutung des eigenen Korrespondenten an der EU-
Berichterstattung zu erklärten? Das Phänomen der sozialen Erwünschtheit (vgl. Kap. 
2.4.4.1) hilft bei der Beantwortung dieser Frage. Zu vermuten ist, dass der Wunsch, den 
Vorteil des eigenen Korrespondenten zu betonen, die Angaben über dessen Bedeutung für 
die Berichterstattung positiver verzerrt. Der Fakt, dass sich die Regionalzeitung einen Kor-
respondenten leistet, bedeutet demnach automatisch, dass er in der Berichterstattung auch 
die tragende Rolle spielen muss. An dieser Stelle, so sei angemerkt, werden Grenzen des 
qualitativen Arbeitens deutlich. Nur mit einer Inhaltsanalyse der Berichterstattung jedes 
Blattes ließe sich eine exakte Antwort auf die Frage nach der tatsächlichen Bedeutung der 
Korrespondenten für die EU-Berichterstattung der befragten Redaktionen geben. Dies hätte 
aber den Forschungsrahmen gesprengt. Aufgrund der bisherigen Ergebnisse lässt sich aber 
festhalten, dass die Korrespondentenquoten mit großer Wahrscheinlichkeit deutlich gerin-
ger sind, als es die Redakteure in den Fragebögen angegeben haben.  
Die Fragebogenauswertung macht des weiteren deutlich, dass die Agenturquote für die EU-
Berichterstattung mit Ausnahme zweier Redaktionen (R 6, R 23) in den Augen der Redak-
teure eine größere Bedeutung spielt als die Arbeit der eigenen Redaktion. Diese Einschät-
zung deckt sich mit den bisherigen Forschungsergebnissen zur Bedeutung der Agenturen in 
der EU-Berichterstattung (vgl. Kap. 3.1.3.2). Ersichtlich wird, wie zurückhaltend viele Re-
daktionen ihre eigene Rolle in der EU-Berichterstattung beurteilen: Die meisten Redaktio-
nen mit Korrespondentenanschluss geben an, dass ihr Anteil an der Berichterstattung zwi-
schen fünf und 20 Prozent liegt; für alle Redaktionen mit Korrespondentenanschluss ergibt 
sich ein Durchschnittswert von 17,6 Prozent. Nur R 6 und R 23 befinden, dass 40 bzw. 60 
Prozent der Berichterstattung mit Europabezug aus der Feder eigener Mitarbeiter stammt. 
Beide Reaktionen haben übrigens einen formal für die EU zuständigen Redakteur in ihren 
Reihen.  
Interessant ist der Befund, der aus der Fragebogenauswertung hervorgeht, dass die Redakti-
onen ohne Korrespondentenanschluss den Anteil der eigenen Arbeit an der EU-
Berichterstattung nur geringfügig höher einschätzen. Hier ergibt sich ein durchschnittlicher 
Wert von 20 Prozent, die höchsten Angaben liegen bei 30 und die niedrigsten bei fünf Pro-
zent. Auffällig bei diesen Redaktionen sind die besonders hoch angegebenen Agenturquo-
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ten, die bei bis zu 95 Prozent und im Durchschnitt bei 77,2 Prozent liegen. Dies bestätigt die 
Befunde aus Kapitel 4.6.3.2: Redaktionen, die keinen Korrespondenten haben, zeigen ten-
denziell wenig Eigeninitiative in der EU-Berichterstattung, sie kompensieren den fehlenden 
Korrespondentenanschluss nicht mit einem höheren Eigenanteil an der EU-
Berichterstattung, sondern verlassen sich stark auf die Agenturen. 
4.6.3.2 Strukturelle Muster der Zusammenarbeit  
Die 15 Zeitungen mit Korrespondentenanschluss halten meist täglichen Kontakt zu ihrem 
Mitarbeiter in Brüssel, nur ein Mitarbeiter berichtet von wöchentlichen Absprachen.1291 I. d. 
R. sendet der Korrespondent morgens per Mail eine Vorschau mit den Themen, die er an 
diesem Tag anbietet.1292 „Er macht jeden Tag eine Vorschau. Er kündigt schon selbst seine 
Themen an. Er steht in telefonischem Kontakt mit uns oder wir mit ihm“1293, erklärt exemp-
larisch R 1. Einige Korrespondenten senden zudem eine wöchentliche Vorschau, die eine 
etwas längere Themenplanung ermöglicht. 1294 R 6 berichtet:  
„Der schickt uns am Wochenanfang so etwas wie eine Wochenübersicht von den Terminen und von 
den Themen, von denen er glaubt, die seien wichtig. Wir haben natürlich hier unsere eigene Pla-
nung, unsere eigene Terminübersicht, und dann telefonieren wir in der Regel mit ihm, wenn wir 
glauben, wir wollen Europa irgendwie machen. Diese Wochenübersicht am Wochenanfang - und 
dann schickt er täglich eine Mail, wenn er was macht, oder wir telefonieren halt.“1295 
Die Redaktionen stehen zumeist im Mailkontakt, aber auch oft in telefonischem Kontakt zu 
dem Korrespondenten. Doch nicht alle telefonieren täglich mit ihrem Mitarbeiter in Brüssel, 
wie bereits die Redaktionsbeobachtung gezeigt hat. Die bei der Beobachtung erfassten re-
daktionellen Kooperationsmuster werden durch die Gespräche weitgehend bestätigt. 
Die Auswertung zeigt, dass die in Kapitel 3.1.5 beschriebenen Möglichkeiten der Ver-
schränkung der Brüsseler Perspektive mit der regionalen Sichtweise in der Berichterstattung 
nicht oft genutzt werden. Nur vier Redaktionen1296 geben an, dass im Regelfall in Koopera-
tion mit dem EU-Korrespondenten gemeinsame Artikel entstehen, bei denen die Redakteu-
re die regionale Perspektive auf eine Thematik in den gelieferten Artikel des Korresponden-
ten einfügen, der seinerseits das Geschehen aus der Brüsseler Perspektive darstellt. R 15 
gibt ein Beispiel hierfür: Das Korrespondentenbüro lieferte einen Beitrag darüber, dass in 
Deutschland aufgrund der neuen EU-Führerscheinregelung bei der Freiwilligen Feuerwehr 
Fahrer für große LKW fehlen. Feuerwehrleute, die bisher die Fahrerlaubnis hatten, war 
durch das neue EU-Recht das Führen der Fahrzeuge verwehrt.   
                                            
1291 Vgl. R 9, a.a.O., S. 2. 
1292 Vgl. R 1, 4-7, 13-16, 18-20 sowie R 23, je a.a.O., S. 1. 
1293 R 1, a.a.O, S 1. 
1294 Vgl. R 4, a.a.O., S. 1. Vgl. R 6, a.a.O., S. 1. Vgl. R 9, a.a.O., S. 2. Vgl. R 13, a.a.O., S. 1. 
1295 R 6, a.a.O., S 1. 
1296 Vgl. R 6, a.a.O., S. 2. Vgl. R 15, a.a.O., S. 3. Vgl. R 1, a.a.O., S. 2. Vgl. R 4, a.a.O., S. 2. 
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„Diese Basisinformation haben wir hierher genommen, haben wir in eine Feuerwehrfachschule 
transportiert, haben die Geschichte im Prinzip wieder umgedreht, aus der Region bezogen und sie 
hier verankert, hier vor Ort. Das ist eine Koproduktion beider Autoren gewesen. Brüssel und der 
Regionalreporter hier vor Ort ziehen die Geschichte zusammen und machen die für uns.“1297  
Die meisten Redakteure lassen erkennen, dass ihre Kollegen nur sporadisch mit dem EU-
Korrespondenten zusammen einen Artikel verfassen. 1298 Zwei Journalisten geben an, dass 
es in ihrer Redaktion nie zu solchen Koproduktionen kommt.1299 Diese spezielle Möglich-
keit der Regionalisierung wird also von deutschen Regionalzeitungen offenbar nicht inten-
siv oder bisweilen sogar überhaupt nicht genutzt.  
Ähnlich verhalten sind die Redaktionen bei eigenen Wünschen, die sie an den Korrespon-
denten in Brüssel richten. Nur vier Redakteure erklären, den Kollegen vor Ort oft  zu kon-
taktieren, was zumeist eine Anfrage wöchentlich bedeutet. Dabei geht es um konkrete 
Themenvorschläge sowie um die Ergänzung und auch Kommentierung der aktuell bereits 
von ihm gelieferten Texte.1300  R 5 berichtet: „Das sind oft Kleinigkeiten, dass man sagt, 
den Kommentar können wir auch noch haben. Wir brauchen noch einen Leiter (Leitartikel, 
Anm. d. V.). Und das Thema finden wir gut, wir haben kein besseres. (…) Das ist im 
Schnitt einmal die Woche.“1301 
Die Mehrheit der befragten Redakteure erklärt, nur selten Forderungen an den Kollegen in 
Brüssel zu richten. Manche Redaktionen äußern einmal oder zweimal im Monat ihre Wün-
sche,1302 andere wiederum nur einmal im Quartal1303 oder nur bei Großereignissen.1304 An-
dere Redakteure machen keine präzisen Angaben sondern sprechen nur von einer seltenen 
Kontaktaufnahme, um neue Berichte in Auftrag zu geben.1305 Zu erkennen ist in den Ant-
worten, dass man sich v. a. auf den Korrespondenten vor Ort verlässt, worauf bereits die 
Beobachtung hinwies. Den Mitarbeiter in Brüssel mit eigenen Themenideen zu belangen 
und so neue Berichte zu initiieren, die womöglich in der Region ihren Anfang nehmen und 
dann in Brüssel weiterrecherchiert werden könnten, ist ein selten auftauchendes Arbeits-
muster in diesen Redaktionen. Die Begründungen hierfür reichen von der Überbeschäfti-
gung des Korrespondenten, den man nicht mit zusätzlicher Arbeit belasten dürfe, weil er für 
sehr viele Zeitungen schreibt, bis hin zum Argument, dass der Mitarbeiteiter in Brüssel gut 
sei und alles Nötige liefere. R 18 äußerst sich entsprechend: „Ganz eigene Themenanfragen, 
                                            
1297 R 15, a.a. O., S 3. 
1298 Vgl. R 5, a.a.O., S. 3. Vgl. R 18, a.a.O., S. 2. Vgl. R 19, a.a.O., S. 2. Vgl. R 9, a.a.O., S. 2. Vgl. R 7, a.a.O., S. 3. 
Vgl. R 13, a.a.O., S. 1. Vgl. R 14, a.a.O., S. 2. Vgl. R 16, a.a.O., S. 2. Vgl. R 23, a.a.O., S. 2. 
1299 Vgl. R 3, a.a.O., S 2. Vgl. R 9, a.a.O., S 2. 
1300 Vgl. R 1, a.a.O., S. 2. Vgl. R 5, a.a.O., S. 2. Vgl. R 6, a.a.O., S. 1. Vgl. R 14, a.a.O., S. 1. 
1301 R 5, a.a.O., S. 2. 
1302 Vgl. R 13, a.a.O., S. 2. Vgl. R 20, a.a.O., S. 1. Vgl. R 4, a.a.O., S. 2. 
1303 Vgl. R 7, a.a.O., S. 2. 
1304 Vgl. R 23, a.a.O., S. 2. 
1305 Vgl. R 9, a.a.O., S. 2. Vgl. R 15, a.a.O., S. 1. Vgl. R 18, a.a.O., S. 2. Vgl. R 16, a.a.O., S. 2. 
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selten. Das liegt zum Teil daran, dass der Kollege wahnsinnig viel von sich aus anbietet. 
(…) Bei Brüssel läuft das eher so, dass er die Themen dort aufspürt, die auf uns alle zu-
kommen und deswegen ist das eher eine einseitige Geschichte.“1306 R 7 begründet die eige-
ne Zurückhaltung etwas selbstkritischer: 
„Das klingt vielleicht auch ein bisschen bequemlich, aber wir haben natürlich eine EU-
Korrespondentin, damit sie genau so was für uns löst, und damit sie vor Ort ist und ggf. wenn eben 
die offizielle Pressearbeit der Kommission nicht funktioniert, über ihre Vernetzung da eine bestmög-
liche Berichterstattung liefert. Wir sind da eher fast schon in einer Konsumentenhaltung.“1307  
Auch die Beantwortung der dritten Frage zu den Korrespondentenbeziehungen offenbarte 
eine meist geringe Initiative der Redaktionen, gegenüber dem Korrespondenten die eigenen 
Interessen zum Ausdruck zu bringen und so der Brüsseler Berichterstattung eigene regiona-
le Impulse hinzuzufügen: Die meisten Redaktionen halten stärkere Regionalbezüge in der 
Berichterstattung ihres Mitarbeiters in Brüssel nicht für nötig bzw. machbar.1308 Teils wird 
dies wiederum damit begründet, dass der Korrespondent bereits genügend regionale Berich-
te liefert. Eine Verbesserung der Situation ist deshalb nicht nötig. „Das macht er meistens 
schon fast selbstständig, dass er was anbietet“1309, sagt etwa R 20.  
Der fehlende Wunsch nach einer größeren regionalen Perspektive in der Berichterstattung 
wird überdies erneut damit erklärt, dass der oder die Kollegen vor Ort bereits soviel berich-
ten, dass weitere Anfragen eine zu große Belastung darstellen würden. 1310 In diesen Fällen 
wird deutlich, dass die Arbeit eines Korrespondenten für mehrere Redaktionen ein Hinder-
nis darstellt v. a. für die ortspezifische Berichterstattung. Aus Zeitgründen würde es der 
Korrespondent nicht schaffen, die speziellen regionalen Wünsche einer seiner vielen Kun-
denzeitungen zu bedienen. Weil diese sich dessen bewusst sind, stellen sie erst gar keine 
Anfragen an ihn. „Das kann ich mir wünschen, aber das ist praktisch gar nicht möglich“1311, 
erklärt der ostdeutsche R 23. Da das Brüsseler WAZ-Büro v. a. für Nordhrein-Westfalen 
berichtet, hätte er mit Themenanfragen schlechte Karten, weshalb er darauf verzichtet.  
Dieses bereits durch die teilnehmende Beobachtung bekannte Problem benennen auch an-
dere Redakteure, die an einen Zeitungspool angeschlossen sind, nicht aber dessen „Führer-
schaft“ übernommen haben, denn nur eine Zeitung hat bei derlei Modellen den Korrespon-
denten unter Vertrag, der dann für andere Blätter mitberichtet, die dafür zahlen. Die Ver-
tragszeitung kann, so machen die Redakteure deutlich, regionale Wünsche äußern, für die 
                                            
1306 R 18, a.a.O., S. 2. 
1307 R 7, a.a.O., S. 9. 
1308 Vgl. R 4, a.a.O., S. 2. Vgl. R 6, a.a.O., S. 2. Vgl. R 2, a.a.O., S. 2. Vgl. R 7, a.a.O., S. 2. Vgl. R 13, a.a.O., S. 2. 
Vgl. R 14, a.a.O., S. 1. Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 16, a.a.O., S. 2. Vgl. R 18, a.a.O., S. 2. Vgl. R 19, a.a.O., S. 2. 
Vgl. R 20, a.a.O., S. 2. 
1309 R 20, a. a. O., S. 2. 
1310 Vgl. R 16, a.a.O., S. 2. Vgl. R 4, a.a.O., S. 2. Vgl. R 18, a.a.O., S. 2. Vgl. R 20, a.a.O., S. 2. 
1311 R 23, a.a.O., S. 2. 
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sich der Korrespondent Zeit nehmen wird. Dies ist für sie als Nebenkunden schon weitaus 
schwieriger.1312 Für R 6 ist es problematisch, dass „(…) wir halt nicht der so genannte Pool-
führer sind. Wir haben uns quasi nur einen Teil von ihm gekauft, aber 90 Prozent von den 
Sachen (…), da wird er vom Poolführer beauftragt. Er kann also nicht alle Wünsche von 
allen Kunden (…) erfüllen.“1313 R 4 legt die Konsequenzen solcher Konstellationen für die 
Regionalberichterstattung aus Brüssel dar: „Ich glaube, dass das Brüsseler Büro das nicht 
leisten kann. Sondern das sehen wir dann als unsere Aufgabe, die regionalen Bezüge herzu-
stellen.“1314 
Diese Einstellung ist sicher hinsichtlich der Eigenständigkeit der Zeitungen bei der Regio-
nalisierung der EU-Themen einerseits begrüßenswert. Andererseits zeigt sie aber – ähnlich 
wie die anderen dargestellten Dimensionen der geringen Kooperationskontakte, – dass der 
Korrespondent in die regionale EU-Berichterstattung meistens nicht einbezogen wird und er 
deshalb nicht oft erfahren kann, an welchen Themen mit allgemeinem oder ortspezifischem 
Regionalbezug (vgl. Kap. 4.6.6) seine Redaktion besonders interessiert ist. Es findet also 
keine Verknüpfung zwischen der Region und Brüssel statt, worauf auch schon die Be-
obachtung hinwies.  
Einige wenige Redakteure gestehen ein, sich in der Tat mehr regionale Berichte ihres Kor-
respondenten in Brüssel zu wünschen. Für sie ist dies eine Aufgabe, die vor allem aber 
nicht nur die Redaktion zu erfüllen hat.1315 R 9 erklärt: 
„Ja, natürlich wäre das manchmal wünschenswert, dass Themen ein bisschen runter gebrochen 
werden auch auf die Region, aber das würde zum Teil unseren Platz sprengen, und der Recherche-
aufwand dazu wäre in der Regel zu groß. Daher, dass er quasi nicht exklusiv für uns arbeitet, son-
dern auch noch für andere arbeitet, wäre ihm das kaum zuzumuten.“ 
Der Platzmangel und die starke Beschäftigung des Pool-Korrespondenten verhindern auch 
hier, dass es von Brüssel aus zu einer Regionalisierung der Berichterstattung kommt, womit 
sich die Annahmen aus Kap. 3.1.5 und die dort vorgestellten Forschungsergebnisse 
Schmidts bestätigen. Die Regionalisierung, die stark ausbaufähig ist, wäre aus Brüssel of-
fenbar nur zu leisten, wenn eine Regionalzeitung einen eigenen Korrespondenten in Brüssel 
beschäftigen würde, was nicht der Fall ist. Aus ökonomischen Gründen müssen die Blätter 
darauf verzichten,1316 wobei viele in Berlin einen eigenen exklusiven Mitarbeiter haben.  
Die hier vorgestellten Erkenntnisse führen zur nötigen Differenzierung bisheriger Befunde. 
Denn aufgrund der geringen Eigeninitiative gegenüber dem eigenen Korrespondenten und 
                                            
1312 Vgl. R 23, a.a.O., S. 2. Vgl. R 7, a.a.O., S. 2. 
1313 R 6, a.a.O., S. 2. 
1314 R 4, a.a.O., S. 2. 
1315 Vgl. R 9, a.a.O., S. 2. Vgl. R 23, a.a.O., S. 2. 
1316 Vgl. R 2, a.a.O., S. 2. Vgl. R 8, a.a.O., S. 2 u. 10. Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 12, a.a.O., S. 2. Vgl. R 17, 
a.a.O., S. 2. Vgl. R 21, a.a.O., S. 2. Vgl. R 22, a.a.O., S. 2. 
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der beschriebenen Kommunikationslücke kann im Falle der Regionalzeitungskorrespon-
denten nicht davon gesprochen werden, dass Redaktionen auf sie einen starken Druck 
ausüben, u. a. auch um exklusive Themen zu recherchieren und schneller als die Kon-
kurrenz zu sein, wie dies Meyer beschreibt (vgl. Kap. 3.2.4). Der beschriebene Brüsse-
ler Wettbewerb um Schnelligkeit und Exklusivität, der diesen Druck auf Korresponden-
ten produziert, entsteht v. a. zwischen überregionalen Medien. Regionalzeitungen lassen 
ihren Korrespondenten hingegen eine große Freiheit. Der Einfluss auf die Nachrichten-
auswahl ist groß, da man sich in der Regel auf den Mitarbeiter in Brüssel verlässt und 
versucht, seine ohnehin begrenzten Zeitressourcen nicht noch weiter zu strapazieren mit 
eigenen Wünschen und Aufträgen. Hierüber lässt sich natürlich streiten (vgl. Kap. 5.1). 
4.6.3.3 Berichterstattung ohne Korrespondenten  
Nicht nur der exklusive Korrespondent in Brüssel bleibt für Zeitungen ein frommer 
Wunsch. Manche Blätter haben überhaupt keinen Ansprechpartner in der EU-Zentrale. Aus 
wirtschaftlichen Gründen pflegen mit neun Redaktionen mehr als ein Drittel der besuchten 
Zeitungen keinen kontinuierlichen Kontakt nach Brüssel. Zwei Redaktionen hätten die 
Möglichkeit dazu, sich aus einem Pool-Angebot der eigenen Verlags zu bedienen, verzich-
ten aber selbst weitgehend auf diese verbilligte Lösung. R 8 beschreibt das Denken, dass 
hinter den Sparplänen steckt: „Noch günstiger ist es natürlich, wenn ich das von hier aus 
mache. Jetzt ist die Abwägung: Ist mein Bericht, den ich von hier aus machen kann, span-
nender, informativer als das was der Mann aus Brüssel liefert?“1317  
Die Redaktionen bedauern das Fehlen eines Korrespondenten. Von ihm verspricht sich R 2 
das, was andere Redaktionen bewusst vermeiden, an ihre Korrespondenten heranzutragen. 
„Damit man die EU-Geschichten auch regional runterbrechen kann“, sagt er. „Darum ging 
mir es eigentlich.“1318 Hier wird also der Bedarf nach einer Regionalisierung erkennbar, die 
aus Brüssel erfolgt. R 12 sieht weitere Vorteile in einem Korrespondenten: „Insofern, weil 
man ist nicht so dicht dran. Wenn wir jetzt sehen: Dieses Thema müssen wir in Brüssel 
erweitern, was wir nicht selbst hier recherchieren können, dann hätten wir zumindest Kon-
taktleute, die wir anrufen könnten.“1319 R 2 sieht die Situation ähnlich:  
„Das Problem ist, glaube ich, dass man ganz oft nicht versteht, was eigentlich gerade in Brüssel 
beschlossen wurde, oder wir kennen auch die Texte nicht, die Gesetzesvorlagen (…) Dann behauptet 
halt der Lobbyist A, die EU will das und das, und später stell sich halt raus, das ist so ein bisschen 
richtig aber halt zu 80 Prozent falsch. Das ist das Hauptproblem, das wir mit der EU-
Berichterstattung haben.“1320 
                                            
1317 R 8, a.a.O., S. 4. 
1318 R 2, a.a.O., S. 2. 
1319 R 12, a.a.O., S. 2. 
1320 R 5, a.a.O., S. 2 f. 
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Redaktionen ohne Korrespondenten fühlen sich, so wird hier deutlich, abgeschottet vom 
Brüsseler Geschehen, weil sie keinen direkten Ansprechpartner haben. Sie erfahren nicht, 
welche Vorhaben die EU-Kommission plant und besitzen nicht die Kompetenz, europapoli-
tische Lobby-Positionen durch Nachrecherchen zu überprüfen, was die Qualität der Be-
richterstattung beeinträchtigen kann. Ein Redakteur bedauert das Fehlen eines Korrespon-
denten besonders deutlich:  
„Natürlich. Es gibt einen sehr starken Wunsch. Im Grunde ist es journalistisch gesehen ein absolu-
tes Drama, eine Tragödie, die sich für den Journalismus hier abspielt, weil den Korrespondenten 
vor Ort, der in einem Land lebt, der in die Kultur, in die Sprache eingetaucht ist, der Kontakte ge-
knüpft hat, der vernetzt ist, den kann niemand von hier aus ersetzen.“1321  
4.6.4 Kooperation mit Nachrichtenagenturen 
4.6.4.1  Bewertung der Agenturberichterstattung 
Zeitungen ohne Korrespondenten greifen in sehr starkem Maße auf Nachrichtenagenturen 
zurück, die generell in der Berichterstattung eine herausragende Rolle spielen als direkter 
Lieferant von Artikeln oder als Ideengeber und Agendasetter, an dem sich Redaktionen 
thematisch ausrichten. Die EU-Berichterstattung der deutschen Nachrichtenagenturen ist 
also ein maßgeblicher Faktor für die Berichterstattung selbst, aber auch für die Nachrich-
tenauswahl der Regionalzeitungen, die sich stark am Marktführer DPA orientieren. Dies 
zeigte auch die Beobachtung. Wie beurteilen nun die Kunden die Agenturberichterstattung? 
Ist sie auf Regionalzeitungen zugeschnitten? 
Die Mehrheit der befragten Redakteure zeigt sich zufrieden mit der EU-Berichterstattung 
der deutschen Nachrichtenagenturen.1322 Sie werden allgemein als zuverlässige und schnel-
le Lieferanten angesehen, die zudem ihr Angebot in der EU-Berichterstattung in den ver-
gangenen Jahren ausgeweitet haben. „Die allgemeine Hintergrundberichterstattung von den 
drei Agenturen, AP, AFP und DPA, die ist eigentlich in Ordnung. Darüber kann man sich i. 
d. R. nicht beschweren“, erklärt R 9 exemplarisch. Kollege 13 hebt die gestiegene Qualität 
der Berichterstattung hervor:  
„Wenn richtig was los ist, bei Gipfeln oder dem Reformvertrag, hat sich das bei den Agenturen rich-
tig verbessert. Weil sie sehr viel mehr Erklärungen liefern als früher, das tun sie auch in anderen 
politischen Bereichen. Erklärstücke, in Frage und Antwort-Form, die erklären, was das für ein 
Gremium ist, wie es funktioniert, das tun die Agenturen viel mehr als früher.“1323 
Für die befragten Redaktionen sind die Agenturen eine unersetzliche Hilfe als Orientie-
rungsgeber und Vergleichsinstrument, mit dem sie die Arbeit der Korrespondenten in Brüs-
                                            
1321 R 8, a.a.O., S. 5. 
1322 Vgl. R 1, a.a.O., S. 3. Vgl. R 3, a.a.O., S. 2. Vgl. R 9, a.a.O., S. 2. Vgl. R 12, a.a.O., S. 2. Vgl. R 8, a.a.O., S. 3. 
Vgl. R 13, a.a.O., S. 5. Vgl. R 14, a.a.O., S. 3. Vgl. R 15, a.a.O., S. 3. Vgl. R 17, a.a.O., S. 3. Vgl. R 19, a.a.O., S. 3. 
Vgl. R 20, a.a.O., S. 2 f. Vgl. R 21, a.a.O., S. 2. Vgl. R 22, a.a.O., S. 2. Vgl. R 23, a.a.O., S. 2. Vgl. R 24, a.a.O., S. 2. 
1323 R 13 a.a.O., S. 5. 
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sel zumindest ein Stück weit kontrollieren können, wie R 14 deutlich macht: „Die Bedeu-
tung ist dann, dass man es vergleicht, dass man auf Sachen aufmerksam wird und vielleicht 
(…) sagen kann: (…) Wie sieht das aus, wie seht ihr das? Macht ihr das was oder macht ihr 
nichts?“1324 Die Agenturen sind ein wichtiger direkter Themenlieferant, regen aber auch 
durch ihre Berichte die Regionalisierung der EU-Berichterstattung an. R 7 beschreibt diesen 
Effekt für seine Redaktion, deren „(…) Konzept immer ist, dass wir versuchen, aus dem 
was wir angeliefert bekommen, eigene Geschichten zu machen. Das heißt, wir versuchen 
das nachzurecherchieren oder (…) auch regional runter zu brechen.“1325 
Nachrichtenagenturen erlauben den Redaktionen zudem eine gezielte Arbeitsaufteilung: 
Der Korrespondent kann sich auf die Hintergrundberichterstattung und das Kommentieren 
konzentrieren, während für reine Nachrichten und Berichte die Agenturtexte verwendet 
werde. Diese Strategie wird aber nicht überall praktiziert und ist unter den Redaktionen 
sogar umstritten, wie R 3 für seinen Pool berichtet. Einige Zeitungen wollen alle Bereiche 
der Berichterstattung von ihrem Korrespondenten abgedeckt sehen und lehnen eine Auftei-
lung zwischen Nachrichten- und Hintergrundberichterstattung ab, die dem Korrespondenten 
aber automatisch mehr Freiräume für Recherchen verschafft.  „Wir sagen unseren Korres-
pondenten, die sollen sich auch dem Nachrichtengeschäft raushalten, das bekommen wir 
von der Agentur. Wir möchten die Hintergründe diskutieren, also führe ich darüber auch 
eine Debatte mit unseren Partnerzeitungen“1326, erklärt R 3.  
Die Rolle der Nachrichtenagenturen in der EU-Berichterstattung wird freilich nicht nur 
positiv beurteilt. Rund ein Drittel der Befragten äußern sich mehrheitlich kritisch zur Quali-
tät der Agenturtexte, die aus Brüssel geliefert werden.1327 Und auch die positiv gestimmten 
Journalisten üben Kritik an einzelnen Aspekten der Agenturberichterstattung. Die Kritik 
beinhaltet v. a. aber die Klage, dass Nachrichtenagenturen zu trocken und wenig erklärend 
über das EU-Geschehen berichten. Die Regionalredaktionen wünschen sich mehr Hinter-
gründe, die auf die Interessen der Leser zugeschnitten sind.1328  „Man kriegt zwar alle De-
batten mit, aber es wird wenig vermittelt, was das eigentlich konkret bedeutet“1329, sagt R 2. 
Eine Kollegin sieht den Grund in dem Mangel an Hintergründen darin, dass „(…) die 
Agenturen ja auch immer mehr Personal abbauen. Ich weiß nicht, wann das letzte 
                                            
1324 R 14, a.a.O., S. 2. 
1325 R 7, a.a.O., S. 2. 
1326 R 3, a.a.O., S. 2. 
1327 Vgl. R 2, a.a.O., S. 1. Vgl. R 4, a.a.O., S. 2. Vgl. R 5, a.a.O., S. 3. Vgl. R 6, a.a.O., S. 2. Vgl. R 7, a.a.O., S. 3. 
Vgl. R 10, a.a.O., S. 2. Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 16, a.a.O., S. 3. Vgl. R 18, a.a.O., S. 3. 
1328 Vgl. R 2, a.a.O., S. 2. Vgl. R 13, a.a.O., S. 2. Vgl. R 15, a.a.O., S. 3. Vgl. R 4, a.a.O., S. 2. Vgl. R 6, a.a.O., S. 2. 
Vgl. R 16, a.a.O., S. 3. Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 5, a.a.O., S. 2. 
1329 R 2, a.a.O., S. 2. 
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Erklärstück aus Brüssel gekommen ist, von der DPA oder AP.“1330 R 11 kritisiert, dass 
„(…) die Aufbereitung der Brüsselthemen auf die deutschen Verhältnisse so nicht gemacht 
wird. Da wird im Prinzip nur Berichterstattung gemacht, was vorgeht (…) Diese Verbin-
dung darzulegen, das schaffen eigene Leute besser.“1331  
R 9 kritisiert in ähnlicher Weise eine einseitige Konzentration der Berichterstattung auf die 
reinen Abläufe, was seiner Auffassung nach zu Lasten von Erklärungen und Einordnungen 
geht. Er hat dieses Manko v. a. bei der Berichterstattung über Ratsgipfel beobachtet.  „Das 
erledigen die Agenturen teilweise sehr unbefriedigend, weil sie da zu nahe daran sind und 
sich dann in Einzelheiten verlieren, die aber einfach dann am nächsten Tag schon völlig 
irrelevant sind.“1332 
4.6.4.2  Regionalisierungsstrategien 
Eine weiterer Kritikpunkt ist die fehlende regionale Ausrichtung der Agenturstücke. Die 
Zeitungen ohne Korrespondent, die besonders stark auf die Agenturen angewiesen sind, 
wünschen sich fast alle einen stärkeren regionalen Bezug in der Berichterstattung.1333 Nur 
ein Redakteur hegt nicht diesen Wunsch, weil er die Agenturen in der EU-Berichterstattung 
in erster Linie als Lieferant allgemeiner Themen ansieht, der mit einem zusätzlichen 
Regionalisierungsauftrag überfordert wäre. Diese Perspektive nehmen die meisten anderen 
Kollegen nicht ein. R 10 stellt die fehlende Regionalisierung in den Mittelpunkt ihrer Kritik:  
„Es fehlt natürlich die Regionalisierung, das ist klar - auch der Landesdienst Hessen von DPA. Die 
anderen Agenturen haben in dem Sinn keinen Landesdienst, (…) die bieten das praktisch kaum an. 
Auch die Berichterstattung aus Straßburg oder das Europäische Parlament und dessen wachsende 
Bedeutung werden eigentlich relativ vernachlässigt.“1334 
Eine stärkere Regionalisierung der Agentur-Berichterstattung könnte nicht nur in Brüssel, 
direkt, sondern auch in den vielen regionalen Büros v. a. des Marktführers DPA stattfinden, 
die die Texte für die Landesdienste der Agentur bereitstellen, die sich auf ein großes oder 
mehrere kleinere oder mittlere Bundesländer beziehen. Tabelle 28 gibt einen Überblick:  
                                            
1330 R 4, a.a.O., S. 2. 
1331 R 11, a.a.O., S. 2. 
1332 R 9, a.a.O., S. 2.  
1333 Vgl. R 2, a.a.O., S. 2. Vgl. R 10, a.a.O., S. 2. Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 12, a.a.O., S. 2. Vgl. R 17, a.a.O., S. 
3. Vgl. R 21, a.a.O., S. 2. 
1334 R 10, a.a.O., S. 2 
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Tabelle 28: Die Landesdienste der Deutschen Presseagentur  
 DPA/bb - Landesdienst Berlin/Brandenburg  
 DPA/lno - Landesdienst Nord für Hamburg und Schleswig-Holstein  
 DPA/lni - Landesdienst Niedersachsen und Bremen  
 DPA/lnw - Landesdienst Nordrhein-Westfalen  
 DPA/lhe - Landesdienst Hessen  
 DPA/lrs - Landesdienst Rheinland-Pfalz/Saarland  
 DPA/mv - Landesdienst Mecklenburg-Vorpommern  
 DPA/ah - Landesdienst Sachsen-Anhalt  
 DPA/th - Landesdienst Thüringen  
 DPA/sn - Landesdienst Sachsen  
 DPA/lsw - Landesdienst Süd-West für Baden-Württemberg  
 DPA/lby - Landesdienst Bayern 
Quelle: Deutsche Presseagentur1335 
Die Landesdienste der DPA sind die wichtigste Quelle mit regionalen Informationen für die 
Regionalzeitungen. Würde hier die EU-Dimension gestärkt, ist davon auszugehen, dass die 
regionale EU-Berichterstattung deutlich zunehmen würde bzw. Zeitungen öfter aktiv wür-
den, weil sie, wie oben beschrieben, eine Anregung erhalten haben, der sie eigenständig 
nachgehen. Hierauf wird noch einzugehen sein.  
4.6.5 Allgemeine Regionalisierungsstrategien 
4.6.5.1 Blattstrukturen 
Der Raum, der für die politische und wirtschaftliche Berichterstattung zur Verfügung steht, 
unterscheidet sich von Redaktion zu Redaktion teils erheblich, wie die Auswertung des 
Fragebogens zeigt. Größere befragte Regionalzeitungen bieten ihren Lesern wochentags bis 
zu neun Seiten (inklusive der Titelseite) an, auf denen freilich auch regionale und lokale 
Themen platziert werden. Kleinere Blätter verfügen nur über vier Politik- und Wirtschafts-
seiten, auf denen sie das Weltgeschehen sowie auch regionale Themen unterbringen müs-
sen. Bei den meisten befragten Zeitungen, die ja ein sehr breites Spektrum unterschiedlichs-
ter Regionalzeitungstypen umfassen und deren Blattstruktur-Analyse somit eine gewisse 
Repräsentativität aufweist, ist der Raum stark beschränkt: Im Schnitt bieten sie 5,6 Politik- 
und Wirtschaftsseiten wochentags an. Durchschnittlich sind davon die ersten drei bis vier 
Seiten für die politische Berichterstattung vorgesehen. Die Frage, die es zu klären galt, war 
nun, inwieweit dieser begrenzte Raum nur politischen Themen vorbehalten ist oder er aber 
                                            
1335 Vgl. Deutsche Presseagentur: dpa Landesdienste – Tägliche Nachrichten aus den Regionen.  Internetauftritt der 
Deutschen Presseagentur. URL: http://www.dpa.com/dpa-Text.164.0.html, 21.4.2009. 
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für regionale und lokale Themen gezielt geöffnet wird. 
4.6.5.2 Trend zur Regionalisierung 
Die Befunde zu den allgemeinen Regionalisierungsstrategien der untersuchten Blätter sind 
recht eindeutig und entsprechen den Beobachtungen in der Redaktion: Die Mehrheit der 
befragten Redakteure gibt an, dass ihr Blatt häufig oder sehr häufig regionalen Themen in 
Form von größeren Artikeln auf den vorderen Politikseiten platziert.1336 Diese Strategie 
gehört zum natürlichen Bestandteil ihres Redaktionsalltags; einige Redaktionen bemühen 
sich gar, täglich eine Aufmachung mit regionalem Bezug zu produzieren.1337 „Wenn ich 
jetzt durchgucken würde, von 20 Ausgaben im Monat, sind bestimmt 15 Titel wirklich Re-
gionalthemen“1338, erklärt etwa R 12.  
In den Antworten wird deutlich, dass die Wertigkeit regionaler Themen, und damit des 
Nachrichtenfaktors der räumlichen Nähe, das Denken und Handeln der regionalen Mantel-
redaktionen maßgeblich lenkt und somit als dominantes Gestaltungskriterium für die Zei-
tung fungiert. „Eine gute Geschichte aus der Region toppt natürlich andere überregionale 
Geschichten“1339, stellt R 5 stellvertretend für seine Kollegen fest. Erkennbar wird in den 
Gesprächen das Bemühen, die Zeitung in allen Teilen auf die Region und ihre spezifischen 
Interessen auszurichten. R 21 beschreibt diese Strategie anschaulich: „Die Zeitung ist ei-
gentlich durchregionalisiert. Es beginnt auf der Eins fast nur mit Regionalthemen (…). So 
ist der Aufbau der Zeitung, was nicht heißt, dass nicht auch mal, wenn es ein brisantes poli-
tisches Thema ist, es nicht auch vorne Aufmachung wird.“1340 R 24 äußerst sich ähnlich: 
„Wir versuchen alle Themen zu regionalisieren. Ganz selten gehen wir mit ausschließlich 
Agenturthemen auf die Seite Eins (…).“1341 Der Redakteur einer großen ländlich geprägten 
Zeitung beschreibt in seinen Ausführungen den Unterschied in der redaktionellen Ausrich-
tung gegenüber einer großen städtischen Regionalzeitung. Deutlich wird hier, welches 
Selbstverständnis regionale Blätter entwickeln können. R 20 erläutert:  
„Unsere Regionalisierung ist sehr ausgeprägt, das ist der Stil, der unsere Zeitung prägen soll und 
auch wird. Im Gegensatz z. B. zum Kölner Stadtanzeiger, der sich stärker auf Welt- und Deutsch-
landpolitik konzentriert, versuchen wir eigentlich ganz bewusst jeden Tag einen regionalen Aufma-
cher zu produzieren.“1342  
                                            
1336 Vgl. Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. Vgl. R 421, a.a.O., S. 4. Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. Vgl. R 6, a.a.O., S. 4. Vgl. R 7, a.a.O., 
S. 5. Vgl. R 8, a.a.O., S. 1. Vgl. R 10, a.a.O., S. 4. Vgl. R 14, a.a.O., S. 4. Vgl. R 23, a.a.O., S. 5. Vgl. R 19, a.a.O., S. 
5. Vgl. R 12, a.a.O., S. 4. Vgl. R 20, a.a.O., S. 4. Vgl. R 21, a.a.O., S. 6. Vgl. R 22, a.a.O., S. 6. Vgl. R 24, a.a.O., S. 
8. 
1337 Vgl. R 21, a.a.O., S. 6. Vgl. R 12, a.a.O., S. 4. Vgl. R 20, a.a.O., S. 4. Vgl. R 24, a.a.O., S. 8. 
1338 R 12, a.a.O., S. 4. 
1339 R 5, a.a.O., S. 4. 
1340 R 21, a.a.O., S. 6. 
1341 R 24, a.a.O., S. 8. 
1342 R 20, a.a.O., S. 4. 
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Eine kleine Regionalzeitung geht bei der redaktionellen Ausrichtung einen ungewöhnlichen 
Weg, der die Regionalisierungsstrategie gewissermaßen auf die Spitze treibt: Die klassische 
Struktur, wonach die Politik- und Wirtschaftsseiten sich zu Beginn der Zeitung wieder fin-
den, wird hier umgedreht. Die Seite Eins ist eine Schaufensterseite, auf der sich oft politi-
sche Themen wieder finden. Auf den folgenden Seiten des so genannten ersten Buches, die 
der Leser zuerst konsumiert, folgt dann aber direkt der Lokalteil. In diesem Fall wird die 
Regionalisierung und Lokalisierung der Themen strukturell von vornherein herbeigeführt. 
Die politischen und wirtschaftlichen Seiten folgen dann im zweiten Buch, lokale und regio-
nale Themen finden hier nicht mehr statt.1343   
Die Regionalisierung der vorderen politischen Seiten ist nicht nur das grundsätzliche Ge-
staltungsprinzip der meisten untersuchten Zeitungen. Die befragten Redaktionen berichten  
darüber hinaus auch mehrheitlich, dass es in den vergangenen Jahren einen deutlichen 
Trend hin zu dieser Vermittlungsstrategie gegeben hat.1344 „Wie man vielleicht in den 80er 
Jahren noch Zeitung gemacht hat, vorne findet nur die große Politik statt und alles andere 
findet sich dann hinten, wird sich bei unserer Zeitung sicherlich nicht so bestätigen las-
sen“1345, erklärt R 22 stellvertretend für die Mehrheit seiner befragten Kollegen. 
Die Begründungen für die zunehmende Regionalisierung sind unterschiedlicher Art. Stel-
lenweise werden Umstellungen im Layout genannt, deren Konsequenz mehr Platz für regi-
onale und lokale Themen war.1346 Ein Redakteur sieht die Umstellung auf den Newsdesk 
als Grund für die verstärkte Regionalisierung: 
 „Da sind, glaube ich, durch den Newsdesk die Ressortgrenzen einfach durchlässiger geworden. Wo 
vielleicht vor fünf oder zehn Jahren noch so eine Denke war, hoffentlich nimmt uns die Seite 1 nicht 
unseren schönen Lokal- oder Wirtschaftaufmacher weg, denkt man doch jetzt ganzheitlicher in der 
Redaktion.“1347  
Die meisten Redakteure begründen den Trend zur verstärkten Regionalisierung mit der 
bewussten, verstärkten Hinwendung zu den Bedürfnissen der eigenen Leserschaft vor Ort. 
Mit dieser Strategie, so das Credo in den Redaktionen, kann die Regionalzeitung mit ihrem 
eigentlichen Pfund, der lokalen und regionalen Information, wuchern. Gerade in Krisenzei-
ten (vgl. Kap. 4.6.1) erhofft man sich aus der Konzentration auf dieses Alleinstellungs-
merkmal der Regionalzeitung ökonomische Vorteile gegenüber anderen elektronischen 
Medien oder dem Internet, welche darüber hinaus Informationen zwar schneller, aber weni-
                                            
1343 Vgl. R 10, a.a.O., S. 4.  
1344 Vgl. R 1, a.a.O., S. 5. Vgl. R 2, a.a.O., S. 3. Vgl. R 10, a.a.O., S. 4. Vgl. R 11, a.a.O., S. 4. Vgl. R 21, a.a.O., S. 
6. Vgl. R 22, a.a.O., S. 7. Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. Vgl. R 4, a.a.O., S. 4. Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. Vgl. R 6, a.a.O., S. 4. 
Vgl. R 8, a.a.O., S. 1. Vgl. R 7, a.a.O., S. 5. Vgl. R 14, a.a.O., S. 4. Vgl. R 9, a.a.O., S. 4. 
1345 R 22, a.a.O., S. 7. 
1346 Vgl. R 2, a.a.O., S. 3. Vgl. R 21, a.a.O., S. 6. 
1347 R 7, a.a.O., S. 5. 
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ger hintergründig darstellen können als die Regionalzeitung, die keine Berichterstattung 
liefert, die „überall zu bekommen ist“1348, wie R 14 erklärt. Exemplarisch für die ökonomi-
sche Begründungen steht etwa die Aussage von R 3: „Das Regionale muss stärker betont 
werden. (…) Näher am Leser sein. Wie jede Zeitung halt, dem Abboschwund zu begegnen, 
dem Leserschwund. Das ist das einzige, das adäquate Mittel.“1349 R erläutert näher die Hin-
tergründe: „Die Nähe der Geschehnisse ist wichtiger geworden für die Berichterstattung, 
und das ist halt ein Unterscheidungskriterium zu überregionalen Medien. Das ist man sich 
bewusster geworden, da ist man zum Teil näher dran, besser informiert (…).“1350  
Deutlich seltener als mit ökonomischen Motiven wird die Konzentration auf das Regionale 
und Lokale soziologisch mit dem Hinweis auf die verstärkte Orientierung der Menschen auf 
den persönlichen Nahraum (vgl. Kap. 2.1.4) begründet. Die Gedanken um die sozialen Ver-
änderungen stehen hinter den wirtschaftlichen Erwägungen und ihrer Bedeutungen für die 
Zeitung insgesamt zurück. R 8 stellt mit seinen Ausführungen eine Ausnahme dar:  
„Ich würde sagen ja, weil die allgemeine Unübersichtlichkeit in der Politik und die allgemeine Ver-
unsicherung durch viele internationale und nationale Dinge, ob das jetzt Terrorismus ist, ob das 
Wirtschaftskrise ist und all diese Dinge, die Leute wohl auch dazu bringt, sich mit der eigenen Um-
gebung, der eigenen Region stärker zu befassen.“1351 
4.6.5.3  Zweifel an der dominanten Strategie 
Mehrheitlich scheint die Strategie zur Regionalisierung zwar dominant und darüber hinaus 
sogar einem manifesten Trend in der Zeitungslandschaft zu entsprechen, jedoch verfolgen 
nicht alle Redaktionen diesen Ansatz konsequent. In einer Reihe von Antworten kommt ein 
anderes redaktionelles Verständnis zum Vorschein, dass der Regionalisierung deutlich 
skeptischer und kritischer gegenüber steht. Sechs Redakteure geben an, auf den vorderen 
Seiten nur gelegentlich bzw. bei Bedarf regionale Themen größer zu platzieren.1352 Drei 
Redakteure berichten, dass die Regionalisierung der vorderen Seiten abgenommen hat.1353  
Insbesondere bei der Frage, ob die Redaktion mit regionalen und lokalen Themen die Zei-
tung aufmachen soll, zeigen sich diese Redakteure deutlich zurückhaltender. Denn nach 
ihrem Verständnis sind die vorderen Seiten und v. a. die Titelseite zuerst ein Ort für überre-
gionale Informationen. R 2 erklärt: „Ganz gelegentlich machen wir mal einen Regional-
aufmacher, aber das ist ein Mal im Vierteljahr, also als Aufmacher, dieser Platz jetzt 
                                            
1348 R 14, a.a.O., S. 4. 
1349 R 3, a.a.O., S. 4. 
1350 R 9, a.a.O., S. 4. 
1351 R 8, a.a.O., S. 1. 
1352 Vgl. R 2, a.a.O., S. 3. Vgl. R 9, a.a.O., S. 4. Vgl. R 18, a.a.O., S. 5. Vgl. R 11, a.a.O., S. 4. Vgl. R 13, a.a.O., S. 
3. Vgl. R 15, a.a.O., S. 4. 
1353 Vgl. R 13, a.a.O., S. 3. Vgl. R 15, a.a.O., S. 4. Vgl. R 18, a.a.O., S. 5. 
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hier.“1354 R 11 äußerst sich entsprechend: Aufmacher mit regionalem Bezug kommen bei 
seiner Zeitung nur selten vor, stattdessen würden kleinere Fenster für die lokalen und regio-
nalen Inhalte geöffnet. Die Seiten Zwei und Drei bleiben darüber hinaus ausschließlich  
überregionalen Themen vorbehalten.1355 
Einige dieser Redakteure1356  begründen ihre Skepsis gegenüber einer zu starken Regionali-
sierung der vorderen Zeitungsseiten mit der Gefahr einer möglichen 
„Provinzialisierung“1357 der Berichterstattung, wie R 13 ausführt, die am eigenen journalis-
tischen Anspruch sowie den politischen, überregionalen Interessen der Leser vorbeiführt. 
Im Denken dieser Journalisten ist der Faktor der räumlichen Nähe nicht ein Wert an sich, 
sondern er muss sich gegenüber anderen Nachrichtenfaktoren behaupten. Diese Einstellung 
geht aus einem internen Lernprozess hervor, den diese befragten Redaktionen durchlaufen 
haben. R 15 erklärt stellvertretend:  
„Wir haben es schon mal sehr forciert, auf die Region abgestimmt. Haben aber erkannt, dass viele 
Geschichten aber nicht die Wertigkeit haben, um sie ganz nach vorne zu fahren. Jetzt denken wir, 
ein Mittel, einen Weg gefunden zu haben, dass natürlich, wenn es eine gute, wertige, regionale Ge-
schichte gibt, dann hat die Priorität. Wir erzwingen es aber nicht.“1358  
Man versuche nun eher, durch das Hinzufügen von regionalen Zitaten in überregionale Ar-
tikel die Berichterstattung stärker auf das eigene Verbreitungsgebiet abzustimmen.1359  
R 16 nennt ein Beispiel für die in seinen Augen überzogene Regionalisierung, welches er 
auch in seiner Funktion als Dozent an der Hamburger Akademie für Publizistik gegenüber 
Kursteilnehmern zitiert: Eine große Regionalzeitung erschien mit einer Geschichte über 
eine Baumfällung in einem Park der Stadt auf der Titelseite – in der Überzeugung, dass ein 
lokales Thema das Leserinteresse besonders gut bediene. Bei genauerem Hinsehen, so führt 
der befragte Redakteur aus, wurde jedoch schnell ersichtlich, dass die Thematik nur für die 
Anwohner des Parks eine wichtige Angelegenheit sei. „Für die, die drei Straßen weiter da-
hinter wohnen, ist das noch ein Thema, wenn sie einen Hund haben, den sie in diesem Park 
Gassi führen. Für die, die nicht in diesem Viertel wohnen, dann nicht mehr“, führt R 16 aus. 
Dieses Beispiel führt ihn dazu, vor einer überzogenen Regionalisierung zu warnen: „Eine 
Geschichte ist gut, weil sie regional ist – das halte ich für einen Riesenquatsch. (…) Das 
führt dazu, dass Sie die Eins mit fünftklassigen Geschichten füllen.“1360 Solche Ansichten, 
die auch mehr Raum für EU- und Auslandsthemen auf den vorderen Seiten befürworten,  
                                            
1354 R 2, a.a.O., S. 3. 
1355 Vgl. R 11, a.a.O., S. 4. 
1356 Vgl. R 3, a.a.O., S. 3. Vgl. R 15, a.a.O., S. 4. Vgl. R 16, a.a.O., S. 9. Vgl. R 18, a.a.O., S. 5. 
1357 R 13, a.a.O., S. 3. 
1358 R 15, a.a.O., S. 4.  
1359 Vgl. ebd. 
1360 R 16, a.a.O., S. 9. 
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bleiben insgesamt eine Minderheitenmeinung gegenüber dem starken 
Regionalisierungsdrang in den meisten Redaktionen. Dessen mögliche Konsequenzen wer-
den im letzten Kapitel diskutiert. 
4.6.6 EU-Politikfelder in der Berichterstattung 
4.6.6.1 Bedeutungsunterschiede der EU-Politikfelder 
Die Auswertung der Fragen zu den regionalen EU-Bezügen in der Berichterstattung zeigt, 
wie groß der Einfluss der EU auf die Politik vor Ort bereits ist und in wie vielen verschie-
denen Bereichen die Union mittlerweile das Leben der Bürger beeinflusst. Erstaunlich ist 
die Vielfalt der regionalen Politikfelder, die EU-Dimension aufweisen und über die die Zei-
tungen regelmäßig berichten. Kein Redakteur hatte Schwierigkeiten, diese Felder zu benen-
nen. Zumeist wurden gleich mehrere Politikbereiche genannt.  
Die EU-Umweltpolitik, die aufgrund ihrer starken regionalen Dimension großen Aktualität 
als Thema der regionalen Berichterstattung besonders gut geeignet erscheint (vgl. Kap. 
2.3.1.5), ist – entgegen der Vermutungen nach der Synopse – in der der Tat eine feste Größe 
in der regionalen EU-Berichterstattung, da ihre Themen die regionalen Wirtschaftsstruktu-
ren und das Leben der Bürger vor Ort in verschiedenster Weise beeinflussen. Dies wird in 
den Gesprächen deutlich (s. u.). Die EU-Umweltpolitik ist aber dennoch nicht das wichtigs-
te europäisierte regionale Politikfeld, das von den Redakteuren zuvorderst genannt wird.1361 
Hierauf wird weiter unten näher Bezug genommen.  
Die stärksten und häufigsten EU-Bezüge ergeben sich erwartungsgemäß, und wie in Kapitel 
2.3.1.5 bereits, vermutet für die Regionalpolitik der EU.1362 „Was zahlt die EU dazu und 
welche Voraussetzungen, welchen Topf kann man da anzapfen, und schaffen wir die An-
tragsfristen?“1363 erklärt R 18 und beschreibt damit die zentralen Fragen, die sich regionale 
Akteure stellen, wenn es um die Auswirkungen der EU-Politik auf das Geschehen vor Ort 
geht. V. a. dann, wenn die EU-Kommission im Rahmen der Regionalpolitik Fördergelder 
gibt, die Projekten in der eigenen Region zu Gute kommen und an denen sich die eigene 
Landesregierung im Rahmen der vorgeschriebenen Kofinanzierung beteiligt, sehen sich 
Regionalzeitungen veranlasst, im Mantelteil zu berichten.  
R 19 erklärt, dass die EU-Fördervorschrift, wonach die regionalen Akteure Öffentlichkeit 
                                            
1361 Vgl. R 4, a.a.O., S. 4. Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. Vgl. R 8, a.a.O., S. 12 f. Vgl. R 9, a.a.O., S. 4. Vgl. R 10, a.a.O., S. 
4. Vgl. R 11, a.a.O., S. 3. Vgl. R 12, a.a.O., S. 3. Vgl. R 13, a.a.O., S. 3. Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 17, a.a.O., S. 
2. Vgl. R 18, a.a.O., S. 4. Vgl. R 19, a.a.O., S. 3. Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 21, a.a.O., S. 3. Vgl. R 23, a.a.O., S. 
5. Vgl. R 24, a.a.O., S. 8. 
1362 Vgl. R 1, a.a.O., S. 5. Vgl. R 5, a.a.O., S. 3. Vgl. R 6, a.a.O., S. 4. Vgl. R 12, a.a.O., S. 1. Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. 
Vgl. R 13, a.a.O., S. 3. Vgl. R 16, a.a.O., S. 5. Vgl. R 18, a.a.O., S. 4. Vgl. R 19, a.a.O., S. 2 f. Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. 
Vgl. R 21, a.a.O., S. 3. Vgl. R 23, a.a.O., S. 5. Vgl. R 24, a.a.O., S. 2. 
1363 R 18, a.a.O., S. 4. 
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für die Förderprojekte herstellen sollten, tatsächlich deren Publizität erhöht, weil eine ge-
zielte Öffentlichkeitsarbeit für die Projekte geleistet wird.1364 An seinen Ausführungen und 
den Äußerungen der anderen ostdeutschen Redakteure1365 wird deutlich, dass die Förder-
mittel-Thematik in den neuen Bundesländern eine besondere Rolle spielt. R 19 erklärt:  
„ In Sachsen ist es ja so, dass z. B. die Fördermittelproblematik, diese ganzen Fördertöpfe, die sind 
ja hier selbst in der Haushaltsberichterstattung drin. Da geht es um die Strategie gegenüber Europa 
und so, das sind alle Themen. Selbst im sozialen Bereich geht es ja auch mit europäischen Förder-
mitteln oder Projekte im Schulbereich, da gibt es viele Felder, die auch als europafinanziert deutlich 
werden.“1366 
Die Themen, die von den Zeitungen bei der Berichterstattung über die EU-Regionalpolitik 
aufgegriffen werden, sind höchst unterschiedlich. Die regionale Verkehrspolitik ist europäi-
siert und wird von Regionalzeitungen immer wieder in dieser Hinsicht thematisiert.1367 Be-
richtet wird auch über geförderte Bau- und Infrastrukturprojekte,1368 in ländlichen Gebieten 
über die EU geförderte Tourismusprogramme1369 sowie über EU-finanzierte Arbeitsmarkt-
projekte und entsprechende Maßnahmen, die über den Europäischen Sozialfonds unterstützt 
werden.1370 „Was natürlich ganz oft vorkommt, sind diese Wirtschaftsförderungsgeschich-
ten, wo Unternehmen auch mit EU-Mitteln gefördert werden bei der Schaffung von Ar-
beitsplätzen. Dann sind das ja auch immer mit EU-Fördermittel und das steht in der Regel 
bei uns auch mit drin“1371, erklärt R 24. Hochschulen erhalten ebenfalls EU-Zuschüsse, was 
für Redaktionen einen Anlass darstellt, über ihre europäischen Aktivitäten zu berichten.1372  
Das zweite wichtige Feld der regionalen EU-Berichterstattung ist die Verbraucherschutzpo-
litik der EU. Dies wird zum einen daran deutlich, dass die Relevanz einer EU-Thematik für 
den Verbraucher vor Ort, also der Nutzen, mit der wichtigste Nachrichtenfaktor für Regio-
nalzeitungen ist, wie in Kapitel 4.6.7.4.1 noch weiter ausgeführt wird. Der Verbraucher-
schutz ist der zentrale Leitgedanke, der die Nachrichtenauswahl von Regionalzeitungen mit 
der EU verbindet. Bei der Beantwortung der Politikfeld-Frage nennen die Redakteure darü-
ber hinaus zahlreiche Themen der EU-Verbraucherschutzpolitik, über die immer wieder 
berichtet wird. Hierzu zählen die Richtlinie über kinderfreundliches Spielzeug1373, Import-
beschränkungen für billige Kleidungsstücke1374, der Nichtraucherschutz, den die EU-
                                            
1364 Vgl. R 19, a.a.O., S. 3. 
1365 Vgl.  R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 21, a.a.O., S. 3. Vgl. R 23, a.a.O., S. 5. Vgl. R 24, a.a.O., S. 8. 
1366 Ebd. 
1367 Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 13, a.a.O., S. 3. Vgl. R 18, a.a.O., S. 4. 
1368 Vgl. R 6, a.a.O., S. 4. Vgl. R 19, a.a.O., S. 2. 
1369 Vgl. R 12, a.a.O., S. 3. 
1370 Vgl. R 7, a.a.O., S. 4. Vgl. R 18, a.a.O., S. 4. Vgl. R 19, a.a.O., S. 3. 
1371 R 24, a.a.O., S. 8. 
1372 Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. 
1373 Vgl. R 4, a.a.O., S. 4. Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. 
1374 Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. 
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Kommission massiv vorantreibt1375, die von ihr veranlasste Kostensenkung für Handy-
Auslandsgespräche1376 („Roaming“) sowie Vorschriften zur Lebensmittelsicherheit.1377 
Nutzerorientierte Dimensionen der EU-Energiepolitik wie Regelungen zu Strom- und Gas-
preisen werden ebenso als Verbraucherthemen genannt, die in die Zeitung gelangen.1378  
Die regionale EU-Berichterstattung ist auch nicht selten Unternehmensberichterstattung. 
Denn häufig sind heimische Unternehmen Empfänger der Förderung, oder aber sie sind 
direkt von EU-Entscheidungen betroffen. Am Beispiel von Unternehmen wird deshalb, 
positiv oder negativ, der Bezug zu Brüssel hergestellt.1379 Die Unternehmensberichterstat-
tung bezieht sich oft auch direkt auf die EU-Wettbewerbspolitik.1380 Regionalzeitungen 
berichten dann häufig über Kartellrechtsverletzungen, an denen regionale Unternehmen 
beteiligt sind, oder über die Beanstandungen der EU-Wettbewerbshüter an den Besitzstruk-
turen deutscher Unternehmen wie etwa der Sparkassen1381 oder des VW-Konzerns.1382  
Ein weiteres wichtiges Feld der regionalen EU-Berichterstattung ist die Agrarpolitik, die 
von neun Redakteuren als Thema genannt wird.1383 Gesondert werden innerhalb dieses 
Politikfeldes mehrfach die EU-Milchpolitik1384 sowie in den Gebieten mit Weinanbau die 
EU-Weinmarktpolitik genannt, die etwa in Franken und im Rheingau, wo jeweils Inter-
views stattfanden, das regionale Geschehen stark bestimmt.1385 Spezifische Regionalthe-
men, die nur in manchen Gebieten eine große Rolle spielen, sind im Ostseeraum, in dem 
zwei Redaktionsbesuche stattfanden, die EU-Fischereipolitik1386 sowie die Hafenpolitik mit 
der EU-Hafenrichtlinie, die den Wettbewerb unter Werften verstärken soll.1387 An Hoch-
schulstandorten, so bemerkt eine Redakteurin aus dem an Universitäten und Fachhochschu-
len reichen Rhein-Main-Gebiet, war die Reform des Hochschulwesens mit der Einführung 
von Bachelor- und Masterabschlüssen („Bologna-Prozess“) ein Thema mit starken EU-
Bezügen, über das ihre Zeitung oft berichtete.1388  
                                            
1375 Vgl. R 14, a.a.O., S. 2. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. 
1376 Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 24, a.a.O., S. 2. 
1377 Vgl. R 5, a.a.O., S.4.  
1378 Vgl. R 9, a.a.O. S. 4.  
1379 Vgl. R 1, a.a.O., S. 3 f. Vgl. R 2, a.a.O., S. 2. Vgl. R 4, a.a.O., S. 4. Vgl. R 13, a.a.O., S. 3. Vgl. R 14, a.a.O., S. 
2. Vgl. R 19, a.a.O., S. 2. Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 21, a.a.O., S. 3. Vgl. R 24, a.a.O., S. 2 u. 8. 
1380 Vgl. R 16, a.a.O., S. 5. Vgl. R 9, a.a.O., S. 4. Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 14, a.a.O., S. 2. Vgl. R 15, a.a.O., S. 
2. Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 23, a.a.O., S. 5.  
1381 Vgl. R 13, a.a.O., S. 3. Vgl. R 14, a.a.O., S. 2. 
1382 Vgl. R 16, a.a.O., S. 5.   
1383 Vgl. R 4, a.a.O., S. 4. Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. Vgl. R 8, a.a.O., S. 2. Vgl. R 10, a.a.O., S. 2. Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. 
Vgl. R 12, a.a.O., S. 1. Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 17, a.a.O., S. 2. Vgl. R 21, a.a.O., S. 3. 
1384 Vgl. R 8, a.a.O., S. 2. Vgl. R 10, a.a.O., S. 2. Vgl. R 12, a.a.O., S. 2. Vgl. R 21, a.a.O., S. 3. 
1385 Vgl. R 4, a.a.O., S. 4. Vgl. R 10, a.a.O., S. 2. Vgl. R 17, a.a.O., S. 2. 
1386 Vgl. R 7, a.a.O., S. 5. Vgl. R 12, a.a.O., S. 2. 
1387 Vgl. R 8, a.a.O., S. 2. Vgl. R 12, a.a.O., S. 3. Vgl. zur EU-Hafenrichtlinie exemplarisch Hamburger Abendblatt: 
EU-Parlament stoppt Hafenliberalisierung. Hamburger Abendblatt online, 18.1.2006. URL: 
http://www.abendblatt.de/daten/2006/01/18/524558.html, 20.4.2009. 
1388 Vgl. R 10, a.a.O., S. 2 f. 
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4.6.6.2 Die EU-Umweltpolitik in der regionalen EU-Berichterstattung 
Die Umweltpolitik der EU stellt einen wichtigen Bereich im Rahmen der regionalen EU-
Berichterstattung dar. Die große Mehrheit der Redakteure gibt an, immer wieder über die 
Auswirkungen der Brüsseler Umweltgesetzgebungen auf die eigene Region zu berichten. 
1389 Nur zwei Redakteure geben an, dass die Thematik für die regionale Berichterstattung 
ihrer Zeitung keine Rolle spielt.1390 Vier Redakteure haben eine ganz andere Meinung: Für 
sie stellt die EU-Umweltpolitik gar das wichtigste regionale europäisierte Politikfeld 
dar.1391 Auffällig ist, dass zwei der vier Redakteure an der Küste arbeiten und die Wichtig-
keit der Thematik auch mit der spezifischen regionalen Situation erklären. Die EU-Politik 
im Bereich der Erneuerbaren Energien und speziell der Windkraft spielt eine zentrale Rolle 
im Ostseeraum.1392 R 22 nennt weitere Themen, die die EU-Umweltpolitik aus seiner Sicht 
zum Thema Nr. 1 der regionalen EU-Berichterstattung macht. 
 „Wir sind hier nun an der Küste, haben immer ein Interesse daran, was wird mit der Fischerei? 
Und wenn dann in Brüssel irgendwas mit Fangquoten und meinetwegen Dorsch darf nicht mehr 
gefangen werden (…), dann ist das für uns automatisch ein großes Thema. (…) Umwelt steht eigent-
lich immer an Nr. 1 mit Klima, bei uns natürlich auch mit Meeresschutz, Gewässerschutz, mit Si-
cherheit der Schifffahrt usw.“1393  
In der Redaktion von R 22 verfügt auch der für Umwelt- und Verbraucherthemen zuständi-
ge Redakteur über das größte EU-Fachwissen.1394   
Die Leitungsredakteure, die die Bedeutung der EU-Umweltpolitik besonders stark betonen, 
heben weitere Einzelthemen hervor wie etwa die Berichterstattung über das Thema Fein-
staub (vgl. Kap. 3.1.7), die einen großen Raum in der Zeitung einnahm. 1395 Sie berichten 
darüber hinaus von den großen Auswirkungen der EU-Klimaschutzpolitik auf die regionale 
Wirtschaft und insbesondere auf die vor Ort ansässige Automobilindustrie.1396 Auf diesen 
Aspekt gehen auch sechs andere Redakteure explizit ein, sodass die EU-Klimaschutzpolitik 
als besonders wichtiges regionales EU-Umweltthema hervortritt.1397 R 6 etwa betont die 
Wichtigkeit der „CO2-Ausstoß-Debatte, KFZ. Das ist noch mal alles ein bisschen technisch. 
(…) Das versuchen wir, auch im Bewusstsein, dass das viele Leute abschreckt, (…) den 
                                            
1389 Vgl. R 4, a.a.O., S. 4. Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. Vgl. R 8, a.a.O., S. 12 f. Vgl. R 9, a.a.O., S. 4. Vgl. R 10, a.a.O., S. 
4. Vgl. R 11, a.a.O., S. 3. Vgl. R 12, a.a.O., S. 3. Vgl. R 13, a.a.O., S. 3. Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 17, a.a.O., S. 
2. Vgl. R 18, a.a.O., S. 4. Vgl. R 19, a.a.O., S. 3. Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 23, a.a.O., S. 5. Vgl. R 24, a.a.O., S. 
8. 
1390 Vgl. R 2, a.a.O., S. 2. Vgl. R 16, a.a.O., S. 5 
1391 Vgl. R 1, a.a.O., S. 5. Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. Vgl. R 7, a.a.O., S. 4. Vgl. R 22, a.a.O., S. 4. 
1392 Vgl. R 7, a.a.O., S. 4. 
1393 R 22, a.a.O., S. 3 f. 
1394 Vgl. R 22, a.a.O., S. 6. 
1395 Vgl. R 1, a.a.O., S. 5. Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. 
1396 Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. Vgl. R 22, a.a.O., S. 3. 
1397 Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. Vgl. R 9, a.a.O., S. 4. Vgl. R 10, a.a.O., S. 4. Vgl. 19, a.a.O., S. 3. Vgl. R 6, a.a.O., S. 4. 
Vgl. R 11, a.a.O., S.3. 
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Menschen diese Relevanz der Themen näher zu bringen.“1398  
Ein anderer starker regionaler Bezug, den auch Redakteure herausstellen, die der Umwelt-
politik eine grundlegende, nicht aber die herausragende Bedeutung für die regionale Be-
richterstattung beimessen, ist die Auswirkung der EU-Chemikalienpolitik (vgl. Kap. 
2.3.1.5) auf die Wirtschaft vor Ort.1399 Hierdurch wird der synoptische Befund bestätigt, 
wonach dieses Thema zu den besonders relevanten Medienthemen gehört. Grund hierfür 
ist, wie bereits im oben genannten Kapitel beschrieben, auch der starke Bezug der Thematik 
zur menschlichen Gesundheit. Dieser Faktor ist für die regionale EU-
Umweltberichterstattung von besonderer Bedeutung, wie R 20 erklärt: „Bei Umweltschutz 
sicherlich wird es viele tangieren, aber das löst immer nur dann Interesse aus, wenn es eine 
unmittelbare Wirkung auf das eigene Leben hat.“1400  
Weitere europäische Bezüge ergeben sich in der regionalen Umweltberichterstattung bei 
den Themen Lärmschutz1401 und  Trinkwasserbelastung.1402 Das dritte größere Thema nach 
der Klimaschutz- und Chemikalienpolitik, das immer wieder Eingang in die Zeitung findet, 
ist aber die Berichterstattung über die EU-Naturschutzpolitik. In den Augen der Regional-
zeitungsmacher ist dieses Thema besonders konfliktträchtig. Streitigkeiten zwischen Um-
weltschützern vor Ort und der regionalen Wirtschaft um Bauprojekte, die aufgrund des 
Fundes einer nach EU-Recht geschützten Art, sorgen für ein besonders negatives Image der 
EU, so wird vermutet.1403  R 9 erklärt:    
„Da wird es (…) teilweise sehr augenfällig. Dieser negative Touch, der dann in der Politik trans-
portiert wird, kommt natürlich auch bei den Bürgern so an: Wenn es wieder heißt, dass ein Hamster 
oder eine Feldmaus oder sonst was, die unter EU-Schutz steht… Und deshalb darf eine Straße nicht 
gebaut werden.“1404  
Deutlich wird hier wieder, dass Umweltöffentlichkeit v. a. durch den Faktor Konflikt voran-
getrieben wird (vgl. Kap 2.4.6.1). Auch die anderen wichtigen europäisierten Umweltthe-
men Klimaschutz und Chemikalienpolitik profitieren von der klassischen Konfliktauftei-
lung zwischen der Industrie einerseits und dem Umweltschutz andererseits.  
4.6.6.3 Zusammenführung 
Die Auswertung zu den regionalen, europäisierten Berichterstattungsthemen hat insgesamt 
die bereits aufgestellten Vermutungen zur Relevanz der einzelnen Politikfelder, aber auch 
                                            
1398 R 6, a.a.O., S. 4. 
1399 Vgl. R 1, a.a.O., S. 3 f. Vgl. R 2, a.a.O., S. 2. Vgl. R 4, a.a.O., S. 4. Vgl. R 14, a.a.O., S. 2. Vgl. R 20, a.a.O., S. 
3. Vgl. R 21, a.a.O., S. 3. 
1400 R 20, a.a.O., S. 7. 
1401 Vgl. R 11, a.a.O., S. 8. Vgl. R 13, a.a.O., S. 3.  
1402 Vgl. R 20, a.a.O., S. 3 
1403 Vgl. R 8, a.a.O., S. 12 f. Vgl. R 9, a.a.O., S. 4. Vgl. R 11, a.a.O., S. 8. Vgl. R 12, a.a.O., S. 1. 
1404 R 9, a.a.O., S. 4. 
Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 284 
 
 
zur Bedeutung einzelner Fragestellungen innerhalb der Umweltthematik, bestätigt. Denn 
mit der EU-Naturschutzpolitik sowie der Klima- und Chemikalienpolitik wurden Politikbe-
reiche empirisch identifiziert, von denen bereits in Kap. 2.3.1.5 vermutet wurde, dass sie 
aufgrund des ihnen anhaftenden Nachrichtenfaktors der räumlichen Nähe wichtig für die 
regionale Umweltberichterstattung sein könnten. Tabelle 29 fasst die Hierarchie der Um-
weltthemen zusammen.  
Tabelle 29: EU-Dimensionen der regionalen Umweltberichterstattung 
Bedeutung für die regionale Um-
weltberichterstattung 
EU-Politikfelder 
 
Häufige Berichterstattung Klimaschutzpolitik, Chemikalienpolitik, Fischerei / 
Meeresschutz (ortspezifisch) 
Gelegentliche Berichterstattung Naturschutzpolitik, Luftreinhaltung (Feinstaub) 
Seltene Berichterstattung  Lärmschutz, Trinkwasser 
Quelle: Eigene Darstelllung 
Tabelle 30 gibt einen abschließenden Überblick über die Bedeutung, die die befragten Lei-
tungsredakteure den EU-Politikfeldern für die Berichterstattung insgesamt beimessen.  
Tabelle 30: EU-Dimensionen der Regionalberichterstattung 
Bedeutung für die  
Regionale Berichterstattung 
EU-Politikfelder 
 
Häufige Berichterstattung Regionalförderung, Verbraucherschutz 
Gelegentliche Berichterstattung Umweltschutz, Landwirtschaft, Wettbewerbspolitik 
Seltene Berichterstattung  Hochschulpolitik 
Quelle: Eigene Darstellung 
Die wichtigsten Felder sind die Regional- und Verbraucherschutzpolitik. Darauf folgen die 
Politikfelder Landwirtschaft, Umwelt und Wettbewerb. Von geringerer Wichtigkeit ist die 
Hochschulpolitik. Die Auswertung macht ferner deutlich, dass es nicht auf der Ebene der 
Politikfelder, wohl aber auf der untergeordneten Ebene der Einzelthemen zwei Arten der 
EU-Bezüge gibt: Themen, die vor Ort ihren Niederschlag finden, aber überall in Deutsch-
land ihre gleiche Wirkung entfalten. Dies gilt für alle EU-Vorschriften, die bundesweit gel-
ten. Zu denken ist hier etwa an viele Verbraucherschutz- und Agrargesetze, die potenziell 
von jeder Regionalzeitung in einem Supermarkt oder auf einem Bauernhof recherchiert 
werden könnten. 
Der zweite Art des EU-Bezuges hat eine spezifische regionale Dimension, die sich einer-
seits aus der regionalen Wirtschaftsstruktur erklärt, weil die Hafenrichtlinie nur in Küsten-
städten und die Weinmarktreform nur in Weinanbaugebieten eine Bedeutung hat. Ein ort-
spezifischer regionaler Bezug kann auch gegeben sein, wenn im Rahmen der Wettbewerbs-
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politik konkret ein Unternehmen von der EU-Kommission unter die Lupe genommen wird 
wie etwa Volkswagen in Niedersachsen. Tabelle 31 fasst Beispiele von ortspezifischen Re-
gionalthemen zusammen, die in den Gesprächen genannt wurden.  
Tabelle 31: Beispiele ortspezifischer Regionalthemen in der EU-Berichterstattung 
Region oder Bundesland EU-Themen mit besonderer regionaler Bedeutung 
Nordbaden (Baden-Württemberg) Industrie, Chemikalien-Politik 
Franken (Bayern) Weinanbau  
Rheingau (Rheinland-Pfalz) Weinanbau  
Bremen Regionalpolitik: Arbeitsmarkt, Hafenrichtlinie, Fischerei 
Hamburg Hafenrichtlinie 
Rhein-Main-Gebiet (Hessen) Hochschulpolitik, Bologna-Prozess 
Mecklenburg-Vorpommern Regionalpolitik: Tourismus 
Baden-Württemberg Klimaschutzauflagen für die Autoindustrie 
Niedersachsen VW-Gesetz 
Sachsen Regionalpolitik: Strukturfonds 
Klimaschutzauflagen für die Autoindustrie 
Sachsen-Anhalt Regionalpolitik: Strukturfonds, Chemikalienpolitik 
Schleswig-Holstein Meerespolitik, Fischerei 
Thüringen Regionalpolitik: Strukturfonds  
Quelle: Eigene Darstellung 
4.6.6.4 Der Einfluss von Grenzlagen auf die Berichterstattung 
Nach der Untersuchung der allgemeinen Politikfelder muss geklärt werden, inwieweit ein 
besonderer ortspezifischer Politikbereich, nämlich die grenzüberschreitende Verflechtungen 
zwischen europäischen Grenzregionen, Auswirkungen auf die Berichterstattung der Man-
telredaktionen hat. Die Aufmerksamkeit wird von der vertikalen Europäisierung an dieser 
Stelle also auf die horizontale Europäisierung gerichtet. Die Forschungsergebnisse von 
Roose haben bereits gezeigt, dass die Regionalberichterstattung in Grenzregionen deutlich 
weniger europäisiert ist als angenommen. Nationale Perspektiven herrschen vor (vgl. Kap. 
3.2.4). Interessant ist daher v. a. die qualitative Frage, in welcher Weise Bezüge zum Nach-
barland hergestellt werden, wenn überhaupt darüber berichtet wird. Hierüber geben die In-
terviews nähere Auskünfte. Sieben der 24 befragten Redaktionen sind in Grenznähe ange-
siedelt. Die benachbarten Länder sind Dänemark, Polen, Tschechien und je zweimal Frank-
reich, Belgien und die Niederlande.  
Zunächst einmal wird deutlich, dass Themen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
wie etwa die Aktivitäten der Euregios,  der gemeinsamen Körperschaften, die auch im 
Rahmen der EU-Regionalpolitik gefördert werden,  durchaus regelmäßig berichtet werden, 
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in größerer Form aber nur selten Eingang in den regionalen Mantelteil finden. Sie sind in 
erster Linie Bestandteil der lokalen Berichterstattung.1405  R 16 erklärt exemplarisch: 
„Niederlande ist natürlich ein großes Thema, grenzt direkt an uns (…) Wir haben gerade vor weni-
gen Wochen eine achtseitige Beilage zu 50 Jahre Euregio gehabt. Aber das ist nicht so ein Thema. 
Das wird dann eher tatsächlich in den Lokalausgaben, die auch wirklich dort sind, gemacht.
1406
   
R 19 berichtet aus seiner Perspektive über die Euregio-Berichterstattung:  
„Meistens machen die irgendwelche Veranstaltungen, einmal oder zweimal im Jahr. In dem Umfeld 
wird in der Regel darüber berichtet. (…) Bei uns heißt das Euregio Egrensis. Das ist Vogtland, 
Nordböhmen bis Chemnitz, also der Erzgebirgsraum. Da sind die zusammengeschlossen mit ent-
sprechenden gemeinsamen Projekten, die sich im Nahverkehr und so abspielen. Darüber wird be-
richtet.“1407  
In den Gesprächen wird deutlich, dass die Themen der Berichterstattung stark von der Koo-
perationstiefe abhängen, die die Nachbarstaaten im Rahmen der Euregios miteinander ein-
gegangen sind. Da Euregios sehr unterschiedlich organisiert sind und sich die Intensität 
ihrer Arbeit stark unterscheiden kann, ist die Themenbandbreite der „lokalen Auslandsbe-
richterstattung“, die die Redakteure schildern, entsprechend groß.  
Das Themenspektrum reicht von Problemen beim gegenseitigen Zugang zu den Arbeits-
märkten über Fragen rund um das Leben und Wohnen im Nachbarland bis hin zu den Mög-
lichkeiten, die heimische Unternehmen im Nachbarland haben, Geschäfte zu führen und 
aufzubauen.1408 Weitere Themen, von denen berichtet wird, sind kulturelle Veranstaltun-
gen, die etwa die Euregios ausrichten, sowie regionale Tourismusaktivitäten wie das Erstel-
len gemeinsamer Radwanderkarten. Auch regionale und kommunale Wahlen im Nachbar-
land sind Gegenstand der Berichterstattung.1409 Grenzüberschreitende Steuerregelungen 
und die gegenseitige Beachtung von Verkehrsregeln sind weitere Themen, die sich in der 
Lokalberichterstattung wieder finden.1410  „Kriminalität im grenznahen Bereich und Prosti-
tution, Tanktourismus. (…)“1411, ergänzt R 19 abschließend. 
Die engen Verflechtungen führen mitunter zu strukturellen Strategien im Rahmen der Be-
richterstattung oder der Redaktionsarbeit: Redaktion 18 produziert mit der benachbarten 
französischen Regionalzeitung eine gemeinsame, zweisprachige Jugendbeilage. Hier ist die 
Grenznähe also direkter Einflussfaktor für eine institutionalisierte Kooperation.1412 Sie be-
dingt auch, dass die Betonung der deutsch-französische Freundschaft in das Redaktionssta-
                                            
1405 Vgl. R 16, a.a.O., S. 11. Vgl. R 18, a.a.O., S. 4. Vgl. R 12, a.a.O., S. 4. Vgl. R 6, a.a.O., S. 4. Vgl. R 19, a.a.O., 
S. 6. 
1406 R 16, a.a.O, S. 11. 
1407 R 19, a.a.O., S. 6. 
1408 Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. 
1409 Vgl. R 3, a.a.O., S. 6. 
1410 Vgl. 13, a.a.O., S. 4. Vgl. R 19, a.a.O., S. 6. 
1411 R 19, a.a.O., S. 6. 
1412 Vgl. 18, a.a.O., S. 4 f. 
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tut aufgenommen wurde.1413  
Redaktion 3 führt eine tägliche Kolumne aus Straßburg in der Zeitung.1414 Und Redaktion 
19, die an der Grenze zu Tschechien angesiedelt ist, produzierte anlässlich der Öffnung der 
Grenzen bei der EU-Erweiterung 2004 eine Serie zu den Einreiseregelungen im Rahmen 
des Schengen-Systems.1415 In den nach der EU-Erweiterung neu entstandenen Grenzräu-
men findet eine intensive Strukturförderung statt, da die neuen Länder ohnehin wirtschaftli-
chen Nachholbedarf haben, Grenzregionen überdies aber oft zusätzlich durch ihre periphäre 
Lage strukturschwach und deshalb förderungsbedürftig sind. Nach Ansicht von R 6 sehen 
Leser gerade in diesen ostdeutschen Grenzregionen, welch großen Einfluss die EU mit ihrer 
Förderpolitik auf die regionale Wirtschaftsentwicklung nimmt.1416  
Eine grenznahe Einflussgröße der besonderen Art ist die Anbindung an eine Großregion 
wie den Ostseeraum. Zwei Redakteure weisen in den Gesprächen hierauf hin. Laut R 22 
entsteht in dieser Region eine gewisse regionale Identität, die sich in der Berichterstattung, 
etwa anlässlich einer großen Regionalkonferenz, niederschlägt, und auch das allgemeine 
Interesse der Bevölkerung am Geschehen in den benachbarten EU-Ländern Schweden, 
Polen, Finnland und den baltischen Staaten fördert.1417 Kollege 12 kritisiert allerdings, dass 
Publikationen bezüglich des Ostseeraumes oft „eine sehr hohe Verallgemeinerungstufe“ 
aufweisen und deshalb nicht größer in den Mantelteil der Zeitung gelangen würden.1418  
Nur zwei Redaktionen, von denen eine allerdings nur über einen kurzen Grenzbe-
reich verfügt, geben an, dass die Nachbarschaft keine größeren Auswirkungen auf 
die Berichterstattung der Zeitung hat.1419 R 17 hat den erklärten Wunsch, dies zu 
ändern: „Wir haben generell einen viel stärkeren Fokus auf Amerika als auf Frank-
reich. Das finde ich nicht in Ordnung, und ich versuche alles, das zu ändern.“1420 An 
dieser Aussage wird auch deutlich, welche Rolle ein Redaktionsleiter für sich in An-
spruch nehmen kann: die eines Gatekeepers, der das Geschehen seiner Zeitung in-
haltlich aufgrund eigener Überzeugungen prägen und verändern will. In diesem Fall, 
weil durch die Grenznähe ein Bezug zu Frankreich besteht, der aber kaum Eingang 
in die Berichterstattung findet. Dieses Beispiel weist auf die Gültigkeit der Gatekee-
per-Theorie hin. Und es zeigt, dass die Grenznähe die Bereitschaft zur horizontalen 
Europäisierung der regionalen Berichterstattung positiv beeinflussen kann. 
                                            
1413 Vgl. R 18, a.a.O.,S. 3. 
1414 Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. 
1415 Vgl. R 19, a.a.O., S. 6. 
1416 Vgl. R 6, a.a.O., S. 4. 
1417 Vgl. R 22, a.a.O., S. 6 u. 8 
1418 Vgl. R 12, a.a.O., S. 4. 
1419 Vgl. R 14, a.a.O., S. 10. Vgl. R 17, a.a.O., S. 5. 
1420 R 17, a.a.O., S. 5. 
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4.6.7 Nachrichtenauswahl und Berichterstattungshindernisse 
4.6.7.1 Entwicklung der EU-Berichterstattung in den Jahren 2003 bis 2008 
Zu Beginn der Beschäftigung mit der Nachrichtenauswahl in der EU-Berichterstattung steht 
die Frage, inwieweit sich diese bei den befragten Redaktionen in der jüngsten Vergangen-
heit entwickelt hat. Die Befunde sind eindeutig: Zwei Drittel der Redakteure geben an, dass 
die Berichterstattung in den Jahren 2003 bis 2008 zugenommen hat.1421 Fünf Journalisten 
geben an, dass sich die Menge der Berichterstattung nicht verändert hat.1422 Nur ein Redak-
teur findet, dass die Quantität abgenommen hat. Dies begründet er mit Personalmangel: 
„Quantitativ ist es weniger geworden, ganz deutlich weniger geworden, das muss man sagen. Wir 
hatten früher mehr Leute und insofern auch mehr Zeit sich um diese Themen zu kümmern. Wir müs-
sen uns dann wirklich konzentrieren auf die Highlights, Europawahl beispielsweise. Das sind die 
absoluten Meilensteine. Ansonsten zwischendrin leben wir, ich sag es ganz offen, wie in vielen ande-
ren Bereichen auch, leben wir von Tag zu Tag.“1423  
Diametral entgegengesetzt ist die Auskunft von R 3 der schätzt, dass die EU-
Berichterstattung in dem fünfjährigen Zeitraum um 100 Prozent zugenommen hat.1424 Die 
Gründe, die die Redakteure für die teils erhebliche Zunahme der EU-Berichterstattung an-
geben, sind unterschiedlichster Art. Meistens führen sie den Anstieg auf die fortgeschrittene 
Integration der EU zurück, mit der ein zunehmender Einfluss auf die Region und damit auf 
das Themenspektrum des eigenen Blattes einherging.1425 R 29 erklärt exemplarisch:  
„Ich bin nun seit fast 20 Jahren bei der Zeitung dabei, und ich meine, dass wir bestimmt in den letz-
ten fünf, sechs Jahren so unmittelbar vor 2005 vor der letzten Erweiterung (…) Seitdem ist das 
schon um mindestes 50 Prozent gewachsen. Es kann auch sein damals, vom Gefühl her ist es schon 
ein unglaublicher Zuwachs, weil EU eindeutig bei vielen Entscheidungen immer eine Rolle 
spielt.“1426  
R 8 erklärt in ähnlicher Weise, dass die EU heute als politisches Phänomen ganz anders 
wahrgenommen werde. Der alte Spruch, nachdem man einen politischen Opa nach Europa 
schicke, weil es keine politische Bedeutung habe, sei längst nicht mehr gültig. Denn „sehr 
viele Gesetze“ würden heute in Brüssel gemacht, die „ganz stark hier eingreifen in das täg-
liche Leben der Leute“ (…).1427 Als Indikatoren für die gewachsene Bedeutung der Ge-
                                            
1421 Vgl. R 1, a.a.O., S. 4. Vgl. R 4, a.a.O., S. 3. Vgl. R 6, a.a.O., S. 3. Vgl. R 7, a.a.O., S. 3 f. Vgl. R 8, a.a.O., S. 7. 
Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 12, a.a.O., S. 3. Vgl. R 9, a.a.O., S. 3. Vgl. R 1, a.a.O., S. 4. Vgl. R 14, a.a.O., S. 3. 
Vgl. R 16, a.a.O., S. 4. Vgl. R 18, a.a.O., S. 3. Vgl. R 19, a.a.O., S. 2. Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 21, a.a.O., S. 4. 
Vgl. R 22, a.a.O., S. 4. 
1422 Vgl. R 2, a.a.O., S. 2. Vgl. R 5, a.a.O., S. 3. Vgl. R 13, a.a.O., S. 2. Vgl. R 23, a.a.O., S. 2. Vgl. R 24, a.a.O., S. 
3. 
1423 R 17, a.a.O., S. 4. 
1424 Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. 
1425 Vgl. R 6, a.a.O., S. 3 f. Vgl. R 8, a.a.O., S. 7. Vgl. R 10, a.a.O., S. 3. Vgl. R 11, a.a.O., S. 3. Vgl. R 14, a.a.O., 
S. 3 f. Vgl. R 16, a.a.O., S. 4. Vgl. R 19, a.a.O., S. 4.  Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 22, a.a.O., S. 4.  
1426 R 20, a.a.O., S. 3. 
1427 Vgl. R 8, a.a.O., S. 7. 
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meinschaft führen die Journalisten die Erweiterungsrunde im Jahr 20041428, die deutsche 
Ratspräsidentschaft1429, die Euro-Einführung1430, die gestiegene Bedeutung des Parlamen-
tes1431 und verstärkte Aktivitäten im Bereich der Strukturförderung an, die v. a. in Ost-
deutschland für eine rege Berichterstattung gesorgt hat, wie R 20 erklärt: „Auch die Ein-
griffsmöglichkeiten über Förderinstrumente der EU (…) Das war ein Thema, das auch ent-
sprechend groß war, das hat sich schon deutlich entwickelt.“1432  
Der Anstieg der EU-Berichterstattung wird nicht nur mit positiven Integrationsfortschritten 
erklärt. Auch die negative, konfliktträchtige Integration sorgte für einen Zuwachs der redak-
tionellen EU-Arbeit, wie R 9 erklärt, der als Beispiel die gescheiterten Verfassungsreferen-
den in Irland und den Niederlanden nennt. Gerade der Verfassungsstreit führte in seinen 
Augen dazu, dass sich seine Redaktion der EU noch stärker annahm.1433  
Die Leitungsredakteure beziehen sich in ihren Erklärungen für den Anstieg der Berichter-
stattung nicht alleine auf den externen Einflussfaktor der Europäisierung, sondern auch auf 
den Willen der Redaktion, sich dem wichtiger werdenden Thema stärker anzunehmen.1434 
R 1 äußerst sich diesbezüglich und benennt zugleich weitere Einflussfaktoren:   
„Letztendlich durch die (…) Schwerpunktsetzung durch die Redaktion. Das Bewusstsein ist ge-
schärft worden für europäische Themen, was früher vielleicht nicht so der Fall war. Wenn Sie dann 
noch einen fähigen Redakteur oder fähige Redakteure haben, die sich sehr gut mit dem Europathe-
ma auskennen und damit beschäftigen. Und es kommt hinzu, wenn Sie einen guten Korrespondenten 
haben, nicht zuletzt auch durch direkte Kontakte.“1435   
Deutlich wird an dieser Aussage, dass sowohl die formelle Nominierung eines für die EU-
zuständigen Redakteurs sowie der Kontakt zu einem guten Korrespondenten die Quantität 
der Berichterstattung steigern können. Den Einflussfaktor Korrespondent auf den Anstieg 
der Berichterstattung führt eine ganze Reihe von Redakteuren an. Sie betonen erneut das 
besondere Engagement des Korrespondenten Drewes1436 und die Bedeutung der Eröffnung 
des WAZ-Büros in Brüssel, mit der die Berichterstattung im eigenen Blatt zunahm.1437  
4.6.7.2 Meinungsbilder zur EU-Berichterstattung in Deutschland 
Die Berichterstattung im eigenen Blatt ist bei den meisten Zeitungen angestiegen. Wün-
schen sich die Redakteure aber nun auch, dass die EU-Berichterstattung in den deutschen 
                                            
1428 Vgl. R 12, a.a.O., S. 3. Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. 
1429 Vgl. R 7, a.a.O., S. 3 f. Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. 
1430 Vgl. R 6, a.a.O., S. 3. 
1431 Vgl. R 10, a.a.O., S. 3. 
1432 R 20, a.a.O., S. 3. 
1433 Vgl. R 9, a.a.O., S. 3.  
1434 Vgl. R 1, a.a.O., S. 4 u. 5. Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. Vgl. R 21, a.a.O., S. 4 
1435 R 1, a.a.O., S. 5. 
1436 Vgl. R 1, a.a.O., S. 4 f. Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. Vgl. R 16, a.a.O., S. 4. Vgl. R 18, a.a.O., S. 3. Vgl. R 16, a.a.O., 
S. 4. Vgl. R 18, a.a.O., S. 3 u. 5.  
1437 Vgl. R 4, a.a.O., S. 3. Vgl. R 14, a.a.O., S. 3.  
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Medien weiter zunimmt? Aufschluss darüber gibt das mit dem Fragebogen erfasste Mei-
nungsbild zur gewünschten und geschehenen Entwicklung der EU-Berichterstattung. Die 
Analyse zeigt zunächst, dass die Redakteure gespalten sind bei der Frage, ob genug über die 
EU berichtet wird bzw. ob künftig mehr berichtet werden sollte. 13 der 24 Redakteure for-
dern, dass die EU-Berichterstattung zunehmen sollte. Für elf Redakteure ist keine Verände-
rung der bisherigen Verhältnisse nötig. Die befragten Blattmacher zeigen also ein sehr hete-
rogenes Meinungsbild, ein dominantes Verlangen nach einer Zunahme der Berichterstat-
tung ist nicht erkennbar. Dieser Befund steht den Ergebnissen der AIM-Studie entgegen, 
wonach die Mehrheit der deutschen Journalisten für eine Zunahme der Berichterstattung 
plädiert (vgl. Kap. 3.2.5.2.2.3). 
Begründet wird der fehlende Wunsch nach einer Zunahme mitunter damit, dass nicht mehr, 
sondern anders berichtet werden müsste, wie eine Redakteurin im Fragebogen schreibt. 
Eine reine quantitative Zunahme wird also nicht überall als Mittel angesehen, um die Situa-
tion zu verbessern. R 2, der ebenfalls für keine Veränderung plädiert, gibt an, dass die 
deutschen Medien ja bereits viel täten, um „Europa in ein positives Licht zu stellen.“1438 
Diese Aussage weist auf ein weiteres Erklärungsmuster für die ausbleibende Forderung 
nach einer Ausweitung der Berichterstattung hin: Ihr Fehlen wird auch damit begründet, 
dass die Berichterstattung, wie oben gezeigt, bereits in den vergangenen Jahren zuge-
nommen hat. Der Wunsch nach einer weiteren Zunahme kann vor diesem Hintergrund, 
und gerade auch im Hinblick auf die immer wieder geäußerten strukturellen Hemmnisse 
des Personal-, Zeit- und Geldmangels, als irreales Verlangen erscheinen, das auch mit 
der eigenen Europafreundlichkeit (vgl. Kap. 4.6.8.3.2) nicht in Einklang zu bringen ist.  
Die starke Orientierung an gegebenen ökonomischen und politischen Sachzwängen 
prägt insgesamt das Denken der Leitungsredakteure, wie bereits die Auswertung zur 
ökonomischen Realität und die Beobachtung zeigten, aber auch die Antworten nach der 
Frage zum Wunsch nach Veränderungen im politischen System der EU deutlich ma-
chen. Einige Redakteure waren von dieser Frage überrascht, machten keine Angaben 
und zeigten insgesamt eine geringe Bereitschaft, Wünsche zu äußern, die sich auf eine 
strukturelle Veränderung der journalistischen und politischen Realität beziehen.1439 „An 
den Strukturen hat man ja in Regionalzeitung wenig zu kritteln, die sind halt so“1440, 
antwortet exemplarisch R 3. „Ich glaube, das ist ja fast schon Idyll, wenn ich mir das 
dann wünsche“1441, sagt R 22. „Die politische Struktur der EU zu verändern, glaube ich, 
                                            
1438 R 2, a.a.O., S. 6.  
1439 Vgl. R 7, a.a.O., S. 9. Vgl. R 12, a.a.O., S. 9. Vgl. R 17, a.a.O., S. 3. Vgl. R 22, a.a.O., S. 10. 
1440 R 3, a.a.O., S. 9. 
1441 R 22, a.a.O., S. 10. 
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ist ein Traum (…)“1442, befindet R 17. Insgesamt ist in der Regionalzeitungswelt stel-
lenweise eine Desillusionierung zu erkennen, auf deren Bedeutung abschließend noch 
eingegangen wird.   
4.6.7.3 Einschätzung der Leserinteressen 
Hoffnungsvoller ist der Eindruck vom generellen Leserinteresse am Thema Europäische 
Union, den die befragten Redakteure haben. Zwar halten eine ganze Reihe von Redakteuren 
die EU grundsätzlich für kein Thema, dass die Leserschaft besonders stark interessiert. 1443 
Eine größere Zahl von Journalisten differenzieren ihre Äußerungen aber dahingehend, dass 
zwar das Leserinteresse an den institutionellen und gesetzgeberischen Aspekten der EU 
gering ist, die Aufmerksamkeit aber einen hohen Grad erreichen kann, wenn es gelingt, 
Lesern die Nutzwertdimension der EU vor Augen zu führen. 1444 Dieser Befund steht im 
Widerspruch zu den durchweg negativen bisher vorliegenden Forschungsergebnissen zu 
Publikumsbildern in der EU-Berichterstattung, die aber nur auf wenigen Interviews mit 
Heimatredakteuren basieren (vgl. Kap 3.2.5.2.2.4).  
Das Leserinteresse an EU-Themen, so wird hier deutlich, hängt für die Mehrheit der befrag-
ten Journalisten v. a. von der Art der Themenfindung und Themenaufbereitung ab. R 5 
bringt diese Einschätzung klar zum Ausdruck:  
„Ich glaube, dass es immer dann hoch ist, wenn es eben um Themen geht, die sie betreffen und inte-
ressieren, wo sie die Auswirkungen von Europa spüren oder von der Politik der Europäischen Uni-
on. Ich glaube, dass es nicht allzu groß ist, was so dieses Konstrukt an sich und dieser Apparat in 
Brüssel und Straßburg (…).“1445  
R 15 erläutert diese Beobachtung noch eingehender:  
„Leser mögen nichts Abstraktes. Leser wollen was Handfestes, Hilfestellung, Erklärung, Service 
haben, wenn sie es betrifft, (…) dann ist er hochgradig interessiert. (…) Die interessieren sich ganz 
herzlich wenig für dieses Gipfelgebaren. Ganz im Gegenteil, da verkehrt sich eigentlich die Wahr-
nehmung.“1446  
Die hier präsentierten Einschätzungen der Redakteure werden durch die empirische Studie 
der Redaktion 1 zum Leserinteresse an EU-Themen belegt, die in Kooperation mit der For-
schungsgruppe Wahlen durchgeführt wurde. Die Arbeit offenbarte, dass das Interesse der 
Leser an der Feinstaub-Thematik als relevantem, regional stark wirksamen Thema, sehr 
                                            
1442 R 17, a.a.O., S. 3.  
1443 Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 4, a.a.O., S. 6. Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 8, a.a.O., S. 6. Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. 
Vgl. R 10, a.a.O., S. 8. Vgl. R 11, a.a.O., S. 7. Vgl. R 12, a.a.O., S. 6. Vgl. R 13, a.a.O., S. 6 u. 9. Vgl. R 23, a.a.O., S. 4. 
1444 Vgl. R 1, a.a.O., S. 4. Vgl. R 3, a.a.O., S. 7. Vgl. R 5, a.a.O., S. 6. Vgl. R 14, a.a.O., S. 6. Vgl. R 22, a.a.O., S. 5. 
Vgl. R 16, a.a.O., S. 7. Vgl. R 18, a.a.O., S. 7. Vgl. R 19, a.a.O., S. 7. Vgl. R 20, a.a.O., S. 7. Vgl. R 21, a.a.O., S. 7. 
Vgl. R 24, a.a.O., S. 6.  
1445 R 5, a.a.O., S. 6. 
1446 R 15, a.a.O., S. 7. 
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groß war, wie R 1 berichtet.1447 Das Blatt führte eine weitere empirische Studie u. a. zur 
EU-Berichterstattung durch, die in der Zeitungslandschaft unter dem Namen Readerscan1448 
bekannt ist, und mit der die thematischen Interessen der Leserschaft erfasst werden. Hiermit 
wurde herausgefunden, dass abstrakte und komplizierte EU-Vorgänge die Leserschaft nicht 
interessieren, bei unmittelbaren Auswirkungen der Brüsseler Beschlüsse  das Interesse aber 
rapide ansteigt. „Das heißt für uns: Wir müssen Europathemen möglichst lesernah verpa-
cken, möglichst verständlich für ihn machen und nicht abgehoben rüberbringen“1449, 
schlussfolgert R 1. Durchschnittlich würden 16 Prozent der Leser einen Artikel durchlesen, 
erklärt der Redakteur. Bei EU-Themen mit starken Relevanzbezügen liege die Quote bei bis 
zu 30 Prozent, bei institutionellen, komplexen Fragestellungen bei nur fünf Prozent. „Wir 
kommunizieren das auch mit dem Korrespondenten, der weiß das auch. Das heißt also, 
möglichst verständlich, möglichst interessant, möglichst lesernah“1450, sagt R 1.  
Das Instrument des Readerscans wird mittlerweile in vielen Redaktionen eingesetzt.1451 
Dennoch berichtet kein anderer Redakteur, dass seine Zeitung das Leserinteresse an der 
EU-Berichterstattung mit dieser Methode empirisch untersuchen ließ und die Erkenntnisse 
überdies dem Korrespondenten in Brüssel berichtet wurden. R 5 erklärt wohl, dass seine 
Zeitung die Auslands- und Frankreichberichterstattung untersucht habe, wobei ein geringes 
Interesse festgestellt wurde. Die Wahlberichterstattung über Frankreich ist deshalb verän-
dert worden. „(…) Sonst war es immer üblich da im Vorfeld und danach riesengroß zu be-
richten. Gerade im Vorfeld machen wir es eigentlich nicht mehr in der Form, machen es 
wesentlich kürzer“1452, berichtet R 5 und gibt damit ein Beispiel dafür, wie die Orientierung 
an Erkenntnissen aus der Leserschaftsforschung dazu führen kann, dass politische Inhalte 
aus der Zeitung verschwinden. Wirtschaftlicher Erfolg in Form größtmöglicher Lesequoten 
und der publizistischer Auftrag der umfassenden Darstellung des politischen Geschehens 
stehen sich dann direkt gegenüber.  
Eine andere Möglichkeit zur Leserattraktion, die aus Sicht der bisher v. a. untersuchten 
Korrespondenten bei EU-Themen allerdings nicht immer funktioniert (vgl. Kap 3.1.7.), ist 
                                            
1447 Vgl. R 1, a.a.O., S. 4. Bei dem so genannten Bürgerbarometer werden 1000 Bürger telefonisch von der For-
schungsgruppe Wahlen befragt. Dies entspricht laut R 1 der Zahl für das ZFD Politbarometer, das die Forschungs-
gruppe ebenfalls durchführt.  
1448 Dabei wird das Leseverhalten mit Hilfe eines Scanners in Stiftform getestet: Einer Gruppe von repräsentativ 
ausgewählten Lesern, meist 120 Probanden, wird eine Auswahl von Artikeln vorgelegt. Mit dem Stift-Scanner erfas-
sen die Leser den Text und insbesondere die Zeilen, bei denen sie das Lesen abgebrochen haben, weil sie der Artikel 
nicht mehr interessierte. Das Wissen über diese Ausstiegsstellen hilft den Redaktionen dabei, die thematischen Präfe-
renzen ihrer Leserschaft kennen zu lernen (vgl. Simon, Ulrike: Überfliegen Sie nur – oder lesen Sie schon? Die Welt 
online, 17.6.2007. URL: 
http://www.welt.de/wams_print/article952320/Ueberfliegen_Sie_nur_oder_lesen_Sie_schon.html, 20.4.2009) 
1449 R 1, a.a.O., S. 4.  
1450 R 1, a.a.O., S. 4. 
1451 Vgl. Simon, a.a.O. 
1452 Vgl. R 5, a.a.O., S. 7. 
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das Sichtbarmachen von Konflikten. Die bisherige Auswertung gibt Hinweise, dass dies bei 
Regionalzeitungen zu einem starken Anstieg der Aufmerksamkeit führen kann. Zwei Re-
dakteure geben zudem an, dass das Leserinteresse in Form von Leserbriefen steigt, wenn 
über größere EU-Konflikte wie den Verfassungsstreit berichtet wird.1453 Die negative Euro-
päisierung erzeugt also auch in dieser Form Aufmerksamkeit (s.o.) durch den Faktor Kon-
flikt, auf den Kapitel 4.6.7.4.2, das die Nachrichtenfaktoren behandelt, noch näher eingeht.  
Dass es Regionalmedien trotz aller Versuche noch nicht hinreichend gelingt, dass Leserinte-
resse zu wecken, zeigen die selbstkritischen Antworten von wenigen Journalisten. Sie ma-
chen deutlich, dass es die Regionalpresse über alle politisch-strukturellen Hindernisse (vgl. 
Kap. 3.1.7) und Schwierigkeiten in der europapolitischen Öffentlichkeitsarbeit (vgl. Kap. 
3.1.8) hinaus ein Stück weit selbst in der Hand hat, dass die EU-Politik besser vermittelt 
wird.1454 R 6 sieht Versäumnisse v. a. bei Regionalzeitungen. Er ist der Meinung, dass  
„viele Massenmedien abseits von Qualitätszeitungen auch diese Dimension, die Europa mit sich 
bringt und diese Wichtigkeit, in keinem ausreichenden Maße transportieren. Regionaljournalismus 
findet bisher nur statt, wenn irgendeine Kuriosität auf dem Markt ist (…) Aber die tagtägliche Di-
mension von Europa, die findet man da nicht.“1455 
Auch R 11 betont den großen Einfluss der EU auf den Alltag der Leserschaft. Diesen Bezug 
herzustellen ist für ihn die wichtigste Aufgabe der Regionalzeitungen, der sie derzeit aber 
nicht ausreichend nachgehen. „Das Thema wird meiner Meinung nach nicht genug bearbei-
tet, die meisten wissen es gar nicht, aber das tägliche Leben wird immer mehr von europäi-
schen Vorschriften und Normen bestimmt, sodass wir da eigentlich viel mehr berichten 
müssten, meiner Meinung nach.“1456 Auch R 16 geht mit der eigenen Zunft hart ins Gericht. 
Er spricht von einem „Darstellungsproblem im Sinne, dass man zu viel voraussetzt. Da zu 
wenig aufdröselt, zu wenig den Mut hat (…): Wir räumen an dem Tag aber der Geschichte 
dann noch mehr Platz ein. (…).“1457 Mit einer ausführlicheren Darstellung, so ist er über-
zeugt, könnte es gerade in der komplexen EU-Berichterstattung öfter gelingen, die Hinter-
gründe näher zu beleuchten und den Lesern so die Bedeutung der Thematik besser klar zu 
machen. Diese Art der Lesernähe, so bedauert er, scheitert regelmäßig aber am Arbeitsauf-
wand, also an den personellen und zeitlichen Kapazitäten, die dafür nötig wären.1458   
Der mangelnde Platz für eine breitere EU-Berichterstattung, der auch dazu führt, dass fast 
immer, kurze trockene Stilformen wie Bericht und Nachricht eingesetzt werden (vgl. Kap. 
3.1.6) hat eine fatale Konsequenz, auf die R 11 ausführlicher aufmerksam macht: In Pres-
                                            
1453 Vgl. R 7, a.a.O., S. 7. Vgl. R 12, a.a.O., S. 7. 
1454 Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 9, a.a.O., S. 4. Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 16, a.a.O., S. 5. 
1455 R 6, a.a.O., S.6. 
1456 R 10, a.a.O., S. 3. 
1457 R 16, a.a.O., S. 5. 
1458 Vgl. ebd. 
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semitteilungen und auch fertigen Texten von Kollegen, die dem Redakteur vorliegen, ist die 
EU-Dimension einer deutschen Thematik öfter in einem Nebensatz oder im letzten Satz am 
Schluss des Textes versteckt. Unter anderem, weil deutsche Politikakteure aufgrund von 
eigenen Souveränitätsansprüchen bisweilen die Bedeutung der EU-Dimension in einer 
Pressemitteilung an der – nach der Umsetzung ins deutsche Recht – innenpolitisch gewor-
denen Thematik bewusst minimieren. Durch diese knappe Darstellung der EU-Bezüge am 
Ende eines Textes kann es passieren, dass wenig kundige Redakteure aufgrund des gerin-
gen zur Verfügung stehenden Platzes diesen Nebensatz herauskürzen, indem die EU als 
eigentlicher Vorbereiter der Gesetzgebung noch genannt wird. In diesem Fall taucht das 
Thema dann als eine rein deutsche Entscheidung in den Medien auf, die EU-Dimension 
wird verschwiegen. Dies konnte bereits am Beispiel eines Artikels über die deutsche Kli-
maschutzpolitik, in dem die EU-Bezüge nicht mehr auftauchten, in der besuchten Redakti-
on beobachtet werden. R 11 erläutert diesen Vorgang selbstkritisch:  
„Das hat man dann in zig Politikbereichen (…) Es sind oftmals Dinge, die sich ganz banal anhören, 
wo man halt die Veränderung registriert aber nicht, dass man durch Brüssel dazu gezwungen wor-
den ist. (…) Ich kann nicht garantieren, dass wir diesen Schlenker EU-Umsetzung immer drin ha-
ben. Ich persönlich bemühe mich darum. Aber, wenn man weiß wie heute Zeitung gemacht wird, 
unter Zeitdruck, unter Personalnot und letztlich Redaktionsschluss usw., da kann das auch passie-
ren, dass es mal rausfliegt.“1459  
R 13 erklärt entsprechend am Beispiel des Rauchverbotes, dass Verbraucherthemen, die 
nicht selten auf großes Interesse stoßen, oftmals rein deutsch wahrgenommen werden „(…) 
ohne dass die Leute wissen, dass es ein europäisches Thema ist, und alles nicht nur deut-
sche Ideen sind, die da umgesetzt werden.“1460 Auf dieses hier neu konstatierte Phänomen 
der verdeckten EU-Berichterstattung wird in der Diskussion noch weiter eingegangen. 
4.6.7.4 Kriterien der Nachrichtenauswahl  
4.6.7.4.1 Relevanz, räumliche Nähe und Verbrauchernähe 
Über die Öffentlichkeitseuropäisierung entscheiden Redakteure täglich auch durch das Re-
digieren der geschriebenen Artikel über EU-Belange. Noch wichtiger ist aber, ob diese  
überhaupt erst von ihnen ausgewählt worden sind, um am nächsten Tag dem Leser präsen-
tiert zu werden. Welche Kriterien muss eine EU-Thematik also grundsätzlich erfüllen, dass 
sie von einer Regionalredaktion beachtet wird? Erste Hinweise auf diese Frage brachten die 
teilnehmende Beobachtung sowie die Aufarbeitung des bisherigen Wissensstandes zur 
Wichtigkeit der Nachrichtenfaktoren in der EU-Berichterstattung in Kapitel 3: Demnach 
gehören Relevanz, Konflikt und die Negativität (Nachrichtenfaktoren Schaden und Konflikt) 
                                            
1459 R 11, a.a.O., S. 3 
1460 R 13, a.a.O., S. 6. 
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zu den wichtigsten Faktoren. Trifft dies nun auch auf die Regionalredaktionen zu? 
Die bisherigen Auswertungen zu den wichtigen Politikfeldern der regionalen EU-
Berichterstattung sowie den Einschätzungen zum Leserinteresse haben es bereits gezeigt: 
Der Nachrichtenwert der Relevanz, im Sinne einer Betroffenheit für das alltägliche Leben 
der Menschen, wie sie Roose in Kap. 2.1.2 erklärt, ist zusammen mit dem für die Regional-
zeitung per se wichtigsten Faktor der räumlichen Nähe der absolut dominante Nachrichten-
faktor für die Regionalzeitungsredakteure. Sie betonen seine Wichtigkeit noch stärker, als 
dies bereits Korrespondenten getan haben (vgl. Kap. 3.1.5). Die regionale Relevanz be-
stimmt das Denken und Handeln der Redaktionen wie kein anderes Kriterium der Nach-
richtenauswahl, wie viele Aussagen zeigen.1461 „Spannend sind natürlich Themen, die eine 
spürbare Durchschlagskraft auch auf die einzelnen Menschen haben. Das ist natürlich das 
Non plus ultra, das ist das allerwichtigste“1462, erklärt exemplarisch R 15. „Die Nähe, die 
direkte Betroffenheit ist das A und O, ganz klar“1463, sagt auch R 17. Als Spezifizierung des 
Auswahlkriteriums Relevanz wird häufig, analog zu den genannten Politikfeldern, die Ver-
brauchernähe genannt.1464 Über Verbraucherschutzzentralen versuchen die Redaktionen u. 
a., den wichtigen Bezug herzustellen.1465 „Je näher es den Verbraucher betrifft, desto sexier 
wird es“1466, erläutert R 19. Kollege 18 führt aus: „Bekommt das Alltagsrelevanz für die 
Leute ? Das steht bei EU ganz im Vordergrund. All diese Themen wie Ernährung und Ver-
bote, die auch so rüberkommen, Rauchverbot. Das sind solche Sachen. (…).“1467  
Diese Aussagen stehen stellvertretend für viele Äußerungen an verschiedensten Stellen der 
Gespräche, in denen die eminente Bedeutung der Verbraucherperspektive für die Darstel-
lung der EU-Politik hervorgehoben wird (vgl. hierzu auch die Beobachtung, Kap. 4.4.5). 
Ihre Wichtigkeit wurde auch inhaltsanalytisch am Beispiel der Gentechnik-
Berichterstattung belegt (vgl. Kap. 2.4.4.4). Bedenkt man nun die hier vorliegenden Ergeb-
nisse bezüglich des Leserinteresses, das bei interessanten alltagsrelevanten Themen mit EU-
Bezug aufkommt und bei institutionellen und grundsätzlichen Fragen der EU-Politik aus-
bleibt, so wird deutlich, dass für Regionalzeitungen im Prinzip zwei Gemeinschaften exis-
tieren: Es gibt die Verbraucher-Union, die mit der Umsetzung ihrer Gesetze tief in den regi-
                                            
1461 Vgl. R 1, a.a.O., S. 4. Vgl. R 2, a.a.O., S. 3. Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. Vgl. R 4, a.a.O., S. 5. Vgl. R 1, a.a.O., S. 5. 
Vgl. R 6, a.a.O., S. 4 u. 7. Vgl. R 7, a.a.O., S. 4. Vgl. R 8, a.a.O., S. 2. Vgl. R 10, a.a.O., S. 3. Vgl. R 12, a.a.O., S. 5. 
Vgl. R 14, a.a.O., S. 5. Vgl. R 15, a.a.O., S. 4. Vgl. R 16, a.a.O., S. 8. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. Vgl. R 19, a.a.O., S. 4. 
Vgl. R 20, a.a.O., S. 5. Vgl. R 21, a.a.O., S. 5. Vgl. R 22, a.a.O., S. 4 f. Vgl. R 24, a.a.O., S. 2. 
1462 R 15, a.a.O., S. 4. 
1463 R 17, a.a.O., S. 4. 
1464 Vgl. R 3, a.a.O., S. 7. Vgl. R 4, a.a.O., S. 5. Vgl. R 5, a.a.O., S. 3. Vgl. R 7, a.a.O., S. 4. Vgl. R 8, a.a.O., S. 2. 
Vgl. R 10 a.a.O., S. 2. Vgl. R 13, a.a.O., S. 3. Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 16, a.a.O., S. 8. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. 
Vgl. R 19, a.a.O., S. 4. Vgl. R 22, a.a.O., S. 4. Vgl. R 24, a.a.O., S. 2. 
1465 Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. 
1466 R 19, a.a.O., S. 4. 
1467 R 18, a.a.O., S. 6. 
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onalen Alltag eingreift, was sich in einer mal stärkeren, mal schwächeren EU-Dimension 
eines durch den Ortsbezug zuerst regionalen, deutschen und oft ökonomischen Thematik 
manifestiert. Und es gibt die rein politisch-institutionelle Brüssel-Union, die kaum das Le-
serinteresse bedient. Innerhalb dieses Deutungsmusters wird die EU als außenpolitisches 
Thema gesehen, aus der Perspektive der Verbraucher-Union ist sie ein innenpolitisches 
Thema. Insofern müssen die bisherigen Forschungsergebnisse, wonach die EU fast immer 
allein als außenpolitische Thematik wahrgenommen wird, revidiert werden, denn die meis-
ten Redakteure haben die innenpolitische Dimension der EU-Politik in Form ihrer Verbrau-
cherrelevanz durchaus im Blick. In den Interviews lassen zudem nur fünf Redakteure er-
kennen, dass sie EU-Politik dem außenpolitischen Bereich zuordnen.1468 
Für die Arbeit der Regionalzeitung ergeben sich aus den obigen Feststellungen direkte 
Konsequenzen: Europathemen interessieren die Leser v. a. dann, wenn ihnen nicht direkt 
das Etikett der Brüssel-Union anhaftet. Für den Fachjournalisten Roth sollte deshalb 
 „bei der Recherche sollte stets klar sein, ob man tatsächlich einem europäischen Thema auf der 
Spur ist. Oder ob die Information, die das Signalwort ‚Europäische Union‟ enthält (…), bei genaue-
rem Hinsehen nicht auch in die gewohnte Palette der Bundes-, Landes-, oder Kommunalpolitik ge-
hört. (…) Viele Berichte entstehen nicht, weil der Redakteur oder die Redakteurin der Überzeugung 
ist, dies sei eine Geschichte, die in Brüssel recherchiert werden müsse (…).“1469 
Der interviewte Korrespondent Drewes hegt die gleichen Gedanken: „Wir wissen aus allen 
Umfragen von den Zeitungen, sobald sie Europa oder EU in die Überschrift nehmen, sinkt 
die Lesequote in den absoluten Keller. Dann sage ich ihnen, dann tut das doch einfach 
nicht. (..) Also müssen wir die Sachen doch über das Thema verkaufen.“1470 Die interview-
ten Experten sprechen sich vor dem Hintergrund dieser Erkenntnis im Interview für die 
konsequente Europäisierung der Fachrecherche aus: Europa sollte eine Dimension inner-
halb der natürlichen Berichterstattung sein und kein Thema mit Sonderstatus, das einen 
Extraplatz verdient.1471 Aus diesem Grund lehnt Roth Europa-Sonderseiten in der Zeitung 
ab.1472 Viel wichtiger, als regelmäßig eine lokale EU-Seite zu produzieren ist es seiner An-
sicht nach, bei vorhandenen lokalen Themen die EU-Hintergründe zu erkennen „und die 
Recherche um die europäische Dimension zu erweitern.“1473 Diese Positionen werden ab-
schließend ebenso noch zu diskutieren sein.  
Diskussionswürdig ist auch die Perspektive der Verbraucher-Union: Denn eine einseitige 
Betonung des Relevanz- und Verbrauchergedanken und der daraus logischen Präferenz der 
                                            
1468 Vgl. R 3, a.a.O., S. 2. Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 7, a.a.O., S. 5. Vgl. R 12, a.a.O., S. 1. Vgl. R 18, a.a.O., S. 3. 
1469 Roth 1998, a.a.O., S. 10. 
1470 Drewes 2008 a, a.a.O., S. 5. 
1471 Vgl. Roth 2008, a.a.O., S. 3. Vgl. Schulz, Steffen, a.a.O., S. 6. 
1472 Vgl. Roth 2008, a.a.O., S. 3. 
1473 Roth 1998 a, a.a.O., S. 67. 
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fast alleinigen Darstellung der regionalen EU-Bezüge kann zu Ungunsten der Berichterstat-
tung über die institutionellen, „großen“ und weniger attraktiven Themen der Brüssel-Union 
ausfallen. Dies wird in den Gesprächen ebenfalls deutlich. Etwa an dieser Aussage von R 
14. Für ihn ist es „(…) wichtig dann eben die Themen aufzugreifen, die in die Lebenswelt 
eingreifen. Alles andere lässt man im Grunde auch raus, es sei denn es ist von so überra-
gender Bedeutung.“1474 
Auch zwei weitere Redakteure machen deutlich, dass sie auf die Darstellung einer EU-
Thematik verzichten, wenn der Faktor Relevanz nicht greift. „Deswegen würde ich das 
Thema Europa nicht ganz oben auf die Agenda schreiben. Weil die Entwicklung, meiner 
Meinung nach so verläuft, dass die Menschen sich eher ins Private zurückziehen, und dass 
man sie eigentlich nur dann abholen kann, wenn wir ein Thema bieten, das sie ganz unmit-
telbar betrifft“1475, erklärt R 2. Kollege 7 zeigt ebenfalls die Grenzen der EU-
Berichterstattung auf, die aus seiner Sicht bestehen: „Man muss es immer sehr griffig 
lesernah, benutzerfreundlich sozusagen runterbrechen. Und manche Dinge sind eben ein-
fach auch komplizierter, dass das schlichtweg nicht möglich ist.“1476  
Nicht immer, so zeigen weitere Antworten, muss die Betroffenheit aber unmittelbar und 
ökonomisch sein.1477 Eine regionale mittelbare Betroffenheit lässt sich auch durch eine kre-
ative Art der Darstellung bei Themen herstellen, die auf den ersten Blick nicht direkt vor 
der eigenen Haustür ihre Wirksamkeit zeigen, die also nicht eine genuine Regionalität auf-
weisen, was für die Verbraucherthemen oder die ortspezifischen Themen (s. o.) gilt. Ein 
Beispiel gibt R 3: „(…) Da schicken sie diese neuen EU-Leiharbeiter ab 2012, geltendes 
nationales Recht usw. Das haben wir aber angeködert wieder mit unserer Erfahrung, z. B. 
dass Daimler Benz in unseren Werken hier in der Region, das schon lang macht.“1478 Kol-
lege R 4 erläutert, wie die EU-Erweiterung 2007 zum regionalen Thema wurde: „Dann 
haben wir das halt versucht, lokal runter zu brechen. Also zu gucken: Welche Bulgaren 
leben jetzt schon hier, und sind gut integriert?“1479  
4.6.7.5 Weitere Nachrichtenfaktoren 
Neben dem dominanten Faktoren Relevanz, räumliche Nähe und Verbrauchernähe treten in 
den Gesprächen weitere Nachrichtenkriterien hervor, die für die EU-Berichterstattung der 
Regionalzeitungen eine wichtige Rolle spielen. Der Faktor Konflikt, auf dessen Wichtigkeit 
                                            
1474 R 14, a.a.O., S. 5. 
1475 R 2, a.a.O., S. 6.  
1476 R 7, a.a.O., S. 4. 
1477 R 20, a.a.O., S. 5. R 13, a.a.O., S. 4. R 9, a.a.O., S. 5. R 4, a.a.O., S. 3. 
1478 R 3, a.a.O., S. 3. 
1479 R 4, a.a.O., S. 3. 
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v. a. im Rahmen der Kommentierung hingewiesen wurde (vgl. Kap. 3.2.5.2.1), gewinnt 
eine größere Bedeutung für die Regionalpresse zumeist in Zusammenhang mit einer negati-
ven Darstellung des EU-Geschehens. Denn Berichte über vermeintliche oder tatsächliche 
Skandale in der EU haben Konjunktur und wecken das Leserinteresse.1480 Ein entsprechen-
der Trend ist bei der Arbeit der Korrespondenten auszumachen (vgl. Kap 3.1.4).  
„Diese typisch europäischen Geschichten über die europäischen Bürokraten, das wird im-
mer gern gelesen. Wenn die Bürokraten mal wieder Exzesse feiern, das zu geißeln ist natür-
lich auch unsere Aufgabe“1481, erklärt etwa R 3. Nach Auskunft von R 6 wird berichtet, 
wenn „(…) irgendein EU-Parlamentarier uns das Urlaubmachen per Flugzeug verbieten 
will oder uns verbieten will, große Autos zu fahren.“1482 Bei solchen Themen wird die 
Konstellation „Wir gegen Brüssel“ deutlich, die besonders konfliktträchtig ist. Beispiele 
hierfür sind etwa mit dem geplanten Rauchverbot oft auch in der Verbraucherberichterstat-
tung zu finden. R 1, dessen Zeitung das Instrument Readerscan einsetzt, fasst die Erkennt-
nisse zusammen: „Wenn es Themen sind, die sich etwa mit irgendwelchen Affären und 
Skandalen in der EU oder sehr kontroversen Beschlüssen befassen, die unmittelbar Auswir-
kungen auf die Bürger haben, da steigt das Interesse rapide an.“1483  
Es müsse nicht nur Skandale oder Affären sein, bei denen die ihnen anhaftende Negativität 
dazu beiträgt, dass die Themen ins Blatt gelangen. Beliebt in der regionalen EU-
Berichterstattung sind auch Berichte über Kuriositäten, die meist einen negativen u. a. auch 
lächerlichen Touch haben. Hier wirkt der Nachrichtenfaktor Überraschung stark ein.1484 
„Das können kleinere Personalien sein, das können natürlich auch funktionelle Abläufe sein 
wie die besagte Gurke, das ist natürlich sexy, das kann man natürlich verkaufen“1485, erklärt 
R 15. Die Ende 2008 abgeschaffte Vorschrift1486 der EU zur Krümmung der Gurke ist für 
einige Redakteure das Paradebeispiel für die negative Kuriosität der EU-Themen.1487  
Solche „EU-Mythen“, zu denen auch die vermeintliche Übergröße der Kommissionsver-
waltung und ein angebliches Dekolleté-Verbot für Kellnerinnen im Rahmen der Richtlinie 
zum Schutz vor optischer Strahlung („Sonnenscheinrichtlinie“) zählen, sind attraktiv als 
mediales Thema, werden aber nur selten hinterfragt und erklärt. Dies geschah anlässlich der 
                                            
1480 Vgl. R 4, a.a.O., S. 5. Vgl. R 1, a.a.O., S. 4. Vgl. R 2, a.a.O., S. 4. Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. Vgl. R 8, a.a.O., S. 8. 
Vgl. R 12, a.a.O., S. 8. Vgl. R 17, a.a.O., S. 7 f. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. 
1481 Vgl. R 3, a.a.O., S. 4. 
1482 R 6, a.a.O., S. 6. 
1483 R 1, a.a.O., S. 4. 
1484 Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 9, a.a.O., S. 3. Vgl. R 10, a.a.O., S. 3. Vgl. R 11, a.a.O., S. 3. Vgl. R 12, a.a.O., S. 
6. Vgl. R 4, a.a.O., S. 5. Vgl. R 20, a.a.O., S. 5. 
1485 R 15, a.a.O., S. 4. 
1486 Vgl. Plass, Christopher: Freiheit für Europas Gurken. Tagesschau online, 12.11.2008. URL: 
http://www.tagesschau.de/schlusslicht/gurken100.html, 20.4.2009. 
1487 Vgl. R 16, a.a.O., S. 4. Vgl. R 20, a.a.O., S. 5. Vgl. R 19, a.a.O., S. 4. 
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Abschaffung der Gurken-Normierung, die nach Wünschen der Industrie von der EU nor-
miert wurde, denn mit einer Norm kann viel schneller festgestellt werden, wie viele Gurken 
sich in einem Karton befinden. Dadurch tut sich der Großhandel wiederum leichter, die 
Gurken zu vertreiben und die Ware günstiger anzubieten. 1488 R 9 moniert, dass ihm die 
Negativität zu weit gehe. Er wünscht sich, dass nicht „so diese negativen Sachen transpor-
tiert werden wie die Gurken (…), sondern dass einfach auch rüber käme, dass die EU auch 
Entscheidungen fällt, die für alle wichtig sind, aber auch etwas Positives bewegen kön-
nen.“1489 R 14 denkt ähnlich:  
„Europa – da gehen sowieso die drittklassigen Politiker hin, um sich da zu versorgen und sich die 
Taschen voll zu stopfen. Diese Diskussionen um Diäten und solche Dinge schaffen natürlich ein 
Europabild, was bei den Leuten eben eher negativ besetzt ist. Die positiven Sachen wiederum sind 
selbstverständlich geworden.“1490  
Ähnlich äußern sich auch R 2 und R 14, der bemerkt, dass die oft kritisierte Übergröße der 
Kommission in keiner Weise zutreffe. „Wenn man das mal runterbricht, auf das Verhältnis 
von Bürger und Beamten, dann hat NRW (Nordrhein-Westfalen, Anm. d. V.) eine viel grö-
ßere Bürokratie als Brüssel.“1491 Teil der Negativitäts-Berichterstatttung ist auch die die 
Darstellung von Debatten über die EU-Finanzierung. Themen, bei denen es um Geld geht, 
sind oft konfliktträchtig und deshalb berichtenswert, führen einige Redakteure aus.1492 R 10 
erläutert diese Beobachtung und gibt ein Beispiel für einen weiteren EU-Mythos:  
„EU ist dann interessant, wenn Geld überwiesen wird. Viele verstehen auch gar nicht, also sie sehen 
immer nur das Problem, das mit den Netto-Zahlen. (…) Aber wenn man alle Vor- und Nachteile 
gegen rechnet, das sagen alle, dass wir unterm Strich profitieren davon. Das ist nicht vermittelt.“1493  
Bei den Antworten ist insgesamt ein Dilemma zu erkennen, denn die Journalisten äußern 
sich einerseits kritisch gegenüber der Negativität, bekunden aber andererseits, dass diese in 
der Berichterstattung funktioniert. Dies wird gut an den Ausführungen von R 12 deutlich: 
„Diese EU-Gurke, das sind so Sachen wo ich sage: Das ist hier unten ein angenehmes 
Thema, da kann man gegen schießen (…) Aber so die Grundtendenz, offene Grenze, die 
Idee hat schon einen Charme, den ich ganz gut finde.1494 An anderer Stelle fügt er hinzu:  
„Diesen Integrationsgedanken, den versuchen wir schon zu fördern. (…) Da haben wir auch 
manchmal die regionalen Brille auf: Wenn wir sagen, die Regeln sind immer so, aber uns kommen 
sie nicht zugute. Die Kommentierung ist eher so aus einer anderen Sicht geschrieben, vielleicht ge-
gen Brüssel. Aber generell ist das eine pro EU-Stimmung.“1495  
                                            
1488 Vgl. Schäfer, Torsten (2009): Die Mär vom bösen Brüssel. Deutsche Welle Online, 25.6.2008. URL: 
http://www.dw-world.de/dw/article/0,2144,3436213,00.html, 20.4.2009.  
1489 R 9, a.a.O., S. 8. 
1490 R 14, a.a.O., S. 6. 
1491 R 14, a.a.O., S. 9. Vgl. R 2, a.a.O., S. 5. 
1492 Vgl. R 8, a.a.O., S. 8. Vgl. R 10, a.a.O., S. 8. Vgl. R 23, a.a.O., S. 6. 
1493 R 10, a.a.O., S. 8. 
1494 R 12, a.a.O., S. 6. 
1495 Ebd., S. 7. 
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Klar wird hier, dass die Gatekeeper in einem Zwiespalt zwischen den Gewohnheiten des 
Metiers, negative Nachrichten auszuwählen, und der eigenen positiven Europahaltung bzw. 
der Einsicht sind, dass es um Übertreibungen oder einseitige Zuspitzungen geht. Es ist eine 
Frage der journalistischen Courage, wofür man sich im Zweifelsfall entscheidet. R 16 etwa 
erläutert ausführlich, wie wichtig es ihm war, über den Gurken-Mythos in seiner Zeitung 
aufzuklären.1496 R 6 nennt es gar als sein journalistisches Ziel, Übertriebenheit und Negati-
vität nicht unnötig ins Blatt zu bringen. „Nehmt die Menschen ernst. Hört damit auf, Dampf 
zu plaudern und hört mit diesen Scheindebatten auf, die eine Halbwertszeit von manchmal 
nur ein paar Stunden (…) haben. (…) Diese heiße Luft aus dem politischen Prozess raus 
zunehmen und zur Relevanz zu kommen, das ist das Entscheidende.“1497  
Die hier kritisierte Negativität, so wird insgesamt deutlich, zählt zu den wichtigsten Aus-
wahlkriterien für die Regionalpresse neben den Faktoren Relevanz, Verbrauchernähe und 
räumliche Nähe, Konflikt und Überraschung bzw. Kuriosität. Diese Erkenntnis wurde be-
reits diskutiert und wird hier nun erneut bestätigt. Eine überragende Bedeutung der Negati-
vität, wie sie etwa Woppmann darstellt (vgl. Kap. Kap. 3.2.5.2.1), kann aber nicht erkannt 
werden. Regionalzeitungen sind zwar an Themen interessiert, die die EU negativ und kon-
fliktträchtig darstellen. Doch andere Perspektiven in der Auswahl, und hier v. a. die Ver-
braucherperspektive, sind für sie noch wichtiger.  
Eine Rolle spielt ebenfalls der Nachrichtenfaktor der Thematisierung, mit dem von Schulz 
die Etablierung einer Thematik in der Öffentlichkeit beschrieben wird (vgl. Kap. 2.1.2). 
Eine Reihe von Redakteuren bezieht sich auf historische Traditionen der Berichterstattung. 
Sie geben an, bei der EU-Berichterstattung einer Chronistenpflicht nachkommen zu müs-
sen, die zur Folge hat, dass gewisse Ereignisse wie etwa Ratsgipfel automatisch ausführli-
cher berichtet werden, weil dies bislang immer der Fall war, sich dies also etabliert hat.1498  
Von gewisser Bedeutung ist noch der Faktor der Personalisierung. Er spielt, wie in Kapitel 
3.2.5.2.1 bereits vermutet, aber in den Äußerungen der Redakteure keine herausragende 
Rolle.1499 Dies wird auch damit begründet, dass die EU-Politik nur schlecht über Personen 
transportieren werde könne, weil die Akteure nicht bekannt genug seien. Dieses Argument, 
mit dem bereits ein erstes Berichterstattungshindernis für die regionale EU-
Berichterstattung genannt wird, findet sich auch in den bisherigen Studien zum EU-
Journalismus (vgl. Kap. 3.1.7. und 3.2.5.2.1) wieder. R 13 fasst mit seiner Aussage die 
                                            
1496 Vgl. R 16, a.a.O., S. 4 f. 
1497 R 6, a.a.O., S. 8.  
1498 Vgl. R 5, a.a.O., S. 5. Vgl. R 6, a.a.O., S.  4 f. Vgl. R 8, a.a.O., S. 2. Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. Vgl. R 12, a.a.O., S. 
2 u.5. Vgl. R 14, a.a.O., S. 5. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. Vgl. R 22, a.a.O., S. 5. 
1499 Vgl. R 2, a.a.O., S. 4. Vgl. R 3, a.a.O., S. 8. Vgl. R 4, a.a.O., S. 5. Vgl. R 17, a.a.O., S. 5. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. 
Vgl. R 24, a.a.O., S. 3. 
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Problematik zusammen: „Das ist ja das große Manko, was bei der EU immer festgestellt 
wird, dass diese Personalisierung so schwierig ist. (…) Wer kennt schon den Herrn 
Pöttering oder Barroso?“1500 Ähnlich äußern sich sechs andere Leitungsredakteure.1501 Ein 
Kollege setzt sogar noch weiter unten an: „EU-Kommissar für Wettbewerb (…), das kann 
man nicht personalisieren, das geht nicht, die Person ist unbekannt.“1502  
4.6.7.6 Politisch-strukturelle Berichterstattungshindernisse 
Nicht nur der Mangel an bekanntem Personal erschwert den Regionalredaktionen die Aus-
wahl und den attraktiven Transport von EU-Themen. Auch ihre geringe Konfliktdimension 
ist, wie zu vermuten war (vgl. Kap. 3.1.7), ein manifestes Hindernis für EU-Themen, von 
Regionalzeitungen für die Berichterstattung ausgewählt zu werden.1503 „Bei EU-Konflikten 
fließt in der Regel kein Blut, das hat wenig offensichtliche Dramatik“1504, bringt es R 7 auf 
den Punkt. Für R 18 wird das EU-Geschehen erst spannend und konfliktreich, wenn die 
Mitgliedstaaten gegeneinander ins Feld oder einzelne Länder den Ärger anderer Staaten auf 
sich ziehen. „Als die Kaczynskis gegen den Rest Europas waren, da kam es zu einer klaren 
Konfrontation – wir gegen die.“1505 Er führt weiter aus, dass Konfrontationen traditionell 
nicht Teil der EU-Politik sind; Wahlkämpfe und persönlichen Konkurrenzkämpfe von Poli-
tikern, die in der Bundespolitik zum Alltag gehören, seien in der EU-Politik seltener zu 
finden. Für ihn fehlt letztlich „(…) der sportliche Aspekt. 50 Prozent der Bundesberichter-
stattung sind ja eigentlich nur Spielberichterstattung. (…) Ich würde die EU politisieren, 
damit die Leute sie auch stärker wahrnehmen mit nachvollziehbaren Gegensätzen und Ak-
teuren.“1506  
Ein noch schwerwiegenderes Hindernis als die fehlende Konfliktdimension ist in den Au-
gen fast aller Redakteure die große Komplexität und Abstraktion des institutionellen Brüs-
seler Geschehens, das weit weg und wenig greifbar für die Menschen vor Ort erscheint.1507 
„Aus den Regionalzeitungen heraus hat man doch eine gewisse Scheu, in Brüssel anzuru-
fen, in diesem Moloch, weil man nicht immer weiß, wer zuständig ist“1508, resümiert R 3. 
Komplexität und Abstraktion, die dem Nachrichtenfaktor der Struktur (Überschaubarkeit 
                                            
1500 R 13, a.a.O., S. 4. 
1501 Vgl. R 2, a.a.O., S. 4. Vgl. R 10, a.a.O., S. 8. Vgl. R 13, a.a.O., S. 4. Vgl. R 17, a.a.O., S. 5. Vgl. R 18, a.a.O., S. 
6. Vgl. R 19, a.a.O., S. 5 f. Vgl. R 22, a.a.O., S. 5. 
1502 R 19, a.a.O., S. 5. 
1503 Vgl. R 7, a.a.O., S. 7. Vgl. R 8, a.a.O., S. 8. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. Vgl. R 24, a.a.O., S. 5.  
1504 R 7, a.a.O., S. 5. 
1505 Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. 
1506 R 18, a.a.O., S. 6 u. 9. 
1507 Vgl. R 4, a.a.O., S. 5 u. 7. Vgl. R 21, a.a.O., S. 6. Vgl. R 6, a.a.O., S. 3. Vgl. R 9, a.a.O., S. 3 ff. Vgl. R 14, 
a.a.O., S. 3. Vgl. R 5, a.a.O., S. 9. Vgl. R 7, a.a.O., S. 4. Vgl. R 8, a.a.O., S. 6. 
Vgl. R 12, a.a.O., S. 5. Vgl. R 13, a.a.O., S. 2. Vgl. R 15, a.a.O., S. 7. Vgl. R 16, a.a.O., S. 5. 
Vgl. R 17, a.a.O., S. 3 u. 5. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 4. Vgl. R 22, a.a.O., S. 5.  
1508 R 3, a.a.O., S. 8. 
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eines Geschehens) entgegenstehen, sind Hindernisse, die auch in zahlreichen anderen Ar-
beit bereits konstatiert wurden (vgl. Kap. 3.1.7. und 3.2.5.2.3). Hier tritt jedoch hervor, dass 
dieses Hindernis die Arbeit der Regionalzeitungen, die stark die lokale Nähe und die direkte 
Relevanz des politischen Geschehens (s. o.) in den Mittelpunkt ihrer Arbeit stellen, beson-
ders erschwert.  
Auch wenn die EU als Verbraucher-Union in das Denken der Leitungsredakteure einge-
drungen ist, was zu einem unerwartet starken erwarteten Leserinteresse führt, beschäftigt 
sich die Komplexität noch immer in starkem Maß. Sie haben mit einem Transparenzmangel 
zu kämpfen, der in Kapitel 2.1.3 bereits als Dimension des EU-Demokratiedefizits be-
schrieben wurde. Die folgenden Äußerungen unterstreichen, wie undurchdringlich manchen 
Regionaljournalisten Brüssel erscheint. Es ist eine Thematik, die sie immer wieder neu er-
läutern und bei der sie wenig Sachkenntnisse voraussetzen können. R 5 ist der Meinung,   
„dass unsere Leser sich sehr schwer tun, die Europäische Union zu verstehen. Welche Funktion hat 
das Parlament, welche Funktion hat die Kommission, welche Funktion hat der Rat? Ich glaube, dass 
das ziemlich schwierig ist. Man muss es immer wieder erklären.“1509  
„Das ist unser Problem hier, denen zu erklären: Leute passt auf, 1. die Reformen kosten Geld, 2. 
viel zu kompliziert, 3. wir blicken es nicht so richtig, aber trotzdem ist es gut. (…) EU-Agrarpolitik, 
da beten sie zu Gott, dass man selbst genug versteht davon, um es den Leuten zu erklären.“1510 
„Brüssel wird immer ein bisschen wie so ein Raumschiff betrachtet, vom dem irgendwelche krypti-
schen Befehle kommen, die man dann zu befolgen hat.“1511  
Der Eindruck vom „Raumschiff Brüssel“, das ohne Anbindung an die Erde frei im Orbit 
schwebt, ist – trotz der Betrachtungsperspektive der Verbraucher-Union – immer noch ein 
manifestes Moment im journalistischen Denken. Aufgrund solcher Eindrücke, so wird in 
den Äußerungen deutlich, findet die EU-Berichterstattung teilweise erst gar nicht statt. Die 
Beobachtung wies bereits mehrfach darauf hin, wie gerade der politische EU-Alltag – trotz 
seiner Abbildung in Form der Agentur-Berichterstattung –  von Redaktionen ausgeblendet 
wird. Das beschriebene Defizit, dass nicht über die Umsetzung der EU-Gesetze berichtet 
wird, wird hier erneut erkenntlich.  
R 9 erklärt: „Es wird darüber proportional wahrscheinlich immer noch zu wenig berichtet. 
Das hängt aber natürlich zum Teil auch einfach von den Entscheidungsstrukturen der EU 
ab, die teilweise doch wenig transparent sind.“1512 Das Gesetzgebungsverfahren der EU 
macht den Redaktionen in einer speziellen Weise zu schaffen. Zunächst ist nicht immer 
bekannt, welche Akteure beteiligt sind und welche Stufen eine Gesetzgebung durchlaufen 
muss: „Die ganze Europapolitik ist relativ kompliziert, wer ist für was zuständig, wie laufen 
                                            
1509 R 5, a.a.O., S. 9. 
1510 R 17, a.a.O., S 4 f. 
1511 R 7, a.a.O., S. 4. 
1512 R 9, a.a.O., S. 4. 
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die Entscheidungsverfahren ab, wer muss wo, wann und wie zustimmen – das haben wie 
wenigsten auf der Reihe“1513, erklärt R 13. Immer wieder wird betont, dass die Entschei-
dungsverfahren und Institutionen der deutschen Politik ebenfalls komplex, dem Leser aber 
leichter zu vermitteln seien als die viel komplizierten Entscheidungsabläufe der EU.1514  
Eine Komplexitätsdimension des EU-Entscheidungsverfahren, die viel Kritik auf sich zieht, 
ist die Dauer der Gesetzgebung, die sich über mehrere Jahre hinziehen kann (vgl. Kap. 
3.1.7). Eine Richtlinie muss i. d. R. nach zwei Jahren umgesetzt werden. Davor steht erst 
die Debatte und dann die Entscheidung über sie, was in manchen Fällen ebenfalls mehrere 
Jahre in Anspruch nehmen kann. Es dauerte z. B. sechs Jahre, bis die Leiharbeiter-
Richtlinie der EU im November 2008 verabschiedet wurde, wie der französische Europa-
abgeordnete Harlem Désir, der Berichterstatter für den Richtlinienentwurf, gegenüber dem 
Sender ARTE erklärte.1515 R 14 fügt hinzu, dass der Beschluss die Umsetzung der Richtli-
nie bis 2012 vorsieht. „Bis dahin sind vier Jahre vergangen, bis dahin haben es die Leute 
wahrscheinlich schon lange wieder vergessen das Ganze“1516, erklärt er. Die großen Zeit-
spannen machen es Regionalzeitungen schwer, ihren Lesern die Wichtigkeit einer noch 
lange nicht in Deutschland wirksamen Gesetzgebung klar zu machen.1517 Dennoch gebührt 
es die journalistische Pflicht, über wichtige, auch weiter entfernt liegende Ereignisse recht-
zeitig zu berichten. R 3 beschreibt dieses Problem:  
„Wenn die Kommission was beschließt, dann berichtet unsere Korrespondentin drüber und oftmals 
es gibt aber noch kein nationales Gesetz. Wir haben also manchmal die Sorge: Machen wir die Le-
ser durcheinander? Nach dem Motto: Brüssel beschließt (…) und der Leser - wenn er nur oberfläch-
lich liest - denkt, ab morgen ist das so.“1518  
Der mangelnde Platz, der für EU-Themen zur Verfügung steht und auf den schon mehrfach 
hier sowie im Rahmen der Beobachtung hingewiesen wurde, verschärft das Komplexitäts-
problem, wie in den Gesprächen deutlich wird1519 und worauf bereits Forscher wie Kopper 
hinwiesen. (vgl. Kap 3.2.5.2.3). Denn die EU-Politik, so erklärt Fachjournalist Uwe Roth 
im Interview, benötigt generell mehr Platz als die innenpolitische Berichterstattung, da bei 
dieser implizit davon ausgegangen werde, dass grundlegende Hintergründe wie etwa die 
Funktionsweise des politischen Systems bekannt sind. Dies muss bei der EU-
                                            
1513 R 13, a.a.O., S. 2. 
1514 Vgl. R 13, a.a.O., S. 4. Vgl. R 14, a.a.O., S. 4. Vgl. R 5, a.a.O., S. 9. Vgl. R 17, a.a.O., S. 5. 
1515 Vgl. ARTE: Leiharbeit: die neue europäische Richtlinie. Interview mit Harlem Désir. ARTE TV online, 
5.11.2008. URL: http://www.arte.tv/de/Die-Welt-verstehen/Managergehaelter-und-Hungerloehne/2297056.html, 
20.4.2009. 
1516 R 14, a.a.O., S. 9. 
1517 Vgl. R 3, a.a.O., S. 3. Vgl. R 4, a.a.O., S. 5. Vgl. R 14, a.a.O., S. 9. Vgl. R 18, a.a.O., S. 2. 
1518 R 3, a.a.O., S. 3. 
1519 Vgl. R 1, a.a.O., S. 6. Vgl. R 4, a.a.O., S. 3. Vgl. R 13, a.a.O., S. 7. Vgl. R 16, a.a.O., S. 5. Vgl. R 20, a.a.O., S. 
4. Vgl. R 21, a.a.O., S. 4. 
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Berichterstattung immer erklärt werden, weshalb sie mehr Raum einnehmen müsste.1520 Ist  
dieser nicht vorhanden, kommt es zu Verzerrungen und Verkürzungen. Dies machte schon 
die Redaktionsbeobachtung sehr deutlich. Eine Folge des Platzmangels ist dann das er-
wähnte Wegkürzen der EU-Dimension in regionalen, nicht in erster Linie reinen EU-
Artikeln. „Man muss mehr Leute, mehr Zeit und mehr Platz haben. Dann könnte und würde 
man mehr machen“1521, fasst R 13 zusammen.  
4.6.7.7 Verbesserungswünsche zur politischen Struktur der EU 
Die Redakteure haben im Zusammenhang mit den konkreten Hindernissen für die Bericht-
erstattung bereits Kritik an den politischen Strukturen der EU geübt, die ihnen die tägliche 
Arbeit erschweren. Darüber hinaus nennen sie weitere, grundlegendere Kritikpunkte, die 
ihnen oder ihrer Leserschaft missfallen, und die der besseren Vermittlung der EU-Politik im 
Wege stehen. Deutlich tritt dabei hervor, dass die Leitungsredakteure verschiedene Dimen-
sionen des EU-Demokratiedefizits benennen. Deren Behebung würde, so lässt sich schluss-
folgern, die mediale EU-Kommunikation insgesamt verbessern. 
Der Transparenzmangel wurde von den Journalisten bereits in Zusammenhang mit der 
Komplexität v. a. der Entscheidungsverfahren angesprochen. Die diesbezügliche Kritik 
setzt sich im Argumentationsmuster der Bürokratieskepsis fort, das über den schlichten 
Komplexitätsbefund hinausgeht. Die EU, so betont ein Drittel der Redakteure, werde von 
der Leserschaft als Megabürokratie wahrgenommen1522, als „Moloch“, das „groß, kompli-
ziert, undurchschaubar, geldgierig“1523 ist, wie es R 17 ausdrückt. Für R 11 ist es essentiell,  
„dass Europa nicht im Glashaus passiert, das ist das Wichtigste. (…) Sie können jedes Mal eine 
Glasglocke darüber tun, und am Ende treten die vor die Mikrophone und verkünden irgendetwas. 
Europa muss sich selber, und zwar aktiv, den Leuten näher bringen.“1524  
Kollege R 1 beschreibt die mangelnde Bürgernähe etwas anders:  
„Da stellt man sich vor, da arbeiten Tausende von Menschen in einem europäischen Wust von Bü-
rokratie. Es kostet viel Geld, und es verdienen alle besser als hier in Deutschland. Dann muss auch 
eine Kommission sich an die eigene Nase fassen und sich fragen, woher kommt eigentlich dieses 
schlechte Image?“1525  
Die Redakteure sind oft der Auffassung, dass die EU und insbesondere die Kommission 
selbst schuld an diesem Eindruck ist. Sie beziehen sich dabei nicht auf die Größe der 
Kommission, sondern auf deren Entscheidungsstrukturen. Ihrer Meinung sollte die Kom-
                                            
1520 Roth 2008, a.a.O., S. 3 f. 
1521 R 13, a.a.O., S. 7. 
1522 Vgl. R 1, a.a.O., S. 9. Vgl. R 2, a.a.O., S. 5. Vgl. R 3, a.a.O., S. 7. Vgl. R 4, a.a.O., S. 9. Vgl. R 12, a.a.O., S. 10. 
Vgl. R 14, a.a.O., S. 9. Vgl. R 17, a.a.O., S. 8. Vgl. R 22, a.a.O., S. 10. 
1523 R 17, a.a.O., S. 8. 
1524 R 11, a.a.O., S. 8. 
1525 R 1, a.a.O., S. 9 
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mission übersichtlicher aufgestellt sein, um dem Bürger wie den Medien die Orientierung 
zu vereinfachen und die Möglichkeiten zur Personalisierung zu verbessern. Dies könnte 
durch eine Reduktion der Kommissionssitze erfolgen,1526 wie sie im Lissabonner Vertrag 
bereits angedacht wird. Dort wird festgelegt, dass die Mitglieder der EU-Kommission ab 
2014 auf zwei Drittel der Zahl der Mitgliedstaaten verkleinert wird (Artikel 17, 5). 1527 Der-
zeit wären dies 18 Kommissare. „Ich würde der EU raten, die Zahl ihrer Kommissare so zu 
beschneiden, dass nur Kommissare agieren, die auch Themenfelder verantwortlich betreu-
en, bei denen auch wirklich Entscheidungen fallen, die auch notwendig sind“ 1528, rät R 18. 
Einige Redakteure heben zudem hervor, dass die EU-Kommission nicht ausreichend demo-
kratisch legitimiert sei, um solche weitreichende Entscheidungen treffen zu können, die die 
Politik in den Mitgliedstaaten grundlegend beeinflussen.1529 R 2 etwa kritisiert, dass die 
Kommissare ernannt und nicht gewählt würden. Damit schließt er sich der Reihe der Kriti-
ker an, die eine weitere Demokratisierung der Kommission fordern (vgl. Kap 2.1.3).1530  
Weit mehr Journalisten stellen die Forderung auf, dass die getrennten Verantwortlichkeiten 
zwischen nationaler Ebene und europäischer Ebene strenger beachtet werden müssten und 
die EU-Kommission nicht unnötigerweise in Hoheitsbereiche der Mitgliedstaaten und der 
Regionen eingreifen müsse, die nicht ihrer vertraglichen Kompetenz entsprechen.1531 Deut-
lich tritt also in vielen spontanen Antworten auf die Frage nach Verbesserungswünschen an 
den politischen Strukturen der EU der Wunsch nach Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips 
im klassischen Sinne einer ausgewogenen Arbeitsteilung hervor, wie sie in Kapitel 2.1.4 
beschrieben wird. Zu entdecken ist bei den Redakteuren auch ein regionaler Stolz bzw. ein 
Souveränitätsanspruch, den sie gegen den Zentralismus des EU-Systems stellen. R 11 etwa 
spricht sich gegen unnötige Harmonisierungen der Wirtschaftsstrukturen aus. Er plädiert für  
„den Erhalt spezieller regionaler Gewohnheiten, Ausprägungen in jeglicher Hinsicht. Ich sage ein 
Beispiel: Wir haben gerade in Baden-Württemberg eine Industriekultur wie sie ganz typisch für 
Deutschland ist (…) Und das sollte durchaus erhalten bleiben. Selbst angesichts dringend notwen-
diger (…) Wirtschaftskooperation.1532  
Eine zu starke Entscheidungszentralität, die sich für die Redakteure auch in der Komplexität 
(s. o.) und dem Transparenzmangel (s. o.) der EU manifestiert, führt ihrer Ansicht nach u. a. 
zum schlechten Image der Union und zum mangelnden Interesse der Leser an deren rein 
institutioneller Perspektive. R 18 erklärt: 
                                            
1526 Vgl. R 22, a.a.O., S. 10. Vgl. R 18, a.a.O., S. 9. Vgl. R 12, a.a.O., S. 10.  
1527 Vgl Europäische Kommission 2008 b, a.a.O., S 25. 
1528 R 18, a.a.O., S. 9. 
1529 Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 24, a.a.O., S. 5. Vgl. R 5, a.a.O., S. 7. 
1530 Vgl. R 2, a.a.O., S. 6 f. 
1531 Vgl. R 2, a.a.O., S. 7. Vgl. R 3, a.a.O., S. 7. Vgl. R 9, a.a.O., S. 9. Vgl. R 11, a.a.O., S. 6. Vgl. R 14, a.a.O., S. 5. 
Vgl. R 16, a.a.O., S. 7. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. Vgl. R 19, a.a.O., S. 9. Vgl. R 24, a.a.O., S. 7. 
1532 R 11, a.a.O., S. 6. 
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„Es wird vieles Wichtige entschieden, aber wenn bei den Menschen das Gefühl entsteht, dass sie 
(die EU, Anm. d. V.) für alles und jeden zuständig ist, dann glaube ich, ist da ein Abwehrreflex. (…) 
Letztendlich diskreditiert es auch die EU, weil die Leute zu Recht fragen, warum, was geht die das 
eigentlich an?
1533“ 
Das Bedürfnis, gewisse Sachfragen nicht auf der EU-Ebene zu lösen und sie wieder der 
Brüsseler Kompetenz zu entziehen, wird in den Aussagen ebenfalls immer wieder erkenn-
bar.  „Plötzlich gibt es da einen Bildungskommissar, der macht irgendetwas wie in Europa 
die Bildung auszusehen hat. Das ist (…) überhaupt nicht seine Kompetenz, und es irritiert 
immer, und dann entsteht nämlich die Überreaktion“1534, erklärt ein Redakteur.   
Kollege 3 plädiert ganz direkt dafür, gewisse Politikbereiche zu renationalisieren. Etwa bei 
„Arbeit und Soziales, da wird man sicher keine gemeinsamen Standards finden können mit 
anderen Ländern (…). “1535 Die Journalisten denken das Subsidiaritätsprinzip aber genauso 
in die andere Richtung. Nicht nur der Wunsch nach einer Beachtung der eigenen Souveräni-
tät wird ersichtlich, sondern auch die Forderung, neben der Rückführung von Kompetenzen 
in untergeordnete Ebenen gleichzeitig die Vergemeinschaftung in anderen Bereichen weiter 
voranzutreiben, was einer föderalistischen Grundhaltung entspricht.  R 14 befindet     
 „dass viele Sachen besser vor Ort entschieden werden als jetzt irgendwo oben im Überbau, aber 
dass die Zusammenarbeit in vielen Feldern auch intensiver werden muss in Brüssel. Auch zwischen 
den Staaten, damit man sich im Weltkontext behaupten kann (…) Umweltschutz ist ja eins, oder 
außenpolitisch werden ansonsten die Probleme nicht gelöst bekommen.“1536  
Damit benennt er die beiden EU-Handlungsbereiche, bei denen der Bedarf nach einer Sup-
ranationalisierung künftig am größten sein könnte (vgl. Böttcher in Kap. 2.1.4).  
Die Kritik der Journalisten trifft nicht nur die EU-Kommission, sondern auch das Europäi-
sche Parlament: Zwei Redakteure kritisieren die in ihren Augen teure und unnötige Auftei-
lung auf die zwei Sitze in Brüssel und Straßburg.1537 Der damit verbundene Reisezirkus 
löse immer wieder Artikel aus, die die EU-Skepsis und die Kritik an der Megabürokratie 
beförderten, erklärt R 4. Das Parlament und seine Rolle im politischen System der Union ist 
ein Thema, das die Leitungsredakteure bei Regionalzeitungen stark beschäftigt. V. a. in der 
Schwäche des Parlamentes manifestiert sich für sie das Demokratiedefizit der EU. Viele 
Regionaljournalisten haben den Wunsch nach einer noch stärkeren europäischen Volksver-
tretung, sie kritisieren die in ihren Augen noch immer zu geringen Mitspracherechte der 
Volksvertretung im EU-System. 1538 „Ich bin für eine nachhaltige Stärkung des Europäi-
                                            
1533 R 18, a.a.O., S. 9.  
1534 R 18, a.a.O., S. 9. 
1535 R 3, a.a.O., S. 7. 
1536 R 14, a.a.O., S. 5. 
1537 Vgl. R 4, a.a.O., S. 9. Vgl. R 12, a.a.O., S. 9. 
1538 Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 1, a.a.O., S. 9. Vgl. R 5, a.a.O., S. 7. Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. 
Vgl. R 10, a.a.O., S. 7. Vgl. R 12, a.a.O., S. 9. Vgl. R 15, a.a.O., S. 6. Vgl. R 24, a.a.O., S. 5. Vgl. R 6, a.a.O., S. 5. 
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schen Parlamentes. Die Macht, die im Moment eher aus der Bürokratie her kommt, muss 
ganz klar ins Parlament verlagert werden“1539, erklärt etwa R 6. Auch ein negatives Image 
und eine weitgehende Unbekanntheit der EU-Abgeordneten wird konstatiert.1540 „Die Ab-
geordneten dort werden halt nicht als vollwertige Abgeordnete wahrgenommen, von vielen 
Leuten zumindest“1541, erklärt R 9. Die niedrige Wahlbeteiligung bei den Europawahlen 
gibt ebenfalls Anlass zur Sorge.1542 R 10 weist allerdings am Beispiel der Haushaltsgesetz-
gebung darauf hin, dass vielen Bürgern nicht bewusst sei, dass das EP durch die letzten 
Vertragsreformen eine stärkere Mitsprache erhalten habe.1543  
Auch die EU-Mitgliedstaaten trifft die Kritik der Redakteure. Sie beschreiben in ihren Ant-
worten teils ausführlich die in Kapitel 3.1.8.1 diskutierte „Sündenbock-Funktion“ der EU-
Institutionen. Dieses Reklamieren europäischer Erfolge für den Mitgliedstaat und das Ab-
schieben von unliebsamen Debatten auf die EU-Ebene verhindert nach Meinung der Jour-
nalisten, das die tatsächlichen Entscheidungsabläufe des EU-Systems und die wirklichen 
Bedeutung der EU für das deutsche politischen Geschehen bekannt werden.1544  „Da müss-
ten alle mitmachen, auch die nationalen Regierungen müssten dann einfach auch offener 
dazu stehen“1545, fordert R 5. R 14 echauffiert sich regelrecht über den Missstand. Für ihn 
ist es unhaltbar, dass Minister  
„gegen besseres Wissen gerne alles was schief läuft, auf Europa abschieben, alles was gut läuft, 
selber den Anspruch erheben. Also so ein Popanz, eine Sündenbockfunktion da aufbauen, und damit 
der Ruf von Europa auch nicht besonders gut ist im Land. Da werden Reizthemen hochgezogen wie 
bei der Türkei und dann wieder so ein Popanz aufgebaut, der den Leuten eben Europa vermiest. (…) 
Obwohl sie es selber beschlossen haben, vielleicht in einem Europäischen Rat oder so.“1546  
Angeprangete Missstände wie die Sündenbockfunktion sowie die meisten anderen angespro-
chenen Probleme und Wünsche zur Veränderung der EU-Strukturen haben einen längerfris-
tigen Charakter bzw. scheinen derzeit weit entfernt von eine möglichen politischen Umset-
zung, so etwa die Rückführung einiger Politikbereiche auf die nationale Ebene oder die 
direkte Wahl der EU-Kommission. Interessant scheint vor diesen Hintergründen nun die 
Frage, wie zufrieden die Redakteure mit den realen Reformansätzen sind, die derzeit auf 
dem Tisch liegen: mit dem Vertrag von Lissabon, der vor dem Fertigstellen dieser Arbeit 
noch nicht in allen EU-Mitgliedstaaten ratifiziert worden war und damit noch keine Gültig-
keit erlangt hatte. Auch die Antworten auf diese Frage geben Aufschluss darüber, welche 
                                            
1539 R 6, a.a.O., S. 6. 
1540 Vgl. R 11, a.a.O., S. 8. Vgl. R 17, a.a.O., S. 7. 
1541 R 9, a.a.O., S. 6. 
1542 Vgl. R 10, a.a.O., S. 8. 
1543 Vgl. ebd. 
1544 Vgl. R 5, a.a.O., S. 7. Vgl. R 9, a.a.O., S. 4. Vgl. R 11, a.a.O., S. 3. 
1545 R 5, a.a.O., S. 7. 
1546 R 14, a.a.O., S. 6.  
Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 308 
 
 
Strukturen für die Arbeit des massenrelevantesten und damit wichtigsten Mediums im 
Rahmen der Öffentlichkeitseuropäisierung, für die Regionalzeitung, besonders günstig wä-
ren.   
4.6.7.8 Zur Tauglichkeit aktueller Reformansätze: Stimmen zum EU-Reformvertrag 
Nicht alle, wohl aber die meisten Redakteure sind in der Lage, sich spontan zu Details des 
Reformvertrags zu äußern, was Einblicke in die Wissensdefizite mancher Ressortleiter gibt 
(vgl. näher Kap. 4.6.10.1.2). Die zumeist gut informierten Redakteuren entwickeln zum 
Lissabonner Vertrag keine eindeutige Haltung, das Werk ist unter ihnen umstritten. Zwölf 
Redakteure äußern sich überwiegend positiv1547, bei zehn herrscht eine kritische Haltung 
vor.1548 Das unklare Meinungsbild unter den Journalisten entspricht der öffentlichen Debat-
te zum Vertrag von Lissabon, der von Kritikern als unzureichender Minimalkompromiss 
attackiert wird, der im Gegensatz zum ursprünglichen Verfassungsentwurf die EU nicht 
zukunftsfest macht. Befürworter sehen in dem Werk hingegen das politisch Machbare, das 
ausreichend Reforminhalte für die Fortentwicklung der Union bietet. Dieses beiden Argu-
mentationsmuster finden sich in den Antworten der Redakteure wieder.  
„Es war wohl das Beste, was sie erreichen konnten, um überhaupt etwas durchzuset-
zen“1549, sagt etwa R 10, einer der Befürworter des vorliegenden Vertrags. R 24 pflichtet 
ihm bei, denn für ihn kann man sich „(…) das eine oder andere sicherlich wünschen, aber 
ich denke mal, dass das Vertragswerk an sich erstmal wichtig ist.“1550 Solchen pragmati-
schen Aussagen stehen die Äußerungen der Vertragsskeptiker gegenüber, die u. a. die große 
Uneinigkeit unter den Mitgliedstaaten beklagen, welche das Zustandekommen bessere Lö-
sungen verhindert hat. R 15 zeigt sich sichtlich enttäuscht über den Kompromiss: 
„Der Reformvertrag ist ja der kleinste gemeinsame Nenner, der noch übrig geblieben ist, und damit 
ist er im Prinzip schon überholungsbedürftig. Es ist nicht das, was man sich eigentlich versprochen 
hat. Das war der richtige Ansatz. Das was davon übrig geblieben ist, lohnt im Prinzip den Streit 
nicht.“1551  
Noch schärfer äußert sich der ohnehin emotionale Redakteur 17: 
„Der Lissabon-Vertrag als solcher, der ist ja ganz anders gestartet.  (…) Das ist eine politische und 
eine psychologische Katastrophe auch insgesamt gewesen. (…) Die Kanzlerin hat sich ja da mächtig 
ins Zeug gelegt und ist dafür auch beschimpft worden, dass sie sich jetzt sozusagen mit so Pipifax 
                                            
1547 Vgl. R 1, a.a.O., S. 8. Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 3, a.a.O., S. 7. Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. 
Vgl. R 10, a.a.O., S. 7. Vgl. R 13, a.a.O., S. 5. Vgl. R 14, a.a.O., S. 7. Vgl. R 18, a.a.O., S.  6 f. Vgl. R 20, a.a.O., S. 
7. Vgl. R 24, a.a.O., S. 6. 
1548 Vgl. R 5, a.a.O., S. 7. Vgl. R 7, a.a.O., S. 8. Vgl. R 8, a.a.O., S. 9. Vgl. R 12, a.a.O., S. 7. Vgl. R 16, a.a.O., S. 
11. Vgl. R 17, a.a.O., S. 4. Vgl. R 19, a.a.O., S. 7. Vgl. R 21, a.a.O., S. 8. Vgl. R 22, a.a.O., S. 8. Vgl. R 23, a.a.O., S. 7. 
1549 R 10, a.a.O., S. 7. 
1550 R 24, a.a.O., S. 5. 
1551 R 15, a.a.O., S. 6. 
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zufrieden gibt.“1552 
Auffällig ist insgesamt die Gegensätzlichkeit nicht nur der grundlegenden Meinungen son-
dern auch der Haltungen zu Details des Vertrags, wie im Folgenden ersichtlich wird. Gehen 
die Journalisten auf Details ein, überwiegt die kritischen Positionen, denen aber immer wie-
der konträre, befürwortende Meinungen gegenüberstehen. Kritik üben freilich nicht nur die 
Journalisten, die den Vertrag für untauglich halten. Auch die Befürworter heben einige 
Schwächen hervor.  
Hauptkritikpunkte am Vertrag von Lissabon sind seine Länge und Unverständlichkeit, die 
für die Redakteure ein Grund dafür sind1553, dass das Leserinteresse gering blieb und viele 
kritische Stimmen aufkamen bis hin zu seiner Ablehnung in Frankreich und Irland. Die 
Readerscan-Studien von Redaktion 1 bestätigen, dass der Vertrag für die Leserschaft 
durchweg ein unattraktives Thema war, was den Befund erhärtet, dass die institutionelle 
„Brüssel-Union“ wenig Aufmerksamkeit erzeugt.1554 R 16 resümiert:   
„Die EU hat es bis heute nicht geschafft, einen 15 Seiten-Vertrag vorzulegen, den Sie verstehen, den 
ich verstehe, den meine Leser schnell hinlegen, durchlesen. (…) Das wäre die Grundvoraussetzung 
gewesen. Dieser Vertrag mit seinen 300 Seiten, das ist natürlich wirklich an den Leuten vorbei ge-
schrieben.“1555  
Zwei Journalisten beziehen ihre Kritik an der Bürgerferne des Vertrages v. a. auf seine 
misslungene Kommunikation. „Er ist hundsmiserabel kommuniziert worden. Das heißt, den 
Menschen hätte nahe gebracht werden müssen, worum es hier eigentlich geht“1556, erläutert 
R 8. R 11 wird noch deutlicher: „Das schwierigste Thema ist, dass man diesen Reformver-
trag mit seinen Einzelheiten den Leuten überhaupt nicht vermittelt hat. Das heißt, PR-mäßig 
ist das Projekt Europa, die Renovierung Europas, ein kompletter Ausfall sogar.“1557  
Mehrfache Kritik ziehen auch die reformierten Abstimmungsmodalitäten im Ministerrat auf 
sich, die in den Augen einiger Redakteure für die Bürger kaum nachvollziehbar sind.1558  
Hierbei geht es darum, dass zum 1.11.2014 mit dem Vertrag von Lissabon die so genannte 
doppelte Mehrheit eingeführt wird. Dieses neue Abstimmungssystem macht für einen gülti-
gen Beschluss die Zustimmung von 55 Prozent der Mitgliedstaaten nötig, die gleichzeitig 
mindestens 65 Prozent der gesamten Bevölkerung der Union repräsentieren. Noch bis zum 
31.1.2017 kann ein EU-Staat die Abstimmung nach den bisherigen Regeln verlangen, wenn 
ihm eine Entscheidung unliebsam ist. Auch anschließend können überstimmte Länder unter 
                                            
1552 R 17, a.a.O., S. 4. 
1553 Vgl. R 1, a.a.O., S. 8. Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 3, a.a.O., S. 7. Vgl. R 7, a.a.O., S. 7. Vgl. R 8, a.a.O., S. 9. 
Vgl. R 20, a.a.O., S. 9. Vgl. R 22, a.a.O., S. 8. 
1554 R 1, a.a.O., S. 8. 
1555 R 16, a.a.O., S. 12. 
1556 R 8, a.a.O., S. 9.  
1557 R 11, a.a.O., S. 6. 
1558 Vgl. R 10, a.a.O., S. 7. Vgl. R 19, a.a.O., S. 7. Vgl. R 22, a.a.O., S. 8. 
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bestimmten Bedingungen eine Verlängerung der Verhandlungen einfordern. Diese v. a. 
Polen zugestandenen Ausnahmen im Verfahren, das eigentlich gerechter als die bisherigen 
System der gewichteten Stimmen sein sollte, weil es die Bevölkerungsgröße eines Landes 
stärker berücksichtigt, werden auch in der Politikwissenschaft kritisiert. Maurer betont, dass 
der Mehrwert der doppelten Mehrheit durch die Übergangsphasen und Sonderregeln nicht 
mehr hervortritt. Das Verfahren werde insgesamt nicht transparenter und effizienter als die 
bisherigen Regeln.1559  
Das heterogene Meinungsbild zum Vertrag bedingt, dass einige Redakteure die neuen Ent-
scheidungsverfahren nicht kritisieren, sondern explizit loben. Sie heben v. a. die Auswei-
tung der Verfahren mit qualifizierter Mehrheit und die damit einhergehende Reduktion der 
Politikfelder mit Zwang zur Einstimmigkeit im Ministerrat hervor. Die qualifizierte Mehr-
heit soll künftig in rund 60 Prozent der Entscheidungsfälle gelten. Sie würde für 181 Ent-
scheidungsbereiche des Vertrags gelten, dem 92 verbliebene Einstimmigkeitsfelder gegen-
überstehen. Im zum Zeitpunkt des Verfassens dieser Arbeit gültigen Vertrag von Nizza fällt 
dieses Verhältnis noch nicht derart positiv zu Gunsten der qualifizierten Mehrheit aus, die 
für 137 Felder gilt, wohingegen in 82 Vertragsbereichen die Einstimmigkeit nötig.1560 Diese 
Ausweitung ist für fünf Redakteure ein Fortschritt, der die demokratische Qualität der EU 
aufwertet und sie entscheidungsfähiger macht.1561 R 24 lobt die Ausweitung der qualifizier-
ten Mehrheit sowie das System der doppelten Mehrheit. Er ist zufrieden damit, dass   
„ erst mal ein Vertragswerk da ist, dass dort versucht wird Mehrheitsentscheidungen, zu treffen im 
Sinne von Mehrheiten der Personen aber auch Mehrheiten der Menschen, die dahinter möglicher-
weise stehen. Und dass man sich nicht von einem kleinen Staat die Politik der EU vorschreiben 
lässt.“1562  
Den letzten Aspekt dieser Äußerung heben einige Redakteure negativ hervor: Im Vertrag, 
so kritisieren sie, sei generell zu viel Rücksicht auf die Wünsche einzelner Nationen ge-
nommen worden.1563 In der Sozialpolitik, so bemerken ferner zwei Journalisten, seien keine 
Forschritte erreicht worden. Sie beklagen die für sie übergroße wirtschaftliche Perspektive 
und das generelle Fehlen der sozialen Dimension des Vertragswerks.1564 Diese Kritik wird 
öffentlich häufig angeführt, so war sie etwa einer Hauptkritikpunkte in der französischen 
                                            
1559 Vgl. Maurer, Andreas: Die Ausdehnung der Verfahren mit qualifizierter Mehrheit im Rat. In: Lieb, Ju-
lia/Maurer, Andreas (Hrsg.): Der Vertrag von Lissabon. Kurzkommentar. Diskussionspapier der Stiftung Wissen-
schaft und Politik. Berlin 2009, S. 23 f. 
1560 Vgl. Maurer, Andreas, a.a.O., S. 22 f. 
1561 Vgl. R 3, a.a.O., S. 7. Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. Vgl. R 16, a.a.O., S. 11. Vgl. R 20, a.a.O., S. 
8. Vgl. R 24, a.a.O., S. 5. 
1562 R 24, a.a.O., S. 5. 
1563 Vgl. R 5, a.a.O., S. 7. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. Vgl. R 21, a.a.O., S. 8. Vgl. R 23, a.a.O., S. 7. 
1564 Vgl. R 13, a.a.O., S. 5. Vgl. R 21, a.a.O., S. 8. 
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Debatte zum Verfassungsentwurf.1565 Moniert wird auch, dass die EU mit dem Vertrag 
nicht handlungsfähig in Außenpolitik sei.1566  
Diese Auffassung teilen zwei Kollegen nicht. Sie begrüßen es, dass mit dem Vertrag doch 
eine gewisse Stärkung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) erreicht 
wird.1567 Dies geschieht durch die Aufwertung des bisherigen Hohen Vertreters für die ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik, die Einführung von qualifizierten Mehrheitsent-
scheidungen unter gewissen Voraussetzungen, die neu geschaffene Möglichkeit zur „ver-
stärkten Zusammenarbeit“ von integrationswilligeren Staaten in allen Bereichen der GASP 
und die Einführung einer Rechtspersönlichkeit für die Union, mit der sie effizienter nach 
außen hin auftritt, indem sie eigenständig völkerrechtliche Verträge unterzeichnen kann.1568   
Weitere mehrfach genannte Stärken, die betont werden, sind die Aufwertungen des Parla-
mentes1569 (s. o.) sowie die Verkleinerung der EU-Kommission1570 (s. o.), was beides den 
oben genannten, grundsätzlichen und längerfristigen Demokratisierungs- und Effizienz-
wünschen der Redakteure entspricht. Dem Verlangen nach einer größeren Übersichtlichkeit 
und klareren Entscheidungsstrukturen entspricht auch die Einführung des Amtes des EU-
Präsidenten. Denn die bisher halbjährlich wechselnden Präsidentschaften „(…) sind Sprün-
ge, die wenig effizient sind und die dieser Riesenorganisation einfach nicht gut tun.“1571  
R 18 hebt die vorgesehene Einbindung der nationalen Parlamente hervor, deren mehrheitli-
che Ablehnung eines Richtlinien-Entwurfs der EU-Kommission dazu führen würde, dass 
diese ihren Vorschlag überprüft und erneut vorlegt (vgl. Kap. 2.1.4). Diese Neuerung bringt 
seiner Ansicht nach das „Parlamentarische“ in der EU noch stärker zur Geltung.1572 
4.6.8 Einstellungsmerkmale und Europabilder 
4.6.8.1 Europaaffinität der Politik- und Nachrichtenredaktionen 
Die überwiegende Mehrheit der befragten Redakteure schätzt die Einstellung der eigenen 
Redaktion zur europäischen Integration als grundsätzlich positiv ein.1573 Dieses Ergebnis 
bestätigt die bisherigen Forschungsergebnisse zur europafreundlichen Haltung in deutschen 
                                            
1565 Vgl. Euractiv: Frankreich entscheidet über Europa. Euractiv.com, 27.5.2005. URL: 
http://www.euractiv.com/de/zukunft-eu/frankreich-entscheidet-europa-verfassungskampf-geht-schlussrunde/article-
139920, 20.4.2009.  
1566 R 5, a.a.O., S. 7. 
1567 Vgl. R 3, a.a.O., S. 7. Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. 
1568 Vgl. Lieb, Julia/Bendiek, Annegret: Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP). In: Lieb/Maurer, 
a.a.O., S. 52. 
1569 Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. Vgl. R 16, a.a.O., S. 12. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. 
1570 Vgl. R 13, a.a.O., S. 5. Vgl. R 20, a.a.O., S. 8. 
1571 R 9, a.a.O., S. 6. 
1572 Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. 
1573 Vgl. R 1, a.a.O., S. 7. Vgl. R 3, a.a.O., S. 6. . Vgl. R 4, a.a.O., S. 5. Vgl. R 5, a.a.O., S. 9. Vgl. R 8, a.a.O., S.7. 
Vgl. R 10, a.a.O., S. 7. Vgl. R 13, a.a.O., S. 5. Vgl. R 14, a.a.O., S. 5. Vgl. R 15, a.a.O., S. 6. Vgl. R 16, a.a.O., S. 7. 
Vgl. R 17, a.a.O., S. 6. Vgl. R 19, a.a.O., S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 6. Vgl. R 22, a.a.O., S. 7. Vgl. R 23, a.a.O., S. 8. 
Vgl. R 24, a.a.O., S. 6. 
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Zeitungsredaktionen (vgl. Kap. 3.2.5.2.2.3), geht aber mit der größeren Fallzahl von befrag-
ten Journalisten in seiner Validität darüber hinaus. Eine typische Antwort liefert etwa R 8: 
„Wenn ich von der Stimmung ausgehe, glaube ich, sieht jeder, dass wir im Grunde zu einer 
europäischen Einigung und weiteren Integrationen überhaupt keine Alternative haben.“1574 
Stellvertretend für diese Meinung ist auch die Aussage von R 12: „Ich kann mir nicht vor-
stellen, dass es EU-Gegner gibt oder Erweiterungsgegner. (…) So generell ist die Stim-
mung auf jeden Fall EU offen.“1575  
R 20 sieht es geradezu als Verpflichtung seiner Mitarbeiter an, der europäischen Integration 
positiv gegenüber zu stehen. Er begründet dies mit den wirtschaftlichen Vorteilen, die aus 
der europäischen Integration für Deutschland und die Region erwachsen sowie mit der 
Multikulturalität, die sich im Zuge der EU-Erweiterungen in der Stadt eingestellt habe. An-
gesichts dieser Entwicklungen, so befindet der Redaktionsleiter, gehört eine europafreundli-
che Haltung natürlicherweise zum Denken eines „modernen Redakteurs“. Diese Begrün-
dung der Europafreundlichkeit mit kulturellen und soziologischen Argumenten findet sich 
in den Antworten der befragten Redakteure nur höchst selten wieder.1576  
Andere Begründungen sind geografischer Natur: Die Europafreundlichkeit einer Redaktion, 
so legt es die Auswertung der Gespräche nahe, wird auch durch ihre Grenzlage zum euro-
päischen Ausland befördert. Hierin sind sich die befragten Redakteure der Zeitungen mit 
Grenzlage einig.1577 Typisch ist diesbezüglich die Antwort von R 3: Durch „(…) eine ge-
wisse Grenzlage und (…) beste Beziehungen zu Frankreich sehen wir uns, gerade auch mit 
der Nähe zu Straßburg, der europäischen Einigung schon verpflichtet. Das ist unsere Li-
nie.“1578 R 22 geht in seiner Erklärung noch weiter, da er die positive Haltung der Redakti-
on auf eine gesamte europäische Region, nämlich den Ostseeraum, bezieht. Nicht nur die 
direkte Nachbarschaft zu einem Land, sondern auch die darüber hinausgehende Verbun-
denheit zu geografisch nahen Staaten – in diesem Fall  Schweden, Polen und die baltischen 
Länder – beeinflusst seiner Ansicht nach das Denken seiner Kollegen in der Redaktion.1579  
Die große Europafreundlichkeit der deutschen Regionalzeitungsredaktionen tritt in den Ge-
sprächen immer wieder deutlich hervor. Freilich belassen es die befragten Redakteure nicht 
bei einer einfachen Bewertung der Redaktionsmeinung, sondern sie versuchen, die be-
schriebene positive Grundhaltung zu differenzieren. Häufig fügen sie den Hinweis an, dass 
die Meinungen zur europäischen Integration bei gewissen Fragestellungen doch auseinan-
                                            
1574 Vgl. R 8, a.a.O., S. 7. 
1575 Vgl. R 12, a.a.O., S. 6. 
1576 Vgl. R 20, a.a.O., S. 6. 
1577 Vgl. R 3, a.a.O., S. 6. Vgl. R 13, a.a.O., S. 4 f. Vgl. R 19, a.a.O., S. 6. 
1578 R 3, a.a.O., S. 6.  
1579 Vgl. R 22, a.a.O. ,S. 7. 
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der gehen. Ein oft genanntes Beispiel für eine solch umstrittene Thematik ist der EU-Beitritt 
der Türkei und die damit zusammenhängende Frage nach den politischen und geografi-
schen Grenzen der Union.1580  Diese Thematik ist in der Redaktion von R 15  
„ein Punkt, wo die Einstellungen sehr weit auseinander gehen können. Das glaube ich, liegt noch in 
der Natur der Sache, auch da ist es schwierig natürlich zu argumentieren, wo wir auch sagen, das 
was die Union anstrebt mit der Türkei, wird nur dann stattfinden, wenn die Türkei nicht mehr die 
Türkei ist, die sie heute ist. Das müssen sich die Menschen aber auch vorstellen können. Das fällt 
vielen noch schwer.“1581  
Darüber hinaus wird der Vertrag von Lissabon als umstrittenes Thema ebenso genannt wie 
die Grundskepsis gegenüber einer zu starken zentralistischen Regulierung europäischer 
Politik durch die EU-Kommission.1582  
Trotz aller Kritik im Einzelnen gibt es in diesen Redaktionen eine klare positive Grundhal-
tung. Doch nicht alle Redakteure antworten eindeutig positiv auf die Frage nach der Einstel-
lung in der Redaktion zur europäischen Integration: Ein Redakteurin gibt an, dass eine eher 
skeptische Haltung in der Redaktion vorherrscht.1583 Und drei Journalisten äußern spontan, 
dass in ihrer Redaktion eine neutrale bzw. gespaltene Haltung gegenüber der EU vor-
herrscht.1584 Beispielhaft steht hierfür die Antwort von R 6: „Wir haben Skeptiker im Haus 
hier und, ich will nicht sagen Nationalisten, aber die glauben, dass Europa mit dieser Struk-
tur nicht funktioniert, weil es einfach so ist wie es ist. Und wir haben überzeugte Europäer 
im Haus (…).“1585 R 9 berichtet in ähnlicher Weise, dass es in seiner Redaktion keine gene-
relle Haltung zur europäischen Integration gebe; die Spannbreite sei groß. Einige seiner 
Kollegen würden eine Vertiefung befürworten hin zu einem Kerneuropa, bei dem eine in-
tegrationswillige Staatengruppe vorangeht und durch ihre Erfolge andere Länder motiviert, 
sich ihnen bei weiteren ambitionierten Vorhaben anzuschließen. Andere Redakteure stün-
den der europäischen Einigung deutlich skeptischer gegenüber. V. a. neue Erweiterungs-
runden würden kritisch beurteilt, weil die EU bereits derzeit nicht mehr regierbar sei.“1586  
4.6.8.2 Europaaffinität der Chefredaktionen und Verlage 
Wichtiger Bestandteil der europaspezifischen redaktionellen Einstellungsmuster sind die 
Haltungen von Chefredaktionen und Verlagen zur europäischen Einigung, da sie das Den-
ken und Handeln der untergeordneten Redaktionen beeinflussen können. Freilich kann bei 
der vorliegenden Auswertung nicht ausgeschlossen werden, dass die befragten Redakteure 
                                            
1580 Vgl. R 1, a.a.O., S. 7., vgl. R 9, a.a.O., S. 6., vgl. R 11, a.a.O., S. 6., vgl. R 15, a.a.O., S. 6, vgl. R 16, a.a.O., S. 
7. 
1581 R 15, a.a.O., S. 6. 
1582 Vgl. R 13, a.a.O. , S. 5. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. 
1583 R 2, a.a.O., S. 5.  
1584 Vgl. R 6, a.a.O., S. 5. Vgl. R 11, a.a.O., S. 6. Vgl. R 21, a.a.O., S. 7. 
1585 R 6, a.a.O., S. 5. 
1586 Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. 
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aus Loyalitätsgründen die europaspezifische Haltung ihrer Chefredaktion beschönigend 
darstellen. Andererseits ergab sich aber gerade durch die anonymisierten Darstellung für sie 
die Möglichkeit, unerkannt ihre ganz eigenen Beobachtungen mitzuteilen. Dass die diese 
Chance nutzen, zeigen sowohl im Folgenden kritische Einschätzungen zur eigenen Chefre-
daktion wie die bereits dargestellten Meinungen zum Europawissen der eigenen Kollegen. 
Die immer wieder geäußerte Kritik legt nahe, dass positive wie negative Antworten der 
tatsächlichen Überzeugung der Redakteure entsprechen.   
Der positive Befund zur Europaaffinität der Politikredakteure bestätigt sich für die Chefre-
daktionen. Die große Mehrheit der befragten leitenden Journalisten gibt an, dass ihre Chef-
redaktion die europäische Einigung grundsätzlich unterstützt und ihr aufgeschlossen gegen-
über steht.1587 „Dem Chefredakteur war es schon wichtig, dass wir bei den letzten Erweite-
rungen oder wenn irgendwie große Themen sind, Ratifizierung von Lissabon-Vertrag, dann 
schon groß einsteigen auch mit Leitartikeln (…)“1588, erklärt beispielhaft R 4.  
Auch bei der Beantwortung dieser Frage nehmen die Redakteure Differenzierungen vor. R 
17 etwa beschreibt die Haltung seiner Chefredaktion als positiv, unterstreicht aber, dass es 
in der Kommentierung der Chefredakteure vor 15 Jahren einen sichtlich stärkeren Drang 
gab, Europa positiv darzustellen.1589 R 23 berichtet ebenfalls, dass zu Beginn der 90er Jah-
re, zur Zeit der politischen Umbrüche in Deutschland und Europa, die europafreundliche 
Haltung der eigenen Chefredaktion stärker ausgeprägt war, was durch Europa-Sonderseiten 
sichtbar wurde. Mit der sinkenden Aktualität und historischen Bedeutung dieser Entwick-
lungen hätten solche Erklärungsstrategien in der Zeitung wieder abgenommen, wenngleich 
die Grundhaltung zur europäischen Einigung immer noch klar positiv sei.1590  
Die europafreundliche Grundhaltung der Chefredaktionen tritt in fast allen Gesprächen her-
vor; kein Redakteur berichtet von einer skeptischen Grundeinstellung. Nur vier Redakteure 
bekunden, dass die Chefredaktion der europäischen Einigung gegenüber eine neutrale, un-
spezifische Einstellung zeigen, die das redaktionelle Handeln und Denken nicht beein-
flusst.1591 Dominant ist eine solche neutrale Haltung jedoch bei den Verlagen, wie die Ge-
sprächsanalyse zeigt. Die Verleger zeigen nach Angaben der Redakteure mehrheitlich we-
der eine ausgeprägte negative noch positive europapolitische Ausrichtung.1592 Tendenziell 
                                            
1587 Vgl. R 1, a.a.O., S. 7. Vgl. R 2, a.a.O., S. 5. Vgl. R 3, a.a.O., S. 6. Vgl. R 4, a.a.O., S. 5. Vgl. R 5, a.a.O., S. 9. 
Vgl. R 7, a.a.O., S. 7. Vgl. R 12, a.a.O., S. 6. Vgl. R 13, a.a.O., S. 6. Vgl. R 15, a.a.O., S. 7. Vgl. R 16, a.a.O., S. 6. 
Vgl. R 17, a.a.O., S. 6. Vgl. R 18, a.a.O., S. 7. Vgl. R 19, a.a.O., S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 6. Vgl. R 22, a.a.O., S. 7. 
Vgl. R 23, a.a.O., S. 8. Vgl. R 24, a.a.O., S. 6. 
1588 R 4, a.a.O., S. 5. 
1589 Vgl. R 17, a.a.O., S. 6. 
1590 Vgl. R 23, a.a.O., S. 2 u. 8. 
1591 Vgl. R 14, a.a.O., S. 6. Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. Vgl. R 14, a.a.O., S. 6. Vgl. R 21, a.a.O., S. 7. 
1592 Vgl. R 1, a.a.O., S. 7. Vgl. R 4, a.a.O., S. 6. Vgl. R 5, a.a.O., S. 5. Vgl. R 6, a.a.O., S. 5. Vgl. R 11, a.a.O., S. 6. 
Vgl. R 12, a.a.O., S. 6. Vgl. R 13, a.a.O., S. 6. Vgl. R 14, a.a.O., S. 6. Vgl. R 15, a.a.O., S. 7. Vgl. R 21, a.a.O., S. 7. 
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sind Verlage aber offenbar eher pro-europäisch eingestellt, wie die Antworten einer Reihe 
von Redakteuren zeigen.1593 Eine direkte Einflussnahme auf den Redaktionsablauf wird in 
keiner Weise erkennbar. Dieser Befund entspricht den grundsätzlichen Gepflogenheiten, 
wonach Verleger die redaktionellen Entscheidungen nicht beeinflussen sollten. Das Ergeb-
nis stützt auch die Erkenntnisse von Adam/Berkel, wonach verlegerischer Druck nicht als 
Einflussfaktor auf die Europaberichterstattung wirkt (vgl. Kap 4.1.) 
Die einzigen schriftlichen europapolitischen Festlegungen der Verlage, die nachgewiesen 
werden konnte, sind in zwei Fällen Statute, die Redakteuren nahe legen, den Grundgedanke 
der europäischen Einigung bzw. die deutsch-französische Freundschaft hochzuhalten.1594 
Die geringe Zahl von zwei Fällen, bei denen Verlage europapolitische Leitlinien schriftlich 
fixieren, bestätigt die Annahme, dass solche Statute eine Ausnahme in der Zeitungsland-
schaft darstellen (vgl. Kap 3.2.5.2.2.3).   
Nun bleibt die Frage zu klären, welche Einstellungsmuster die vierte und aus der Perspekti-
ve der Gatekeeper-Theorie wichtigste Akteursgruppe, die befragten Blattmacher, gegenüber 
der EU-Integration zeigen. Zu vermuten ist aus dem obigen Kontext, dass auch hier eine 
positive Grundhaltung vorherrscht. Doch wie genau diese ausgeprägt ist, was die Gründe 
dafür sind und ob sich mögliche positive Bekundungen auch in einen beruflichen Sen-
dungsdrang sowie in ein außerredaktionelles europäisches Engagement niederschlägt, wird 
im folgenden Unterkapitel thematisiert. Zu klären ist hierfür zunächst, welche allgemeinen, 
grundsätzlichen beruflichen Ziele sich die Blattmacher deutscher Regionalzeitungen gesetzt 
haben; wie sie also ihre eigene Rolle definieren. Denn davon hängt auch ab, inwieweit sie 
bereit sind – oder es ablehnen – Stellung zur EU-Integration zu beziehen und versuchen, 
ihre Haltung womöglich in der beruflichen Praxis umzusetzen.  
4.6.8.3 Individuelle Einstellungsmuster der Leitungsredakteure 
4.6.8.3.1 Allgemeines berufliches Selbstverständnis 
Die Fragestellung nach dem allgemeinen beruflichen Selbstverständnis zielt auf die Rollen-
selbstzuweisungen nach dem Verständnis von Saxer und Weischenberg (vgl. Kap. 
3.2.5.2.2.1). Für die EU-Berichterstattung zuständige Heimatredakteure, so zeigen die bis-
herigen wenigen Studienergebnisse, favorisieren ebenso wie die deutschen Journalisten 
generell das Rollenselbstbild des informativen Journalismus, wobei auch Muster des inter-
pretativen Journalismus eine wichtige Rolle spielen. Bei EU-Korrespondenten sind diese 
gar dominant (vgl. Kap 3.2.5.2.2.2). Welches berufliche Selbstverständnis herrscht bei den 
                                                                                                                                
Vgl. R 24, a.a.O., S. 6. 
1593 Vgl. R 2, a.a.O., S. 5. Vgl. R 3, a.a.O., S. 6. Vgl. R 7, a.a.O., S. 7. Vgl. R 19, a.a.O., S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 6. 
Vgl. R 22, a.a.O., S. 7. Vgl. R 23, a.a.O., S. 6. 
1594 Vgl. R 16, a.a.O., S. 6. Vgl. R 18, a.a.O., S. 4. 
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Redakteuren vor, die in leitender Position die EU-Berichterstattung verantworten?  
Legt man auch hier das Rollenmodell von Saxer und Weischenberg an, so fällt auf, dass die 
Redakteure – entgegen der bisher im Rahmen des AIM-Projektes erhobenen Daten (vgl. 
Kap 3.2.5.2.2.2) – eindeutig das Rollenselbstverständnis des erklärenden, interpretativen 
Journalismus favorisieren, bei dem sich der Journalist zuerst als Übersetzer oder Dolmet-
scher versteht. Hintergründe zu vermitteln und komplexe Zusammenhänge zu erklären sind 
für die Redakteure die ersten Ziele, die sie nennen.1595 Diese Redakteure wollen „(…) den 
Lesern einen Blick hinter die Kulisse zu bieten. Versuchen zu zeigen, wie es funktioniert 
(…).“1596 Im EU-Kontext bedeutet dies „(…) wirklich immer wieder bei Null anfangen. 
(…) Und damit auch immer so das Gesetzgebungsverfahren erklären, transparent ma-
chen.“1597 R 1 liefert eine genaue Beschreibung dieses Selbstverständnisses:  
„Das ist eben die Funktion, die klassische Funktion der Zeitung, dass sie das erklären muss. Und 
dieses Erklären und Interpretieren wird eigentlich immer wichtiger, weil die Leser von uns fordern, 
dass sie über Hintergründe aufgeklärt werden. Die Nachricht alleine steht schon im Raum, ist trans-
portiert worden durch andere Medien, durch Fernsehen, durch Rundfunk, aber unsere Leser wollen 
in ihrer Zeitung natürlich das näher erklärt haben und runter gebrochen auch auf die lokale Ebene. 
“1598 
Das Motiv der Aufklärung spielt in diesem journalistischen Verständnis eine tragende Rol-
le.1599 Weil die EU in den Augen dieser Redakteure ein schwer zu vermittelndes Thema ist, 
das sie aber für wichtig halten, ist es ihr erstes Anliegen, dem Leser die grundlegende Be-
deutung europäischer Politik in der Zeitung darzulegen, wie etwa in den Ausführungen von 
R 5 deutlich wird: „Ich glaube, dass die meisten unserer Leser, oder überhaupt der Bevölke-
rung, noch gar nicht so richtig verstehen, wie wichtig eigentlich die Europäische Union 
inzwischen auch für die selbst geworden ist. (…)  Und da eben so ein bisschen aufklärerisch 
zu wirken, halte ich auch für ein Ziel.“1600  
Im Rahmen der Beschreibungen interpretativer Rollenmuster taucht auch immer wieder das 
Motiv des Ratgebers auf, der dem Leser im Informationsüberfluss und angesichts der Kom-
plexität europäischer Politik Orientierung bzw. direkte Lebenshilfe gibt.1601 „Das ist unser 
Hauptaufgabe, das herauszufiltern aus einer Unmenge von Informationen. Ihn da zu lenken, 
auch fachspezifisch zu lenken. Was ist für Otto-Normalverbraucher wichtig?“1602, erklärt 
                                            
1595 Vgl. R 1, a.a.O., S. 4 f. Vgl. R 3, a.a.O., S. 9. Vgl. R 4, a.a.O., S. 8. Vgl. R 5, a.a.O., S. 9. Vgl. R 6, a.a.O., S. 8. 
Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 13, a.a.O., S. 8. Vgl. R 14, a.a.O., S. 8. Vgl. R 15, a.a.O., S. 7. Vgl. R 16, a.a.O., S. 7. 
Vgl. R 17, a.a.O., S. 7. Vgl. R 20, a.a.O., S. 4. Vgl. R 21, a.a.O., S. 8. Vgl. R 23, a.a.O., S. 3. 
1596 R 3, a.a.O., S. 9. 
1597 R 4, a.a.O., S. 8. 
1598 R 1, a.a.O., S. 4 f. 
1599 Vgl. R 4, a.a.O., S. 8. 
1600 R 5, a.a.O., S. 9. 
1601 Vgl. R 14, a.a.O., S. 8. Vgl. R 15, a.a.O., S. 7. Vgl. R 17, a.a.O., S. 7. Vgl. R 19, a.a.O., S. 8. Vgl. R 22, a.a.O., 
S. 10 
1602 R 15, a.a.O., S. 7. 
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etwa R 15. Sein Kollege R 19 findet es entsprechend wichtig, „das wir (…) vor allem die 
Hintergründe aufzeigen bis hin, was das für den einzelnen Bürger bzw. Verbraucher in sei-
nem Alltagsleben bedeutet.“1603 R 22, will ein „Stück Lebenshilfe“ bieten.1604 Das Selbst-
verständnis des Ratgebers trat bereits, wenn auch indirekt, in der wiederholten, starken Be-
tonung von Servicefunktion und Verbrauchernähe häufig zu Tage. Es wird somit zum zwei-
ten Eckpfeiler des hier vorgefundenen interpretativen Rollenselbstverständnisses neben 
dem Motiv der Aufklärung.  
Die reine Informationsfunktion wird in den spontanen Antworten deutlich seltener zuerst 
angeführt.1605 R 12 gibt in dieser Hinsicht eine klare Antwort ab. Tiefergehende Erklärun-
gen bieten seiner Meinung nach v. a. überregionale Medien an: „Letztendlich ist ja die ge-
wisse Chronistenpflicht da. (…) Dass einer sagt, der unsere Zeitung hat, der ist zumindest 
so umfassend informiert, dass er mitreden kann. Wer jetzt da eintauchen will, der sucht sich 
andere Medien, die Möglichkeiten sind vielfältig.“1606 R 10 betont ebenfalls besonders die 
Informationsfunktion: „Informationen vermitteln, damit sich Leser ein Bild von der Welt 
machen können. Auf keinen Fall sehe ich im Vordergrund, Leute in irgendeine politische 
Richtung zu beeinflussen.“1607 In den Gesprächen wird, wie in Kapitel 3.2.5.2.2.1 beschrie-
ben, jedoch auch deutlich, dass informative und interpretative Rollenselbstzuweisungen 
nebeneinander auftreten und bisweilen eng miteinander verflochten sind. Ein Beispiel hier-
für ist das Rollenselbstbild von R 2: 
„Das ist Sache des Journalismus, man informiert. (…) Die Information ist ja alles. Das ist ja ein 
sehr tiefgründiger Gedanke. Wenn sie wirklich informieren, müssen sie ja Hintergründe darstellen 
und müssen dem Leser auch vermitteln, was dieses oder jenes Gesetz, diese und jene Forderung, 
diese oder jene Entscheidung letzten Endes bewirkt, und das ist dann eine umfassende Informati-
on.“1608 
Auch die Antwort von R 8 zeigt, dass die Rollenselbstzuweisungen bisweilen ineinander 
übergehen und komplementäre Teile eines differenzierten Berufsverständnisses sind.     
„Mein Auftrag ist Information. (…) Die reine Nachricht bekommt er irgendwo und irgendwo mehr 
oder weniger deutlich fragt er sich, was heißt das jetzt eigentlich? Und das muss ich ihm liefern. 
Das ist eigentlich mein Auftrag, ihm die Zusammenhänge zu erklären, bei allem was passiert.“1609 
Neben die teils komplememtären, dominanten Rollenmustern des interpretativen und in-
formativen Journalismus treten Selbstbeschreibungen, die sich mit dem Schema von Sa-
xer/Weischenberg verorten lassen. Einige Redakteure betonen zumeist am Rande die Kritik 
                                            
1603 R 19, a.a.O., S. 8. 
1604 R 22, a.a.O., S. 10. 
1605 Vgl. R 7, a.a.O., S. 9. Vgl. R 8, a.a.O., S. 11. Vgl. R 10, a.a.O., S. 7. Vgl. R 24, a.a.O., S. 7. 
1606 R 12, a.a.O., S. 7. 
1607 R 10, a.a.O., S. 7. 
1608 R 2, a.a.O., S. 7. 
1609 R 8, a.a.O., S. 11. 
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-und Kontrollfunktion des Journalismus gegenüber der Politik, womit sie Rollenmuster des 
investigativen Journalismus zeigen, bei dem sich Journalisten im übertragenen Sinne als 
Wachhund begreifen.1610  R 7 etwa unterstreicht, dass es zu seinen Aufgaben gehört, (…) 
wenn es Missstände gibt, darüber zu berichten. Also Lobbyarbeit, die überhand nimmt, 
wenn Personalpolitik fragwürdig ist.“1611 R 21 antwortet: „Mein Ziel ist kritisch anzumer-
ken, was da anzumerken ist und durchaus da nicht blauäugig ran zu gehen.“1612 
Zwei Redakteure betont darüber hinaus die Unterhaltungsfunktion des Journalismus,1613ei-
ner insbesondere mit Bezug auf junge Leserschichten, die mit einer unterhaltsameren Be-
richterstattung wieder gewonnen werden müssten.1614 Das Motiv der Unterhaltung, das zu 
den beschriebenen Wettbewerbsstrategien der Regionalzeitungen gehört (vgl. Kap. 3.2.2), 
spielt im allgemeinen beruflichen Selbstverständnis insgesamt aber keine große Rolle.  
Sechs Redakteure betonen in direktem Zusammenhang auf die Frage zu Ihrem allgemeinen 
beruflichen Selbstverständnis zusätzlich ihre Rolle als meinungsbildende Faktoren im euro-
päischen Einigungsprozess: Sie sehen es nicht nur als ihre Aufgabe an, über die europäische 
Einigung aufzuklären, sondern bisweilen negativen Vorurteilen entgegenzuwirken und die 
EU positiv darzustellen. Sie möchten die öffentliche Meinung ein Stück weit dahingehend 
beeinflussen, dass sie offener für europäische Belange wird.1615 R 18 hält es „für meinen 
Auftrag, gegen diese populistischen Reflexe so zusagen sich zu verwahren, versuchen klar 
zu machen, dass das ein schwieriger Prozess ist und häufig auch nicht von heute auf mor-
gen alles glatt geht. Das ist so zusagen dieser ethische Hintergrund.“1616 R 7 zeigt ein sehr 
ähnliches Verständnis: 
„Für eine gewisse Fairness auch zu sorgen bei der Berichterstattung. Nicht so mit dem Tenor: Alles 
was aus Brüssel kommt ist Mist und das EU-Parlament ist nur ein Reisezirkus hochbezahlter, abge-
halfterter Bundespolitiker oder so, sondern nicht irgendwelche Klischees zu bedienen (…).“1617 
R 21 stellt sein journalistisches Selbstverständnis am deutlichsten in die Dienste der europä-
ischen Einigung: Sein Ziel ist es, (…) den europäischen Geist zu fördern. (…) Ich bin be-
kennender Europäer.“1618 Dieses Bestreben ist Kennzeichen eines meinungsbildenden Jour-
nalismus, wie er in Kapitel 3.2.5.2.2.1 beschrieben wird. In den allgemeinen Rollenselbst-
zuweisungen sind derartige Muster nur schwach ausgeprägt, kommt aber die EU mit ins 
                                            
1610 Vgl. R 7, a.a.O., S. 9. Vgl. R 5, a.a.O., S. 9. Vgl. R 20, a.a.O., S. 9. Vgl. R 21, a.a.O., S. 8. 
1611 R 7, a.a.O., S. 9 
1612 R 21, a.a.O., S. 8.  
1613 Vgl. R 3, a.a.O., S. 9. Vgl. R 11, a.a.O., S.7. 
1614 Vgl. R 11, a.a.O., S.7. 
1615 Vgl. R 7, a.a.O., S. 9. Vgl. R 9, a.a.O., S. 9. Vgl. R 14, a.a.O., S. 8. Vgl. R 16 a.a.O., S. 7. Vgl. R 21, a.a.O., S. 
8. Vgl. R 1, a.a.O., S. 5. Vgl. R 24, a.a.O., S. 7. 
1616 R 18, a.a.O., S. 9.  
1617 R 7, a.a.O., S. 9. 
1618 R 21, a.a.O., S. 8. 
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Spiel, tritt der Wille der Beeinflussung bei einigen Redakteuren deutlich hervor. Wie pro-
europäisch sind die Journalisten nun, wenn Sie direkt gefragt werden, ob die EU-Integration 
weiter voranschreiten soll ? Wie sind also diese europäischen Muster ihres Berufsverständ-
nisses im Einzelnen gelagert? Hierauf werden im Folgenden Antworten gegeben. 
4.6.8.3.2  Europapolitische Meinungsbilder 
Die in den Äußerungen zum allgemeinen beruflichen Selbstbild bereits sichtbare Europa-
freundlichkeit setzt sich bei der Beantwortung der Frage nach dem Verhältnis zur europäi-
schen Einigung und einer möglichen Befürwortung einer weiteren politischen Vertiefung 
fort. Nahezu alle Redakteure sprechen sich für eine Fortsetzung der europäischen Integrati-
on im Sinne einer politischen Vertiefung mit zusätzlichen Vergemeinschaftungsschritten 
aus. Nur zwei Redakteure zeigen eine integrationsskeptische Haltung, auf die noch einge-
gangen wird.1619 Ein Drittel der Befragten befürwortet die Vertiefung ohne größere Ein-
schränkungen. Diese Gruppe zeigt also die größte Integrationsfreundlichkeit innerhalb der 
Leitungsredakteure.1620 Charakteristisch für diese Haltung ist die Aussage von R 7: „Die 
Integration, finde ich schon, sollte man weitestgehend anstreben. (…) Alles in allem halte 
ich Europa und die EU für eine große Erfolgsgeschichte, die unbedingt fortgeschrieben und 
auch verteidigt werden muss.“1621 Auch für R 6 muss der Einigungsprozess „(…) vorange-
hen, ganz klar. Das ist auch ein unumkehrbarer Prozess geworden.“1622 Und R 9 gibt für 
seine Redaktion das Ziel aus,  
„den Menschen klar zu machen, dass die EU eine positive Sache ist, die das Leben der Menschen 
sehr stark verbessert hat in den letzten Jahrzehnten hier in Europa. (…) Dass wichtige Sachen nur 
noch auf europäischer Ebene zu lösen sind und vor allen Dingen nur noch gemeinsam zu lösen sind. 
Weil man sonst in der Welt einfach wahrscheinlich keinen Fuß mehr auf den Boden bringt.“1623  
Das Argument, dass die EU durch eine noch stärkere Integration ein größeres Gewicht in 
der Welt erhält, mit dem sie ihre Bedeutung etwa gegenüber Großmächten wie den USA 
oder China waren kann, findet sich auch bei anderen Redakteuren wieder.1624 R 8 etwa er-
klärt, dass er keine Alternative zur europäischen Einigung sehe, da Nationalstaaten alleine 
in einer globalisierten Welt nicht mehr erfolgreich agieren könnten. „Wir müssen uns zu-
sammenschließen, wir müssen Ressourcen bündeln“1625, lautet seine Botschaft.  
Eine andere Argumentation für die eigenen Europafreundlichkeit und die Befürwortung 
                                            
1619 Vgl. R 4, a.a.O., S. 6. Vgl. R 17, a.a.O., S. 5. 
1620 Vgl. R 21, a.a.O., S. 7. Vgl. R 6, a.a.O., S. 5. Vgl. R 7, a.a.O., S. 7 f. Vgl. R 10, a.a.O., S. 7. Vgl. R 13, a.a.O., 
S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 6. Vgl. R 23, a.a.O., S.  6 f. Vgl. R 24, a.a.O., S. 5. 
1621 R 7, a.a.O., S. 7 f. 
1622 R 6, a.a.O., S. 5. 
1623 R 9, a.a.O., S. 9. 
1624 Vgl. R 8, a.a.O., S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 6. Vgl. R 23, a.a.O., S. 7. 
1625 R 8, a.a.O., S. 6. 
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weiterer Integrationsschritte ist historischer Art. Die größte Leistung der bisherigen Integra-
tion besteht demnach in der dauerhaften Friedenssicherung auf einem lange Zeit vom Krieg 
gezeichneten Kontinent. Dies stellt eine Reihe von Redakteuren ganz vorne an, um ihr Ver-
hältnis zur EU zu erklären.1626 Für R 22 ist etwa „die Konfliktminimierung (…) im Grunde 
das A und O. Wenn man jetzt sieht, dass wir seit 1945 keinen Krieg mehr hatten, das ist 
schon im Grunde ein Wert an und für sich.“1627 R 8 beschreibt ausführlich seine Jugend und 
die Erinnerungen an Momente der Völkerverständigung. Er bemerkt darüber hinaus, dass 
andere Kontinente wie etwa Afrika, Asien und Südamerika versuchen, die EU mit neuen 
Formen der regionalen Kooperationen zu kopieren. Gemeint sind hier die AU (African 
Union)1628, die ASEAN-Gemeinschaft (Association of Southeast Asian Nations)1629 sowie 
die 2004 gegründete Südamerikanische Gemeinschaft der Nationen (Comunidad Sudameri-
cana de Naciones).1630 
R 13 betont ebenfalls die Friedensdimension der europäischen Einigung, fügt aber gleich-
zeitig an, dass diese auch aufgrund einer neuen Politikergeneration, die dies nicht stark 
kommuniziere, der Jugend heute nicht mehr bewusst sei und deshalb in der öffentlichen 
Debatte als Argument für eine weitere Vertiefung fast gänzlich ausscheide. Deshalb hält er 
es für umso wichtiger, dass Medien auf diese historische Funktion der EU immer wieder 
hinweisen.1631 R 21 stellt auch den Frieden in den Mittelpunk seiner Begründung, hebt aber 
auch die Bedeutung des europäischen Passes für ihn als früheren Bürger der DDR hervor. 
Die neu gewonnene Reisefreiheit ist für ihn der Grund, sich als „absoluter pro Europäer“ zu 
bezeichnen.1632 
Derart tief überzeugte Europabefürworter sitzen nicht in jeder Redaktion. Die größte Grup-
pe der befragten Leitungsredakteure befürwortet ebenfalls die Vertiefung, führt zugleich 
aber Kritikpunkte an.1633 R 3 etwa spricht sich für die für die „Integration bis zu einer ge-
wissen Ebene“ aus. Er möchte nicht, dass der Nationalstaat zuviel Kompetenzen an die EU 
abgibt. Sein Leitbild ist ein Europa der Nationalstaaten im Sinne des Europa der Vaterlän-
der1634, für das der frühere französische Präsident Charles de Gaulle Pate steht.1635  
                                            
1626 Vgl. R 8, a.a.O., S. 6. R 22, a.a.O., S. 7. 21, a.a.O., S. 7. 
1627 R 22, a.a.O., S. 7. 
1628 Vgl. Schmidt, Siegmar: Die Europäische Union und Afrika. In: Weidenfeld 2004 b, a.a.O., S. 548. 
1629 Vgl. Turek, Jürgen: Standort Europa. In: Weidenfeld, Werner (Hrsg.): Die Europäische Union, a.a.O., S. 403. 
1630 Vgl. APA: Nach dem Vorbild der EU: Südamerikas Präsidenten gründen einen Staatenbund. News online, 
9.12.2004. URL: http://www.news.at/articles/0450/15/99929/nach-vorbild-eu-suedamerikas-praesidenten-
staatenbund, 19.4.2009. 
1631 Vgl. R 13, a.a.O., S. 9. 
1632 Vgl. R 21, a.a.O., S. 7. 
1633 Vgl. R 1, a.a.O., S. 8. Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 3, a.a.O., S. 5. Vgl. R 5, a.a.O., S. 5 u. 7. Vgl. R 4, a.a.O., S. 
9. Vgl. R 11, a.a.O., S. 6. Vgl. R 14, a.a.O., S. 5. Vgl. R 15, a.a.O., S. 5. Vgl. R 16, a.a.O., S. 6 f. Vgl. R 18, a.a.O., S. 
6. Vgl. R 19, a.a.O., S. 6 u. 9. 
1634 Vgl. R 3, a.a.O., S. 5. 
1635 Vgl. Schulze, Hagen: Europa: Nation und Nationalstaat im Wandel. In: Weidenfeld 2004 b, a.a.O., S. 72.   
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Solche dezidierte EU-Visionen stehen sonst nicht im Mittelpunkt der Argumentation der 
kritischen Integrationsbefürworter. Ihre häufigste Kritik bezieht sich auf die in ihren Augen 
zu schnell vollzogene Erweiterung der EU bzw. auf neue, anstehende Erweiterungsrun-
den.1636 Die spontanen Äußerung zur Erweiterung zeigt, dass diese Thematik die Befragten 
besonders beschäftigt. Diese Journalisten, fast ein Drittel der befragten Redakteure, wün-
schen sich eine Union, die sich zunächst auf die Vertiefung nach den bisher erfolgten Er-
weiterungsrunden konzentriert. Die Aufnahme weiterer Staaten kann ihrer Ansicht nach die 
Funktionsfähigkeit der Gemeinschaft negativ beeinflussen.  
Insbesondere die Frage des Türkeibeitritts wird von den erweiterungsskeptischen Journalis-
ten angesprochen1637, die teils für strengere Aufnahmekriterien plädieren.1638 So etwa R 1, 
der vor dem Hintergrund der Korruptions- und Kriminalitätsprobleme in einigen der neuen 
Mitgliedstaaten bezüglich künftiger Beitritte, „genau hinschauen halt, ob man wirklich viel-
leicht doch die Anforderungen etwas höher schraubt. Wer der EU beitreten will, der muss 
eben auch sich dem europäischen Geist verpflichtet fühlen (…).“1639 Vertiefung vor Erwei-
terung ist also die klare Botschaft, die zahlreiche Leitungsredakteure aussenden. Dies zeugt 
von einer Perspektive, die den faktischen Wert der bisherigen politischen Integration höher 
schätzt als den potenziellen, etwa geopolitischen oder wirtschaftlichen Wert einer größeren 
Gemeinschaft.  
Erweiterungsskepsis ist auch Teil des Denkens des einen der beiden europaskeptischen Re-
dakteure. Er äußerst sich in besonders scharfer Form:  
„Erweiterung um Bulgarien und Rumänien ist eine ganz heikle Veranstaltung, extrem heikel (…) 
Das Thema Türkei ist noch mal eine ganz eigene Abteilung. (…) Das wird eine heikle Angelegenheit 
sein, wenn der deutsche Steuerzahler oder, wenn der deutsche Bürger sieht, dass mehr Länder Euro-
länder werden, und er gewinnt den Eindruck, dass das auf seine Kosten geht, dann ist die Hölle los. 
Da wird schlagartig die Hölle los sein (…)“1640  
R 17, in  dessen Ausführungen Muster einer generellen politischen Frustration zu erkennen 
sind, zeigt überdies auch eine große Skepsis gegenüber der EU-Bürokratie:  
„Die Strukturen sind kompliziert. Ich kann nicht beurteilen aus meiner Sicht, ob die so kompliziert 
sein müssen, oder ob da möglicherweise so eine Eigendynamik vorhanden ist, die sagt: Je kompli-
zierter,  ich sage es mal bösartig zugespitzt, desto weniger guckt uns einer in die Karten, desto mehr 
können wir machen, was wir wollen, und desto mehr Beamte und Referenten mit Gehältern von 
Ministerialdirigenten können wir einstellen.
1641
  
                                            
1636 Vgl. R 1, a.a.O., S. 8. Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 3, a.a.O., S. 5. Vgl. R 5, a.a.O., S. 5 u. 7. Vgl. R 11, a.a.O., 
S. 6. Vgl. R 15, a.a.O., S. 5. Vgl. R 22, a.a.O., S. 7. 
1637 Vgl. R 1, a.a.O., S. 8. Vgl. R 11, a.a.O., S. 6. 
1638 Vgl. R 1, a.a.O., S. 8. Vgl. R 3, a.a.O., S. 5. Vgl. R 5, a.a.O., S. 6. Vgl. R 15, a.a.O., S. 5. 
1639 R 1, a.a.O., S. 8. 
1640 R 17, a.a.O., S. 5 
1641 Ebd., S. 4. 
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Ihre Haltung begründet die zweite europaskeptische Redakteurin ebenfalls mit der Gefahr 
einer überbordenden Bürokratie, allerdings tut sie dies in einer diplomatischeren Form. Ei-
ner zunehmenden Integration wolle sie nicht zustimmen, erklärt sie im Interview. Denn das 
bedeutet „auch noch Zunahme der Bürokratie, und das fände ich ganz schlimm. (…) Da 
würde ich sagen, dass es schon mehr als genug Regeln gibt, und dass die Länder ja gar nicht 
hinterher kommen diese ganzen Richtlinien und Vorgaben umzusetzen.“1642  
4.6.9  Zur Rolle der Regionalzeitung in der EU-Berichterstattung 
4.6.9.1 Stellung und Auftrag von Regionalzeitungen 
In der Befragung zum allgemeinen Berufsbild und insbesondere der eigenen Haltung zur 
EU-Integration treten bis auf wenige Ausnahmen äußerst positive EU-Einstellungen hervor. 
Sie sind fester Bestandteil des beruflichen Selbstverständnisses der Redakteure. Allerdings 
plädiert nur eine knappe Mehrheit für die Ausweitung der EU-Berichterstattung in Deutsch-
land. Die andere Gruppe sieht hierfür keine Notwendigkeit (vgl. Kap. 4.6.7.2.).  
Diese Diskrepanz zwischen der großen Europafreundlichkeit bei nahezu allen Redakteuren 
und dem fehlenden Wunsch nach einer Zunahme der Berichterstattung bei fast der Hälfte 
von ihnen gibt einen ersten Hinweis darauf, dass die Europafreundlichkeit im eigenen theo-
retischen Denken nicht unbedingt einen beruflichen Sendungsdrang für die redaktionelle 
Praxis nach sich ziehen muss. Auf die Diskrepanz zwischen redaktioneller Europaaffinitität 
und tatsächlicher Darstellung der EU wies bereits der Media Tenor hin: „Although 
journalists seem to be rather supportive of the EU in their opinion peaces (…), the overall 
media image of European protagonists did not profit from this positive attitude.” 1643 
Um diese Zusammenhänge zu klären und überdies genauere Einblicke in das Denken der 
Redakteure über das Verhältnis der eigenen Mediengattung zur EU zu bekommen, wurden 
gefragt, ob Regionalzeitungen gegenüber anderen Medien eine besondere Möglichkeit ha-
ben, dem Bürger Europa näher zu bringen bzw. ob sie gar mit ihrer Berichterstattung zu 
einer europäischen Identität beitragen sollen.  
Mit 16 Redakteuren legt sich die Mehrheit der Redakteure fest, dass ihre Mediengattung 
besonders gut, und damit besser als andere Medien, dafür geeignet ist, den Bürgern die Eu-
ropäische Union zu erklären und sie ihnen näher zu bringen.1644 „Ich glaube schon, wir 
können den Leuten sehr gut klar machen: Was bedeutet jetzt eine europäische Entscheidung 
                                            
1642 Vgl. R 4, a.a.O., S. 6. 
1643 Media Tenor 2005 c, a.a.O., S. 86.   
1644 Vgl. R 1, a.a.O., S. 3. Vgl. R 3, a.a.O., S. 3. Vgl. R 2, a.a.O., S. 8. Vgl. R 4, a.a.O., S. 3. Vgl. R 5, a.a.O., S. 3. 
Vgl. R 9, a.a.O., S. 3. Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 12, a.a.O., S. 2. Vgl. R 15, a.a.O., S. 3. Vgl. R 16, a.a.O., S. 3. 
Vgl. R 18, a.a.O., S. 3. Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 21, a.a.O., S. 4. Vgl. R 22, a.a.O., S. 3. Vgl. R 23, a.a.O., S. 2. 
Vgl. R 24, a.a.O., S. 2. 
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hier bei dir vor Ort? (…) Da kann man schon den Leuten zeigen, wie nah eigentlich Europa 
ist, und dass es eben nicht (…) weit weg ist“1645, erklärt etwa R 4.  
Verschiedenste Argumente werden für die Betonung der eigenen Sonderstellung als Regio-
nalzeitung angeführt. Einige Redakteure heben analog zu den Überlegungen in Kap. 2.3.1.4 
hervor, dass die Regionalzeitung das eigentliche Massenmedium ist, da sie mehr Leser er-
reicht als überregionale Blätter.1646 R 3 zeigt ein großes Selbstbewusstsein. Er sieht eine 
besondere Stellung „dadurch, dass eine Regionalzeitung doch das wichtigste Medium ist für 
den Bürger. (…) Entweder bringen wir Europa nah, oder niemand.“1647  
Eine andere Gruppe von Redakteuren argumentiert ähnlich, betont aber weniger die Ver-
breitung beider Mediengattungen sondern vielmehr ihre unterschiedliche Art und Weise, 
Themen zu präsentieren.1648 Durch ihre große Betonung der Lesernähe, so glauben diese 
Journalisten, kann die Regionalpresse das sperrige Thema EU Menschen besser nahe brin-
gen als etwa überregionale Printmedien. R 15 etwa sieht die Unterschiede zu überregiona-
len Zeitungen dahingehend, dass diese „das grundsätzlich erstmal globaler, abstrakter auf-
arbeiten und fassen können. (…) Während wir versuchen, schon die Konsequenzen die sich 
daraus ergeben, ganz dicht an den Bürger heranzubringen. Da sind wir vielleicht mehr im 
alltäglichen Lebensmittelpunkt als das große Überregionale.“1649 Auch für R 1 kann nur 
eine „Regionalzeitung erklären, welche Auswirkungen eben Brüssel auf die lokale oder 
regionale Kommune hat.“1650  
Diese Betonung der besonderen Orientierungs- und Integrationsfunktion der Regionalzei-
tung, die auch in der Forschung hervorgehoben wird (vgl. Kap. 2.1.4) erfährt ihre stärkste 
Ausprägung in den Äußerungen von R 21, der der Regionalpresse eine wichtige Aufgabe 
für den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft zuordnet.   
„Wir haben in den 90er Jahren vorwiegend zum sozialen Frieden in Ostdeutschland mit beigetra-
gen, die Regionalzeitungen, das darf man z. B. nicht vergessen. (…) Genauso denke ich, dass wir 
auch dazu beitragen können an der Ostgrenze. Wir haben noch ganz andere Aufgaben in der Ver-
ständigung, z. B. Polen und Tschechien.“1651  
Derartige Ausführungen zur sozialen Funktion der Presse stellen eine Seltenheit in den Ge-
sprächen dar. Demgegenüber stehen die Einschätzungen einer kleine Gruppe von Redakteu-
ren, die keine speziellen Rolle der Regionalpresse in der EU-Berichterstattung sehen. Für 
sie hat ihre Medium die Regionalzeitung keine besonders exponierten Chancen, die EU-
                                            
1645 R 4, a.a.O., S. 3. 
1646 Vgl. R 3, a.a.O., S. 3. Vgl. R 9, a.a.O., S. 3 Vgl. R 11, a.a.O., S. 2. Vgl. R 21, a.a.O., S. 4. 
1647 Vgl. R 3, a.a.O., S. 3. 
1648 Vgl. R 1, a.a.O., S. 3. Vgl. R 15, a.a.O., S. 3. Vgl. R 16 a.a.O., S. 3. Vgl. R 18 a.a.O., S. 3. Vgl. R 20, a.a.O., S. 
3. 
1649 R 15, a.a.O., S. 3. 
1650 Vgl. R 1, a.a.O., S. 3. 
1651 Vgl. R 21, a.a.O., S. 8. 
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Politik darzustellen und zu vermitteln.1652  Für R 13 haben Regionalblätter „nicht mehr oder 
weniger Möglichkeiten als andere Zeitungen. Ich glaube, das liegt nicht daran, ob es eine 
Regionalzeitung, eine Wochenzeitung oder eine überregionale Tageszeitung ist.“1653 Für 
ihn entscheidet das redaktionelle Konzept über die Art der EU-Berichterstattung. 1654  
Aufgrund der bisherigen Ergebnisse muss konstatiert werden, dass beide Aspekte, das 
Selbstverständnis der Mediengattung der Regionalzeitung sowie das redaktionelle Konzept 
bzw. die Einstellung in der Redaktion zur EU, wichtige Einflussfaktoren auf die Berichter-
stattung sind. Besonders wirksam wäre ein erkennbarer Sendungsdrang in Richtung Euro-
pa, der über die passive Befürwortung der Integration hinausgeht und sich auf die Bericht-
erstattung selbst auswirkt.  
Dieser Drang existiert in nicht wenigen der befragten Regionalzeitungsredaktionen. Die 
knappe Mehrheit gibt eindeutig an, mit der Berichterstattung zu Formen einer europäischen 
Identität beitragen zu wollen.1655 Folgende Aussagen verdeutlichen diese Verantwortung 
gegenüber der europäischen Integration, die die Redakteure übernehmen:  
„Weil diese europäische Identität meiner Meinung nach (…) die Vollendung ist. (…) Sich als Euro-
päer zu begreifen, halte ich auch schon für einen Wert an sich. (…) Da Brücken zu schaffen. Und 
was kann es eigentlich anderes geben? Das ist für mich außerhalb jeder Diskussion.“1656  
„Wenn man sieht wie heute, gerade im Bereich Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung, Europa 
zusammenwächst, dann hat man unabdingbar eben eine identifikationsstiftende Aufgabe für einen 
europäischen Gedanken.“1657  
„Dass die europäische Einigung eigentlich alternativlos eine gute Sache ist, und dass man das 
schon auch ein Stück weit befördern muss, und gewisse Sachen müssen einfach berichtet wer-
den.“1658  
Kritisch wird im Rahmen der Befürwortung allerdings bemerkt, dass die Identifikationsstif-
tung nicht von oben herab im Sinne einer besserwisserischen Erziehung erfolgen darf. „Sich 
nicht hinstellen und sagen: Das ist alles gut, was mit Europa passiert, sondern man muss das 
im Einzelfall sehr differenziert betrachten“1659, erklärt R 15. Hinterfragt wird in einigen 
Fällen auch der Begriff einer einheitlichen europäischen Identität. Favorisiert wird von die-
sen Kritikern das Konzept der komplementären Identitäten (vgl. Kap. 2.1.4),1660 das auch 
weitere Journalisten in ihrem Denken tragen.1661 R 14 etwa, einer der Kritiker, befürwortet 
                                            
1652 Vgl. R 6, a.a.O., S. 3. Vgl. R 14, a.a.O., S. 3. Vgl. R 10, a.a.O., S. 2. Vgl. R 13, a.a.O., S. 2. 
1653 R 13, a.a.O., S. 2. 
1654 Vgl. ebd. 
1655 Vgl. R 1, a.a.O.,S. 8. Vgl. R 5, a.a.O.,S. 8. Vgl. R 8, a.a.O.,S. 9. Vgl. R 9, a.a.O.,S. 6. Vgl. R 11, a.a.O.,S. 6. 
Vgl. R 12, a.a.O.,S. 7. Vgl. R 13, a.a.O.,S. 6. Vgl. R 14, a.a.O.,S. 6. Vgl. R 15, a.a.O.,S. 6. Vgl. R 18, a.a.O.,S. 8. Vgl. 
R 20, a.a.O.,S. 7. Vgl. R 21, a.a.O.,S. 8. Vgl. R 22, a.a.O.,S. 8. 
1656 R 21, a.a.O., S. 8. 
1657 R 1, a.a.O., S. 8. 
1658 R 5, a.a.O., S. 8. 
1659 R 15, a.a.O., S. 6. 
1660 Vgl. R 14, a.a.O., S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 7. Vgl. R 22, a.a.O., S. 8. 
1661 Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 9, a.a.O., S. 6. 
Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 325 
 
 
den europäischen Identitätsauftrag. Für ihn sind Europäer aber „erstens Kölner, zweitens 
Deutsche und in eben in dritter Linie Europäer. Ich glaube, die Identität lässt sich auch nicht 
umkehren, da die Leute vor Ort verwurzelt sind (…).“1662 R 22 differenziert ähnlich, wenn 
er mit der Berichterstattung bemerkt, dass die Zeitung es nicht schaffe, zu einer gesamteu-
ropäischen Identität beizutragen, wohl aber zu einem gemeinsamen Herkunftsempfinden in 
der eigenen europäischen Region. „Alles was im Ostseeraum, das ist sozusagen vor unserer 
Haustüre, dann greift sozusagen europäische und regionale Identität in eins, und da sind wir 
sehr viel stärker dann wieder Vorreiter. (…) Eine europäische regionale Identität, würde ich 
dann eher sagen.1663 Diese Haltung ist auch Ausdruck der Zusammengehörigkeit, die durch 
die engen alltäglichen Verflechtungen in den Grenzregionen besteht (vgl. Kap 2.1.4).   
Acht Redakteure stehen jeglichem Identitätsauftrag skeptisch gegenüber. Sie sind durchaus 
europafreundlich eingestellt, sehen die Zeitung durch einen solchen Identitätsauftrag aber 
entweder überfordert hinsichtlich ihrer Wirkung oder lehnen ihn aufgrund ihres journalisti-
schen Selbstverständnisses ab, das sich pädagogischen Elementen verweigert.1664 
 „Da übernehmen wir uns, wenn wir jetzt sagen, das ist jetzt unser Ding. Das muss die Le-
serschaft schon für sich selbst klar bekommen. Das wäre zu hoch gegriffen“1665, erklärt 
etwa R 16 zur Überforderung seiner Mediengattung mit dem europäischen Auftrag. Ent-
schiedener ist die Ablehnung bei den Kollegen, die sich auf ihr journalistisches Verständnis 
beziehen. R 10 ist es „immer sehr suspekt, wenn die Zeitung politische Ziele erreichen 
will.“1666 Und R 7 ist (…) immer sehr skeptisch, wenn es darum geht, Zeitung quasi als 
Mittel der Volkserziehung einzusetzen. Ich finde, Aufgabe der Zeitung ist in allererster Li-
nie mal umfassend, fair, genau, verlässlich zu informieren.“1667 Auch für R 19 ist „(…) eine 
Zeitung ist kein Erziehungsinstitut, sondern eine Zeitung ist erst mal Wirtschaftsunterneh-
men. (…) Ich sehe keinen erzieherischen Auftrag so, dass wir unsere Leser nach Europa 
schupsen müssen.“1668  
Die Auswertung zeigt insgesamt, dass die europäische Identitätsfunktion der Regionalzei-
tung zwar oft befürwortet wird, die Zahl der Zweifler aber auch nicht gering ist. Das indivi-
duelle journalistische Selbstverständnis und der persönliche Glaube an die Kraft der Regio-
nalpresse entscheiden darüber, ob ein Leitungsredakteur, der i. d. R. europafreundlich ein-
gestellt ist und eine weitere Vertiefung der Integration befürwortet, sich dem Auftrag der 
                                            
1662 R 14, a.a.O., S. 6. 
1663 Vgl. R 22, a.a.O., S. 8. 
1664 Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 3, a.a.O., S. 7. Vgl. R 4, a.a.O., S. 7. Vgl. R 7, a.a.O., S. 7. Vgl. R 10, a.a.O., S. 7. 
Vgl. R 16, a.a.O., S. 7. Vgl. R 19, a.a.O., S. 8. Vgl. R 24, a.a.O., S. 6.  
1665 R 16, a.a.O., S. 7. 
1666 R 10, a.a.O., S. 7 
1667 R 7, a.a.O., S. 7. 
1668 R 19, a.a.O., S. 7 f. 
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Identitätsstiftung annehmen will. 
4.6.9.2 Redaktionelles europäisches Engagement 
4.6.9.2.1 Besondere Strategien und Stilformen der Berichterstattung 
Bei der Frage nach der Rolle der Regionalzeitung in der EU-Berichterstattung interessieren 
nicht nur Einstellungen, Selbstbilder und Sendungsdrang. Der Blick wird auch darauf ge-
richtet, welche Art der Kreativität in den Redaktionen existiert, in welcher Weise sie also 
das Thema EU größer bearbeiten als nur im Rahmen der täglichen Berichterstattung.  
Zunächst bestätigt sich ein bereits vorliegender Befund (vgl. Kap. 3.2.5.2.1), der auch in der 
Beobachtung gemacht wurde: Im Rahmen der regionalen EU-Berichterstattung kommt es 
in keiner Redaktion dazu, dass Rechercheteams gebildet werden. Die Arbeit ist individuell 
organisiert, Formen der Gruppenarbeit und regelmäßige Sachkonferenzen sind nicht aus-
zumachen. „Wenn ein Kollege sich des Themas annimmt, macht er das alleine, recherchiert 
er selber, spricht mit Leuten, telefoniert“1669, erläutert R 3. Die Begründungen, weshalb es 
zu keiner Teambildung und keinen größeren Konferenzen kommt, reichen vom Personal- 
und Zeitmangel1670 bis hin zur Bedeutung des eigenen Korrespondenten, der allein für die 
Bearbeitung größerer EU-Themen zuständig ist.1671  
Vorübergehende Planungskonferenzen finden, so berichten einige wenige Redaktionen, 
angelehnt an Großereignisse wie die EU-Erweiterung, Europawahlen oder Ratsgipfeln 
statt.1672 Die Antwort von R 13 zur formalen Kommunikation hat durchaus Seltenheitswert: 
„Wir werden uns sicherlich im Vorfeld der Europawahl mehrmals zusammensetzen und 
überlegen. Wir werden sicherlich ein Magazin machen, wir werden uns ganz genau überle-
gen, was die Brüsseler Korrespondenten machen, und was wir von hier aus selbst ma-
chen.“1673 Das Bewusstsein für eine längerfristige Planung ist punktuell also durchaus vor-
handen. Ein stärkeres Engagement und eine größere Kreativität ist bei der Wahl der Stil-
formen auszumachen, mit denen sich die Redaktionen der EU in größerem Umfang anneh-
men. Der Klassiker in dieser Hinsicht sind Serien zur EU-Politik, die über einen längeren 
Zeitraum laufen. Fast die Hälfte der Redaktionen hat im Rahmen der EU-Erweiterung 2004 
eine solche Serie produziert, die die neuen Mitgliedstaaten und öfter auch die dort lebenden 
Menschen vorstellte. R 1 berichtet sogar, dass seine Zeitung in jedes Beitrittsland einen 
Politikredakteur gesandt hatte, der für mehrere Tage dort recherchierte.1674  Dies stellt aber 
                                            
1669 R 3, a.a.O., S. 5. 
1670 Vgl. R 17, a.a.O.,S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 5. Vgl. R 21, a.a.O., S. 7. Vgl. R 10, a.a.O.,S. 5. 
1671 Vgl. R 7, a.a.O., S. 6. 
1672 Vgl. R 4, a. a. O., S. 5. Vgl. R 11, a. a. O., S. 4. Vgl. R 13, a. a. O., S. 5 f.  Vgl. R 14, a. a. O., S. 5. 
1673 R 13, a.a.O., S. 6. 
1674 Vgl. R 1, a.a.O., S. 8. 
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die Ausnahme dar, zumeist wurden die Serien ohne Vor-Ort-Recherchen geschrieben.1675 
Auch wurden Serien anlässlich der Einführung des Euro und der Europawahlen1676 sowie 
im Zuge der EU-Verfassungsdebatte produziert.1677 Redaktion 7 veröffentlichte den Verfas-
sungsentwurf in Auszügen und entwickelte dafür ein eigenes Logo.1678  Bei der Serie der 
Redaktion 9 ging es darum (…) Geschichten zu machen über Menschen, die unmittelbar 
halt irgendetwas mit dieser Reform zu tun haben. Wo sie nicht nur von oben aufgearbeitet 
wurde sondern auch von unten.“1679  
Zwei Redakteure berichten von Sonderbeilagen und Magazinen, die sie anlässlich der der 
deutschen EU-Präsidentschaft  und der letzten Europawahl veröffentlichten.1680 Auch Gast-
beiträge werden eingesetzt, um die EU-Berichterstattung zu diversifizieren und anschauli-
cher zu gestalten.1681 R 6 etwa berichtet, dass eine auf EU-Politik spezialisierte Professorin 
regelmäßig Gastbeiträge zur Analyse eines Ratsgipfels schreibt als auch eine Serie im 
Rahmen Ratspräsidentschaft verfasste, bei der sie die EU-Institutionen vorstellte.1682  
Eine besondere Stilform in manchen Redaktionen sind Europa-Spiele und Wissensrätsel1683 
etwa in Form des Europaquiz, dessen Erfolg R 21 beschreibt: „Es gab was zu gewinnen, 
eine Reise nach Brüssel zum Schluss, haben die gesponsert. (…) Raten Sie mal, wie viel 
Einsendungen wir hatten? (…) 1000. Das war also eine ganze Menge, das ist für ein Euro-
pathema sehr viel.“1684 R 12, dessen Redaktion ein Europaspiel im Wochenendmagazin 
präsentierte, betont den Wert der Unterhaltung in Zusammenhang solchen Angeboten: „Ich 
glaube, da wird auch im Sinne von Wissensvermittlung mehr erreicht, als wenn man immer 
so ernsthaft da rangeht.“1685  
4.6.9.2.2 Außerredaktionelles europäisches Engagement 
Das europäische Engagement innerhalb der Zeitung führt zur Frage, inwieweit die Redakti-
onen sich der EU auch außerhalb des Blattes etwa durch Podiumsdiskussionen oder andere 
Projekte Ausdruck annehmen. Das Ergebnis ist eindeutig: Die Minderheit der befragten 
Redaktionen zeigt ein außerredaktionelles europaspezifisches Engagement. Neun Redakteu-
re berichten von entsprechenden Aktivitäten. Sie geben an, bereits Podiumsdiskussionen 
                                            
1675 Vgl. R 1, a.a.O., S. 8. Vgl. R 8, a.a.O., S. 7. Vgl. R 10, a.a.O., S. 5. Vgl. R 12, a.a.O., S. 2. Vgl. R 15, a.a.O., S. 
5. Vgl. R 16, a.a.O., S. 8. Vgl. R 17, a.a.O., S. 3. Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 21, a.a.O., S. 7. Vgl. R 22, a.a.O., S. 
6. Vgl. R 24, a.a.O., S. 5. 
1676 Vgl. R 15, a.a.O., S. 5. 
1677 Vgl. R 20, a.a.O., S. 3. Vgl. R 9, a.a.O., S. 5. Vgl. R 4, a.a.O., S. 7. 
1678 Vgl. R 4, a.a.O., S. 7. 
1679 R 9, a.a.O., S. 5 
1680 Vgl. R 5, a.a.O., S. 8 f. Vgl. R 13, a.a.O., S. 6. 
1681 Vgl. R 6, a.a.O., S. 7. Vgl. R 5, a.a.O., S. 6. 
1682 Vgl. R 5, a.a.O., S. 6. 
1683 Vgl. R 21, a.a.O., S. 7. Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 12, a.a.O., S. 6. 
1684 R 21, a.a.O., S. 7. 
1685 R 12, a.a.O., S. 6. 
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zur EU-Politik oder EU-Staaten ausgerichtet bzw. sie für externe Anbieter wie etwa die 
EU-Kommission moderiert zu haben.1686 Bisweilen handelt sich um Veranstaltungen, die 
sich auf EU-Staaten beziehen. R 24 berichtet: „Der Chefredakteur selber ist Vorsitzender 
der Deutsch-Politischen Gesellschaft geworden (…) Insofern machen wir da relativ viel. 
Oder (…) auch mit anderen Ländern, die hier Konsulate haben.“1687  
Podiumsdiskussionen werden nicht nur in Kooperation mit EU-Vertretungen oder Verbän-
den realisiert. Auch die Teilnahme an Gesprächsrunden im Rahmen universitärer For-
schungstage zum Thema Europa wird in einem Fall erwähnt.1688 Ein Redakteur berichtet, 
EU-Diskussionen vornehmlich in Schulen auszurichten, da er es für besonders wichtig hält, 
gerade die Jugend für die EU-Politik zu interessieren und sie darüber aufzuklären.1689 Ein 
weiterer Kollege erzählt, wie das Angebot, Schüler an die Zeitung und den Journalismus 
heranzuführen, für die Vermittlung europäischer Themen genutzt wird. Bei den Projekten, 
die unter dem Stichwort „Zeitung in der Schule“ bekannt sind, können Schüler als Reporter 
für die Zeitung schreiben und auf Sonderseiten Artikel aus ihrer Perspektive platzieren. Es 
gibt thematische Schwerpunkte, an denen die Jugendlichen zusammen mit einem Redakteur 
arbeiten. Das Blatt von R 12 wählt die EU öfter als Thema für das Projekt aus.1690  
Eine weitere Form des außerredaktionellen Engagements ist die Kooperation mit anderen 
europäischen Regionalzeitungen. Fünf Zeitungen halten einen gelegentlichen Kontakt zu 
Blättern im Ausland.1691 Die Gründe hierfür sind unterschiedlichster Art und reichen von 
Städtepartnerschaften1692  über die zur Nutzung des gleichen, ausgefallenen Redaktionssys-
tems, über das man sich austauscht,1693 bis hin zur wichtigsten Ursache, der Grenznähe, aus 
der sich die Bearbeitung gemeinsamer Themen ergibt (siehe auch Kap. 4.6.6.4).1694  
Drei Blätter pflegen einen regelmäßigen, institutionalisierten Kontakt zu Auslandszeitun-
gen. Redaktion 18 produziert, wie bereits erwähnt, mit der benachbarten französischen Re-
gionalzeitung gemeinsame Jugendbeilage. Hier ist die Grenznähe also direkter Einflussfak-
tor für eine institutionalisierte Kooperation.1695 Einen regelmäßigen, institutionalisierten 
Kontakt halten zwei Blätter zur deutschsprachigen Prager Zeitung. Artikel werden gegen-
seitig ausgetauscht und gedruckt. Der Ursprung dieser Kooperation geht in beiden Fällen 
                                            
1686 Vgl. R 1, a.a.O., S. 7.  Vgl. R 3, a.a.O., S. 6. Vgl. R 5, a.a.O., S. 8. Vgl. R 13, a.a.O., S. 9. Vgl. R 15, a.a.O., S. 
7. Vgl. R 17, a.a.O., S. 7. Vgl. R 20, a.a.O., S. 6. Vgl. R 21, a.a.O., S. 8. Vgl. R 24, a.a.O., S. 6.  
1687 Vgl. R 24, a.a.O., S. 6. 
1688 Vgl. R 20, a.a.O., S. 6.  
1689 Vgl. R 13, a.a.O., S. 9. 
1690 Vgl. R 12, a.a.O., S. 6. 
1691 Vgl. R 1, a.a.O., S. 10. Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. Vgl. R 3, a.a.O., S. 10. Vgl. R 12, a.a.O., S. 3. Vgl. R 14, a.a.O., S. 
3. Vgl. R 16, a.a.O., S. 5. Vgl. R 22, a.a.O., S. 5. 
1692 Vgl. R 1, a.a.O., S. 10. 
1693 Vgl. R 5, a.a.O., S. 4. 
1694 Vgl. R 3, a.a.O., S. 10. Vgl. R 16, a.a.O., S.5. Vgl. R 22, a.a.O., S. 5. 
1695 Vgl. 18, a.a.O., S. 4 f. 
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auf persönliche Kontakte zurück. Im Fall von R 4 entstand die Kooperation bei einer Studi-
enreise nach Prag. R 19 berichtet, dass in seiner Redaktion die Zusammenarbeit zur Organi-
sation eines Treffens für Chefredakteure deutschsprachiger Zeitungen im mittel- und osteu-
ropäischen Ausland führte, das die EU-Kommission mit plante. Eine Zeit lang gab einen 
Praktikantenaustausch.1696 Dieses Beispiel zeigt, welcher europäische Mehrwert aus einer 
Kooperation entstehen kann, wenn entsprechendes Engagement vorhanden ist.  
Wie aktiv und umfangreich sich eine Regionalzeitung (die zwei formell für die EU zustän-
dige Redakteure in ihren Reihen hat) innerhalb und außerhalb der Redaktion der EU-Politik 
insgesamt annehmen kann, macht R 5 deutlich. Sein Blatt berichtete zunächst ausführlich 
über einen Wirtschafts- und Wissenschafts-Ministerratssitzung, die 2007 im Rahmen der 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft am Redaktionsstandort abgehalten wurde. Anlässlich 
dieses Treffens veröffentlichte die Zeitung eine zwölfseitige Europa-Beilage, die grundsätz-
liche EU-Berichte mit regionalen europapolitischen Artikeln verband. Zuvor hatte die Re-
daktion bereits eine Serie über die EU produziert. Mitglieder der Redaktion moderieren 
zudem regelmäßig Podiumsdiskussionen der regionalen deutschen des Europäischen Par-
laments. Auch wurden bereits selbst Podiumsdiskussionen, etwa zur Euro-Einführung, or-
ganisiert.1697 Ein solches Engagement ist vorbildlich und gewissermaßen den Idealfall gel-
ten dar. Die Darstellung soll aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass gerade die europäi-
schen Aktivitäten außerhalb der Redaktion bei den Zeitungen insgesamt eine Ausnahme 
darstellen, da nur neun Redakteure von entsprechenden Projekten berichten. 
4.6.10  Europaspezifisches Fachwissen 
4.6.10.1 Individuelles Fachwissen der Leitungsredakteure 
4.6.10.1.1 Berufliche Hintergründe und EU-Wissen 
Die befragten Redakteure verfügen über eine beträchtliche Erfahrung im professionellen 
Journalismus, wie die Auswertung der Fragebögen zeigt. Die meisten haben Mitte der 80er 
oder Anfang der 90er Jahre angefangen, hauptberuflich als Redakteur zu arbeiten. Rein 
rechnerisch begannen sie ihre Karriere im Schnitt 1987. Der Redakteur mit der längsten 
Erfahrung arbeitet seit 1978 als Journalist, die Redakteurin mit der geringsten Erfahrung ist 
seit 1998 in einer Redaktion tätig. Die Redakteure haben mehrheitlich einen politischen 
Studienhintergrund, wie Tabelle 32 zeigt. 
Tabelle 32: Studienfächer der befragten Redakteure 
Fach Politik Germa- Geschichte Publizistik/ Ökon- Recht Amerikanistik Sozio- Theo- 
                                            
1696 Vgl. R 4, a.a.O., S. 3 Vgl. R 19, a.a.O., S. 4. 
1697 Vgl. R 5, a.a.O., S. 8 f.  
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nistik Journalistik omie /Romanistik logie logie 
Nennungen 12 8 8 5 (2/3) 4 3 2 (1/1)  1 1 
Quelle: Eigene Darstelllung 
Zwölf Redakteure haben Politische Wissenschaften als Haupt- oder Nebenfach studiert. 
Auch Geschichte und Germanistik (jeweils acht Nennungen) waren beliebte Fächer unter 
den Redakteuren. Darauf folgen Publizistik und Journalistik, das in der früheren DDR, oft 
in Leipzig, studiert werden musste, wenn man Journalist werden wollte. Die drei Journalis-
tik-Nennungen stammen von ostdeutschen Redakteuren, die in der DDR gelebt und gear-
beitet haben. Von gewisser Bedeutung ist auch noch Wirtschaft mit vier Nennungen sowie 
das Fach Jura mit zwei Nennungen.  
Die Zusammenstellung verdeutlicht, dass die Blattmacher aufgrund ihres Bildungshinter-
grundes vertiefte politische und mitunter historische Kenntnisse besitzen. Die Affinität zu 
diesen Themengebieten ist also nicht nur durch die berufliche Sozialisation, sondern bereits 
durch die Ausbildung zu Stande gekommen. Diese grundsätzliche vorhandene politische 
Perspektive auf das Zeitungsmachen bedeutet jedoch nicht, dass auch die Europapolitik 
eine wichtige Rolle im allgemeinen beruflichen Denken der Redakteure spielt, zudem sie 
sich im Fragebogen spontan äußern und das die Themenwahl durchaus mit bestimmt, wie 
die Gatekeeperforschung zeigt (vgl. Kap 2.1.1.2).  
Denn die thematische Vorliebe der oft politisch und historisch versierten Redakteure gehört 
selten der EU oder der europäischen Staatenwelt. In vier Fällen sind die interviewten Lei-
tungsredakteure selbst die für die EU-Berichterstattung zuständigen Experten.1698 Ebenfalls 
nur viermal werden „Europa“ oder „EU“ als Interessensschwerpunkte im Fragebogen ge-
nannt sowie einmal noch Osteuropa. Der Nahe Osten sowie Außenpolitik allgemein (je 
sechs Nennungen) sind von größerem Interesse. Ansonsten ist das Spektrum der Vorlieben 
breit gefächert. Es reicht über Musik und Historie bis hin zu Steuerpolitik, Klimawandel, 
Justizberichterstattung und Wirtschaft.  
Eine Erklärung für die Diskrepanz zwischen der eher geringen Europaaffinität und der gro-
ßen allgemeine politischen und historischen Affinität ist auch die geringe Bedeutung, die 
die EU innerhalb der politischen und historischen Studiengänge der Redakteure spielt: Nur 
fünf Redakteure geben an, sich im Rahmen des Studiums mit der EU beschäftigt zu haben. 
Dies geschah etwa im Rahmen eines Hauptseminars oder der Diplomarbeit, die über die 
europäische Industriepolitik verfasst wurde. Die Europäische Union spielt auch heute im 
Rahmen der persönlichen beruflichen Weiterbildung der meisten Redakteure keine Rolle: 
Nur drei der Journalisten geben im Fragebogen an, bereits schon einmal an beruflichen Stu-
                                            
1698 Vgl. R 3, a.a.O., S. 1, Vgl. R 4, a.a.O., S. 1, Vgl. R 16, a.a.O., S. 1, Vgl. R 23, a.a.O., S. 1. 
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dienreisen teilgenommen zu haben, um die EU und ihre Strukturen besser kennen zu lernen. 
Dies bestätigt die Auskunft des Journalistenausbilders Roth, wonach die redaktionelle Lei-
tungsebene selten Weiterbildungsangebote besucht (vgl. Kap. 3.2.6).  
Die überwiegende Mehrheit (17) der befragten Journalist hat sich, ebenso wie die meisten 
EU-Korrespondenten (vgl. Kap. 3.1.7), erst im Rahmen des Berufs mit der EU beschäftigt. 
Dies geschah zumeist im Rahmen der Vorbereitung von Artikeln in der eigenen Redaktion, 
aber auch im Rahmen von Recherchen und Interviews, für die die Journalisten nach Brüssel 
führten. 14 der 24 Redakteure führte die EU-Berichterstattung bereits in die belgische 
Hauptstadt.1699 Sieben Leitungsredakteure, und damit fast ein Drittel der befragten Journa-
listen, geben offenkundig zu, dass sie sich weder im Studium noch im Beruf eingehender 
mit der EU beschäftigt haben.  
In der Karriere der befragten Leitungsredakteure gibt es keine spezielle europäische oder 
ausländische Dimension: Die Auswertung der Fragebögen zeigt, dass keiner der befragten 
Leitungsredakteure als Korrespondent im Ausland tätig war. Viele waren zuvor Politikre-
dakteur oder auch Lokalredakteur, bevor sie in die leitende Position gelangten. Die Fremd-
sprachenkenntnisse sind jedoch erwartbar professionell ausgeprägt: Jeder der Redakteure 
gibt an, auf Englisch recherchieren zu können. 1700 Sechs Redakteure beherrschen zudem 
eine weitere Fremdsprache und drei Journalisten gar zwei weitere Sprachen, in denen sie 
recherchieren können. Mehr als ein Drittel der befragten Blattmacher verfügt also über zwei 
oder drei Fremdsprachen, die sie bei der Arbeit nutzen kann. Französisch können sieben 
und Spanisch drei Redakteure als Recherchesprache nutzen, hinzu kommen Italienisch, 
Russisch und Schwedisch mit je einer Nennung. Den Mehrwert einer zusätzlichen Fremd-
sprache für die Redaktionsarbeit beschreibt R 6: „Wir haben viel über Schweden gemacht. 
Das liegt auch daran, dass wir hier einen Kollegen haben im Ressort, der fließend Schwe-
disch spricht.“1701 An dieser Aussage wird deutlich, dass eine weitere europäische Fremd-
sprache die Integration neuer Länderperspektiven in die Redaktionsarbeit möglich macht.  
4.6.10.2 Informationsstand zum EU-Reformvertrag 
Die Auswertung der Fragebögen zeigt, dass die EU in der beruflichen Sozialisation der 
meisten Leitungsredakteure keine große Rolle spielte. Erst im Beruf beschäftige sich die 
Mehrheit mit der Materie. Dadurch – und durch ihre leitende Position, die eine besonders 
                                            
1699 Vgl. R 1, a.a.O., S. 6. Vgl. R 4, a.a.O., S. 8. Vgl. R 5, a.a.O., S. 8. Vgl. R 8, a.a.O., S. 2. Vgl. R 14, a.a.O., S. 7. 
Vgl. R 15, a.a.O., S. 5. Vgl. R 16, a.a.O., S. 10. Vgl. R 17, a.a.O., S. 7. Vgl. R 18, a.a.O., S. 8. Vgl. R 19, a.a.O., S. 8. 
Vgl. R 20, a.a.O., S. 5. Vgl. R 21, a.a.O., S. 2. Vgl. R 23, a.a.O., S. 4. Vgl. R 24, a.a.O., S. 5. Zwei weitere Redakteu-
re reisten in die belgische Hauptstadt, um über die NATO zu berichten. Vgl. R 7, a.a.O., S. 8. Vgl. R 11, a.a.O., S. 7. 
1700 Ein Redakteur machte hierzu keine Angaben. 
1701 R 6, a.a.O., S.7. 
Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 332 
 
 
großen Überblick über das politische Geschehen erfordert – erwarben die meisten der be-
fragten Leitungsredakteure eine gewisse Fachkenntnis, was v. a. in den Gesprächen über 
den Lissabonner Vertrag deutlich wurde: 19 von 24 der befragten Redaktionsleiter war 
spontan in der Lage, differenzierte Auskünfte zu den Inhalten des Reformvertrages, etwa 
zur Frage der Entscheidungsfindung im Ministerrat, zu machen. Somit verfügt eine klare 
Mehrheit über ein tieferes Wissen zur EU-Zukunftsdebatte. Der Befund des vorhandenen 
Fachwissen auf der Leitungsebene steht in Kontrast zu den bisherigen, sehr negativen For-
schungserkenntnissen bezüglich des allgemeinen Europa-Fachwissens in den Redaktionen 
(vgl. Kap. 3.2.5.2.3). Bislang wurden allerdings auch nur wenige Redaktionsleiter zur EU-
Berichterstattung befragt.  
Doch nicht alle Leitungsredakteure sind über das Vertragswerk gut informiert. Bei vier Re-
dakteuren wird deutlich, dass sie spontan weder Schwächen noch Stärken des Reformwerks 
diskutieren wollen, da sie nicht auf Details eingehen bzw. sich zu dieser Frage nicht näher 
äußern.1702 Offenkundig fehlt diesen Journalisten das nötige Hintergrundwissen, um in die 
Debatte einzusteigen, wie einige Äußerungen zeigen. Ein Redakteur antwortet auf die 
Nachfrage, wo man den Vertrag vielleicht nachbessern sollte: „Kann ich Ihnen gar nicht 
sagen.“1703 Ein weiterer Kollege gibt noch tiefere Einblicke in seine Unwissenheit: „Weiß 
ich nicht. (…) Ich kann nicht beurteilen, ob es das Papier wert ist, was da beschrieben steht, 
ob das soviel vom Output her fundamental Anderes ist als bisher, ich weiß es nicht.“1704 Für 
den Ressortleiter einer politischen Redaktion ist diese Antwort auf die Frage nach der Be-
schaffenheit eines Vertrags, der der europäischen und damit auch der deutschen Politik 
neue Grundlagen geben soll, doch verwunderlich. Doch wie sieht die Situation nun auf der 
der normalen Redakteursebene aus? Wie gut ist das europaspezifische Wissen in den Re-
daktionen ausgeprägt?  
4.6.10.3 Redaktionelles Fachwissen 
Wie bereits dargestellt wurde, haben 13 der 24 Redaktionen keinen explizit zuständigen 
Mitarbeiter für die EU-Berichterstattung (vgl. Kap. 4.6.2.1).1705 Daran wird deutlich, dass 
eine fachliche Spezialisierung bei mehr als der Hälfte der untersuchten Zeitungen deutlich 
erschwert wird, weil sie strukturell nicht vorgesehen ist. Zu klären wäre nun die Frage nach 
dem generellen europaspezifischen Kenntnisstand der Redakteure der Politik- und Nach-
richtenredaktionen. Auch hierzu wurden die Leitungsredakteure befragt.  
                                            
1702 Vgl. R 2, a.a.O., S. 6. Vgl. R 4, a.a.O., S. 7. Vgl. R 12, a.a.O., S. 7. Vgl. R 17, a.a.O., S. 4.  
1703 R 4, a.a.O., S. 7. 
1704 R 17, a.a.O., S. 4. 
1705 Vgl. R 2, 7, 8, 10, 11, 12, 13, 14, 17, 18, 20, 22, 24, a.a.O., je S. 1.  
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Grundsätzlich könnte man davon auszugehen, dass die Journalisten aus Loyalitätsgründen 
bei der Beantwortung dieser Frage zu positiven Verzerrungen zu Gunsten der Kollegen 
neigen und kein selbstkritisches Bewusstsein zeigen. Dies war aber selten der Fall. Nur drei 
Redakteure lassen bei der Beantwortung der Frage keine Selbstkritik erkennen und be-
zeichnen das Redaktionswissen als sehr gut.1706 Fünf weitere Redakteure lassen Spielraum 
nach oben offen und beschreiben das Kollegenwissen als grundsätzlich gut oder solide.1707 
Die große Mehrheit der Redakteure zeigt aber ein selbstkritisches Bewusstsein. Somit wer-
den die bisherigen vorliegenden Forschungsergebnisse zum Europafachwissen auf der Ebe-
ne der normalen Redakteure bestätigt (vgl. Kap. 3.2.5.2.3). 
Zehn der 24 Redakteure bezeichnen das Redaktionswissen zur EU-Politik als mittelmäßig 
oder ordnen es leicht darüber ein.1708 Den Kollegen in den Redaktionen sind ihrer Einschät-
zung nach die Grundzüge europäischer Politik bekannt. Sie können zum Beispiel die Insti-
tutionen unterscheiden, verfügen aber über wenig darüber hinausgehende Fachkenntnisse. 
Typisch in dieser Hinsicht ist auch die Antwort von R 7: „Ich würde mal sagen, Basiswis-
sen. Also sicherlich nicht die Feinheiten, die feinsten Verästelungen. Aber so den Unter-
schied, das ist das EU-Parlament, das ist die EU-Kommission (…), das hat eigentlich jeder 
Politikredakteur hier drauf.“1709 R 8 etwa gibt an, dass der Kenntnisstand seiner Kollegen  
„auf dem Niveau eines aufmerksamen Zeitungslesers“1710 liege. Und R 21 bezeichnet die 
Redaktion bezüglich ihres Europawissens als „bedingt einsatzbereit. Aber in Grundzügen 
sind natürlich (…) wesentliche Zusammenhänge da. Die Gesetzgebungsverfahren usw. (…) 
das liegt auf der Hand, dass man da nicht so ganz firm ist.“1711  
Fünf Redakteure äußern sich noch kritischer. Sie gehen einzig und allein auf die Wissensde-
fizite ein und zeigen insgesamt ein hohes Maß an Selbstkritik.1712 Nach ihrem Verständnis 
müsste das Europawissen in der eigenen Redaktion deutlich verbessert werden. R 12 be-
richtet von (…) „viel Unwissen. Bin ich überzeugt von.“1713 Und R 6 erklärt, dass viele 
Politikredakteure in seiner großen Redaktion das Thema EU nicht mögen und froh seien, 
wenn sie es nicht bearbeiten müssten.1714 Am deutlichsten wird R 13: „Und wenn jetzt die 
Masse der Kollegen nicht so intensiv da drin ist, dann ist das noch schwieriger, das ist dann 
so ein Hauptproblem. Ich glaube generell, dass das Gros der Kollegen nicht sieht, wie stark 
                                            
1706 Vgl. R 2, a.a.O., S. 4. Vgl. R 5, a.a.O., S. 5, Vgl. R 11, a.a.O., S. 4. 
1707 Vgl. R 1, a.a.O., S. 6. Vgl. R 3, a.a.O., S. 5. Vgl. R 19, a.a.O., S. 5. Vgl. R 23, a.a.O., S. 6. Vgl. R 24, a.a.O., S. 5. 
1708 Vgl. R 4, a.a.O., S. 5. Vgl. R 7, a.a.O., S. 5. Vgl. R 8, a.a.O., S. 10. Vgl. R 10, a.a.O., S. 5. Vgl. R 14, a.a.O., S. 
5. Vgl. R 16, a.a.O., S. 8. Vgl. R 18, a.a.O., S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 5. Vgl. R 21, a.a.O., S. 6. Vgl. R 22, a.a.O., S. 6. 
1709 R 7, a.a.O., S. 5. 
1710 R 8, a.a.O., S. 10. 
1711 Vgl. R 21, a.a.O., S. 6. 
1712 Vgl. R 6, a.a.O., S. 5. Vgl. R 12, a.a.O., S. 5. Vgl. R 17, a.a.O., S. 5. Vgl. R 13, a.a.O., S. 2.  Vgl. R 15, a.a.O., S. 5. 
1713 R 12, a.a.O., S. 5. 
1714 Vgl. R 6, a.a.O., S. 5. 
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Entscheidungen, die in Brüssel gefällt werden, in den Alltag eingreifen auch vor Ort.“ 1715  
Begründet werden Wissensdefizite mit Personal- und Zeitproblemen als auch mit der stär-
keren Orientierung auf die Bundespolitik, die natürlicherweise näher liege als die EU-
Politik.1716 Zeit- und Personalprobleme treten bereits als Begründung für die fehlende Beru-
fung eines EU-Spezialisten hervor (vgl. Kap. 4.6.2.3), wodurch die starke Wirksamkeit 
dieser Einflussfaktoren der Medienstruktursphäre erneut hervortritt. 
4.6.10.4 Weiterbildungsbereitschaft in den Redaktionen 
Die Auswertung der Fragebögen zeigt, inwieweit die Redaktionen bereit sind, ihr eigenes 
Wissen zu EU-Politik im Rahmen von redaktionsexternen Angeboten erweitern. Es wird 
deutlich, dass die Politikredakteure der Regionalzeitungen öfter als erwartet an den europa-
journalistischen Aus- und Weiterbildungsangeboten verschiedenster Bildungsträger teil-
nehmen: 17 Redakteure1717 geben an, dass Mitglieder ihrer Redaktion Kurse zur EU-
Berichterstattung besucht haben.  
Als Anbieter der Schulungen, Recherchereisen und Seminare werden etwa die Bundeszent-
rale für politische Bildung, die parteinahen Stiftungen und die Journalistenschule Ruhr ge-
nannt. Nur ein Redakteur gibt allerdings an, dass das Thema EU durch die Teilnahme an 
den externen Angeboten zu einem festen Bestandteil der Ausbildung im Rahmen des haus-
eigenen Volontariats geworden ist.1718 Gerade Volontärsreisen ziehen aber eine intensive 
Berichterstattung nach, wie R 7 berichtet. Der Brüssel-Besuch der Jung-Journalisten seiner 
Zeitung fand „in Reportagen und Sonderseiten und so dann seinen Niederschlag (…).“1719 
Personal- und Zeitmangel verhindern, dass die Redaktionen regelmäßiger Volontäre oder 
Redakteure für eine Weiterbildungsmaßnahme abstellen.1720 Der Sprecher der EU-
Kommission merkt an, dass aufgrund von Zeit- und Personalengpässen die vorhandene 
Weiterbildungsbereitschaft in den Verlagen bereits gesunken ist. Durch Entlassungen ist die 
Personaldecken in manchen Redaktionen so dünn geworden, dass sie keine Redakteure zu 
Weiterbildungen entsenden. 1721 
Dabei entfalten die Angebote eine große Wirkung, die einige Befragte näher beschreiben. 
Besonders wichtig erscheint es den Leitungsredakteuren, sich mit Reisen nach Brüssel „das 
System vor Augen zu führen“1722, wie R 15 erklärt. „Man hat einen anderen Zugang, wenn 
                                            
1715 R 13, a.a.O., S. 2.  
1716 Vgl. R 13, a.a.O., S. 5. Vgl. R 22, a.a.O., S. 6. 
1717 Ein Redakteur machte hierzu keine Angaben. 
1718 Vgl. R 7, a.a.O., S. 10.  
1719 R 7, a.a.O., S. 6. 
1720 Vgl. R 1, a.a.O., S. 9. Vgl. R 12, a.a.O., S. 8. 
1721 Vgl. Schulz, Steffen, a.a.O., S. 2. 
1722 R 15, a.a.O., S. 5.  
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man das schon mal gesehen hat. Als Zuschauer mal an so einer parlamentarischen Sitzung 
hat teilnehmen können. Dann weiß man, wie sowas funktioniert.“1723 R 1 plädiert ebenfalls 
dafür, im Rahmen der Weiterbildungen v. a. Reisen nach Brüssel zu den EU-Institutionen 
anzubieten. „Ich kann sie nur auffordern: Holt die Leute nach Brüssel ! Schafft denen eine 
Möglichkeit, sich umfassend zu informieren,“1724 fordert er im Gespräch. Denn auch seiner 
Überzeugung nach gelingt es besonders durch die Veranschaulichung vor Ort, ein Bewusst-
sein für die EU und ihre Komplexität zu schaffen. 
„In dem Augenblick, wenn sie halt sich das vor Ort angesehen haben und mit den Leuten gespro-
chen haben, haben sie natürlich eine andere Perspektive. (…) Das kann man besser einordnen. Man 
kann auch ein bisschen Vorurteile abbauen. (…) Der persönliche Kontakt, die persönliche Erfah-
rung ist mit das Beste was passieren kann, um halt möglichst realistisch zu vermitteln.
1725
 
Der erfahrene Ressortleiter geht nicht davon aus, dass das europajournalistische Aus- und 
Weiterbildungsangebot noch ausgebaut wird, da es bereits eine große Bandbreite erreicht 
hat, wie auch in Kap 3.2.6. beschrieben wurde. Deshalb sollte man seiner Ansicht nach im 
Rahmen bestehender Kapazitäten verstärkt auf Recherchereisen ausrichten. 
4.6.11 Europarecherche  
4.6.11.1 Bedeutungsunterschiede EU-spezifischer Quellen 
Ein wichtiges Ziel der europajournalistischen Weiterbildungsangebote ist die Vermittlung 
neuer Recherchequellen. In Kapitel 3.2.5.2.2 wurde bereits dargelegt, welche grundlegen-
den Probleme Heimatredakteure bei der Nachrichtenauswahl und Recherche von EU-
Themen haben. V. a. die Komplexität und Undurchschaubarkeit des politischen Systems 
erzeugen Skepsis und führen dazu, dass Themen nicht oder nur unzureichend recherchiert 
werden. Von Interesse ist vor diesen grundlegenden Erkenntnissen nun die Frage, welche 
europaspezifischen Recherchequellen wie oft genutzt werden und welche genaue Rolle jede 
einzelne Quelle für Regionalzeitungen spielt. Bisherige Arbeiten gaben hierauf bereits  
Hinweise (vgl. Kap. 3.2.5.2.4). Abbildung 14 gibt den empirischen Überblick:  
                                            
1723 Ebd. 
1724 R 1, a.a.O., S. 9. 
1725 R 1, a.a.O., S. 9 f. 
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Abbildung 14: Nutzungshäufigkeiten von Recherchequellen 
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Quelle: Eigene Darstellung 
Die mit Abstand wichtigste Quellen für die regionale EU-Berichterstattung sind die Euro-
paabgeordneten, was in dieser Deutlichkeit bislang noch nicht bekannt war. 15 Redakteure 
erklären, dass diese Quelle in ihrer Redaktion oft genutzt wird, neun Journalisten geben 
noch eine seltene Nutzung an. In der Bedeutung folgen darauf die Vertretungen der EU-
Kommission in Deutschland, die sieben Mal oft und 13 mal selten genutzt werden. Dieser 
Befund einer generellen Wichtigkeit der Vertretungen für die Redaktionen steht in Kontrast 
zu den Forschungsergebnissen von Schmidt, die dieser Quelle nur eine sehr geringe Bedeu-
tung beimisst (vgl. Kap. 3.2.5.2.4). Anzumerken bleibt, dass die Fallzahl der von ihr rein 
quantitativ befragten Heimatredakteure mit 15 deutlich niedriger war als in der vorliegen-
den Arbeit.1726 
Eindeutig seltener als die nationalen Vertretungen der EU-Kommission kontaktieren die 
Redaktionen die Zentrale der Behörde in Brüssel, die nur in fünf Fällen oft und in 14 Fällen 
selten zu Rate gezogen wird. Dieser Befund bestätigt die bisherigen Erkenntnisse und Ver-
mutungen zur Scheu von Regionaljournalisten, Brüsseler Quellen zu kontaktieren. Annä-
hernd genauso schwach ausgeprägt wie der Recherchekontakt zu den Pressestellen der EU-
                                            
1726 Vgl. Schmidt, Deike, a.a.O., S. 50. 
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Kommission ist die Zusammenarbeit mit den Landeseuropaministerien. Am geringsten ist 
die Bedeutung der EU-spezifischen Quellen vor Ort für die Recherche: Die EU-
Beauftragten von Kreis und Kommunen werden von den meisten Zeitung gar nicht, und 
von zehn Blättern selten befragt. Fast gänzlich unbedeutsam sind die regionalen Europe 
Direct-Stellen (einmal oft genutzt, sechsmal selten). Auf die Gründe für die Nutzung bzw. 
Nichtbeachtung der einzelnen Quellen wird nun näher eingegangen.  
4.6.11.2 Europaabgeordnete 
Das entscheidende Bindeglied zwischen dem vermeintlich fernen Brüssel und dem eigenen 
Berichterstattungsgebiet sind für Regionalzeitungen die regionalen Europaabgeordneten. 
Dies lies bereits die Beobachtung vermuten. Die zentralen Pressestellen des EP (vgl. Kap. 
3.1.8.2) wurden in keinem Gespräch erwähnt und auch nicht als weitere Quelle im Frage-
bogen genannt. Deutlich wird auch, dass die Abgeordneten für die Regionalzeitungsre-
daktionen eine wichtigere Rolle als Recherchequelle einnehmen als für die EU-
Korrespondenten (vgl. Kap. 3.1.6), für die sie nur eine von vielen, nicht aber die absolu-
te Quelle sind.  
Die Abgeordneten sind so wichtig, weil sie gleichzeitig die Nachrichtenfaktoren der Perso-
nalisierung und der räumlichen Nähe erfüllen und zudem durch ihre Brüssel-Präsenz über 
eine direkte EU-Kompetenz verfügen, die sonst nirgendwo in der Region existiert. Die 
Journalisten gaben die besondere Bedeutung der Abgeordneten nicht nur im Fragebogen an, 
sondern hoben dies auch in den Gesprächen oft hervor.1727 „Wenn wir die EU recherchieren 
würden, würden wir (…) zunächst mal einen Abgeordneten anrufen und ihn fragen, ob er 
sich da mit dem Thema auskennt“1728, erklärt R 18 exemplarisch.  
Über den Kontakt zu Abgeordneten stellen Redaktionen bewusst Konflikte her, um ein 
Thema interessant zu machen. Ein kritisches Abgeordneten-Statement zu den Auswirkun-
gen einer Gesetzgebung auf die Region macht einen Artikel attraktiver, als wenn nur das 
Brüsseler Vorhaben, vorgetragen von dort sitzenden Akteuren, berichtet wird.1729 Eine wei-
tere Technik, um über die Person eine Thematik erst relevant zu machen, ist die Berichter-
stattung über die Auslandsreisen der Parlamentarier. Ihre Präsenz in teils weit entfernten 
Ländern reicht aus, um eine Berichterstattung zu initiieren: „Da war einer von unseren Eu-
ropaabgeordneten mit dabei in Kinshasa. Mit dem habe ich ein Interview gemacht, (…) das 
                                            
1727 Vgl. R 4, a.a.O., S. 8. Vgl. R 5, a.a.O., S. 7. Vgl. R 7, a.a.O., S. 8. Vgl. R 10, a.a.O., S. 6. Vgl. R 12, a.a.O., S. 8. 
Vgl. R 14, a.a.O., S. 8. Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 16, a.a.O., S. 11. Vgl. R 17, a.a.O., S. 1. Vgl. R 18, a.a.O., S. 5.  
Vgl. R 20, a.a.O., S. 5. Vgl. R 21, a.a.O., S. 2. Vgl. R 22, a.a.O., S. 8 f. 
1728 R 18, a.a.O., S. 5. 
1729 Vgl. R 12 a.a.O., S. 8. 
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war mal was völlig anderes“1730, sagt R 21. Parlamentarier wenden sich bei derlei Reisen 
teils gezielt an die Redaktionen, um eine Berichterstattung auszulösen.1731 Abgeordnete 
werden aber nicht nur für Zitate und Interviews kontaktiert. Redaktionen rufen sie auch an, 
um sich komplizierten Hintergründe etwa einer Gesetzgebung erklären zu lassen.1732 
Sehr hilfreich für die knapp besetzten Regionalredaktionen sind vorbereitete Materialien 
und Pressedokumente von Seiten der Abgeordneten, die die Verbindung der Brüsseler Ebe-
ne mit der eigenen Region medial attraktiv darstellen. Solche Formen der regionalisierten 
Pressearbeit scheinen aber nur in Ausnahmefällen zu existieren. R 5 etwa lobt eine Publika-
tion einer sehr agilen Abgeordneten, die einen Katalog erarbeitet hat mit allem, „was es da 
alles an Förderungen gibt, was da alles möglich wäre, alles bezogen hier auf die Region. 
Das haben wir natürlich ausgeschlachtet und drüber berichtet.“1733 Ein Kollege berichtet in 
ähnlicher Weise von einer Abgeordneten, die eine sehr aktive Pressearbeit leistet und über-
dies in Kooperation mit der EU-Kommission ein EU-Bürgerservicezentrum ins Leben geru-
fen hat, dass nun Anlass zur Berichterstattung gibt.1734  
Die Auswertung gibt eindeutige Hinweise darauf, dass Europaparlamentarier nicht überall 
solche Aktivitäten zeigen. In neun Fällen arbeiten Zeitungen nur selten mit ihnen zusam-
men. So etwa die Redaktion von R 2: „Die meiste Aktivität ist ein dreiviertel Jahr vor der 
Europawahl, dann melden sich unsere Abgeordneten, und ich sage denen auch immer: 
Schön dass sie anrufen nach vier Jahren. Zwischendurch hat man keinen Bezug, findet fast 
nichts statt.“1735 Auch R 19 beurteilt die Abgeordneten kritisch: 
„Europaabgeordnete spielen eigentlich nur eine Rolle, wenn sie wieder gewählt werden wollen. 
Dann kommen sie mal und klopfen an und wollen mal ein Gespräch (…) Aber so in der Regel sind 
die abgetaucht. Das sind eigentlich für Regionalzeitungen gar keine Faktoren.“1736  
Hingewiesen wird in den Gesprächen auch darauf, dass die lokale Präsenz der Parlamenta-
rier wegen der Übergröße der Wahlkreise und ihres permanenten Zeitmangels stark einge-
schränkt ist.1737 Ein Bundesland wie Sachsen-Anhalt wird z B. von nur zwei Abgeordneten 
vertreten.1738 Sie können dort über das Jahr nur wenige Orte je einmal besuchen. Denn  für 
ihr politisches Wirken bleiben derzeit nur sechs- bis sieben sitzungsfreie Wochen1739 sowie 
                                            
1730 R 21, a.a.O., S. 6. 
1731 Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 19, a.a.O., S. 7.  
1732 Vgl. R 22, a.a.O., S. 8. 
1733 R 5, a.a.O., S. 3. 
1734 Vgl. R 7, a.a.O., S. 8. 
1735 Vgl. R 2, a.a.O., S. 4. 
1736 R 19, a.a.O., S. 7. 
1737 Vgl. R 1, a.a.O., S. 6. Vgl. R 11, a.a.O., S. 8. 
1738 Vgl. Europaparlament: Abgeordnete des Bundeslandes Sachsen-Anhalt. Internetseite des Europäischen Parla-
mentes. URL: http://www.europarl.de/parlament/abgeordnete/abgeordnete_bundesland.jsp?p=13, 20.4.2009.  
1739 Kuhne, Helmut: Wie sieht ihre Arbeitszeit aus? Internetseite des Europaabgeordneten Helmut Kuhne. URL: 
http://www.helmut-kuhne.de/person/person_faq.html, 21.4.2009 
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potenziell das Wochenende übrig, falls der Abgeordnete dann vor Ort und zudem bereit ist, 
Termine wahrzunehmen. Diese lösen aber erst die Berichterstattung aus. Hinsichtlich der 
medialen Wirkung kann auch die permanente Präsenz durch ihre regionalen Büros den per-
sönlichen Besuch der Abgeordneten nicht ersetzen. Der Autor, der regelmäßig mit Parla-
mentariern und deren Mitarbeitern bei Weiterbildungsseminaren zusammen kommt, stellte 
in Gesprächen fest, dass die mangelnde Präsenz vor Ort von den Abgeordneten selbst als 
Problem wahrgenommen wird. Hierauf wird noch einzugehen sein.  
Problematisch sind mitunter auch die Pressemitteilungen der Parlamentarier an die Regio-
nalzeitungen. Hier fehlt öfter der Bezug auf die wichtigen Nachrichtenfaktoren wie Rele-
vanz und Konflikt. Näher an den Leuten müssten die Pressetexte sein1740, fordert etwa R 24. 
Ursache hierfür ist, dass die Autoren der Pressemitteilungen, die Assistenten der Abgeord-
neten, nicht immer über die Kompetenz verfügen, den Pressetext auf die Bedürfnisse der 
Regionalzeitungen zuzuschneiden und entsprechend zu formulieren. Sie verfügen über un-
terschiedlichste Ausbildungshintergründe und haben oft keine Erfahrungen im Journalismus 
oder der Pressearbeit gesammelt.1741  
4.6.11.3 EU-Kommission: Vertretungen und Zentrale 
Die drei nationalen Vertretungen der EU-Kommission (vgl. Kap 3.1.8.1.) spielen für die 
Arbeit der Regionalzeitungen zwar keine überragende, aber doch eine wichtigere Rolle als 
bislang vermutet (vgl. Kap. 3.2.5.2.4.). Sie sind darüber hinaus wichtiger als die Pressestel-
len der EU-Kommission in Brüssel. „Ich halte mich da an Berlin, das ist mit das Wichtigste. 
EU-Kommission, Brüssel usw. ist weit weg“1742, erklärt R 21. 
Sieben Redaktionen nutzen die EU-Vertretungen als Quelle oft, 13 kontaktieren sie hin und 
wieder. In den Gesprächen äußern sich zehn der Redakteure zudem positiv zur Arbeit der 
Vertretungen.1743 „Die sind sehr zugänglich und hilfsbereit. Wenn man was hat, dann kann 
man mit denen auch vernünftig arbeiten“1744, sagt R 14. R 21 kommt zu einem ähnlichen 
Urteil:  „Die kennen wir ganz gut, die können wir anrufen jederzeit. Ich war mit denen auch 
ein paar Mal unterwegs, andere Kollegen auch. Da haben wir einen ziemlichen Draht.“1745  
                                            
1740 Vgl. R 24, a.a.O., S. 4. 
1741 Diese Erkenntnisse gewann der Autor bei einem Seminar, bei dem er eine große Gruppe von Assistenten im 
Bereich der Pressearbeit schulte. Vgl. auch Europäisches Parlament: Parlamentarische Assistenten: die rechten Hände 
der Europa-Abgeordneten. Internetseite des Europäischen Parlaments, 2.4.2007. URL: 
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-
//EP//TEXT+IMPRESS+20070209FCS02971+0+DOC+XML+V0//DE, 21.4.2009. 
1742 R 21, a.a.O., S. 9. 
1743 Vgl. R 1, a.a.O., S. 9. Vgl. R 3, a.a.O., S. 8. Vgl. R 4, a.a.O., S. 8. Vgl. R 5, a.a.O., S. 7. Vgl. R 9, a.a.O., S. 8. 
Vgl. R 10, a.a.O., S. 6. Vgl. R 13, a.a.O., S. 7. Vgl. R 14, a.a.O., S. 8. Vgl. R 21, a.a.O., S. 3 u. 9. Vgl. R 23, a.a.O., S. 
3. 
1744 R 14, a.a.O., S. 8. 
1745 Vgl. R 21, a.a.O., S 3. 
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Diesen positiven Aussagen steht auch kritische Äußerungen gegenüber. R 6 beklagt, dass 
die an seinem Standort Berlin angesiedelte Vertretung der Kommission noch nicht den 
Kontakt zu ihm gesucht hat. „Dass die eine offensive Pressearbeit haben, kann ich nicht 
feststellen. Bei mir kommt da zu wenig an oder bisweilen gar nichts. (…) Ich würde hier 
z. B. einen Presseoffizier (…) gerne mal kennen lernen.“1746 Die meiste Kritik bezieht sich 
aber auf die Qualität der Pressemitteilungen, die die Redaktionen sowohl als den Vertretun-
gen in Deutschland als auch aus Brüssel erreichen. Sie erfüllen oft nicht die Erwartungen 
der Leitungsredakteure, weil sie zu allgemein gehalten sind und nicht die unmittelbare Re-
levanz des Geschehens für den Bürger herausarbeiten. Zudem zeigen Pressetexte nach An-
sicht der Redakteure zu selten den spezifischen regionalen Bezug eines Sachverhalts für 
ihre Region auf.1747 So fordert R 9, dass die Pressetexte besser erklären sollten „(…) was 
einzelne Entscheidungen in Brüssel für die Menschen in den Mitgliedsländern bedeuten 
würden, wenn man das etwas greifbarer, fassbarer machen könnte (…).“1748  R 24 hebt die 
regionale Dimension hervor: „Wenn immer was mit regionalem Bezug da ist, dann sind wir 
dafür offen. Dann muss das aber auch regional aufgearbeitet sein oder muss deutlich ge-
macht werden, was das konkret für Thüringen bedeutet, möglicherweise mit einem Bei-
spiel.“1749 Auch der interviewte Regionalkorrespondent bemängelt, dass die Vertretungen 
der Kommission nur die Brüsseler Entscheidungen übersetzen und kommunizieren. Eine 
Übersetzungsleistung, die die Auswirkungen dieser Entscheidungen für die Regionen er-
klärt, vermisst er.1750  
Kritisiert wird auch der bürokratische Stil der Texte, der zu Desinteresse führt.1751 Größeren 
Unmut zieht die Informationsmenge auf sich, mit der die EU-Kommission Redaktionen 
bedient. Einige Redakteure beklagen dies.1752 R 1 spricht von einer „Flut“, die ihn täglich 
erreicht. „Das ist eigentlich von geringem Interesse. (…) Sie können davon ausgehen, dass 
über 90 Prozent in die Ablage P wandert.“1753 Auch die teils schlechte Erreichbarkeit der 
Pressesprecher in Brüssel wird angesprochen. „Dann versucht man es erst gar nicht. Bevor 
ich da anrufe, da gehe ich lieber dreimal woanders hin“1754, erklärt R 3.  
Nicht alle Befragten teilen diese Auffassungen zur Arbeit der Pressstellen der Brüsseler-
EU-Kommission. Eine Reihe von Journalisten äußerst sich überwiegend positiv zu der 
                                            
1746 R 6, a.a.O., S 8. 
1747 Vgl. R 4, a.a.O., S. 8. Vgl. R 9, a.a.O., S. 8. Vgl. R 14, a.a.O., S. 9. Vgl. R 18, a.a.O., S. 8. Vgl. R 11, a.a.O., S. 
6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 9. Vgl. R 24, a.a.O., S. 7. 
1748 R 9, a.a.O., S. 8. 
1749 R 24, a.a.O., S. 7. 
1750 Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 3. 
1751 Vgl. R 11, a.a.O., S 6. 
1752 Vgl. R 1, a.a.O., S. 9. Vgl. R 4, a.a.O., S. 8. Vgl. R 9, a.a.O., S.8. Vgl. R 12, a.a.O., S. 9. Vgl. R 19, a.a.O., S. 8. 
1753 R 1, a.a.O., S. 9. 
1754 R 3, a.a.O., S. 8. 
Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 341 
 
 
Quelle, die sie zwar nicht häufig nutzen. Wenn dies aber geschieht, zeigen sich viele aber 
zufrieden mit der Arbeit.1755 Sie loben das Engagement der Sprecher1756, das vielfältige 
Angebot an Journalistenreisen1757, die schnelle Vermittlung von Ansprechpartnern1758 und 
das umfassende Internetangebot mit den Dokumentationen der Pressekonferenzen, die den 
Redakteuren das Nachlesen ermöglichen.1759  
Der Onlineauftritt der Kommission löst insgesamt aber doch mehr Kritik als Lob aus. Er 
wird, so zeigen die Gespräche, von Regionalzeitungsredakteuren viel seltener für die Re-
cherche eingesetzt als von Korrespondenten, die dessen Wichtigkeit betonen (vgl. Kap. 
3.1.6).  Regionalredakteure empfinden die EU-Seite als unübersichtlich und deshalb wenig 
hilfreich, was sich mit den vorliegenden Erkenntnisse deckt (vgl. Kap 3.2.5.2.4).1760 R 17 
beschreibt seine Erfahrungen: „Das ist wirklich ein gigantischer Apparat, wo man sich 
erstmal durchkämpfen muss: Auf welche Homepage gehe ich überhaupt, und wo suche ich 
dann, um möglicherweise einen Pressesprecher zu finden? (…). Der Zugang ist nicht ein-
fach.“1761 In dieser Aussage wird erneut deutlich, dass Redakteure die Komplexität der EU-
Strukturen als manifestes Recherchehindernis auffassen. Dies wurde v. a. bereits in Kapitel 
4.6.7.5 bei der Darstellung der Berichterstattungshindernisse deutlich. Die interviewten 
Experten weisen vor diesen Hintergründen darauf hin, dass fatale Defizite v. a. bei der 
Nachrecherche von regionalen EU Informationen auftauchen. Dies geschieht v. a. dann, 
wenn kommunale und regionale Akteure die EU als Sündenbock darstellen. Roth erklärt:  
„Wenn dann ein Umweltpolitiker oder ein Kommunalpolitiker sagt: Das haben wir und auf‟s Auge 
drücken lassen müssen von Brüssel, dann wird es eben so 1:1 weitergegeben. Jemand, der sich mit 
der EU auskennt und in der Kommunalpolitik, der kann eigentlich aufklären, der kann sagen, wie es 
zustande gekommen ist (…).“1762  
Auch der befragte Sprecher der EU-Kommission sieht hier starke Defizite. Als Beispiel 
nennt er die in einem Artikel beschriebene vermeintliche Schließung eines Sozialbüros in 
einer Kommune, die der EU angekreidet wurde. Tatsächlich lief die vorher festgelegte, be-
grenzte Förderung aus, was die Schließung zur Folge hatte. Eine aufklärende Nachrecher-
che fehlte in diesem Fall. Einflussfaktoren wie Zeit- und Personalmangel sind für ihn neben 
Wissensdefiziten die Haupthindernisse, die einer Nach- und Gegenrecherche im Wege ste-
                                            
1755 Vgl. R 3, a.a.O., S. 8. Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 8, a.a.O., S. 9. Vgl. R 10, a.a.O., S. 6. Vgl. R 14, a.a.O., S. 8. 
Vgl. R 16, a.a.O., S. 11. Vgl. R 17, a.a.O., S. 1 f. Vgl. R 19, a.a.O., S. 7. Vgl. R 20, a.a.O., S. 8. 
1756 Vgl. R 3, a.a.O., S. 8. Vgl. R 8, a.a.O., S. 9. 
1757 Vgl. R 11, a.a.O., S. 6. 
1758 Vgl. R 6, a.a.O., S. 6. Vgl. R 17, a.a.O., S. 1. 
1759 Vgl. R 10, a.a.O., S. 6 
1760 Vgl. R 17, a.a.O., S. Vgl. R 2, a.a.O., S.7. Vgl. R 10, a.a.O., S. 3. 
1761 R 17, a.a.O., S. 3. 
1762 Roth 2008, a.a.O., S. 1 
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hen.1763 Ein vergleichsweise banales, aber manifestes Hindernis etwa für Nachrecherchen in 
der Lokalberichterstattung ist die häufige Sperrung der Telefone von Lokalredakteuren für 
Auslandsgespräche. Dies erschwert den Kontakt zum eigenen EU-Korrespondenten sowie 
zu Ansprechpartnern in den EU-Institutionen, wie Drewes berichtet, der dieses Phänomen 
während seiner Arbeit oft beobachtete.1764 
Ein Grund für verzerrte Darstellungen sind nicht nur ausbleibende Recherchen aufgrund 
bewusster Falschdarstellungen durch Politiker. Auch die unzureichende Informiertheit loka-
ler und regionaler Akteure führt dazu, dass unabsichtlich vorhandene EU-Bezüge nicht mit-
geteilt und Journalisten dann einseitig informiert werden.1765 Der Regionalkorrespondent 
Drewes sieht hier gar das größte Problem. Es sei verständlich, dass ein Redakteur beim 
zweiten, an den fehlenden lokalen Informationen gescheiterten Versuch, ein regionales oder 
lokales Thema mit EU-Bezug zu recherchieren, kein drittes Mal aktiv wird. Aufgrund der 
fehlenden EU-Kenntnisse unter regionalen Verbandsvertretern und Politikern überlegt 
Drewes, den bereits vorgestellten Newsletter für Lokalredaktionen auch für Interessensver-
bände in Deutschland anzubieten. Denn seiner Ansicht gelingt es den Dachverbänden in 
Brüssel nicht, die relevanten Informationen nach Deutschland bis in die Regionen und 
Kommunen hinein zu kommunizieren.1766  
4.6.11.4 Landesregierungen  
Die Pressestellen der einzelnen Landeseuropaministerien zeigen sicher ein unterschiedli-
ches europapolitisches Engagement. Das generelle Bild zur Beurteilung ihrer Arbeit ist 
dennoch eindeutig: Mehr als die Hälfte der Redakteure äußerst sich negativ zur Pressearbeit 
der Landesregierung,1767 fünf Journalisten geben kein klares Urteil ab,1768 und nur vier Kol-
legen sind größtenteils zufrieden1769 wie etwa R 21:  
„Da dringt eine ganze Menge durch, da haben wir auch gute Kontakte hin. Es gibt den Europami-
nister, der ist ja gleichzeitig der Chef der Staatskanzlei (…). Den brauchen wir eigentlich nur anru-
fen, wenn irgendein Thema ist, und da wird auch ein Termin gefunden. Das machen wir in unregel-
mäßigen Abständen, wenn sich das anbietet.“1770  
Einer der eher zufriedenen Redakteure hebt die Arbeit der Landesvertretungen in Brüssel 
                                            
1763 Vgl. Schulz, Steffen, a.a.O., S. 6 f. 
1764 Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 6. 
1765 Vgl. Roth 2008, a.a.O., S. 6. Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 2. 
1766 Vgl. Drewes 2008 a, a.a.O., S. 2. 
1767 Vgl. R 30, a.a.O., S. 8. Vgl. R 4, a.a.O., S. 8. Vgl. R 6, a.a.O., S. 7. Vgl. R 7, a.a.O., S. 8. Vgl. R 8, a.a.O., S. 11. 
Vgl. R 9, a.a.O., S. 8. Vgl. R 10, a.a.O., S. 6. Vgl. R 11, a.a.O., S. 7. Vgl. R 13, a.a.O., S. 8. Vgl. R 14, a.a.O., S. 8. 
Vgl. R 15, a.a.O., S. 7. Vgl. R 22, a.a.O., S. 9.  
1768 Vgl. R 5, a.a.O., S. 8. Vgl. R 12, a.a.O., S. 8. Vgl. R 18, a.a.O., S. 8. Vgl. R 19, a.a.O., S. 8. Vgl. R 23, a.a.O., S. 4.  
1769 Vgl. R 1, a.a.O., S. 6. Vgl. R 20, a.a.O., S. 8. Vgl. R 21, a.a.O., S. 3. Vgl. R 24, a.a.O., S. 8. 
1770 R 21, a.a.O., S. 3. 
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hervor, die zahlreiche Gespräche vermittelt und Pressereisen organisiert.1771 Sonst bezieht 
sich keiner der Redakteure auf die Landesvertretungen, woraus zu schließen ist, dass deren 
Bedeutung für die Arbeit der Zeitungen gering ist. Korrespondenten nutzen Landesvertre-
tungen hingegen häufiger für ihre Arbeit (vgl. Kap. 3.1.6). 
Die Kritik an der Pressearbeit der Landesregierungen hat mehrere Dimensionen: Ein Teil 
der Redakteure bezieht sich v. a. auf die politischen Inhalte: Sie betonen, dass die Pressear-
beit zwar stattfinde, es aber darin einseitig fast nur um Zuschüsse im Rahmen der EU-
Regionalpolitik geht,1772 was den Befund aus Kapitel 3.2.5.2.4 zu deren Bedeutung für die 
regionale Berichterstattung unterstreicht. „Wenn ich ehrlich bin, wird es in Presseerklärun-
gen meist immer nur ein Thema, wenn es um Investitionen geht und die EU-Zuschüsse, da 
wird es dann so ein Thema. (…) Das ist nur, wenn man den und den Topf anzapfen könn-
te“,1773 erklärt R 12.  
Häufiger vorzufinden ist eine grundsätzliche Kritik, die deutlich zeigt, dass für viele Zei-
tungen die europapolitische Pressearbeit so gut wie keine Rolle spielt. „Der Europaminister 
Hoff ist wahrscheinlich der Landespolitiker, von dem man am wenigsten gehört hat“1774, 
sagt etwa ein Redakteur aus Hessen. Ein Kollege aus Nordrhein-Westfalen pflichten bei: 
„Ich glaube, es hat selten einen Minister gegeben, der so wenig wahrgenommen wurde auf 
Landesebene wie dieser. Und für uns in der Region, das kann man als Totalausfall bezeich-
nen.“1775 Bezeichnend ist auch diese Einschätzung zur Bedeutung des Europaministers: 
„Was sollte der mir sagen? Ich ruf da an, wo die Politik gemacht wird.“1776  
Nur eine tiefer gehende Analyse der europapolitischen Pressearbeit der Landesregierungen 
verbunden mit einer Untersuchung der Stellung der Europaminister im politischen System 
der Länder könnte wohl Aufschluss über die vorgestellten Befunde geben. Zu vermuten ist, 
dass das Geltendmachen eigener Souveränitätsansprüche (vgl. Kap. 3.1.8.1) dazu führt, 
dass die EU-Dimension der Landespolitik stark einseitig und oftmals verkürz dargestellt 
wird. Unter diesen Bedingungen könnten es nur die Medien selbst sein, die Bezüge heraus-
arbeiten und ein vielfältigeres Bild der EU-Dimension im eigenen Bundesland aufzuzeigen.  
4.6.11.5 EU-Beauftragte und Europe-Direct-Stellen 
Die beiden unwichtigsten und dabei doch nächsten Quellen für die Redaktionen sind die 
EU-Beauftragten der Kreise und der Städte sowie die regionalen europäischen Informati-
                                            
1771 R 1, a.a.O., S. 6. 
1772 Vgl. R 12, a.a.O., S. 8. Vgl. R 18, a.a.O., S. 8. Vgl. R 19, a.a.O., S. 8. Vgl. R 9, a.a.O., S. 8.  
1773 R 12, a.a.O., S. 8. 
1774 R 11, a.a.O., S. 7. 
1775 Vgl. R 15, a.a.O., S. 7. 
1776 R 10, a.a.O., S. 6. 
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onszentren, die Europe-Direct-Stellen. Von ihnen sind zwar keine direkten politischen Aus-
sagen zu erwarten, dennoch halten sie Hintergrundinformationen bereit und können über-
dies Kontakte zu anderen europaspezifischen Ansprechpartnern herstellen.  
Womöglich sind beide Quellen für die Arbeit von Lokalredaktionen wichtig. Aufgrund der 
starken Regionalisierungsstrategien in den untersuchten Redaktionen und der überragenden 
Bedeutung der Nachrichtenwerte Relevanz und räumliche Nähe für ihre Arbeit wäre aber 
auch zu erwarten gewesen, dass die EU-versierten Quellen vor der eigenen Haustür öfter in 
die vorderen Seiten des Blattes gelangen. Kein Redakteur spricht in den Interviews die EU-
Beauftragten der Kreise oder einer Kommune an. Und nur ein Redakteur nimmt Bezug auf 
die Europe-Direct-Stellen. Er nutzt sie gerne und oft für die Recherche:  
 „Die Leute schaffen auch eine gewisse Öffentlichkeit, die laden ein paar Unternehmer ein. Da war 
letztens einer von der französischen Botschaft, der redet dann natürlich auch ein bisschen anders, 
als wenn es ein offizieller Termin ist. Und da kann man dann natürlich auch ein bisschen was draus 
machen. Das ist für uns (…) nicht so die schlechteste Quelle.“1777  
4.6.11.6 Zusätzliche regionale Quellen 
Die klassischen Quellen der regionalen EU-Berichterstattung sowie ihre tatsächliche Be-
deutung für die Arbeit wurden vorgestellt. Denkbar war, dass es neben ihnen weitere öfter 
genutzte, ortspezifische Recherchequellen mit einem universellen Europawissen gibt, die 
die Redaktionen für die Regionalisierung der EU-Berichterstattung nutzen. Die Auswertung 
zeigt, dass nicht alle Redaktionen über solche Universal-Quellen verfügen. Rund die Hälfte 
der befragten Journalisten nutzt sie für die Recherche. 1778 
Zuvorderst wenden sich Mantelredaktionen im Rahmen der regionalen Europaberichterstat-
tung an Universitäten. Hier sitzt Fachexpertise in Form von politik- und wirtschafswissen-
schaftlichen Instituten oder auch juristischen Einrichtungen wie dem Max-Planck-Institut 
für Völkerrecht. Auch selbständige Forschungsinstitute wie das Deutsch-Französische Insti-
tut in Ludwigsburg, das Zentrum für europäische Wirtschaftsforschung in Mannheim, das 
Weltwirtschaftsinstitut in Hamburg oder die Stiftung Wissenschaft und Politik sowie die 
Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) in Berlin werden regelmäßig kontak-
tiert. Überdies sind Tourismusagenturen, die regionalen Vertretungen von Wirtschaftsver-
bänden sowie Industrie- und Handelskammern Quellen der regionalen EU-
Berichterstattung. Auch die ausländischen Büros der regionalen Wirtschaftskammern wer-
den bisweilen als europäische Quelle genutzt. Der Kontakt zu den Brüsseler Vertretungen 
                                            
1777 R 21, a.a.O., S. 5. 
1778 Vgl. R 1, a.a.O., S. 9. Vgl. R 2, a.a.O., S. 4. Vgl. R 3, a.a.O., S. 8. Vgl. R 5, a.a.O., S. 8. Vgl. R 6, a.a.O., S. 7. 
Vgl. R 8, a.a.O., S. 10. Vgl. R 15, a.a.O., S. 2. Vgl. R 20, a.a.O., S. 8. Vgl. R 21, a.a.O., S. 3 u. 5. Vgl. R 22, a.a.O., S. 
10. Vgl. R 23, a.a.O., S. 8. Auf eine genaue Zuordnung der einzelnen lokalen Quellen zu Fußnoten wurde hier ver-
zichtet, weil sich dann leicht Rückschlüsse auf die Herkunft der Redakteure ziehen ließen. Die versprochene Anony-
misierung wäre nicht mehr gegeben.  
Empirie: Die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten 345 
 
 
der Wirtschafts- und Lobbyverbände wird nur äußerst selten gesucht.1779 Es ist in erster 
Linie Aufgabe des Korrespondenten, hier zu recherchieren.  
4.6.11.7 Europapolitische Online-Quellen 
Auf Probleme der Redakteure bei der Online-Recherche auf den Seiten der EU-
Institutionen wurde schon hingewiesen. Auch bei der Internetnutzung stellte sich die Frage, 
ob weitere Quellen verwendet werden, die den Redakteuren die Arbeit erleichtern. Dies 
wurde mit dem quantitativen Fragebogen ermittelt. Aus der Vielfalt der existierenden Fach-
dienste und Spezialportale zur EU-Politik wurden fünf wichtige Seiten ausgewählt, von 
denen durch die eigene journalistische Erfahrung sowie zahlreiche Gesprächen mit EU-
Korrespondenten in Brüssel im Rahmen der Weiterbildungsseminare bekannt war, dass sie 
in der die EU-Recherche eine wichtige Rolle spielen. Abbildung 14 gibt einen Überblick 
darüber,  inwieweit Regionalzeitungsblattmacher diese Quellen nutzen, um sich ein Über-
blickswissen über das EU-Geschehen zu verschaffen (EUobsever, Euractiv, Politikpor-
tal.eu), mit einem Blick auf das erfolgreichste paneuropäische Online-Magazin Café Babel 
junge Perspektiven auf die EU kennenlernen möchten oder sich im Europajournalismus mit 
Hilfe des umfangreichen Lernportals EU4journalists weiterbilden wollen.  
Abbildung 14: Nutzungshäufigkeiten ausgewählter Onlinequellen zur EU-Politik 
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Quelle: Eigene Darstellung 
Deutlich wird, dass sich die Blattmacher, die die Zeitung maßgeblich als führende Gatekee-
                                            
1779 Vgl. R 7, a.a.O., S. 8. 
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per gestalten, über die einschlägigen Onlinequellen nur sehr sporadisch informieren. Für 
ihren Berufsalltag spielen sie keine nennenswerte Rolle. Selbst für die EU aufgeschlossene 
und teils auch als Autoren zuständige Redakteure verfügen über sehr geringe Kenntnisse 
der Fachdienste. In nur zwei Fällen geben zwei bzw. drei Redakteure an, eine Onlinequelle 
oft zu benutzen. Alle anderen Quellen werden nie oder nur selten benutzt – öfter auch, weil 
sie nicht bekannt sind, wie die Auswertung der Fragebögen zeigt.   
Von den vorgeschlagenen Quellen wird das einzige rein deutschsprachige Portal noch am 
häufigsten genutzt (dreimal oft, zehnmal selten): Das Politikportal.eu ermöglicht einen 
schnellen Überblick über die gerade aktuell debattierten Themen der EU-Politik. Auf dieser 
Seite laufen Nachrichten aus einer Vielzahl von Medienredaktionen ein, die thematisch 
gebündelt werden. Eigene Inhalte werden nicht produziert. Es ist der schnelle Überblick auf 
das europäische Geschehen in deutscher Sprache, das dieser Seite eine gewisse Bekanntheit 
unter den Journalisten verschafft. Darauf folgt in der Nutzung das Portal Euractiv (zweimal 
oft, fünfmal selten), das ebenfalls viele Inhalte auf Deutsch präsentiert. Hier finden sich 
kostenlos ausführliche Hintergründe, Interviews und Dossiers zu allen Bereichen der EU-
Politik. Dieses Angebot stößt auf ein geringes, aber sichtbare Interesse. Noch seltener wird 
der EUobersver genutzt (fünfmal selten), der mit Euractiv vergleichbar ist, allerdings nicht 
ganz so viele und detaillierte Hintergründe präsentiert sondern vielmehr in der Aktualität 
und den versierten Autoren seine Stärken hat. V. a. aber erscheint dieses Portal auf Eng-
lisch, was die geringe Nutzungshäufigkeit erklärt. Die Sprache bleibt ein wichtiger Einfluss-
faktor für die Rechercheinitiative auf fremdsprachigen Angeboten, das zeigen diese Befun-
de deutlich.   
Das überaus erfolgreiche Projekt Café Babel wird nur viermal selten genutzt, erreicht also 
fast keine Redaktion. Vermutlich werden hier zu wenige relevante Inhalte geboten, da das 
Portal aus ganz verschiedenen Perspektiven, oft auch kulturell, in erster Linie auf die EU-
Mitgliedstaaten und dann erste auf die EU selbst schaut. Gewichtiger erscheint der Befund, 
dass die Anwendung, die Journalisten den Umgang mit der EU am besten erklären kann, 
eine ähnlich geringe Beachtung findet. Nur sechs von 24 Redaktionen kennen und nutzen 
den Services der Website EU for journalists überhaupt. Dabei werden hier insbesondere für 
Journalisten, die nicht in Brüssel arbeiten, viele Aspekte der EU-Politik sowie der journalis-
tischen Europarecherche thematisiert.  
Weitere Onlinequellen, die die Redakteure zusätzlich für die EU-Recherche nennen, sind 
die Internetseiten wichtiger ausländischer Zeitungen und Nachrichtenagenturen. Darüber 
hinaus werden offensichtlich seltener weitere spezifische Onlinemagazine für die Recher-
che genutzt. Ein Redakteur weist für die Osteuroparecherche auf den Onlineauftritt des Eu-
rasischen Magazins hin. 
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5 Zusammenfassung 
Die Erforschung europäischer Öffentlichkeitsstrukturen konzentriert sich meist auf überre-
gionale Medien und das journalistische Geschehen in Brüssel. Die massenrelevanten und 
für die Demokratiefunktionalität europäischer Medienöffentlichkeit  wichtigen Regionalzei-
tungen werden kaum beachtet – obwohl sich das Forschungsfeld rasant entwickelt hat. Da-
rüber hinaus überwiegt eindeutig die inhaltsanalytische Erforschung des journalistischen 
Outputs. Qualitative Strukturanalysen, die die Entstehungsbedingungen des Outputs unter-
suchen, sind selten zu finden.  
Aufgrund dieser Forschungssituation lagen bislang zu den redaktionellen Bedingungen, 
unter denen die regionale EU-Berichterstattung entsteht, nur sporadische Kenntnisse vor. 
Einige begrenzte Inhaltsanalysen geben Auskunft über Grundmuster der Berichterstattung. 
Und im Rahmen von Interviews wurden vereinzelt auch Regionalzeitungsjournalisten be-
fragt. Vor diesen Hintergründen lässt sich ein ungefähres, jedoch teils äußerst unscharfes 
Bild zum regionalen EU-Journalismus in Deutschland zeichnen, das nun mit der vorliegen-
den Arbeit erstmals umfassend überprüft und erweitert werden kann. Nun kann besser ver-
standen werden, weshalb die Europäisierung regionaler Medienöffentlichkeiten bislang nur 
schwach ausgeprägt ist. Denn dies ist durch die Inhaltsanalysen deutlich geworden.  
Sie zeigen, dass die EU-Berichterstattung der Regionalzeitungen an unterschiedlichen 
Stellen Defizite aufweist. Hierzu zählen eine starke Ereignisfixierung und Ausblendung 
von Hintergründen, ein häufiger Rückgriff auf Nachrichtenagenturen, eine gegenüber 
überregionalen Medien stärkere nationale Perspektive in der Berichterstattung (selbst 
bei Zeitungen in Grenznähe), eine Zurückhaltung in der europapolitischen Kommentie-
rung sowie eine skeptischere Darstellung des EU-Geschehens. Gerade die Möglichkeit, 
der EU-Politik regionale Komponenten hinzuzufügen, um sie so anschaulicher zu ver-
mitteln, wird oft versäumt. Die Handlungsorte der EU-Berichterstattung beziehen sich 
selten auf die eigene Region und deutlich öfter auf entfernte Gebiete. Dies deutet darauf 
hin, dass selten vor Ort zum europäischen Geschehen recherchiert wird, häufiger scheint 
die telefonische Befragung regionaler Sprecher zu geschehen, da sich Regionalzeitun-
gen auf diese öfter beziehen als überregionale Medien. Es gibt also einen Bedarf nach 
mehr Eigenrecherchen vor Ort sowie einem stärkeren Bezug auf die Interessen der ein-
fachen Bürger, die in der Berichterstattung selten auftauchen. Der Reihenfolge nach am 
häufigsten berichtet wird über nationale Regierungen in Form des Ministerrats, die 
Kommission und das Parlament.   
Dies ist das komprimierte Bild des Outputs, den Regionalzeitungsredaktionen in der 
EU-Berichterstattung liefern. Die zu klärende, im Zentrum dieser Arbeit stehende Frage 
war die nach den Bedingungen, die diesen Output hervorbringen. Diese Fragestellung 
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wurde mit der Suche nach wirksamen Einflussfaktoren, die in der Redaktionsforschung 
im Zentrum des Forschungsinteresses stehen, systematisiert. Dazu wurden Forschungs-
fragen gebildet, die im Folgenden, auf Basis der vorangegangenen Darstellung und Ei-
nordnung der Studienergebnisse in den Forschungskontext, komprimiert und nach ein-
zelnen Aspekten thematisch strukturiert beantwortet werden. Dies geschieht zusammen 
mit einer ausführlichen Diskussion der Ergebnisse hinsichtlich möglicher Veränderun-
gen der Rahmenbedingungen der regionalen EU-Berichterstattung. Denn es war das 
erklärte Ziel dieser Studie, aus den gewonnenen Erkenntnissen praktische Verbesse-
rungsvorschläge zu erarbeiten.  
Auf die Ergebniskomprimierung und -diskussion folgt die abschließende Identifikation 
der wirksamen Einflussfaktoren. Hierbei werden die in Kap. 4.1 bereits dargestellten, 
vermutlich wirksamen Determinanten überprüft, erweitert und neu gefasst. Aufgrund 
dieses neuen Bildes lassen sich dann Aussagen darüber machen, was die vorliegenden 
Studienergebnisse für die wissenschaftlich-theoretische Diskussion europäischer 
Öffentlichkeiten bedeutet. Mit dieser Theoriediskussion und einem letzten, ausblicken-
den Fazit endet die Arbeit.  
5.1 Beantwortung der Forschungsfragen und praktische Diskussion der Ergebnisse 
5.1.1 In welchem ökonomischen Umfeld geschieht die Berichterstattung? 
Prekäre Rahmenbedingungen 
Deutsche Regionalzeitungen stehen unter einem erheblichen ökonomischen Druck, der sich 
auf alle Bereiche des redaktionellen Handelns auswirkt. Dies wurde in den Beobachtung 
und v. a. in den Gesprächen mehr als deutlich. Die meisten befragten Redakteure beurteilen 
das wirtschaftliche Umfeld ihres Blattes als eindeutig negativ. Bei ihnen sind keine positi-
ven Einstellungsmuster auszumachen, bisweilen stellen sie sogar die Zukunft der Branche 
in Frage. Die medienökonomischen Einflussfaktoren schränken den Handlungsspielraum 
der Redakteure teils erheblich ein. Sie beeinflussen ihr Denken und hinterlassen mitunter 
eine desillusionierte Berufshaltung. Denn eine Verbesserung der wirtschaftlichen Situation 
ist für die Redakteure nicht in Sicht.   
Im Untersuchungszeitraum begann eine zweite Medienkrise in Deutschland, die sich mitt-
lerweile stark ausgeweitet hat und zur Schließung zahlreicher Redaktionen geführt hat. Ge-
rade Regionalzeitungen, die ohnehin mit schmalen Personalkonzepten agieren, sind in Nöte 
geraten. Entlassungen deuteten sich bei den Redaktionen bereits an, deren Personalsituation 
im Fall der größeren Häuser noch als stabil bezeichnet werden kann. Gerade aber kleinere 
Blätter sowie Zeitungen in Ostdeutschland arbeiten bereits mit Minimalbesetzungen. 
Probleme bereitet nicht nur die aktuelle Medienkrise. Hinzu kommen strukturelle, ohnehin 
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wirksame ökonomische Einflussfaktoren wie der stete Auflagenverlust und das Abwandern 
der jungen Leserschaft, der auch die befragten Redakteure beschäftigt. Sie sehen sich zu-
dem mit einem neuen Berufsbild konfrontiert, was v. a. durch die Entwicklungen im Onli-
ne-Bereich zu erklären ist, der von gestandenen Printredakteuren neue Arbeitsweisen wie 
etwa den Einsatz mit Videokameras verlangt. Die Auswirkungen solcher Veränderungen 
auf die journalistische Arbeit zu untersuchen, war zwar in erster Linie nicht Gegenstand der 
Arbeit. Dennoch musste, um das ökonomische Handlungsumfeld der Redaktionen umfas-
send zu beschreiben, hierauf kurz Bezug genommen werden.  
Denn die technischen Revolutionen sind mit Grund für die Befunde der partiellen Desillu-
sionierung und eines dominanten pragmatischen Denkens, das teilweise selbst die theoreti-
sche Beschäftigung mit möglichen Veränderungen der redaktionellen und politischen 
Strukturen nicht mehr zulässt. Stetig wiederkehrende Argumentationsmuster, die diesem 
Denken entstammen, sind die Verweise auf Personalknappheit, Zeitmangel und den be-
grenzten Platz in der Zeitung. Diese Einflussfaktoren werden zu unumstößlichen Struktur-
determinanten, deren Veränderung undenkbar erscheint. Sie hemmen in entscheidender 
Weise die durchaus vorhandene Kreativität in der EU-Berichterstattung, wie etwa die Aus-
wertungen zu besonderen Stilformen und dem außerredaktionellen Engagement zeigen.  
Doch genau an diesen Stellen müssen Innovationen geschehen, um die regionale Europabe-
richterstattung zu verbessern. Die Studie zeigt in vielfacher Weise, wie die strukturellen 
medienökonomischen Imperative die EU-Berichterstattung bestimmen: Aus wirtschaftli-
chen Gründen verzichten nicht wenige Redaktionen darauf, eine formelle Zuständigkeit für 
die EU einzuführen, Personal für Weiterbildungen freizustellen, Recherchen selbst anzu-
strengen oder Kontakt zu einem Korrespondenten aufzunehmen. 15 der 24 untersuchten 
Redaktionen haben Anschluss an einen Korrespondenten, mit neun Redaktionen verzichtet 
mehr als ein Drittel auf diese wichtige Schlüsselfigur (s. u.). Insgesamt verzichtet rund die 
Hälfte der Regionalzeitungen auf einen Korrespondenten (vgl. Kap. 3.1.5). 
Jeder Verzicht geht auf Kosten einer regionalen, verständlichen EU-Berichterstattung, de-
ren umfassende Wichtigkeit für die europäische Demokratie bereits verdeutlicht wurde. 
Dass eine solche Berichterstattung über die komplexe und anspruchvolle EU-Thematik nur 
geschehen kann, wenn gewisse Ressourcen in Form von Personal- und Zeitbudgets vorhan-
den sind, hat die Arbeit ebenfalls mehrfach gezeigt.    
Reformansätze: Staatliche Presseförderung 
Welche Maßnahmen sind nun vorstellbar, um in wirtschaftlich äußerst prekären Zeiten die 
ökonomische Situation nachhaltig zu verbessern? Eine Debatte, die kaum geführt wird, ist 
die Diskussion über staatliche Presseförderung. Sie könnten Medien, die wegen ihrer wich-
tigen gesellschaftliche Funktion in Deutschland Verfassungsrang genießen, größere Spiel-
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räume verschaffen und zumindest teilweise helfen, die beschriebenen Defizite zu beheben. 
Mit größeren Redaktionen und höheren Etats wären Spezialisierungen, längere Recherchen, 
der Anschluss an einen EU-Korrespondenten und eine größere Eigeninitiative der Redakti-
onen besser möglich. In Zeiten, in denen Privatunternehmen üppige Staatsförderungen er-
halten, sollte eine Debatte über die Förderung von gesellschaftlich eminent wichtigen Ak-
teuren wie den Regionalzeitungen zumindest erlaubt sein. In anderen Ländern erhält die 
Presse staatliche Zuschüsse, die über die deutsche Mehrwertsteuersenkung für Pressepro-
dukte hinausgeht. Zudem erhält der deutsche öffentlich-rechtliche Rundfunk durch die Ge-
bühren große öffentliche Unterstützung.  
Diese Diskussion kann hier nur angerissen werden. Deutlich soll aber werden, dass einer-
seits die ökonomischen Einflussfaktoren die EU-Berichterstattung massiv erschweren und 
andererseits eine Debatte über die Veränderung dieser Faktoren nicht völlig abseits der Rea-
lität liegen darf. Für viele Redaktionen ist dies bereits der Fall. Doch ohne neue Einnahme-
quellen des demokratiefunktionalen Massenmediums Regionalzeitung ist die Demokratie 
schrittweise auf dem Rückzug. Und dies gilt v. a. für die europäische Demokratie.  
Die Studie weist allerdings auch darauf hin, dass ökonomische Determinanten nicht immer 
als zulässige Gründe für konstatierte Defizite gelten können. Denn ob eine Redaktion An-
schluss an einen EU-Korrespondenten hat oder auch die Spezialisierung in Form einer for-
mellen EU-Zuständigkeit einführt, hängt nicht alleine von der Größe und den Mitteln der 
Zeitung oder des Verlags ab. Es gibt kleinere und mittlere Zeitungen, die beides realisieren. 
Und es konnten mittlere und große Blätter gefunden werden, die aus Kostengründen darauf 
verzichten. Es sind also nicht nur redaktionsexterne ökonomische Determinanten, sondern 
auch die redaktionellen und verlegerischen Konzepte, die über das Engagement in der EU-
Berichterstattung entscheiden. Dass Zeitungen selbst nicht auf die vorhandene, besonders 
günstige Möglichkeit zurückgreifen, die  Korrespondentenberichte des verlagseigenen Bü-
ros in Brüssel abzudrucken, erscheint mehr als unverständlich. Wenn Sparzwänge so weit 
gehen, ist die journalistische Qualität akut gefährdet.  
5.1.2 Welche Organisationsstrukturen bestimmen die EU-Berichterstattung? 
Ressortstruktur begünstigt Korrespondentenkontakt 
Die Befragung ergab, dass drei verschiedene Formen der redaktionellen Organisation exis-
tieren. Zu nennen sind die klassische Struktur der Fachressorts, eine Struktur, die das neue 
Modell des Newsdesk mit der Ressortaufteilung verbindet sowie das Arbeiten in einem 
Newsdesk völlig ohne Ressorts. Die Organisationsform ist für die EU-Berichterstattung 
nicht unerheblich, da sie u. a. die Kooperation mit dem Korrespondenten beeinflusst.  
Die Studie zeigt, dass ein Arbeiten ohne jedwede Fachressorts den kontinuierlichen persön-
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lichen Kontakt zwischen der Redaktion und dem Korrespondenten kaum möglich macht. 
Denn in einem vollständigen rotierenden Newsdesk-System ohne feste 
Ressortszuständigkeiten wechseln die Ansprechpartner für den Korrespondenten fast täg-
lich. Dies verhindert ein gegenseitiges Kennenlernen und Voneinanderlernen und vergrö-
ßert die Distanz zwischen Redaktion und Korrespondent.  
Doch auch das Beibehalten der Ressorts garantiert nicht eine feste Korrespondentenzustän-
digkeit von einem oder zwei Mitarbeitern. Denn auch in Redaktionen, die mit dem 
Newsdesk arbeiten, gleichzeitig aber die Ressorts erhalten haben, sind oft mehr als zwei 
Mitarbeiter für den Kontakt zuständig. Aus der Befragung geht hervor, dass in der Praxis 
zumeist die ausschließliche Redaktionsorganisation mit Fachressorts eine kontinuierliche, 
persönliche Zusammenarbeit zwischen Korrespondent und Redaktion zulässt, was aber 
nicht Usus ist: Denn zwölf der untersuchten Redaktionen arbeiten mir Ressorts und 
Newsdesk, zwei nur mit dem Newsdesk und zehn alleine mit Ressorts. Die redaktionellen 
Strukturen sind also höchst divergent, mehrheitlich aber am Newsdesk-System ausgerichtet.  
Verschwiegen werden sollen nicht die kommunikativen Vorteile, die das Arbeiten am 
Newsdesk mit sich bringt. Dies konnte v. a. in der Beobachtung festgestellt werden. Ge-
meinsame Absprachen, eine effiziente Planung und die Vermeidung von Fehlern gelingen 
im Desk-System besser als in der klassischen Ressortaufteilung. Und gerade die regionale 
EU-Berichterstattung krankt daran, dass es wenig formalisierte Kommunikation, Abspra-
chen und Teamleistungen gibt. Stattdessen ist sie, wenn sie in der Redaktion geschieht, vor 
allem eine individuelle Angelegenheit des einzelnen Schreibers (s. u.). Es lässt sich also 
darüber streiten, ob die Vorteile oder Nachteile des Newsdesk-Systems für die EU-
Berichterstattung überwiegen. Die teilnehmende Beobachtung gab hierauf eine praktische 
Antwort: Bei kluger Organisation lässt sich die Arbeit am Newsdesk mit einer festen Zu-
ständigkeit für den Korrespondenten kombinieren. Diese Struktur kann für die EU-
Berichterstattung der Regionalzeitungen empfohlen werden.  
Unverzichtbar: Korrespondent und EU-Spezialisten 
Keineswegs alle Redaktionen haben Anschluss an einen Pool-Korrespondenten in Brüssel, 
der immer mehrere Zeitungen bedient. Die Entscheidung gegen einen Korrespondenten hat 
weitreichende Folgen. Denn die Schlüsselfunktion, die er für die regionale EU-
Berichterstattung einnimmt, konnte in mehrfacher Weise belegt werden. Unter anderem 
wird deutlich, dass Blätter, die einen EU-Korrespondenten beschäftigen, i. d. R. auch eine 
formelle EU-Verantwortlichkeit in der Redaktion eingeführt haben. Der Korrespondenten-
anschluss wirkt sich also auch indirekt auf die redaktionellen Strukturen aus. Auch aus die-
sem Grund ist das Fehlen eines Korrespondenten folgenschwer. Sein Vorhandensein ist 
letztlich, vor jedweder Art des europäischen Engagements in der Berichterstattung oder in 
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Form von Projekten außerhalb der Redaktion, das entscheidende Signal dafür, wie zuge-
wandt eine Regionalzeitung der EU-Politik ist.  
Nur in Ausnahmefällen kompensieren Redaktionen wie etwa die von R 21 das Fehlen eines 
Korrespondenten mit einem verstärkten eigenen Engagement. In der Regel zeigen sie ver-
schiedene Anzeichen einer geringen Eigeninitiative, darunter ein starker Verlass auf Nach-
richtenagenturen, ein schwaches Rechercheverhalten und eine große Distanz zum Brüsseler 
Geschehen. Ähnliche Muster sind vereinzelt auch bei Korrespondentenblättern auszuma-
chen, wenn diese eine Konsumentenhaltung einnehmen, bei der die Redaktion dem Korres-
pondent fast die gesamte Verantwortung in der EU-Berichterstattung überträgt und selbst 
wenig aktiv ist. Dies wird v. a. bei der Frage nach der eigenständigen Regionalisierung eu-
ropäischer Themen deutlich (s. u.). 
 Insgesamt aber begünstigt der Anschluss an einen Korrespondenten in der Redaktion ein 
strukturelles europafreundlicheres Umfeld in Form formell zuständiger EU-Redakteure und 
ermöglicht darüber hinaus eine europäische Weiterbildung der Redaktion durch den Kon-
takt mit dem Korrespondenten. Insofern ist die These, dass der Anschluss an einen Korres-
pondenten zur redaktionellen Europamüdigkeit führt, letztlich nicht zu belegen. Auch wenn 
es Anzeichen dafür gibt, muss bedacht werden, dass Blätter ohne Korrespondentenan-
schluss die geringste Eigeninitiative und die größte Europaferne zeigen.  
Formal zuständige EU-Redakteure gibt es in elf der 24 besuchten Redaktionen, in zwei 
Fällen ist diese Position gar doppelt besetzt. Dreizehn Redaktionen haben sich gegen einen 
explizit zuständigen Mitarbeiter entschieden. Auch dieser Entschluss ist nicht, wie biswei-
len von den Redakteuren in den Gesprächen vorgetragen, allein abhängig von der ökonomi-
schen Situation, denn auch kleinere Blätter leisten sich einen Spezialisten. Entscheidend ist 
also vielmehr die Einsicht, dass eine fachliche Spezialisierung im komplexen Bereich der 
EU-Berichterstattung nötig ist. Ersichtlich wird, dass zahlreiche Redaktionen nicht über 
diese Einsicht verfügen und es öfter an einer europäischen Sensibilität im Rahmen der re-
daktionellen Organisation mangelt. Vorstellbar ist, dass Weiterbildungen v. a. der Leitungs-
redakteure diese Sensibilität schaffen.  
Ein Argument, dass gegen die Festlegung einer EU-Zuständigkeit spricht, ist der Hinweis 
eines Redaktionsleiters, dass die EU-Dimension in den einzelnen Ressorts und Zuständig-
keitsbereichen mit recherchiert werden müsse und sie deshalb keiner gesonderten personel-
len Behandlung bedürfe. Ein Europa-Spezialist ist dann in der Redaktion nicht mehr nötig, 
jeder Redakteur muss über entsprechendes Fachwissen bezogen auf seinen Themenbereich 
verfügen. Hier stellt sich die Frage, ob sich beides ausschließen muss. Denkbar, und öfter 
vorgefunden, ist ein System, bei dem es einen festen, besonders kompetenten Ansprech-
partner für EU-Themen geben, der auch das Brüsseler Geschehen mit den „großen“, weni-
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ger regionalen EU-Themen im Blick hat und idealerweise Ansprechpartner für den Korres-
pondenten ist. Daneben gibt es Redakteure bzw. Fachautoren, die ihre Themengebiete wie 
etwa Umwelt oder Landwirtschaft bearbeiten und hier über die nötigen EU-Kenntnisse ver-
fügen. Diese Organisationsform erscheint besonders günstig zu sein.  
Ungenutzte Potenziale in Lokalredaktionen 
Die Europakompetenzen und -zuständigkeiten in den Lokalredaktionen ließ sich mit der 
Studie nur am Rande untersuchen. Klar wird jedoch, dass es in den meisten Lokalredaktio-
nen keine Redakteure oder freien Mitarbeiter gibt, die regelmäßig über lokale EU-Bezüge 
berichten. Stellenweise gibt es durch individuelle Interessenschwerpunkte oder durchlaufe-
ne europajournalistische Ausbildungsprogramme entsprechendes Personal gibt, das den 
vertikalen Moment der Europäisierung in die lokale Berichterstattung einbringt, in deren 
Umfeld die EU in vielen Bereichen einwirkt, wie mehrfach, v. a. am Beispiel der EU-
Umweltpolitik, gezeigt werden konnte.   
Die Stärkung der horizontalen Europäisierung kann aber ebenfalls auf der lokalen Ebene 
geschehen, hierfür scheinen die Möglichkeiten gar größer zu sein. Denn fast jede Stadt ver-
fügt über eine Partnerkommune im Ausland. Zunehmend schließen auch Regionen derlei 
Partnerschaften. Die Berichterstattung über das Geschehen in den Partnerstädten und -
regionen ist in nicht in allen, aber doch in machen Lokalredaktionen, an eine formelle Zu-
ständigkeit gebunden. Dies erhöht aber, wie die Auswertung zu den Verantwortlichkeiten in 
den Mantelredaktionen zeigt, das Engagement für die Berichterstattung über das ausländi-
sche Geschehen, durch die gemeinsame Probleme deutlich werden und der vermeintlich 
ferne Ort näher an die Menschen in der Region heranrückt. Gerade hier bietet sich die Mög-
lichkeit, Akteure in die Berichterstattung einzubeziehen, die im EU-Journalismus oft ausge-
blendet werden: normale Bürger, die sich an ihrem Wohnort engagieren oder Probleme 
ansprechen. Insbesondere der Bezug auf Partnerregionen scheint diesbezüglich ergiebig, 
wie das Beispiel der Redaktion 24 zeigt, die stetig über eine polnische Region berichtet, 
ohne in ihrer Nachbarschaft angesiedelt zu sein. Es gilt letztlich, die horizontale Dimension 
in der lokalen und regionalen EU-Berichterstattung zu stärken, denn es wird deutlich, dass 
sie auch auf lokaler Ebene ihre Wirkung entfalten kann.  
In welchem Ausmaß dies bereits geschieht, kann mit der vorliegenden Studie nicht beant-
wortet werden. Hierzu bietet sich mitunter ein eigenes Forschungsvorhaben an, das auch 
lokale Politikakteure mit einbezieht. Bisher ist diese unterste Ebene der Öffentlichkeitseu-
ropäisierung wissenschaftlich nicht gesondert in den Blick genommen worden.  
5.1.3 Wie erfolgt die Zusammenarbeit mit dem EU-Korrespondenten? 
Überlastung der Korrespondenten und falsche Zurückhaltung  
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Auf die Bedeutung des Korrespondenten für die Berichterstattung wurde bereits aus der 
Perspektive der redaktionellen Organisation eingegangen. Wichtig ist darüber hinaus die 
Frage, wie die Kooperation mit dem Mitarbeiter vor Ort im Einzelnen geschieht.  
Bekannt war aus der Forschung bereits, in welchem anspruchsvollen Umfeld die Regional-
korrespondenten vor Ort agieren und mit welchen Berichterstattungshindernissen sie zu 
kämpfen haben. Zu nennen sind hier die große Themenfülle, der sehr hohe Informations-
ausstoß, eine besondere thematische Komplexität, ein undurchdringliches politisches Sys-
tem, ein mehrsprachiges Rechercheumfeld, der lange Zeitverzug zwischen Gesetzesankün-
digung und -umsetzung sowie eine generelle fehlende Nachrichtenwertigkeit der EU-Politik 
(vgl. Kap. 2). Diese Faktoren erschweren Korrespondenten, und ebenso den Regionalzei-
tungen, die Berichterstattung, die von Brüssel aus in einer stark nationalen Perspektiv er-
folgt, was auch mit der Einhegung des Korrespondenten in ein System der nationalen Öf-
fentlichkeitsarbeit zu tun hat, das sich allerdings ein Stück weit hin zu transnationalen Kon-
takten geöffnet hat. Im zunehmend härteren Medienwettbewerb ist in Brüssel zudem ein 
Trend hin zu Skandal- und Affärenberichterstattung zu konstatieren sowie der Versuch, oft 
auf Kosten der journalistischen Qualität exklusiv und möglichst früh an Informationen zu 
kommen. Dies gilt, wie gezeigt werden konnte, aber eher für überregionale Medien.  
Regionalkorrespondenten haben mit anderen Problemen zu kämpfen. Aufgrund bisheriger 
Forschungsergebnisse ließ sich vermuten, dass ihre gleichzeitige Zuständigkeit für eine 
Vielzahl von Redaktionen eine ortspezifische Regionalisierung der Berichterstattung er-
schwert. Die Befragungsergebnisse belegen dies: Die Poolkorrespondenten arbeiten an den 
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit. Sie sind oft nicht in der Lage, auf Wünsche einzelner 
Kundenblätter einzugehen. Ihre Aufmerksamkeit für eine Zeitung, deren Region und die 
dortigen spezifischen Leserinteressen bleibt stark begrenzt. Weil die Redaktionen von den 
zeitlichen Problemen des Korrespondenten wissen, äußern sie mögliche Wünsche erst gar 
nicht. Die Regionalisierung der EU-Themen, die im besten Fall ja beidseitig, also aus der 
Heimatredaktion sowie aus Brüssel erfolgt, wird von den meisten Leitungsredakteuren zur 
alleinigen Sache der Redaktion erklärt; stärkere Regionalbezüge in der Berichterstattung 
ihres Brüsseler Mitarbeiters halten sie mehrheitlich für unnötig bzw. nicht machbar. Ver-
wunderlich erscheint, dass noch nicht einmal der Wunsch geäußert wird, einen Mehrwert 
für die eigenen Arbeit, nämlich die Regionalisierung europäischer Themen aus Brüssel, zu 
erhalten. Bereits gedanklich geben die Redakteure also das eigene Interesse aus der Hand. 
Die regionale Berichterstattung aus Brüssel,  die dort agierende Regionalalkteure wie etwa 
Landesvertretungen oder Verbandsbüros in den Blick nehmen kann und dadurch einen ei-
genständigen Charakter gewinnt, bleibt deshalb öfter aus. Der Poolkorrespondent liefert die 
großen Rundumschläge ohne Regionalbezug sowie mitunter Regionalthemen, die keinen 
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ortspezifischen Bezug haben (s. u.). Selbst sein Mitwirken in Form von Koproduktionen, 
die von befragten Korrespondenten befürwortet werden, ist in den meisten Redaktionen 
nicht vorgesehen. Nur vier Redaktionen geben an, dass im Regelfall in Kooperation mit 
dem EU-Korrespondenten gemeinsame Artikel entstehen. Die Möglichkeiten hierfür sind 
aber gerade in diesen Redaktionen gegeben, da europafreundliche Redaktionsstrukturen in 
Form eines formell zuständigen EU-Fachredakteurs entstanden sind (s. o.), der an der Ko-
produktion mitwirken könnte.  
Das häufige Ausbleiben der Teamarbeit ist auch deshalb fatal, weil gerade die Zusammen-
arbeit an einem Artikel, der in Brüssel sowie in der Region recherchiert wird, das gegensei-
tige Wissen und Lernen voneinander fördert. Die Lernprozesse in den Regionalredaktionen, 
die so durch den kundigen Korrespondenten angestoßen werden könnten, bleiben dann aus. 
Und Korrespondenten wie der allseits gelobte Detlef Drewes, die mit einem aufwendigen 
Themen-Newsletter von sich aus auf Redaktionen zugeht, bleiben eine Seltenheit.  
Der normale Kontakt zwischen Korrespondent und Redaktion verläuft einseitig: Er ist von 
den täglichen E-Mail-Angeboten oder telefonischen Abfragen bestimmt, was „heute aus 
Brüssel“ kommt. Eigene Themenideen äußern die Redaktionen gegenüber dem Korrespon-
denten ebenso selten wie den Wunsch, eine Geschichte für sie zu regionalisieren. Der Ge-
samteindruck, der entsteht, ist der einer großen Kommunikationslücke zwischen beiden 
Ebenen, die auch zu einer gewissen Desinformation des Korrespondenten über die The-
menwünsche der eigenen Redaktion führt. Er ist der fleißige Lieferant, der entsprechend der 
bisher vorliegenden Ergebnisse weitestgehend selbst bestimmt, was er schreibt. Und die 
Redaktion ist der Empfänger, der seinen Bereich der regionalen EU-Berichterstattung allei-
ne abarbeitet.  
Verbesserungsmöglichkeiten der Korrespondentenbeziehungen 
Wie ließe sich ein stärkerer spontaner Kontakt über das übliche Abfragen des Themenange-
botes aus Brüssel hinaus initiieren? Grundsätzlich sollte ein Korrespondent jede Redaktion 
zumindest einmal besucht haben, um eine grundlegende persönliche Bindung aufzubauen. 
Darüber hinaus wäre denkbar, dass es wöchentliche oder monatliche Sondertelefonate mit 
jeder einzelnen Redaktion gibt, bei denen Themen besprochen werden, die über den Alltag 
hinausgehen. Bereits eine Telefonkonferenz mit allen Kundenzeitungen könnte helfen, das 
gegenseitige Verständnis zu verbessern. Vorbildlich wäre ein Besuch des Redaktionsleiters 
oder des EU-Fachredakteurs in Brüssel. Hierbei, so konnte der Verfasser selbst beobachten, 
entsteht mitunter sofort ein fruchtbarer Kontakt zwischen dem Korrespondent und dem 
regionalen Fachredakteur. Der Korrespondent kennt viele regionale Themenideen, etwa 
weil er einen stärkeren Kontakt zu den Landesvertretungen pflegt als die diesbezüglich 
scheuen Regionalzeitungen.  
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Besonders weit entfernt von der EU sind Zeitungen, die auf einen Korrespondenten verzich-
ten. In den Gesprächen wird deutlich, dass sie abgeschottet vom Brüsseler Geschehen agie-
ren, da sie keinen direkten Ansprechpartner haben und deshalb nicht wissen, welche Geset-
ze die EU-Kommission plant. Gerade für diese Blätter ohne Mitarbeiter vor Ort wären Re-
cherchereisen, Weiterbildungen, die Nutzung unterschiedlichster Quellen vor Ort und Tele-
fonkontakte nach Brüssel unerlässlich. Die Studie zeigt aber, wie bereits angesprochen, dass 
Redaktionen ohne Korrespondenten dies nur in Ausnahmefällen realisieren. Insgesamt kann 
nur der Appell an Redaktionen gerichtet werden, auf den Anschluss an einen Korrespon-
denten nicht zu verzichten.  
Unter den derzeitigen medienökonomischen Verhältnissen erscheint nur der Ausbau des 
vergleichsweise günstigen Pool-Systems, trotz seiner beschriebenen Nachteile für die Re-
gionalisierung, eine realistische Strategie, um die Zahl der Zeitungen mit Korrespondenten-
anschluss zu vergrößern. Nachzudenken wäre allerdings schon darüber, ob die Zahl der 
Blätter, für die ein Korrespondent zuständig ist, nicht reduziert werden kann. Denn bei 16 
belieferten Zeitungen geht zwangsläufig aufgrund der zeitlichen Restriktionen der Über-
blick und damit die Möglichkeit verloren, zumindest manchmal eine ortspezifische Top-
Down-Regionalisierung von Brüssel aus zuleisten. In den vergangenen Jahren sind insbe-
sondere junge deutsche Journalistinnen nach Brüssel gegangen, die zu überschaubaren Prei-
sen Auftrageber suchen. Mit diesen neuen Kräften könnte eine stärkere Streuung der Auf-
traggeber erfolgen, die der Regionalisierung insgesamt zu Gute kommen würde. Gänzlich 
neue Feststellen für Regionalkorrespondenten, die mehrere Blätter bedienen, sind, auch 
aufgrund der bereits stark angestiegenen Korrespondentenzahl in Brüssel, nicht in Aussicht.  
Eine vergleichsweise billige,  insgesamt für die deutsche Regionalzeitungen sehr wirksame, 
Lösung zur Ausweitung ihrer regionalspezifischen Europaberichterstattung liegt in der 
Hand ihres informationellen Großlieferanten. Die potenzielle Rolle der Deutschen Presse-
agentur für die regionale EU-Berichterstattung ist enorm (s. u.). 
5.1.4 Welche Rolle spielen die Agenturen für die EU-Berichterstattung? 
Zu wenige Regionalbezüge 
Die EU-Agenturberichterstattung aus Brüssel weist für die Kundenzeitungen zu wenige 
regionale Bezüge auf. Gerade die Blätter ohne Korrespondenten, die besonders stark auf die 
Agenturen angewiesen sind, wünschen sich diese stark. Die regionale Dimension könnte im 
besten Fall in die Berichterstattung der Landesdienste der DPA einfließen. Denn sie sind die 
wichtigste Quelle mit regionalen bzw. landespolitischen Informationen für die Regionalzei-
tungen. Eine stärkere EU-Perspektive in den Diensten würde zu einer Zunahme der regio-
nalen EU-Berichterstattung führen. Und die Redaktionen würden Anregungen erhalten, 
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denen sie selbst nachgehen könnten. 
Der Beitrag der Landesdienste zur Europäisierung der regionalen Berichterstattung war 
einmal größer, wie bereits dargelegt wurde. Das Abziehen der Korrespondentin, die von 
Brüssel aus über die regionale Dimension der EU-Politik fast nur für die Landesdienste 
berichtete, bedeutete den Verlust einer wichtigen Schlüsselperson für die regionale Europa-
berichterstattung. Die Neubesetzung dieses Postens könnte, zumindest auf der Ebene der 
Länderberichterstattung, die europäische Dimension in der deutschen Regionalpresse stär-
ken. Bekannt ist, und wird durch diese Arbeit erneut gezeigt, wie eminent wichtig Agentu-
ren, und v. a. der Marktführer DPA, als Artikellieferanten sowie als Ideengeber für die Re-
daktionen sind. Fast alle befragten Redakteure messen der EU-Agenturberichterstattung 
deshalb eine größere quantitative Bedeutung bei als den selbst verfassten Artikeln aus der 
Region, was Forschungsergebnisse bestätigt, wonach die Agenturanteile bis bei bis zu 70 
Prozent liegen. Regionalzeitungen nutzen das Agenturmaterial auch, um damit ihren Kor-
respondenten ein Stück weit zu kontrollieren und ihm neue Aufträge zu geben, wenn die 
Agenturen über ein EU-Thema schreiben, dass er selbst nicht angeboten hat. Bisherige Kor-
respondentenstudien haben gezeigt, dass die „Agenturgläubigkeit“ der Regionalpresse be-
sonders groß ist, und sie sich bei der Bewertung einer Thematik teils sogar mehr auf die 
DPA-Lieferungen verlässt als auf das Wort des eigenen Korrespondenten. Gerade die Re-
daktionen ohne Korrespondent verlassen sich stark auf die Agenturberichte. Sie geben be-
sonders hohe Anteile für die Agenturberichterstattung in der Zeitung an, die bei bis zu 95 
Prozent und im Durchschnitt bei 77,2 Prozent liegen.  
Große Zufriedenheit, aber wenige Hintergründe 
Insgesamt sind die meisten Leitungsredakteure zufrieden mit der EU-Berichterstattung der 
Nachrichtenagenturen aus Brüssel. Rund ein Drittel der Befragten übt allerdings eine stär-
kere Kritik an dem EU-Angebot. Diese Redakteure monieren v. a., dass zu wenig erklärend 
berichtet wird. Die direkten Auswirkungen des Brüsseler Geschehens auf die Lebenswelt 
der Leserschaft würden nicht ausreichend dargestellt. Stattdessen konzentrierten sich die 
Agenturen zu stark auf die Berichterstattung über den Verlauf politischer Verhandlungen. 
Hier könnten sich Agenturen also noch bemühen, stärker auf die Bedürfnisse der Kund-
schaft einzugehen. Offensichtlich gibt es zudem kaum Kontakte zwischen den Agenturkor-
respondenten in Brüssel und den Regionalredaktionen. Würden diese verstärkt, stiege das 
gegenseitige Verständnis für die spezifischen Probleme und Interessen der jeweils anderen 
Seite an. Erneut ist also ein Kommunikationsdefizit zwischen den einzelnen Gliedern der 
Nachrichtenkette zu erkennen. Die Lücke erscheint in diesem Fall noch größer als zwischen 
den Korrespondenten in Brüssel und den Heimatredaktionen.  
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5.1.5 Wie stark ausgeprägt ist die Regionalisierungsstrategie? 
Regionalität als absolutes Gestaltungskriterium  
Die Analyse macht zunächst deutlich, wie begrenzt der Raum in Regionalzeitungen für die 
politische und wirtschaftliche Berichterstattung ist: Im Schnitt bieten sie während der Wo-
che 5,6 Politik- und Wirtschaftsseiten an. Die ersten drei bis vier Seiten entfallen auf die 
Politikberichterstattung, wobei hier Seite Eins und Zwei eingeschlossen sind, die sehr stark 
für regionale Informationen genutzt werden. Dies ist das klare Ergebnis der Befragung zur 
Regionalisierungsstrategie: Fast alle Redaktionen platzieren oft oder sehr oft Artikel über 
das regionale und lokale Geschehen auf den vorderen Politikseiten. Ersichtlich wird, dass 
die Regionalität einer Thematik, die ihren Ausdruck im Nachrichtenfaktors der räumlichen 
Nähe findet, das absolute Gestaltungskriterium für die Regionalzeitungsredaktionen ist.  
Dies bedeutet, dass die Herausarbeitung der regionalen und lokalen Bezüge einer Thematik 
ihre Chancen deutlich erhöht, auf den vorderen politischen Seiten abgebildet zu werden. 
Insofern wäre dies gerade bei unterthematisierten Fragestellungen wie der EU-Thematik 
eine zwangsläufige Optimierungsstrategie. EU-Themen haben also gerade dann eine sehr 
gute Chance, prominent in die Regionalzeitung zu gelangen, wenn sie regionale Bezüge 
aufweisen. Dieser Befund kann nur als Appell verstanden werden, gerade durch die bislang 
nur marginal erfolgte Regionalisierung (siehe Inhaltsanalysen) die Quantität der EU-
Berichterstattung zu erhöhen.  
Die Befragung zeigt ferner, dass es in den vergangenen Jahren einen klaren Trend hin zu 
einer vermehrten Platzierung regionaler und lokaler Themen auf den vorderen Politikseiten 
gab. Begründet wird dies mit der verstärkten Konzentration auf die Interessen der Leser-
schaft, die v. a. auf lokale und regionale Informationen achtet. Zudem kann die Regionalzei-
tung, so erklären die Leitungsredakteure, mit der Konzentration auf ihre  exklusive Stärke, 
den Bezug auf das Geschehen im eigenen Verbreitungsgebiet, im intermedialen Wettbe-
werb punkten und die Interessen der Leser binden, die sich verstärkt anderen Medien und 
insbesondere dem Internet zuwenden (vgl. Kap. 3.2.2.1). Es überwiegt also eindeutig eine 
ökonomische Argumentation. Mögliche tiefer gehende gesellschaftliche Ursachen für die 
Strategie der Regionalisierung wie etwa die durch Globalisierung und Komplexitätszunah-
me bedingte, natürliche verstärkte Hinwendung der Menschen zu regionalen Räumen (vgl. 
Kap. 2.1.4) werden als Gründe nur äußerst selten angeführt.  
Die Gefahr der Provinzialisierung 
Deutlich wird durch die Gespräche jedoch auch, dass die Regionalisierungsstrategie in der 
Regionalzeitungswelt zwar dominant, aber keineswegs unumstritten ist. Denn in einigen 
Redaktionen verliert der Nachrichtenfaktor der räumlichen Nähe seine absolute Vormacht-
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stellung. Er muss sich neben anderen Auswahlkriterien behaupten; teils aus der Angst her-
aus, dass ein provinzielles, zu lokales Blatt entstehen könnte, das die überregionalen politi-
schen Interessen der Leser nicht mehr bedient. Diese Einstellung, die potenziell mehr Raum 
für politische und damit auch europäische Themen auf den vorderen Seiten schafft, bleibt 
aber eine Minderheitenmeinung gegenüber dem starken Regionalisierungsdrang. Sie weist 
aber letztlich darauf hin, dass eine zu große Regionalisierung auf Kosten der allgemeinpoli-
tischen Information gehen kann, denn wenn immer mehr regionale und lokale Informatio-
nen auf die vorderen Seiten gelangen, nimmt der Platz v. a. für das Auslandsgeschehen ab. 
Dann besteht die Gefahr, dass sich das „Fenster zur Welt“, das die Zeitung für die Leser ist, 
langsam verschließt.  
Die vorliegende Arbeit gibt Hinweise, dass ein derartiger Provinzialisierungstrend in der 
deutschen Regionalpresse eingesetzt hat. Ob dies tatsächlich der Fall ist, könnte nur eine 
Inhaltsanalyse klären. Bedenkt man diesbezüglich, dass die EU-Berichterstattung in den 
Regionalzeitungen zwischen 2003 und 2008 zugenommen hat (s. u.), dann kann vermutet 
werden, dass die verstärkte Regionalisierung nicht auf Kosten der EU-Themen sondern der 
klassischen Auslandsthemen geschieht, die immer hinter die Innenpolitik zurücktreten. Ein 
Redakteur beschreibt etwa, wie die Berichterstattung über französische Wahlen in seiner 
Zeitung stark eingeschränkt wurde.  
Die Redaktionen befinden sich hier in einem Funktionsdilemma, da sie einerseits ihre öko-
nomischen Ziele mit einer Hinwendung zur Regional- und Lokalinformation auf den vorde-
ren Seiten besser erfüllen können. Andererseits bedeutet dies offensichtlich, entfernter lie-
gende Teile der gesellschaftlichen Realität auszublenden, was dem Vielfaltauftrag der Pres-
se widerspricht. Eine Lösung bestünde in einer Ausweitung der Blattstrukturen, die selbst-
verständlich finanziert werden müsste. Es ist insgesamt bedenklich, wie wenig Platz in 
manchen Regionalzeitungen für die politische Information zur Verfügung steht. Daraus 
resultieren zahlreiche Defizite wie etwa die verkürzte Darstellung des komplexen EU-
Geschehens in kleinen Artikeln, die weder Verständnis noch Interesse wecken können. 
5.1.6 Welche Rolle spielen politikfeldspezifische Betrachtungsweisen? 
Regionalpolitik, Verbraucherschutz und zwei Arten der räumlichen Bezüge 
In einzelnen Politikfeldern sind die EU-Bezüge besonders stark, weshalb sie in der regiona-
len EU-Berichterstattung eine wichtigere Rolle spielen als andere EU-Politikbereiche. Das 
wichtigste Feld ist die Regionalpolitik mit ihren in vielen Bereichen wirksamen Fördergel-
dern. Gerade in Ostdeutschland wird über dieses Thema häufig geschrieben. Danach folgt 
die Verbraucherschutzpolitik der Union, über die Regionalzeitungen gerne berichten, weil 
hier die Relevanz für den Leser besonders zu erkennen ist. Wichtig sind überdies die Poli-
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tikfelder Landwirtschaft, Wettbewerb und Umwelt (s. u.). Von geringerer explizit regiona-
ler Bedeutung ist die Hochschulpolitik.  
Es konnte herausgefunden werden, dass für Regionalzeitungen zwei verschiedene Arten 
von Berichterstattungsthemen existieren: Zu unterscheiden ist zwischen Themen, die einen 
regionalen Bezug haben, aber an jedem Ort gleich stark wirken. Daneben gibt es Themen 
mit einer ortspezifischen Dimension. Diese ergibt sich durch die regionale Wirtschaftsstruk-
tur, wenn etwa in Weinanbaugebieten die EU-Weinmarktpolitik zum permanent wichtigen 
Thema wird. Mit der Befragung konnte eine Reihe von solchen ortspezifischen Regional-
themen identifiziert werden.  
Deutlich wird, wie speziell Regionen von einzelnen EU-Gesetzgebungen betroffen sein 
können. Die Konsequenz für die journalistische Praxis kann nur sein, dass sich die Redakti-
onen über diese Gesetzgebungen eingehend informieren und sich vertieftes Fachwissen 
aneignen. Dies gilt insbesondere für die Redakteure, die einzelne Themenbereiche bearbei-
ten, deren EU-Dimensionen sie kennen sollten (s. o.). Die europajournalistische Weiterbil-
dung muss entsprechend reagieren und themenspezifische Seminare wie etwa „EU-
Umweltpolitik für Journalisten“ anbieten. Bislang mangelt es hieran. Mehr Angebote gibt 
es, die aus einer themenübergreifenden Perspektive die EU in den Blick nehmen.   
Ein regionaler Politikbereich der eigenen Art, der in der Berichterstattung mancherorts eine 
große Rolle spielt, sind grenzüberschreitende Verflechtungen. Die Auswertung zeigt, dass 
grenzüberschreitende Kooperationen, zumeist in Form der Euregios, die Berichterstattung 
weniger im Mantelteil, aber v. a. im Lokalteil beeinflussen und somit zur horizontalen Eu-
ropäisierung der gesamten Berichterstattung beitragen. Dies konnte bei fünf der sieben Zei-
tungen festgestellt werden, die in Grenznähe angesiedelt sind. Eine spezielle Einflussgröße 
ist die Anbindung an eine Großregion wie den Ostseeraum. Hier kann es zur Bildung einer 
regionale Identität kommen, die sich in der Berichterstattung, etwa anlässlich einer großen 
Regionalkonferenz, niederschlägt. Die Zusammenhänge zwischen der regionalen Medien-
berichterstattung und solchen europäischen Großregionen müssten noch genauer untersucht 
werden. Dies könnte mit der Erforschung regionaler Identitäten erfolgen, und zwar dahin-
gehend, wie konkret diese durch Medienberichterstattung beeinflusst werden. Dies würde 
ein Forschungsdesign bedingen, bei dem sowohl mit demoskopischen Umfragen als auch 
mit medialen Inhaltsanalysen gearbeitet wird.  
Regelmäßige Aufmerksamkeit für die EU-Umweltpolitik 
Einzugehen ist noch auf die Untersuchung der EU-Umweltpolitik. Durch sie bestätigen sich 
zwar die in Kapitel 1 dargelegten Annahmen zu ihrer Aktualität und regionalen Relevanz. 
Jedoch muss die Annahme, dass Regionalzeitungen sich trotzdessen dem Themenfeld nur 
sehr zurückhaltend widmen, durch die Ergebnisse der Befragung revidiert werden. Die EU-
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Umweltpolitik ist, entgegen den synoptischen Vermutungen, durchaus ein stetig wiederkeh-
render Teil der regionalen EU-Berichterstattung, wenn auch nicht ihr wichtigster. 
Zu den regional häufig berichteten Themen innerhalb dieses Politikfeldes gehören die EU-
Klimaschutzpolitik insbesondere mit ihrer Auswirkung auf die Autoindustrie, die EU-
Chemikalienpolitik mit der Verordnung REACH und ihrem Einfluss auf die Chemiebran-
che sowie, ortspezifisch, die EU-Fischereipolitik, der in Küstenregionen oft die Aufmerk-
samkeit der Journalisten gilt. Gelegentlich wird über die EU-Naturschutzpolitik und die 
Luftreinhaltepolitik berichtet, dies v. a. dann, wenn es um das Thema Feinstaub geht. Die 
Feinstaub-Berichterstattung wird häufig als Beispiel dafür genannt, wie stark die EU selbst 
in das lokale Geschehen eingreift – und wie sehr regionale Medien aufgrund von Wissens-
defiziten eine Entwicklung verschlafen können, die sich über längere Zeit anbahnte (vgl. 
Kap. 3.1.7).  
Die Beschäftigung mit der medialen Präsenz europäischer Umweltpolitik in der Region 
machte auch deutlich, welche Wirkung der Nachrichtenfaktor Konflikt entfalten kann. Ge-
rade in der Umweltpolitik wirkt er stark, weil sich hier, wie in wenige anderen Bereichen, 
Gegner und Befürworter einer Maßnahme, oft in Gestalt von Umweltverbänden  und Wirt-
schaftsinstitutionen, direkt gegenüber stehen. Die Konfliktkonstellationen sind eindeutig. 
Und überdies ergeben sich öfter direkte Bezüge zur menschlichen Gesundheit. Ein Parade-
beispiel für eine solche Konstellation bot REACH, aber auch die in der Synopse analysierte 
Tschernobyl-Berichterstattung. Durch die ausführliche Diskussion wurde deutlich, dass 
gerade in der Umweltpolitik europäische Öffentlichkeitsstrukturen dann entstehen, wenn 
Konflikte und damit Meinungsunterschiede existieren (mehr dazu unter Kap. x). Für die 
konfliktarme EU-Politik ist dieser Befund von besonderer Wichtigkeit. Denn er macht 
Journalisten deutlich, wo sie ansetzen können, wenn sie regional eine besondere Aufmerk-
samkeit erzeugen wollen. Dies wird v. a. an der EU-Naturschutzpolitik deutlich, bei der sich 
häufig Konfliktkonstellationen ergeben, wenn eine nach EU-Recht geschützte Art ein loka-
les Bauprojekt verhindert.  
Die Arbeit zeigt ferner, dass Regionalzeitungen bei der EU-Umweltberichterstattung einen 
besonderen Auftrag haben, da die EU-Bürger der lokalen und regionalen Ebene bei der 
Lösung von Umweltproblemen am meisten zu trauen. Über Umweltschutzmaßnahmen der 
EU fühlen sie sich allerdings am schlechtesten informiert. In der Bevölkerung wird also der 
Akteur, von dem die meisten wirksamen Umweltgesetze und -verordnungen ausgehen, als 
wenig wichtig angesehen. Der EU gelingt es also nur unzureichend, das eigene Wirken 
samt den Erfolgen zu kommunizieren, was auch an der Medienberichterstattung liegt, die 
noch immer, so lässt sich schlussfolgern, die starken EU-Bezüge in der Umweltpolitik zu 
oft ausblendet. Zudem müssten Medien mehr über die Lösung von Umweltproblemen be-
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richten. Denn mehr als die Hälfte der Europäer will hierüber mehr erfahren. Der Umwelt-
journalismus hat es oft versäumt, positive Beispiele für Umweltschutz darzustellen. 
Er hat, wie die Synopse zeigt, mit zahlreichen andere Defiziten zu kämpfen, die zumeist 
auch für die EU-Berichterstattung gelten. Vor allem erschweren zunehmend ökonomische 
Restriktionen einen anspruchsvollen und dadurch aber verständlichen und anschaulichen 
Umweltjournalismus. Zeit- und Wettbewerbsdruck sowie personeller und finanzieller Res-
sourcenmangel bedingen fehlende redaktionelle Planungen und thematische Antizipationen, 
sowie dadurch die starke Ereignisorientierung und verhindern die Behandlung von länger-
fristigen, weniger sichtbaren Umweltproblemen. Letztlich sind Recherchedefizite, fehlende 
Hintergründe und mangelnde Kontinuität zu konstatieren.  
5.1.7 Wie vollzieht sich die Nachrichtenauswahl bei Themen mit EU-Bezug? 
Zur Entwicklung der EU-Nachrichtenauswahl 
Die Auswahl von EU-Themen für die Berichterstattung hat in deutschen Regionalzeitungs-
redaktionen zwischen 2003 und 2008 deutlich zugenommen. Zwei Drittel der befragten 
Redakteure geben dies im Fragebogen an. Die Gespräche offenbaren, dass die fortgeschrit-
tene Integration der EU, und die damit einhergehende größere Einflusstiefe der EU-Politik 
auf das regionale Geschehen, der ausschlaggebende Faktor für den Anstieg war. Doch es 
war nicht nur die positive Integration, die ihre mediale Wirkung vor Ort zeigte. Auch die 
negative, konfliktträchtige Integration sorgte für einen Anstieg der EU-Berichterstattung in 
den Redaktionen. Hier ist vor allem die Verfassungskrise zu nennen, die Aufmerksamkeit 
über die Konfliktdimension schuf, woran erneut sichtbar wird, dass europäische Öffentlich-
keit oft als konfliktuelle Einheit auftritt.   
Nicht nur der externe Faktor der Europäisierung, sondern auch der bewusste redaktionelle 
Entschluss, auf sie stärker als bisher zu reagieren, trug dazu bei, dass mehr über die EU 
berichtet wurde. Förderlich waren zudem die Gründung des WAZ-Büros in Brüssel, das mit 
seiner großen Mannschaft die Kundenredaktionen umfassend beliefert, wie in der Beobach-
tung deutlich wurde. Generell steigert der Kontakt zu einem Korrespondenten sowie die 
formelle Nominierung eines für die EU-zuständigen Redakteurs die Quantität der Bericht-
erstattung.  
Der in vielen Redaktionen bereits geschehene Anstieg der Berichterstattung führt dazu, dass 
kein dominanter Wunsch nach einer weiteren Zunahme zu erkennen ist. Denn die Hälfte der 
befragten Redakteure gibt an, dass bereits ausreichend über die EU berichtet wird und keine 
Veränderung der Verhältnisse mehr nötig ist. In ihren Augen erscheint der Wunsch nach 
einer weiteren Zunahme, insbesondere auch vor dem Hintergrund der oftmals erwähnten 
ökonomischen Restriktionen und der strukturellen Hemmnisse wie Personal- und Platz-
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mangel, als überzogene Vorstellung, die den realen Verhältnissen nicht entspricht. Auch 
hier prägt also die starke Orientierung an Sachzwängen das Denken der Leitungsredakteure.  
Nachrichtenauswahl und Leserinteressen 
Überraschende Befunde ergaben sich hinsichtlich der Leserinteressen, di in der bisherigen 
Forschung durchweg als negativ beschrieben werden. Die befragten Redakteure gehen zwar 
mehrheitlich auch davon aus, dass das Leserinteresse an den klassischen EU-Themen ge-
ring ist. Durch die differenzierte Fragestellung wurde aber deutlich, dass sie von einem 
starken Interesse an EU-Themen ausgehen, wenn diese eine Verbraucherdimension aufwei-
sen. Eine Readerscan-Studie der Redaktion 1 belegt diesen Befund. Als Konsequenz daraus 
präsentiert sie Lesern nun noch stärker die Nutzendimension der EU-Politik. In diesem Zu-
sammenhang tritt hervor, dass der Readerscan zwar in vielen Redaktionen eingesetzt wird, 
die EU-Thematik hierbei aber nur sehr selten als Kategorie erfasst wird. Aus wissenschaft-
licher Sicht ist dies zu kritisieren, denn der Einsatz der Leserschaftsforschung auch für eu-
ropäische Themen kann  einen hohen Mehrwert für die redaktionelle Planung erbringen.  
Das Leserinteresse zur EU-Berichterstattung, so zeigt die Studie, ist generell wenig er-
forscht. Und wenn Zeitungen dies tun, teilen sie die Ergebnisse den EU-Korrespondenten 
nicht mit. Sie haben folglich kein klares Bild darüber, was Leser interessiert. Das Erkunden 
der europaspezifischen Leserpräferenzen mit wissenschaftlichen Methoden bedarf also ei-
ner Zunahme. Denn sonst riskieren Zeitungen, an den Interessen der Bürger vorbeizuarbei-
ten und somit „schweigende Mehrheiten“1780 zu schaffen, von denen Neidhardt und Ge-
rhards sprechen. Die geschieht bereits, wie das Beispiel der verpassten, aber von den Bür-
gern gewünschten Berichterstattung über die Lösung von Umweltproblemen verdeutlicht.  
Der Einsatz der Readerscan-Studien bezieht sich bisweilen auf die übergeordnete Kategorie 
der Auslandsberichterstattung. Eine Redaktion setzte die hierbei erfassten Ergebnisse da-
hingehend um, dass sie die Quantität der Berichterstattung über französische Wahlen deut-
lich einschränkte. Es darf bezweifelt werden, dass der Verzicht auf eine ausführlichere Dar-
stellung der Wahlen die angemessene Antwort auf die Studienergebnisse sein kann. Die 
klügere Redaktion scheint die von Reaktion 1 zu sein, die Art der Berichterstattung in Rich-
tung des Faktors Relevanz zu verändern, und nicht ihre Quantität einzuschränken. 
Deutlich wird an diesem Beispiel, und insgesamt bei der Auswertung zum Leserbild der 
Redakteure, dass es entscheidend ist, welche Perspektive eine Redaktion gegenüber der EU 
einnimmt, um das Leserinteresse zu erzeugen. Ob sie also klassischerweise die großen insti-
tutionellen Themen betont, die weniger interessieren, oder stärker die deutlich attraktivere 
Alltagsrelevanz von gewissen Brüsseler Entscheidungen in den Vordergrund stellt – oder 
                                            
1780 Gerhards/Neidhardt, a.a.O., S. 43. 
Zusammenfassung 364 
 
 
womöglich beides erfolgreich tut.  
Platzmangel und verdeckte EU-Berichterstattung 
Für das Ziel, sowohl verbraucherorientierte wie auch institutionelle EU-Themen zu berich-
ten, muss freilich genügend Platz in der Zeitung vorhanden sein. Wie begrenzt der Raum 
für politische Informationen in Regionalzeitungen ist, wurde bereits gezeigt. Er bedingt, 
dass das hochkomplexe EU-Geschehen in Regionalzeitungen oft nur verkürzt dargestellt 
wird, was das Verstehen und die Identifikation mit der EU-Politik erschwert. Der mit dem 
knappen Raum zusammenhängende häufige Rückgriff auf trockene und wenig attraktive 
Stilformen wie Bericht und Nachricht verhindert zusätzlich die anschauliche und einpräg-
same Vermittlung der EU-Politik. Emotionalere Stilformen wie Reportagen, Interviews und 
Porträts würden hier Abhilfe schaffen.  
Der geringe Platz in der Zeitung führt auch zum Phänomen der verdeckten EU-
Berichterstattung, das hier erstmals für den EU-Journalismus konstatiert wird: In Pressetex-
ten oder redaktionellen Artikeln zu einer deutschen Gesetzgebung, die einen EU-
Hintergrund hat, findet sich der Verweis auf diese öfters in einem Nebensatz wieder. Dies 
ist dem bereits beschriebenen Phänomen geschuldet, dass deutsche Politiker aufgrund eige-
ner Geltungsansprüche den innenpolitischen EU-Einfluss bewusst klein reden bzw. ganz 
verschweigen – was zahlreiche Redakteure kritisieren.   
Die von den Politikern knapp gehaltenen EU-Bezüge werden aufgrund des Platzmangels in 
der Zeitung häufiger aus dem Artikel herausgekürzt, da dessen Hauptaufmerksamkeit der 
Umsetzung des Gesetzes in Deutschland gelten soll, nicht aber der schon weiter zurück 
liegenden Entstehung des Vorhabens in Brüssel. Letztlich wird also ein eigentlich ursprüng-
liche europäische Thematik als rein deutscher Sachverhalt dargestellt.   
Dies führt freilich zu einer fatalen Verzerrung der politischen Realität. Durch eine vollstän-
dige Berichterstattung würde viel stärker als bislang deutlich, wie sehr die EU in den deut-
schen Gesetzesalltag eingreift – worüber sich politisch freilich diskutieren lässt. Der Journa-
lismus muss dieses Faktum aber anerkennen, wenn er vollständig berichtet will. Leider lie-
gen zur Beobachtung der verdeckten EU-Berichterstattung keine empirischen Erkenntnisse 
vor. Es wäre Aufgabe einer Forschungsarbeit, dies zu klären. Denn sollte dieses Phänomen 
zum redaktionellen Alltag in deutschen Redaktionen gehören, wäre ein gewichtiger Beweis 
dafür gefunden, wie die Europäisierung der Öffentlichkeit durch schlichte handwerkliche 
Fehler verhindert wird. 
Faktoren der Nachrichtenauswahl: Die verengte Betrachtungsperspektive 
Durch die Arbeit wird deutlich, dass der Nachrichtenwert der Relevanz, verstanden als di-
rekte Betroffenheit der Leser durch eine Thematik, in Kombination mit dem Faktor der 
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räumlichen Nähe das wichtigste Auswahlkriterien für die Regionalzeitung ist. Dies gilt ins-
besondere für die EU-Berichterstattung. Denn sie lässt sich oft nur durch die alleinige Kon-
zentration auf ihre Relevanz bzw. den ökonomischen Nutzwert für die Leserschaft medial 
attraktiv präsentieren.   
Durch die teils fast ausschließliche Konzentration der Redakteure auf die 
Relevanzdimension der EU-Politik existiert die Union für die Redaktionen in zweifacher 
Weise: als medial attraktive, vor Ort stark wirksame „Verbraucher-Union“ sowie als weit 
entfernte und wenig interessante,  politisch-institutionelle „Brüssel-Union“. Dieses Ergebnis 
zeigt zunächst, dass Redaktionen die EU keinesfalls zuerst als außenpolitisches Thema 
wahrnehmen, wie in Studien oft behauptet wird. Andererseits wird deutlich, dass zwischen 
den beiden Europa-Bildern im Denken der Journalisten eine Lücke klafft, die fatale Folgen 
haben kann, wie die Interviews teilweise zeigen.  
Die einseitige Betonung des Verbrauchergedankens führt bei der Nachrichtenauswahl mit-
unter zur Ausblendung der institutionellen, und weniger attraktiven Themen der Brüssel-
Union, zu denen Fragen der EU-Außenpolitik, institutionelle Reformen und Details des 
Reformvertrag-Prozesses gehören. Schreitet ein solcher Prozess fort, hat dies Konsequen-
zen für die medial präsentierten Legitimationsgründe der EU: Ihre Existenz rechtfertigt sich 
dann in den Augen der Leserschaft in erster Linie durch die konkreten Verbesserungen, die 
sie für ihr Leben erbringt. Der politische Output in Form möglichst vieler verbraucherorien-
tierter Vorhaben wird zum wichtigsten Daseinsgrund der Union. Ihre weitreichende Wir-
kung für die Friedenssicherung, allgemeine Wohlstandsstiftung und den durch die 
Vergemeinschaftung gewachsenen, gemeinsamen politischen Handlungsspielraum –  kurz-
um: alle großen, aber nicht immer alltäglich direkt sichtbaren Integrationsgewinne – treten 
demgegenüber als sinnstiftende Existenzgründe in den Hintergrund. Dass eine solche Ent-
wicklung bereits eingesetzt hat, zeigen die Interviews.  
Um die EU medial nicht nur auf ihre direkte Nutzwertdimension zu reduzieren und weiter-
hin, bzw. wieder verstärkt, ihren Daseinssinn in Form der genannten großen Integrations-
leistungen sichtbar zu machen, dürfen sich Regionalzeitungen nicht alleine auf die Verbrau-
cherberichterstattung konzentrieren und womöglich vermeintlich uninteressante oder zu 
komplexe Themen ausblenden. Sie müssen vielmehr versuchen, beide Dimensionen der 
EU-Politik darzustellen, um ihrer Komplexität gerecht zu werden. Dies soll nicht als Appell 
verstanden werden, jedes noch so komplexe und unverständliche EU-Thema groß in die 
Zeitung zu nehmen. Denn natürlich gibt es Thematiken, die sich aufgrund ihrer Abstraktion 
nicht für eine breitere Darstellung eignen, und bei denen es verständlich ist, dass die Zei-
tung sich ihnen aufgrund ihrer ökonomischen Orientierung an Leserinteresse und Auflagen-
stärke nicht ausführlicher annimmt. Zu denken wäre etwa an eine umfassende Darstellung 
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der Haushaltsgesetzgebung der EU. Die Gefahr besteht aufgrund der vorliegenden For-
schungsergebnisse aber offenbar, dass ein Prozess einsetzt, bei dem EU-Themen ausge-
blendet werden könnten, die einerseits keine direkte Nutzrelevanz, andererseits aber auch 
nicht die absolute Wichtigkeit eines Ratsgipfels oder der Verfassungsdebatte haben, über 
die regelmäßig berichtet wird.  
Die Arbeit hat an verschiedenen Stellen gezeigt, wie wenige der zahlreich vorhandenen EU-
Themen bereits jetzt in die Zeitung gelangen und wie schwach die Seite des politischen EU-
Alltags abgebildet wird, die nicht den Geldbeutel des Leser belastet oder füllt. Eine weitere 
Eingrenzung der Betrachtungsperspektive und Reduktion der Inhaltsvielfalt stünde dem 
Regionaljournalismus vor dem Hintergrund seiner großen gesellschaftlichen Wirkung und 
der damit – oft weit unterschätzten – zusammenhängenden Bedeutung für die europapoliti-
sche Meinungs- und Willensbildung nicht gut zu Gesicht.  
Weitere Nachrichtenfaktoren und Gründe für ihre Unwirksamkeit 
Wichtige Auswahlfaktoren sind neben Relevanz bzw. Verbrauchernähe und räumlicher 
Nähe die Kriterien Konflikt, Überraschung bzw. Kuriosität sowie Schaden bzw. Negativi-
tät, die allerdings nicht die überragende Rolle spielt, die ihr manche Forscher in der EU-
Berichterstattung beimessen. Eine etwas geringe Bedeutung haben die Faktoren der Thema-
tisierung und Personalisierung. Es konnte in der Studie erneut gezeigt werden, dass die 
Personalisierung in der EU-Politik aufgrund fehlender bekannter Gesichter besonders 
schwierig ist. Gerade Regionalzeitungen, die bei ihrer Leserschaft weniger politische 
Kenntnisse voraussetzen können als überregionale Blätter, haben mit diesem Problem zu 
kämpfen. 
Die Faktoren Konflikt und Negativität/Schaden treten oft zusammen in Form einer Skandal- 
und Affärenberichterstattung auf, die in Regionalredaktionen Konjunktur hat. Denn trotz 
der großen Europafreundlichkeit der Redakteure ist die Berichterstattung bisweilen sehr 
europakritisch. Diese Inkongruenz findet sich bereits in anderen Forschungsarbeiten wieder. 
Sie ist durch die Dominanz der beruflichen Routinen, in diesem Fall der Orientierung an 
Nachrichtenfaktoren, über die eigene Einstellung zum Thema zu erklären.   
Der Faktor der Überraschung bzw. Kuriosität gewinnt an Bedeutung, wenn Regionalblätter 
über oft lächerliche oder schier unverständliche EU-Besonderheiten berichten, die im Ge-
gensatz zum sonst drögen Stoff die Möglichkeit bieten, die Leser zu unterhalten. Grundlage 
dieser Berichterstattung sind aber öfter unvollständige Recherchen, wie einige Redakteure 
eingestehen. Beispiele für diese Berichterstattung sind Artikel über die Gurken-
Normierung, die vermeintliche Übergröße der Kommission, die deutsche Netto-
Zahlerposition sowie angebliche EU-Verbote von Dekolletés für Bedienungen. Die Redak-
tionen berichten hierüber aufgrund ausbleibender Recherchen, fehlenden Wissens oder auch 
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wider besseren Wissens, weil sie sich in dem oben beschriebenen Zwiespalt zwischen den 
Gewohnheiten des Metiers und der eigenen Meinung befinden.  
Die Konsequenz aus diesen Erkenntnisse könnte sein, Journalisten stärker über die Hinter-
gründe vermeintlicher EU-Mythen zu informieren und so einer einseitigen Darstellung ent-
gegenzuwirken, ohne etwa aber die Bedeutung des Faktors Kuriosität/Überraschung für 
eine unterhaltsame EU-Berichterstattung zu unterschlagen. Das Beispiel der jüngsten Gur-
ken-Berichterstattung, die auf Kuriosität setzt, und dennoch die Hintergründe für das Zu-
standekommen der „schrägen“ Verordnung, zeigt, dass eine Balance zwischen attraktiver 
Themenauswahl und angemessner Darstellung gelingen kann:   
„Europa wird ein Stück ärmer. Nie wieder werden wir auf die Brüsseler Bürokratie mit Verweis auf 
die Gurkenkrümmungsverordnung schimpfen dürfen. (…) Gestern kam das lange erwartete Aus für 
die vielleicht kurioseste EU-Vorschrift, die es so nie gab.  (…) Wie kann eine Verwaltung nur auf 
eine solche Schnapsidee kommen, fragten sich viele. Dabei war alles ganz anders. Auf dem Weg zum 
globalen Wettbewerb brauchte man Normen, in diesem Fall Standardkisten. Die Händler wollten 
nicht mehr jeden Gurken-Karton nachzählen müssen, um zu wissen, wie viele Früchte er enthielt. 
Das war bei Bananen und Gurken nur unter einer Bedingung möglich: Sie durften nicht zu krumm 
sein. Die Obstqualitätsverordnung, wie das Dokument offiziell heißt, brachte eigentlich nichts Neu-
es. In Deutschland und Österreich, das 1995 in EU kam, gab es eine entsprechende Vorschrift schon 
seit den 60er Jahren: die so genannte Handelsklasse A. Doch das hinderte die EU-Kritiker nicht 
daran, fortan genau diese Verordnung zum Symbol für europäischen Regelungswahn zu ma-
chen.“1781  
Hindernisse der Nachrichtenauswahl und politische Reformwünsche 
Auf die schwache Wirksamkeit der Faktors der Personalisierung wurde bereits eingegan-
gen. Der im Zusammenhang mit der Öffentlichkeitsentstehung noch wichtigere Faktor Kon-
flikt haftet dem EU-Politikgeschehen aber ebenso wenig an. Dabei sind Konflikte oft der 
Motor für das Entstehen europäischer Öffentlichkeit, wie die hiesige Synopse zeigt. 
Regionalredakteure bedauern die fehlende Konflikthaftigkeit der EU-Politik außerhalb der 
von ihnen geschätzten negativ-kuriosen Berichte, die auch eine Konfliktdimension aufwei-
sen, nämlich die Gegenüberstellung des verwerflichen EU-Gebahrens mit dem „gesunden 
Menschenverstand“ des Lesers. Der Konsum dieser Konflikte trägt wohl kaum zum euro-
papolitischen Verständnis bei. Wohl aber die Rezeption einer Konfliktberichterstattung, bei 
der hintergründig dargestellte, berechtige Meinungen und Gegenmeinungen gegenüberge-
stellt und Reformansätze hin zu verbesserten politischen Lösungen und Strukturen aufge-
zeigt werden. Eine solche Berichterstattung, getragen von einer außergewöhnlichen Re-
chercheleistung, war die Darstellung der Korruption in der EU-Kommission 1999, die zu 
ihrem Fall führte (vgl. Kap. 3.1.4). Hieran sollten sich Medien orientieren, wenn sie in der 
Europaberichterstattung konfliktiv eingreifen wollen. Dann werden sie ihrer Rolle als 
                                            
1781 Vgl. Drewes, Detlef: Brüssels meistzitierte Vorschrift wird nach 20 Jahren wieder gestrichen. Märkische All-
gemeine Online, 13.11.2008. URL: http://www.maerkischeallgemeine.de/cms/beitrag/11359543/492531/Bruessels-
meistzitierte-Vorschrift-wird-nach-Jahren-endlich-gestrichen.html#, 20.4.2009. 
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„Watchdog“ gerecht, der zu rechten Zeit maßvoll bellt. Der Bezug auf die genannten EU-
Mythen deutet eher auf das Dasein eines aufgeregten Pinschers hin, der anspringt, sobald 
sich irgendwo etwas vermeintlich Bedrohliches regt.    
Die Stärkung der Konfliktdimension, also die Politisierung des EU-Geschehens, gehört zu 
den größten politischen Reformwünschen der befragten Leitungsredakteure. Sie befürwor-
ten Schritte im Rahmen der Lissabonner Vertragsreform, die in diese Richtung gehen wie 
etwa die Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat und auch die Einführung 
des Amtes des EU-Präsidenten, der nicht nur nationalen Regierungen Paroli bieten würde, 
sondern auch als neues bekanntes Gesicht die Personalisierung vereinfachen könnte. Die 
Hälfte der Redakteure bewertet den Vertrag negativ, die andere Hälfte größtenteils positiv, 
wobei auch diese Journalisten einzelne Kritikpunkte herausstellen. Die heterogene Haltung 
zum Vertrag, die der konträren öffentlichen Debatte über seine Stärken und Schwächen 
entspricht, hat einen gemeinsamen, entscheidenden Nenner: den Wunsch nach mehr Demo-
kratie, Bürgernähe und Transparenz.  
Hierin sind sich die Redakteure einig. Nur die Intensität, mit der sie ihren diesbezüglichen 
Forderungen Ausdruck verleihen, unterscheidet sich. Deshalb befürworten einige Redakteu-
re die bereits vorliegenden Demokratisierungsschritte, die mit dem Vertrag gemacht wer-
den, wohingegen der idealistischeren Hälft diese Schritte nicht weit genug gehen. Beides, 
Zustimmung und Kritik, zeigt, dass Demokratie, Transparenz und Bürgernähe die Themen 
sind, die den Regionalzeitungsredakteuren besonders wichtig sind. Damit zeigt ihr Denken 
in erster Linie Muster eines republikanischen Demokratieverständnisses, wie es in Kapitel 
2.1.4 beschrieben wurde.  
Die Redakteure benennen in den Gesprächen einzelne Dimensionen des EU-
Demokratiedefizits, deren Behebung die mediale EU-Kommunikation insgesamt verbessern 
würde – womöglich ähnlich stark wie entsprechende Veränderungen der ökonomisch-
strukturellen Einflussfaktoren. Besonders schwer wiegt der Transparenzmangel der EU-
Politik, der Teil des europäischen Demokratiedefizits ist. Er entsteht durch die enorme 
Komplexität der EU-Geschehens, die allen Redaktionen, insbesondere aber denen ohne 
Korrespondentenanschluss und Fachredakteur, große Probleme bereitet und ebenso wie in 
der Bevölkerung eine Scheu vor dem vermeintlich fernen „Raumschiff Brüssel“ erzeugt. 
Diese führt bisweilen dazu, dass die EU-Berichterstattung bisweilen gänzlich ausbleibt. Die 
Komplexität, konkret die Länge und Unverständlichkeit, sind vor den reformierten Ab-
stimmungsmodalitäten auch die Hauptkritikpunkte der Redakteure am Lissabonner Vertrag. 
Er ist für viele Redakteure ein Paradebeispiel dafür, dass es der EU erneut nicht gelingt, ihre 
Politikstrukturen entscheidend zu vereinfachen bzw. diese verständlich zu erklären.  
Eine weitere Komplexitätsdimension, die Redaktionen die Arbeit erschwert, ist die europäi-
Zusammenfassung 369 
 
 
sche Gesetzgebung. Kaum lässt sich für sie erkennen, welche Institution ein Gesetzesvor-
haben gerade bearbeit, und nur schwer lässt sich den Lesern vermitteln, dass es erst in eini-
gen Jahren in Deutschland durch seine Umsetzung eine direkte Wichtigkeit erfährt. Den-
noch ist rechtzeitige Berichterstattung, wie das Thema Feinstaub lehrt, nötig, um panischen 
Debatten vorzugreifen. 
Neben Transparenzmangel und Komplexität beschäftigt die Redakteure die in ihren Augen 
zu schwache Stellung des Parlaments. Sie plädieren für eine demokratischere Gemein-
schaft, die ihr Parlament weiter aufwertet und ihm die vollen Recht eines gleichberechtigten 
Akteurs im Gesetzgebungsverfahren neben dem Ministerrat einräumt. Entsprechend wird 
die Stärkung der Volksvertretung im Lissabon-Vertrag sowie die dort vorgesehene stärkere 
Einbindung der nationalen Parlamente gelobt. Die EU-Kommission wird von einigen 
Leitungsredakteurenn als wenig demokratisch legitimiert kritisiert. Auch die Übergröße der 
Kommission wird angesprochen und  die vorgesehene Reduktion der Kommissarsitze be-
fürwortet.  
Der dritte große Wunsch der Redakteure neben der Komplexitätsreduktion und der 
Parlamentstärkung ist die Beachtung der nationalen und regionalen Souveränität im EU-
Politikgeschehen. Sie plädieren für eine Union, die mehr als bisher auf die Gewährleistung 
des Subsidiaritätsprinzip nach der Definition des EU-Vertrages achtet. Es existiert der 
Wunsch, gewisse Sachfragen der EU-Kompetenz zu entziehen und sie auf untergeordneten 
Ebenen, also Nation oder Region, regeln zu lassen. Erkenntlich wird überdies ein regionaler 
Stolz bzw. Souveränitätsansprüche, die gegen einen europäischen Zentralismus gestellt 
werden. Weitergehende Forderungen, etwa im Sinne von regionalen Autonomiewünschen 
oder der Rückführung ganzer Politikbereiche in die Region, werden nicht geäußert. 
Regionalistisches Gedankengut ist in den Redaktionen also nur sporadisch vorhanden, 
durchaus aber ein regionales Selbstbewusstsein, das nach mehr Aufmerksamkeit verlangt.  
Dieser regionale Aufmerksamkeitswunsch wird auch in anderer Weise deutlich: Das wich-
tigste Bindeglied zwischen Brüssel und der Region sind für die Redaktionen die eigenen 
Europaabgeordneten. Deren regionale Politikvermittlung in Form der Pressearbeit lässt aber 
teils zu wünschen übrig. Aus verschiedenen Gründen (s. u.) treten manche Abgeordneten 
gar nicht in Erscheinung. An dieser wichtigsten Stelle gälte es, die regionale Dimension in 
der europapolitischen Kommunikation zu stärken. Dies gilt auch für die Kommunikations-
politik der EU-Kommission, die sich nach Meinung der Redakteure stärker als bisher auf 
die regionale Ebene einstellen sollte, dies insbesondere dadurch, dass in Pressemeldungen 
der Bezug auf das regionale Geschehen erhöht wird. Überdies zeigt die Arbeit der drei regi-
onalen Vertretungen der Kommission nicht überall ihre Wirkung. Manche Redaktionen 
werden, wiederum aus unterschiedlichen Gründen (s. u.), nicht erreicht, obwohl insgesamt 
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ein großer Bedarf nach verständlichen EU-Informationen mit Regionalbezug besteht.  
Es kann aufgrund des vorgefundenen, und hier in mehrfacher Hinsicht dargestellten, regio-
nalen Aufmerksamkeits- sowie Subsidiaritätswunsches letztlich davon ausgegangen wer-
den, dass die Veränderung der politischen Strukturen sowie der Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit der EU hin zu regionalen Konzepten und Strategien die europapolitische Kommuni-
kation über Medien stark begünstigen würde. Derlei Reformen könnten in der Rückführung 
mancher Politikbereiche auf die regionale Ebene, aber auch in der Stärkung vorhandener 
Gremien wie des AdR bestehen. Mit der Mitsprache der nationalen Parlamente ist bereits 
ein Anfang gemacht.  
Weitere politische Strukturreformen wie eine vollständige Beteiligung des Parlamentes an 
allen Gesetzgebungsverfahren, die Direktwahl der EU-Kommission (vgl. Kap. 2.1.3) sowie 
eine weitere Öffnung der Ministerratssitzungen für die Öffentlichkeit wären für die Entste-
hung europäischer Öffentlichkeitsstrukturen ebenfalls günstig, gerade weil sie die Arbeit 
der massenrelevanten Regionalmedien vereinfachen würden, wie diese Studie zeigt. Zwar 
steigt mit der Politisierung der EU-Abläufe das Konfliktpotenzial, weil z. B. bei einer 
Sichtbarwerdung bisher versteckter Meinungsverschiedenheiten zwischen den unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit tagenden Ministern öffentliche Streitigkeiten zunehmen und da-
mit das Konsensprinzip der EU-Entscheidungsfindung aufgebrochen würde. Doch aus Sicht 
eines republikanischen Demokratieverständnisses, das dem Denken vieler Regionalzei-
tungsmacher entspricht und welches das Primat der demokratischen Politikgestaltung ge-
genüber der Output-Legitimation im Sinne des Funktionalismus betont, muss die EU den 
drohenden Effizienzverlust in Kauf nehmen. Mögliche Verzögerungen der Entscheidungs-
findung sind nach diesem Verständnis in Kauf zunehmende Übel einer institutionellen 
Rosskur, die überfällig geworden ist. Dies zeigt diese Arbeit, indem sie betont, wie bedeut-
sam die konsequenten Demokratisierung und Politisierung europäischer Politik für die Ar-
beit der massenrelevanten Regionalmedien ist. Nicht nur, aber auch die Veränderung der 
politisch-strukturellen Einflussfaktoren würden ihnen eine häufigere und attraktivere Dar-
stellung der EU-Politik erlauben.  
Die Darstellungsfrage ist keineswegs nur eine journalistische Stilfrage. Die Art der Darstel-
lung europäischer Politik entscheidet über deren Rezeption, Verarbeitung und Akzeptanz in 
der Bevölkerung. Dies soll nochmals klar zum Ausdruck gebracht werden, da der Faktor 
europäischer Öffentlichkeit in der europapolitischen Diskussion zwar als Nebensache er-
wähnt, aber nicht als strukturelle Erfolgsdeterminante der EU-Politik diskutiert wird.  
5.1.8 Welche redaktionellen Einstellungen und Meinungsbilder sind zu finden? 
Leitungsredakteure als starke Integrationsbefürworter 
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Auf die Europafreundlichkeit der befragten Redakteure wurde bereits Bezug genommen. 
Erforscht wurden aber auch deren genauere Ausprägungen sowie die entsprechenden Mei-
nungsbilder in Redaktionen, Chefredaktionen und Verlagen. Die Redaktionsforschung (vgl. 
Kap. 1) lehrt, dass alle diese Ebenen, also sowohl die individuellen Einstellungen des Gate-
keepers in Form des Blattmachers, als auch die ihn umgebenden journalistischen Einfluss-
sphären, die Nachrichtenauswahl bestimmen. Zunächst wurde das allgemeine journalisti-
sche Berufsbild der Leitungsredakteure analysiert, um herauszufinden, was ihre grundsätz-
lichen beruflichen Ziele sind und ob es in ihren allgemeinen Selbstbeschreibungen bereits 
eine europäische Komponenten gibt. Deutlich wurde – entgegen bisheriger Erkenntnisse –, 
dass die Regionalredakteure das Rollenselbstverständnis des interpretativen Journalismus 
zuerst betonen, bei dem sich der Journalist v. a. als Übersetzer oder Dolmetscher versteht, 
der durchaus mit subjektiven Elementen versehene Hintergründe vermitteln und über kom-
plexe Zusammenhänge aufklären will. Erst danach wird das Rollenbild des neutralen und 
zuverlässigen Informationsvermittlers betont, der zuerst Transparenz schaffen und die poli-
tische Vielfalt reduzieren will, also weniger anspruchsvolle Zielsetzungen betont. Hinter 
diese beiden Rollenmuster treten andere Motive wie die Betonung der Kritik -und Kontroll-
funktion des Journalismus im Rahmen eines investigativen Berufsverständnisses oder das 
Herausstellen der Unterhaltungsfunktion zurück.  
Deutlich wird darüber hinaus, dass sich Rollenselbstbilder von Journalisten überschneiden 
können und ihre schematische Darstellung deshalb nur eine grobe Orientierung für die 
praktische Feldarbeit sein kann. Sie wird der komplexen Realität nicht immer gerecht, er-
laubt letztlich aber doch graduelle Aussagen über die Dominanz gewisser Einstellungsmus-
ter. Im Rahmen der unerwartet starken Subjektivitätsdimension bei den Rollenselbstzuwei-
sungen konnten sogar Muster eines meinungsbildenden Journalismus konstatiert werden – 
und zwar hinsichtlich der EU-Politik: Bei einigen Redakteuren gibt es also eine europäische 
Dimension im Rahmen der allgemeinen, spontanen beruflichen Selbstbeschreibung: Sechs 
Redakteure betonen in direktem Zusammenhang mit ihrem Selbstverständnis ihre Rolle als 
meinungsbildende Faktoren im europäischen Einigungsprozess. Sie wollen nicht nur über 
die europäische Einigung aufklären, sondern bisweilen negativen Vorurteilen entgegenwir-
ken und die EU positiv darstellen. 
Werden die Leitungsredakteure gezielt nach ihren europapolitischen Einstellungen befragt, 
tritt eine stark positive, in der Forschung bereits vermutete Grundhaltung hervor. Fast alle 
Redakteure plädieren für eine politische Vertiefung mit zusätzlichen 
Vergemeinschaftungsschritten. Nur zwei Redakteure zeigen sich integrationsskeptisch. Die 
positive Haltung zur EU wird mit der Notwendigkeit einer verstärkten Kooperation im Hin-
blick auf eine starke Position der EU-Staaten in der Weltgemeinschaft begründet. Auch der, 
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öffentlich nicht mehr stark sichtbare, Grund der Friedenserhaltung und Wohlstandsmehrung 
wird aus einer historischen Perspektive heraus angeführt. 
Neben die Zustimmung zu einer weiteren Vertiefung tritt bei den meisten Redakteuren eine 
Kritik an Einzelaspekten der Integration hervor. Diese bezieht sich bei einem Drittel von 
ihnen auf die vermeintlich zu schnell vollzogene Erweiterung bzw. auf neue Erweiterungs-
runden. Diese Gruppe spricht sich für eine politische Vertiefung aus, die zunächst ohne eine 
geografische Erweiterung vollzogen werden sollte. Somit tritt hier eine neue, politisch der-
zeit zumeist konservativ belegte, Dimension des europapolitischen Denken eines Teils der 
Redakteure hervor.  
Europafreundliche Redaktionen und Chefredaktionen 
Ebenfalls erforscht wurden die europaspezifischen Einstellungen der anderen Redaktions-
ebenen. Auch hier treten klare Muster hervor: Insgesamt wird hier deutlich, dass die Euro-
paaffinität stark ausgeprägt ist, jedoch tendenziell abnimmt, je höher die untersuchte Hier-
archieebene ist. Die Politik- und Nachrichtenredaktionen zeigen eine grundsätzlich hohe 
Europaaffinität, wenngleich hier die Skepsis gegenüber neuen Erweiterungsrunden und v. a. 
der Frage des Türkeibeitritts größer erscheint als bei den Redaktionsleitern selbst. Deutliche 
Anzeichen gibt es dafür, dass die Europafreundlichkeit einer Redaktion von ihrer Grenzlage 
zum europäischen Ausland befördert wird. 
Die Chefredaktionen stehen der europäischen Integration nach Auskunft der Leitungsredak-
teure ebenfalls mehrheitlich aufgeschlossen gegenüber, wobei hier neutrale bzw. unspezifi-
sche Haltungen gegenüber der EU-Politik vermehrt zu finden sind. Die Verlage zeigen – 
auch aufgrund ihrer strukturellen Verpflichtung, die redaktionelle Arbeit nicht zu beeinflus-
sen – wenige, wenn dann aber eher positive europaspezifische Einstellungsmuster. Hier 
überwiegen sonst Neutralität und Zurückhaltung. Schriftlichen europapolitischen Festle-
gungen der Verlage sind dementsprechend nur selten zu finden. 
5.1.9 Welche Rolle übernehmen Regionalzeitungen bei der Europäisierung? 
Theoretische Europafreundlichkeit und gebremster praktischer Sendungsdrang 
Die Erkundung des allgemeinen beruflichen Selbstbildes und der darauf folgenden spezifi-
scheren Analyse der europapolitischen Meinungsbilder der Leitungsredakteure dienten u. a. 
als Vorbereitung zur Beantwortung der Frage, ob diese tatsächlich einen beruflichen euro-
päischen Sendungsdrang entwickeln, den sie bewusst in die alltägliche Arbeit einbringen 
wollen. Bisherige Forschungsergebnisse gaben Anlass zur Vermutung, dass zwischen den 
theoretischen Selbstzuschreibungen sowie europapolitischen Meinungsbildern und den 
konkreten Berichterstattungszielen für die Redaktion Unterschiede bestehen können.  
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Diese Vermutungen werden durch die Ergebnisse bestätigt: Zwei Drittel der, fast durchweg 
sehr integrationsfreundlichen, Befragten betont zwar, dass die Regionalzeitung besser als 
andere Medien die Lesern die EU-Politik nahe bringen kann, was mit der Reichweite der 
Regionalpresse sowie ihrer eigenen Art der lebensnahen, stärker am Verbraucher orientier-
ten Darstellung des politischen Geschehens begründet wird. Ein spezieller regionaler Hand-
lungsauftrag für die EU-Politikvermittlung wird also erkannt. Dieser geht allerdings nur für 
die Hälfte der Redakteure soweit, dass sie eine europäische Identität mit der Berichterstat-
tung fördern wollen. Anvisiert wird dann mehrheitlich eine komplementäre Identität, die 
offen für regionale sowie supranationale Identifikationen ist (vgl. Kap. 2.1.4). Eine Gruppe 
von Redakteuren lässt aber keine klare Haltung erkennen. Und ein Drittel lehnt jeden Iden-
titätsauftrag ab. Diese Journalisten sehen ihr Medium hinsichtlich seiner Wirkung überfor-
dert oder sehen sich in politischen Fragen der Neutralität verpflichtet.  
Die Auswertung zeigt also, dass auch ein europafreundliches, allgemeines journalistische 
Selbstverständnis und selbst die direkte Befürwortung einer vertieften europäischen Eini-
gung nicht zur Folge haben müssen, dass ein Leitungsredakteur einen Sendungsdrang hin-
sichtlich einer europäischen Identität entwickelt.  
Dieser Befund macht die Grenzen deutlich, die Imagekampagnen wie etwa dem Plan D der 
EU-Kommission gesetzt sind, die öffentlich damit werben, eine europäische Identität schaf-
fen zu wollen. Vergegenwärtig sich man an dieser Stelle die große Bedeutung des Nach-
richtenfaktors der Relevanz und der Verbrauchernähe und führt diese mit der breiten, diffe-
renzierten Kritik der Redakteure an der politischen Verfasstheit der EU zusammen, so liegt 
erneut der Schluss nahe, dass die beschriebene Änderung der politischen Strukturen in 
Richtung Bürgernähe und Transparenz durch eine sich daran anschließende stärkere Be-
richterstattung mehr Öffentlichkeit schaffen würde als eine große Imagekampagne, die u. a. 
Medien von der Wichtigkeit der Europäischen Union überzeugen soll. Gegenüber derlei 
Konzepten herrscht eine zu große Skepsis vor. Die Redakteure sprechen sich teils ganz di-
rekt gegen Imagekampagnen aus, ohne danach gefragt worden zu sein. „Ich glaube nicht, 
dass Werbung das adäquate Mittel ist“1782, sagt etwa R 1. „Das Bewusstsein lässt sich nicht 
herein tragen bzw. nur zu einem bestimmten Punkt. Und das ist der Fehler, den man auch 
bei idealisierten Vorstellungen von `Transparenz schaffen` macht“1783, kritisiert auch R 21.  
Redaktionelle Kreativität sporadisch vorhanden 
Praktische Auskunft über den beschriebenen europäischen Sendungsdrang geben 
äußergewöhnliche redaktionelle Strategien im Rahmen der EU-Berichterstattung bzw. spe-
                                            
1782 R 1, a.a.O., S. 9. 
1783 R 21, a.a.O., S. 9. 
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zielle Kommunikationsmuster wie etwa Teamarbeit oder größere thematische Konferenzen. 
Die Ergebnisse hierzu sind ernüchternd: Die regionale EU-Berichterstattung ist in erster 
Linie eine individuelle Angelegenheit einzelner Autoren, die zudem sehr stark von Routi-
nen geprägt ist. Von außergewöhnlichen Strategien kann nur in Ausnahmefällen die Rede 
sein. Denn in keiner Redaktion kam es zu Teambildungen in der Art, dass gemeinsam eine 
größere Geschichte recherchiert wurde. Das Ausbleiben der Teamarbeit wird wiederum 
zumeist mit fehlenden Zeit- und Personalressourcen begründet. Auch thematische spezielle 
Konferenzen sind nur selten zu finden. Insgesamt ist der Grad der formalisierten Kommu-
nikation im Rahmen der EU-Berichterstattung sehr niedrig, sie ist also nicht Gegenstand 
längerfristiger Planungen oder besonderen organisatorischen Strategien. 
Auch bei den eingesetzten Stilformen zeigen die Redaktionen große Routinen statt kontinu-
ierlicher Kreativität. Die Bandbreite des Engagements bei den Stilformen zeigt einerseits, 
was alles möglich ist, um die EU-Berichterstattung vielfältiger und interessanter zu gestal-
ten. Genannt werden etwa Europa-Gewinnspiele, Extrabeilagen, Gastbeiträge und Wissens-
rätsel. Diese wirkungsvollen weil unterhaltsamen Formen werden aber nur sporadisch ein-
gesetzt. Die Mehrzahl der Redaktionen setzt bisher nur auf das Instrument der Serie, um 
sich der EU einmal in einer über den Alltag hinausgehenden Art und Weise anzunehmen. 
Die Befunde hinsichtlich des außerredaktionellen europäischen Engagements sind ähnlich: 
Die Auswertung zeigt insgesamt ein breites Spektrum des außerredaktionellen europäischen 
Engagements, das jedoch nur ein Drittel der Redaktionen realisiert. Redaktionen, die sich 
engagieren, organisieren i. d. R. Podiumsdiskussion oder moderieren diese zumindest, wo-
bei die Kooperationspartner erheblich variieren. Häufiger zu finden sind auch Kontakte zu 
Zeitungen im europäischen Ausland, wobei institutionalisierte Kooperationen nur selten 
vorkommen. Die Grenznähe fördert derlei Kontakte. Auch der Ansatz, Europa möglichst 
Schülern und Jugendlichen näher zu bringen, findet Eingang in die Arbeit der Redaktionen.  
5.1.10 Wie stark ist das europaspezifische Wissen ausgeprägt? 
Kenntnisreiche, aber wenig interessierte Leitungsredakteure 
Auf Wissensdefizite, und Recherchedefizite, die ein Ausbleiben der Berichterstattung aus-
lösen können, wurde bereits eingegangen. Dieser Punkt wurde in der Studie bewusst genau-
er untersucht und auch theoretisch mit einem Exkurs zum Stellenwert der europajournalisti-
schen Aus- und Weiterbildung näher bearbeitet. Denn ausgegangen wird davon, dass redak-
tionelles Fachwissen als Einflussfaktor auf die Arbeit noch immer unterschätzt wird. Gera-
de hier lassen sich, gegenüber anderen wirksamen Einflussfaktoren, aber vergleichsweise 
einfach strukturelle Änderungen der existenten Bedingungen herbeiführen.  
Zunächst wurde das individuelle Fachwissen der Leitungsredakteure als maßgebliche Gate-
keeper untersucht. Deutlich wurde, dass sie über eine beträchtliche Berufserfahrung verfü-
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gen, oftmals einen politischen oder historischen Studienhintergrund besitzen und zudem 
alle in Englisch und öfter noch in einer zweiten Fremdsprache recherchieren können.  
Die Europäische Union spielte im Prozess der Ausbildung der Redakteure jedoch keine 
größere Rolle: Die wenigsten Redakteure haben sich im Studium mit der EU beschäftigt. 
Ebenso wie Korrespondenten befassen sie sich erst während des Berufes mit der EU-
Politik, wie die Befragung zeigt. Dies geschieht immer in der Position als nationaler Redak-
teur, denn im Ausland war keiner der befragten 24 Befragten tätig. Die berufliche Beschäf-
tigung mit der EU-Politik verläuft so intensiv, dass sie mehrheitlich in der Lage sind, kennt-
nisreich an der Debatte über den Lissabonner Vertrag teilzunehmen, was normativ auch, 
gemessen an der Position und Verantwortung der Befragten, zu erwarten war. Nicht alle 
Befragten verfügen aber über ein vertieftes Hintergrundwissen zur EU-Zukunftsdebatte. In 
einigen Fällen sind harsche Wissenslücken erkennbar, die nicht zu vermuten waren.  
Ähnliches offenbarte die Fragebogenauswertung: Immerhin fast ein Drittel der befragten 
Leitungsredakteure gibt offen zu, sich weder im Studium noch im Beruf eingehender mit 
der EU beschäftigt zu haben. Ob der Wichtigkeit der EU-Thematik ist dieser Befund be-
sonders bedenklich. Denn wenn Blattmacher sich noch nie tiefer mit EU-Politik befasst 
haben, dürften die Chancen, dass diese in die Zeitung gelangt, entsprechend gering sein.  
Die Beantwortung der Frage nach den thematischen Vorlieben der Redakteure weist erneut 
auf den bereits konstatierten Widerspruch zwischen einer passiven großen Europafreund-
lichkeit und einem demgegenüber oft schwachen europäischen Sendungsdrang für den be-
ruflichen Alltag hin: Nur eine kleine Minderheit der durchweg sehr europafreundlichen 
Redakteure gibt an, dass die EU zu ihren journalistischen Vorlieben gehört. Dies bedingt, 
dass sich die Leitungsredakteure diesbezüglich nur selten fortbilden: Nur drei geben an, 
schon einmal an beruflichen Studienreisen mit EU-Bezug teilgenommen zu haben. Im 
Rahmen von beruflichen Recherchen besuchte allerdings fast zwei Drittel der Redakteure 
bereits Brüssel.  
Die EU-Kompetenz wird also im Rahmen eines „Training on the job“ erlernt, externe Spe-
zialisierungsmöglichkeiten werden kaum beachtet. Dies ist diskussionswürdig, da gerade 
die Weiterbildung der Leitungsredakteur einen großen Effekt haben könnte. Über diese 
wichtigen Multiplikatoren könnte es gelingen, in der gesamten Redaktion mehr Europawis-
sen zu schaffen.  
Mäßig informierte, aber lernwillige Redaktionen 
Die Auswertung zum Europawissen auf der Ebene der einfachen Redakteure verdeutlicht 
den Bedarf nach einem Wissenszuwachs in den Redaktionen, worauf befragte Korrespon-
denten immer wieder hinweisen. Denn 15 Redakteure äußern sich mäßig bis stark kritisch 
bezüglich des Europawissens in der eigenen Redaktion. Sie erkennen, dass ein Weiterbil-
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dungsbedarf zur EU-Thematik besteht. Begründet werden Wissensdefizite mit Personal- 
und Zeitproblemen als auch mit der stärkeren Orientierung auf die Bundespolitik. Aufgrund 
der Befunde ist davon auszugehen, dass die Leitungsredakteure i. d. R. über ein besseres 
Europawissen als die ihnen untergeordneten Politikredakteure verfügen.  
Es kann insgesamt nicht erwartet werden, dass viele der Journalisten der Forderung Kop-
pers nach dem ersten europajournalistischen Kenntnislevel, Sachwissen über Institutionen 
und Entscheidungsprozesse der EU zu besitzen, gerecht werden (vgl. Kap 3.2.6). Hervorge-
hoben werden muss aber, dass die Redakteure diese Wissenslücken erkennen und oft bereit 
sind, ihr europaspezifisches Wissen durch Weiterbildungen zu verbessern. In 17 von 24 
Redaktionen haben Redakteure Kurse zur EU-Berichterstattung besucht. Sie zeigen sich 
lernwilliger und aktiver als ihre Vorgesetzten (s. o.). Der Befund der hohen Weiterbil-
dungsbereitschaft differenziert die bisher durchweg negativen Forschungserkenntnisse zum 
redaktionellen Europawissen ein Stück weit. Die Grundaussage des nötigen Wissenszu-
wachses wird aber eindeutig bestätigt.  
Skeptisch hinsichtlich künftiger Entwicklungen stimmt allerdings, dass durch die ökonomi-
sche Situation die Weiterbildungsbereitschaft bereits abgenommen hat, da die unter einen 
immer stärkeren personellen und zeitlichen Druck geratenden Redaktionen öfter darauf 
verzichten, Redakteure für Weiterbildungen freizustellen.  
Überlegungen zur europajournalistischen Aus- und Weiterbildung 
Es besteht also die Gefahr, dass der vorhandene Weiterbildungsdrang nicht mehr praktisch 
realisiert werden kann. Mitunter wird er auch durch ein schlichtes begriffliches Missver-
ständnis gehemmt, auf das die Studienergebnisse zur Europäisierung aufmerksam machen: 
Es ist vermutlich sinnvoll, Journalisten im Rahmen der Aus- und Weiterbildung zu verdeut-
lichen, dass es zuerst nicht um die Berichterstattung über Themen aus Brüssel geht, die ih-
nen oft weit weg genug erscheinen, sondern vielmehr um die generelle Suche nach neuen, 
auch in Deutschland verorteten Themen, die sich aber nur aus einer (erlernten) europäischen 
Perspektive erkennen lassen. Diese Vorgehensweise könnte mitunter Hemmnisse abbauen 
und den Zugang zum fremden Gebiet der „EU-Berichterstattung“ erleichtern.  
Die Verwendung dieses Begriffs ist also bereits irreführend, da er suggeriert, dass es um 
Fragestellungen geht, die alleine in Brüssel angesiedelt sind. Tatsächlich ist die EU-
Berichterstattung aber eine Hybridkategorie, die nur selten der klassischen Auslandsbe-
richterstattung öfter aber der Inlandsberichterstattung zuzuordnen ist. Im Grunde handelt es 
sich bei vielen Themen, die entweder Brüssel und Deutschland oder darüber hinaus Brüssel, 
Deutschland und die eigene Region betreffen, um eine gemischte Berichterstattung. Sie 
erscheint aber entweder oft als rein deutsche Berichterstattung in den Medien, da die Brüs-
seler Bezüge fehlen (s. o.), oder findet im schlechtesten Falle gar nicht statt, da der The-
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menzugang vor allem über die europäische Ebene möglich ist, diese aber von Journalisten 
in Deutschland nicht gesehen wird. Vor diesen Hintergründen ist es für europajournalisti-
sche Aus- und Weiterbilder womöglich sinnvoller, in ihren Angebote die EU-Dimension der 
deutschen Politik und Berichterstattung stärker in den Blick zu nehmen, als nur nach Brüs-
sel zu schauen. Dies würde dem Europäisierungsansatz Rechnung tragen, der insgesamt an 
Bedeutung gewinnt. 
Bislang war v. a. von der Weiterbildung die Rede. Neben sie tritt aber die, wohl noch wich-
tigere weil grundlegendere, journalistische Ausbildung. Sie weist, wie die Ergebnisse zu 
den individuellen Kenntnissen der Leitungsredakteure gezeigt haben, eine vergleichsweise 
geringere EU-Dimension  auf – trotz häufiger politischer und historischer Studien. Vermu-
tet werden kann, dass die Situation bei einfachen Redakteuren nicht grundlegend anders ist.  
Dies weist auf ein strukturelles Problem in der journalistischen Ausbildung hin, in der es 
durchweg keine feste EU-Dimension gibt. Es bleibt mehr oder weniger dem Zufall überlas-
sen, ob sich ein angehender Redakteur in seiner Ausbildungsinstitution mit der EU beschäf-
tigen kann. Auch wenn es in der Weiterbildungslandschaft einen Trend hin zu mehr europa-
journalistischen Angeboten gibt, kann hiervon insgesamt bezüglich der 
journalismusrelevanten Studienfächer nicht die Rede sein. Eine vertiefte Beschäftigung mit 
der europäischen Einigung sollte aber in jedem Politik- und Geschichtsstudium verpflich-
tend sein. Gleiches gilt für die Journalistik- und Medienstudiengänge, die hier in den ver-
gangenen Jahren, bedingt durch die gestiegene Forschung im Bereich der europäischen 
Öffentlichkeit, allerdings ihr Angebot gesteigert haben. Wie verpflichtend und zudem dau-
erhaft dieses Angebot ist, könnte nur eine Studie der Ausbildungsinhalte an den Hochschu-
len klären. Deutlich wird, dass diese reformiert werden müssen.  
Denn vor dem Hintergrund der hier oftmals beschriebenen demokratiefunktionalen Bedeu-
tung der EU-Berichterstattung und der absoluten Gesetzeswichtigkeit der Union muss von 
jedem Politikredakteur verlangt werden können, dass er sich vertieft mit den EU-Strukturen 
auskennt. Es reicht nicht, wenn er einzelne Institutionen unterscheiden kann, etwa aber über 
das Mitentscheidungsverfahren als wichtigstem Gesetzgebungsverfahren keine Kenntnisse 
mehr hat. Der Wissensstand „auf dem Niveau eines aufmerksamen Zeitungslesers“, wie es 
ein Redakteur für seine Redaktion beschreibt, ist aus Sicht der Forschung  ungenügend. Ziel 
muss der Aufbau einer strukturellen journalistischen Europakompetenz in der Redaktion 
sein, die von einem spezialisierten Fachredakteur mit einer generellen hohen EU-
Kompetenz sowie den, v. a. im Rahmen ihrer thematischen Zuständigkeit, europäisch ge-
schulten Sachautoren getragen wird. Zu den verstärkten Kompetenzen treten dann gezielte 
Themenplanungen und Teamprojekte hinzu, die bislang fast vollständig ausbleiben.  
Ziel ist insgesamt der Aufbau einer neuen, kommunikativeren und kreativeren, europaspezi-
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fischen Redaktionskultur, die in Ansätzen bereits existiert, wie die Studie zeigt. Teil davon 
sind auch die transnationalen Kontakte mancher Redaktionen, die auch ausgebaut werden 
könnten, etwa wenn sich Regionalzeitungen nach dem Vorbild der Versammlung der Regi-
onen Europas zusammenschließen würden, um Erfahrungen auszutauschen und ähnliche 
Probleme gemeinsam im Sinne eines Voneinanderlernens zu bearbeiten. Warum sollten 
derlei Kontakte nur auf Grenzräume beschränkt sein? Die Studie identifiziert darüber hin-
ausgehende Kontaktbeispiele, deren Wert für die Horizontalisierung europäischer Öffent-
lichkeitsstrukturen hoch sein kann.  Jedoch bieten auch bestehende Weiterbildungseinrich-
tungen, wie etwa das Europäische Journalistenzentrum in Maastricht, die Möglichkeit für 
Redaktionen, grenzüberschreitende Kontakte aufzubauen, die bestenfalls in einem 
Redakteursaustausch münden könnten.  
Möglichkeiten gibt es viele, um das mediale Zusammenwachsen der Staaten v. a. auf der 
regionalen Ebene zu stärken. Das dies bereits in Teilen geschieht, ist hier deutlich gewor-
den. Und dass Redakteure den Einfluss, der von den horizontalen Verflechtungen, also dem 
Zusammenwachsen der EU-Staaten auf Länderebene, auf die Berichterstattung ausgeht, 
höher einschätzen (vgl. Kap. 3.2.5.2.2.3), als den Einfluss durch die vertikale Europäisie-
rung, zeigt, welche Bedeutung sie länderübergreifenden Kontakten insgesamt beimessen.  
All diese möglichen Innovationsschritte sind jedoch nur bei entsprechendem Wissen und 
Bewusstsein realisierbar. Vergegenwärtigt man sich alle vorliegenden, über Jahre zusam-
mengetragenen Forschungsergebnisse zum redaktionellen Europawissen, so lässt sich zwar 
ein leichter Trend hin zu einen Wissenszuwachs ausmachen. Dieser wird durch die ökono-
mische Situation, ihren negativen Einfluss auf die Weiterbildungsentwicklung sowie die 
fortdauernde Entwicklung der EU durch fortschreitende Integration (siehe Lissabonner Ver-
trag), die nach neuen Sachkenntnissen verlangt, aber wieder konterkariert. Vor diesen Hin-
tergründen ist darüber nachzudenken, warum nicht das Volontariat, das immer noch die 
meisten Journalisten in Verlagen und Rundfunkhäusern in den Redakteursberuf führt, eine 
verpflichtende europäische Dimension erhalten sollte. Dies könnte durch entsprechende 
Vereinbarungen im Rahmen der Zentralverbände wie dem Bundesverband der Zeitungsver-
leger, dem Bundesverband der Zeitschriftenverleger sowie den öffentlich-rechtlichen Rund-
funkhäusern geschehen.  
Nur einer der befragten Redakteure gibt an, dass die EU eine regelmäßige Thematik im 
Rahmen des hauseigenen Volontariates ist. Gäbe es aber durchweg eine solche Struktur, 
würde die EU-Berichterstattung davon qualitativ und quantitativ massiv profitieren. Zu 
denken wäre im Falle der Regionalzeitungen an einen Brüssel-Aufenthalt, Gespräche mit 
Korrespondenten, theoretische Schulungen im Verlag und v. a. Zusammenkünfte mit regio-
nalen EU-Akteuren wie Europaabgeordneten, um direkt eine Bewusstsein für die Notwen-
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digkeit der Regionalisierung der Berichterstattung zu schaffen. Solche Angebote, die struk-
turell eingeführt werden und deshalb nicht nur sporadisch wirken, könnten verhindern, dass 
die EU für viele Journalisten ein Buch mit sieben Siegeln bleibt.  
5.1.11 Wie verläuft die Europarecherche in der Redaktion? 
Fehlende Nachrecherchen und unbekannte Onlinedienste 
Eine starke Wissensdimension beinhaltet auch die Frage nach der regionalen Europarecher-
che. Festgestellt wurde, dass aufgrund fehlenden Wissens öfter die journalistische Überprü-
fung europapolitischer Aussagen von – teils ebenfalls wenig kundigen – regionalen oder 
kommunalen Politikakteuren ausbleibt. Fehlende Kenntnisse, Zeitmängel oder ein zu gro-
ßes Vertrauen gegenüber den regionalen und lokalen Eliten  führt dazu, dass nicht bei EU-
Stellen angerufen wird, um Aussagen zu kontrollieren. Ein fast unbegreifliches Hindernis 
hierfür ist die offenbar häufige Sperrung der Telefone von Lokalredakteuren für Auslands-
gespräche, die von den Verlagen selbstverständlich aufgegeben werden muss.   
Ein Rechercheinstrument, um europapolitische Aussagen zu überprüfen und insgesamt die 
EU-Aktualität zu verfolgen, sind Online-Fachportale zur EU-Politik. Die Fragebogen-
Analyse zeigt deutlich, dass bekannte Dienste von den Blattmachern, die die Zeitung maß-
geblich als führende Gatekeeper gestalten, nur sehr selten für die Recherche oder Hinter-
grundinformation genutzt werden. Auch die Leitungsredakteure, die in ihrer eigenen Re-
daktion die EU-Fachredeakteure sind, zeigen kein anderes Nutzungsverhalten. Deutlich 
wird, dass die Dienste oft gar nicht bekannt sind. Die Bekanntheit und Nutzung ist offenbar 
auch von der Sprache abhängig, da das rein deutschsprachige Politikportal.eu noch am häu-
figsten genutzt wird. Der potenziell nützlichste Dienst wird mit am seltensten genutzt: Das 
Portal EU for journalists, das eigens als umfassende Hilfe für die EU-Berichterstattung von 
Redaktionen außerhalb Brüssel konzipiert ist, findet kaum Beachtung. Woran dies liegt, 
kann nur vermutet werden. Ein Grund dürfte der seltene Besuch der Leitungsredakteure von 
Weiterbildungsseminaren sein, bei denen auf das in Fachkreisen bekannt Portal hingewie-
sen wird.   
Europaabgeordnete als wichtigstes Scharnier zwischen Brüssel und der Region 
Onlinedienste sind freilich nur eine Art der europapolitischen Recherchequellen. Wichtiger 
im Redaktionsalltag sind persönliche, europaspezifische Ansprechpartner, die telefonisch 
kontaktiert werden können. Die Fragebogen-Analyse zeigt klar, welche dieser persönlichen 
Quellen wie oft genutzt werden: Die wichtigste Quelle, und damit das entscheidende media-
le Scharnier zwischen der Region und Brüssel, sind die Europaabgeordneten, denen gemes-
sen an diesem Befund in der Forschung bislang zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt wur-
de. Schwächer ist die Zusammenarbeit der Redaktionen mit den nationalen Vertretungen 
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der EU-Kommission ausgeprägt, wenngleich diese eine stärkeren Grad erreicht als bislang 
angenommen. Deutlich seltener wird bei der Recherche der Kontakt zur Kommissionszent-
rale in Brüssel gesucht, woran die in der Forschung öfter beschriebene Scheu der Redakteu-
re vor dem Verwaltungsapparat erneut ersichtlich wird.  
Selten findet auch eine regelmäßige Kooperation mit Pressestellen der Landeseuropamini-
sterien statt. Die genaueren Gründe hierfür bleiben unklar. Es lässt sich vermuten, dass auf-
grund eigener Souveränitätsansprüche die EU-Dimension im landespolitischen Geschehen 
oft verkürz oder gar nicht weitergegeben wird. Besonders gering für die Recherche ist der 
Stellenwert EU-spezifischer Quellen in der Region. Die EU-Beauftragten von Kreis und 
Kommunen werden kaum und die regionalen Europe Direct-Stellen fast nie befragt.  
Bei einer Gegenüberstellung der Quellennutzung wird deutlich, dass Recherchequellen, die 
einen direkten EU-Bezug haben, aber gleichzeitig in Deutschland verankert sind, am häu-
figsten für die regionale EU-Recherche verwendet werden. Örtlich näher liegenden Quellen 
wie Landesregierungen, v. a. aber EU-Beauftragte oder die Europe-Direct-Stellen, sind 
nicht wichtig, obwohl die Zeitungsmacher stark darum bemüht sind, die regionalen Aspekte 
der EU-Politik in den Mittelpunkt der Berichterstattung zu stellen, wie die Auswertungen 
zu den Nachrichtenfaktoren und den bevorzugten Politikfeldern gezeigt haben. Klar ist da-
mit, dass die EU-Quellen vor Ort ein bislang noch meist ungenutztes Potenzial darstellen, 
um die EU-Berichterstattung zu regionalisieren.  
Potenziale gibt es überdies eindeutig bei der Zusammenarbeit mit den Abgeordneten. Denn 
es wird deutlich, dass immerhin mehr als ein Drittel der Redaktionen mit dieser wichtigsten 
Quelle nur selten zusammenarbeitet. Dies liegt insbesondere an deren ausbleibendem En-
gagement in der Pressearbeit. Das individuelle Engagement der Abgeordneten, so lässt sich 
schlussfolgern, entscheidet also in starkem Maße darüber, ob eine Regionalredaktion über 
sie berichtet. Dieses Engagement ist öfter vorhanden, in einigen Regionen mangelt es aber 
daran. Dann ist Regionalzeitungen die wichtigste Quelle für die Regionalisierung der EU-
Themen genommen. Dass die Berichterstattung über Abgeordnete mitunter ausbleibt – ins-
besondere auch in Form von lokaler Berichterstattung über Pressetermine – hat auch struk-
turelle Gründe wie die Größe der Wahlkreise und das schmale Zeitbudget der Abgeordne-
ten für die persönliche Präsenz vor Ort.  
Reformen, die den Parlamentariern mehr Zeit und Aufmerksamkeit für ihre Region erlau-
ben, könnten hier womöglich einiges bewirken. Insbesondere aber auch die Verbesserung 
der Pressearbeit der Abgeordneten, denen dafür selten geschultes Personal zur Verfügung 
steht. Würden existente Regionalbezüge verknüpft mit Beispielen in den Pressemeldungen 
öfter und besser eingebaut, stiege auch der Nutzwert dieser Texte für Redaktionen, der häu-
figer nicht gegeben ist. Die Bedeutung derlei vermeintlicher Stilfragen für die Nachrichten-
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auswahl und damit die Berichterstattung sollte nicht unterschätzt werden.  
Ziel könnte sein, die Assistenten der Abgeordneten besser zu schulen oder ihnen Pressear-
beiter zur Seite zu stellen, da das Zeitbudget der Allroundkräfte an der Seite der Parlamen-
tarier schon jetzt sehr knapp bemessen ist. Letztlich geht es auch hier um die Ressourcen-
ausstattung, die Mängel aufweist, welche am besten mit ökonomischen Mitteln behoben 
werden könnten. Diesen Überlegungen müsste weiter nachgegangen werden. Denn wissen-
schaftliche Studien zu den Kommunikationserfolgen oder auch Regionalbezügen der Press-
arbeit der deutschen Abgeordneten liegen bislang nicht vor. Es zeigt sich aber, dass die Er-
forschung dessen notwendig ist.  
EU-Kommission: Misslungener Plan D, zu wenig nationale Kommunikationsmacht 
Kritik üben die Redaktionen auch an den Pressetexten der EU-Kommission und ihrer Ver-
tretungen, mit deren Arbeit sich viele Journalisten insgesamt aber zufrieden zeigen. Die 
Mitteilungen müssten, ebenso wie die der Parlamentarier, stilistisch weniger bürokratisch 
sein, stärker auf die einzelnen Regionen Bezug nehmen und anschaulich mit Beispielen 
operieren. Dies lässt sich auch auf die Internetseite der Kommission übertragen, deren Un-
übersichtlichkeit und mangelnde Regionalität kritisiert wird. Demgegenüber kann offenbar 
die Quantität anderer Veröffentlichungen reduziert werden, da diese in vielen Redaktionen, 
die eine informative Überlastung beklagen, nicht genutzt werden.  
Für die aufwendige Regionalisierung der Pressetexte steht in den Pressestellen zu wenig 
Personal zu Verfügung. Zwar propagierte der Plan D die Regionalisierung der Kommissi-
onsöffentlichkeitsarbeit, aus der Perspektive dieser Studie kann aber nur geschlussfolgert 
werden, dass Regionalredaktionen hiervon nicht profitiert haben. Befragte Redakteure sind 
entweder eher zufrieden oder unzufrieden mit der Pressearbeit der regionalen Vertretungen, 
eine Veränderung in der jüngsten Zeit wird nicht beschrieben. Aufgrund des Befundes, dass 
die Stellenausweitung in den nationalen Pressestellen nur vorübergehender Art war, muss 
konstatiert werden, dass dieser wichtige strukturelle Schritt zur Verbesserung der regionalen 
Pressearbeit zur Farce verkommen ist. 
Dabei erscheint aus den Erfahrungen der gesamten Studie heraus eine personelle Stärkung 
der Pressestellen ein wichtiger Schritt, um für Regionalzeitungen die Informationsmöglich-
keiten zu verbessern. Bei einer größeren Zahl der Presseangestellten, oder womöglich gar 
der Vertretungen selbst – zu denken ist an ein Büro in jeder Landeshauptstadt – wäre die 
aufwendige, regionale Aufarbeitung der Pressetexte viel eher zu leisten. Überdies, und das 
ist noch wichtiger, könnte die Kommission so die Kommunikationsmacht auf dem Niveau 
des Mitgliedstaates entwickeln, die ihr aufgrund ihrer Gesetzeswichtigkeit nach Meinung 
des Verfassers zusteht und die überdies nötig ist, um der beschriebenen Sündenbockfunkti-
on der EU im nationalen Politikprozess entgegen zu wirken. Die Täuschungsstrategien na-
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tionaler Minister bedürfen eines kommunikativen Korrektivs, das aber nur wirken könnte, 
wenn es räumlich breit aufgestellt wäre – und überdies die Erlaubnis hätte, eigenständige 
Positionen zu entwickeln.  
Die fehlende Eigenständigkeit der Kommissionsvertretungen, deren Aussagen einer strikten 
Kontrolle seitens der Brüsseler Zentrale unterliegen, ist ein zweiter Grund für das öffentlich 
weitgehend ungehinderte und unbemerkte Abschieben unliebsamer EU-Entscheidungen 
von der, durchaus beteiligten, nationalen Minister-Ebene auf den unkenntlich gemachten 
Generalschuldigen „Brüssel“. Hinter diesem – auch in der Berichterstattung möglichst zu 
vermeidenden – Sammelbegriff wird das eigene Zutun verschleiert, das von einer starken 
Kommissionsvertretung aber benannt werden könnte. Aus Rücksichtnahme auf den Kon-
senszwang und eine möglichst große Harmonie zwischen der Kommission und dem Mit-
gliedstaat, vielleicht gerade im Vorfeld eines von der Behörde präsentierten Gesetzesent-
wurfes, verhindert die Generaldirektion Presse der Kommission aber ein konfliktives Ein-
greifen der eigenen nationalen Stellen in Politikprozess der Mitgliedstaaten. Wiederum wä-
re zu erwarten, dass durch die Stärkung der Politisierungsdimension an dieser Stelle der 
EU-Politik europäische bzw. europäisierte Mediendebatten öfter zustande kämen. Derlei 
Strukturreformen sind jedoch derzeit nicht zu erwarten. 
5.2 Wirksame Einflussfaktoren und theoretische Implikationen für die Forschung  
Welche Einflussgrößen leiten sich aus den dargestellten empirischen Ergebnissen ab? Ab-
schließend soll diese übergeordneten Frage der Studie beantwortet werden. Ihre Beantwor-
tung ergibt ein komprimiertes Bild der Kräfte, die die Europäisierung der regionalen 
Medienöffentlichkeiten beeinflussen, d. h. hemmen oder hindern. Das von Esser entwickel-
te und in Kapitel 2 präsentierte Modell wird neu gefasst und um zahlreiche Einflussgrößen 
erweitert. Letztlich entsteht ein Faktorenkanon der auf die regionale EU-Berichterstattung 
wirksamen Einflussfaktoren, der sich auch für künftige andere Erforschungen der EU-
Berichterstattung in neuen Zusammenhängen eignen dürfte. Tabelle 33 gibt einen Über-
blick: 
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Tabelle 33: Wirksame Einflussfaktoren in der regionalen EU-Berichterstattung 
Einflussfaktoren der Gesellschafts- und Politiksphäre 
Politische Europäisierung 
Politikfeldspezifische Europäisierung 
Grenznähe des Redaktionssitzes 
Institutionelle Strukturen der EU 
EU-Demokratiedefizit 
EU-Gesetzgebungsverfahren  
EU-Öffentlichkeitsarbeit  
Regionale und kommunale Öffentlichkeitsarbeit  
Landespolitische Öffentlichkeitsarbeit 
Nationale und landespolitische Souveränitätsansprüche  
Leserinteressen 
Einflussfaktoren der Medienstruktursphäre 
Medienökonomische Situation 
Auflagen- und Anzeigenverlust  
Abwandern jüngerer Leserschichten  
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5.2.1 Einflussfaktoren der Gesellschafts- und Politiksphäre 
 Die Europäisierung ist horizontal und vertikal wirksam und führte zum Anstieg der 
Berichterstattung zwischen 2003 und 2008. Auf die vertikale Dimension wirken 
viele der anderen präsentierten Faktoren ein. Für die horizontale Europäisierung 
werden neue Möglichkeiten identifiziert durch transnationale Kontakte und Zu-
sammenschlüsse von Redaktionen.  
 Die politikfeldspezifische Europäisierung ist bei Regionalzeitungen v. a. in den Be-
reichen der Regionalpolitik, Verbraucherschutzpolitik, Fischerei-, Agrar- Umwelt-, 
sowie Wettbewerbspolitik der EU wirksam. 
 Die Grenznähe erhöht die Europaaffinität und die redaktionelle, transnationale Kon-
taktintensität.   
 Die institutionellen Strukturen der EU wirken sehr stark ein. Durch sie entstehen 
Berichterstattungshindernisse wie Abstraktion, Komplexität, Transparenzmangel 
und Konfliktmangel und das Fehlen an bekanntem Personal. Letztlich finden diese 
Hindernisse Ausdruck im EU-Demokratiedefizit, das die entscheidende politische 
Einflussgröße auf die regionale EU-Berichterstattung ist. 
 Insbesondere die Gesetzgebungsverfahren und ihre Dauer wirken als Komplexitäts-
faktor ein 
 Die EU-Öffentlichkeitsarbeit ist unterschiedlich stark wirksam, da einer Scheu ge-
genüber der Kommissionszentrale in Brüssel eine sichtliche Zufriedenheit und eine, 
stärker als bisher bekannte, Nutzung der nationalen Vertretungen gegenübersteht. 
Eindeutige Defizite sind hinsichtlich der Sprache und Regionalisierung der Presse-
arbeit auszumachen. 
 Die regionale und kommunale Öffentlichkeitsarbeit ist schwach wirksam, denn sie 
wird von den Redaktionen kaum genutzt.  
 Die landespolitische Öffentlichkeitsarbeit ist nur schwach wirksam, weil offenbar 
die landespolitischen Souveränitätsansprüche einer Darstellung der regionalen EU-
Bezüge entgegenstehen  
 Die Leserinteressen sind stärker vorhanden als vermutet und dies in zweifacher Art: 
Sie sind gering für die Themen der institutionellen „Brüssel-Union“ und stark für 
die relevanten Themen der „Verbraucher-Union“. 
5.2.2 Einflussfaktoren der Medienstruktursphäre 
 Die ökonomische Situation wirkt in Gestalt der Medienkrisen (2002 und 2009) als 
umfassender konjunkturelle, schwerwiegender Einflussfaktor ein, der viele andere 
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Determinanten der Europäisierung bestimmt bis hin zur partiellen Desillusionierung 
mancher Redaktionen.  
 Der stete Auflagen- und Anzeigenverlust sowie das Abwandern jüngerer Leser-
schichten beeinflussen als strukturelle, medienökonomische Faktoren die Rahmen-
bedingungen der regionalen EU-Berichterstattung erheblich.   
 Der Trend zur Regionalisierung wirkt als dominante allgemeine Gestaltungsstrate-
gie stark auf die Nachrichtenauswahl ein. Die Regionalisierung der EU-Themen 
wird dadurch zur wichtigsten Optimierungsstrategie der regionalen EU-
Berichterstattung. Gleichzeitig nimmt der Platz offenbar  für reine Auslandsthemen 
ab, ein Trend zur Provinzialisierung der Mantelteile hat stellenweise eingesetzt. 
 Die Journalistenausbildung ist stärker wirksam als angenommen, da Redaktionen 
eine hohe Weiterbildungsbereitschaft zeigen im Gegensatz zu den Redaktionslei-
tern. Insgesamt sind aber Defizite zu erkennen, die nach einem massiven Ausbau 
der existenten Strukturen verlangen.  
5.2.3 Einflussfaktoren der Institutionssphäre 
 Die Redaktionstechnologie beeinflusst in Form des Newsdesksystems die Koopera-
tion mit dem Korrespondenten. Systeme mit vollständiger Personalrotation sind un-
günstig, reine Ressortstrukturen oder Mischformen mit jeweils höchstens zwei zu-
ständigen Kontaktpersonen günstig für die Zusammenarbeit.  
 Die redaktionelle Organisationsstruktur wirkt in Gestalt zuständiger EU-
Fachredakteure in den Politikredaktionen auf die Berichterstattung stark ein. Sie 
fehlen öfter in den Redaktionen als sie vorhanden sind. In Lokalredaktionen sind sie 
äußerst selten zu finden, doch auch hier ergeben sich durch sie zu bearbeitende, un-
genutzte horizontale Europäisierungspotenziale. 
 Die redaktionelle Kommunikation und Kooperation ist ein schwach wirksamer, da 
stark unterentwickelter Einflussfaktor. Formalisierte Kommunikationsstrategien wie 
Teambildung und Planungskonferenzen spielen kaum eine Rolle in der regionalen 
EU-Berichterstattung.  
 Der Faktor EU-Korrespondent ist eine der entscheidenden institutionellen Determi-
nanten, da er nicht nur die Berichterstattung direkt mit einer großen Autonomie be-
einflusst, sondern auch Eigenrecherchen der Redaktionen initiiert, im Rahmen der 
Kooperation für Weiterbildung sorgt und auch die redaktionellen Strukturen hin-
sichtlich ihrer Europafreundlichkeit indirekt beeinflusst. Eigenrecherche-Initiation, 
Weiterbildung sowie die Top-Down-Regionalisierung aus Brüssel durch den Kor-
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respondent könnte noch viel stärker wirken, werden aber durch eine falsche Zu-
rückhaltung der Redaktionen verhindert. 
 Die Nachrichtenagenturen sind ein äußerst stark wirksamer Einflussfaktor, da sie 
die Inhalte der Berichterstattung zu großen Teilen, und dies v. a. bei Blättern ohne 
Korrespondent, bestimmen und durch ihr Agenda-Setting sowohl die Nachrichten-
auswahl der Redakteure sowie darüber hinaus deren Verhalten gegenüber dem Kor-
respondenten beeinflussen. Fehlende Regionalität und Verbrauchernähe sind die 
Defizite der sonst durchweg von den Redaktionen gelobten Berichterstattung.  
 Einen folgenschwere Determinante ist der Platzmangel in Regionalzeitungen für 
politische Informationen. Er führt in der EU-Berichterstattung zu einer oft stark 
verkürzen Darstellung des hochkomplexen Stoffes, der mehr als die Bundespolitik 
der Erklärung bedarf. Aufgrund dieses Dilemmas wird aufgrund des Platzmangels 
teils gar nicht über die EU berichtet, gerade wenig spektakuläre Themen des politi-
schen Alltags werden ausgeblendet. Das konstatierten Phänomen der verdeckten 
EU-Berichterstattung führt zu ebenfalls zu einer verschleppten Europäisierung.  
 Ähnlich tief greifend wirkt der sich verstärkende Personalmangel auf die EU-
Berichterstattung ein. Er verhindert, Teamarbeit, Spezialisierungen, größere Re-
cherchen sowie oft auch grundsätzlich die Eigeninitiative und damit die Regionali-
sierung vorhandener Themen mit EU-Bezug.  
 Die politische Linie des Verlags ist ein kaum wirksamer Einflussfaktor, da sie sich 
Verlage in der EU-Berichterstattung politisch meist zurückhalten. Tendenziell ist 
die Grundhaltung europafreundlich. Medienökonomische Linien wie etwa die Ent-
scheidung gegen einen EU-Korrespondenten wirken als Einflussgrößen seitens der 
Verlage und Chefredaktionen viel stärker auf die Berichterstattung ein.  
 Die politische Linie der Chefredaktionen ist als Einflussgröße sichtbarer und gegen-
über den Verlagen überdies noch deutlicher als europafreundlich zu bezeichnen.  
 Die redaktionellen Haltungen gegenüber der europäischen Einigung sind ein för-
dernder Faktor für die regionale EU-Berichterstattung, da sie eindeutig positiv aus-
geprägt sind.  
 Das redaktionelle EU-Fachwissen der politischen Redakteure ist oft defizitär und 
nur in Form einfachster Grundlagen vorhanden. 
5.2.4 Einflussfaktoren der Subjektsphäre 
 Hinsichtlich der Nachrichtenauswahl beeinfluss die Orientierung an den Faktoren 
der Relevanz/Betroffenheit sowie der räumlichen Nähe das Denken und Handeln 
der Redaktionen in starker Weise. Wichtig sind über dies die Faktoren Konflikt, 
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Sensation/Überraschung sowie Schaden/Negativität. Der Faktor der Personalisie-
rung spielt in der EU-Berichterstattung eine untergeordnete Rolle.  
 Das Rechercheverhalten der Redaktionen wird von bereits angeführten Faktoren 
wie Fachwissen, institutionelle Strukturen und Pressearbeit beeinflusst. Dominante 
Muster sind die häufige Vermeidung von Kontakten mit der Brüsseler Ebene und 
die Präferenz für die Europaabgeordneten, die sowohl Brüssel als auch die Region 
repräsentieren. Eine große Unkenntnis europapolitischer Onlinequellen und eine 
Vernachlässigung regionaler und lokaler EU-Quellen sind ferner zu beobachten. 
 Das allgemeine berufliche Selbstverständnis wirkt insofern ein, da es, anders als bis-
lang bekannt, öfter dem interpretativen Journalismus zuzurechnen ist, bei dem sich 
die Redakteure als Übersetzer verstehen, die der reinen Informationen mit dem Ziel 
einer möglichst tiefgründigen Erklärung subjektiv Hintergründe beifügen. Dies be-
deutet eine Zielsetzung hin zu einer möglichst lesernahen, hintergründigen und mit-
unter auch kritischen EU-Berichterstattung. Stellenweise zeigt das allgemeine 
Selbstbild bereits meinungsbildende europapolitische Ziele. 
 Das, durchweg sehr integrationsfreundliche, individuelle Europabild der Leitungs-
redakteur ist ein gewichtiger Einflussfaktor, da diese Journalisten als Multiplikato-
ren, Meinungsmacher und Blattmacher eine Schlüsselposition für die EU-
Berichterstattung einnehmen. Neben den dominanten Wunsch nach einer weiteren 
politischen Vertiefung tritt eine differenzierte, fallbezogene EU-Kritik, die v. a. das 
EU-Demokratiedefizit in den Blick nimmt. Ein republikanisches europapolitischen 
Demokratieverständnisses, das u. a. nach mehr Subsidiarität und regionaler Beach-
tung verlangt, prägt zumeist das Denken der Redakteure. 
 Hinzu tritt ein konkreter beruflicher Sendungsdrang hinsichtlich der EU-
Berichterstattung, der aber hinter der passiven starken Europafreundlichkeit und In-
tegrationsbefürwortung zurücktritt. Ein dominantes Verlangen nach einer medialen 
Förderung europäischer Identität ist nicht zu konstatieren. Inhaltanalysen bestätigen 
den vorgefundenen Widerspruch zwischen der passiven starken Europaaffinität und 
deren nur mäßig ausgeprägter praktischer Realisierung. Denn die großen Europa-
freundlichkeit findet sich in der Berichterstattung nicht wieder, wie v. a. Inhaltsana-
lysen zeigen.  
 Die individuellen thematischen Themenpräferenzen der Gatekeeper beeinflussen die 
Nachrichtenauswahl ebenfalls. Diesbezüglich wurde ebenfalls ersichtlich, dass die 
bekundete Europafreundlichkeit in der Praxis einen vergleichsweise geringen Nie-
derschlag findet, da die EU die allerwenigsten Redakteure als Thema der Berichter-
stattung besonders interessiert.  
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 Individuelles Sachwissen ist auf der Ebene der Leitungsredakteure meist vertieft 
vorhanden, es wirkt sich auf die EU-Nachrichtenauswahl positiv aus. In Ausnahme-
fällen sind harsche Wissenslücken zu konstatieren. 
 Professionalisierung und soziodemographische Merkmale sind von Bedeutung, da 
sich in ihnen die Qualifikation der Leitungsredakteur ausdrückt: Studierte, gut aus-
gebildete Redakteure mit beachtlicher Berufserfahrung verantworten die regionale 
EU-Berichterstattung.  
 Publikumsbild: Es wirkt konkreter und positiver ein als erwartet. Denn nicht nur ne-
gative Erwartungen hinsichtlich des Interesses der Leserschaft an der EU-Thematik 
sind zu finden. Hier gilt der gleiche Befund wie zum Leserinteresse.   
Die Zusammenstellung und abschließende Kommentierung der wirksamen Einflussfaktoren 
zeigt, dass die regionale EU-Berichterstattung ein hochkomplexes, vielschichtiges System 
darstellt, dass auf unterschiedlichsten Ebenen von Faktoren derzeit zumeist gehemmt, stel-
lenweise aber auch begünstigt wird. Dementsprechend muss eine breite Forschungsperspek-
tive eingenommen werden, um alle Ebenen zu erfassen. Besonders stark wirken die struktu-
rellen medienökonomischen und politisch-strukturellen Faktoren ein, die sich am schwers-
ten verändern lassen. Doch auch hierzu wurden Vorschlage gemacht.  
Schwierig, aber kurzfristiger umsetzbare wäre bei entsprechendem Willen in den Verlagen 
sowie Aus- und Weiterbildungsträgern die Veränderung einiger Faktoren der Institutions-
ebene und der medienstrukturellen Ebene, die sich etwa auf das Fachwissen, die Redakti-
onsorganisation oder die Zusammenarbeit mit einem Korrespondenten beziehen. Auch auf 
der individuellen Ebene der befragten Leitungsredakteure fördern und hemmen verschie-
denste Faktoren die regionale EU-Berichterstattung. Die Befunde können als Aufforderung 
an sie verstanden werden, trotz aller Restriktionen in den anderen Sphären auf ihrer Hand-
lungsebene an Innovationen zu arbeiten und damit v. a. auch die redaktionelle Ebene in der 
Institutionssphäre zu beeinflussen.  
Die in der Studie immer wieder, und v. a. im Rahmen der praktischen Beobachtung, deut-
lich gewordenen Wechselwirkungen zwischen den Redaktionsleitern als individuellen Ga-
tekeepern, die an den Schaltstellen die Nachrichtenauswahl bestimmen, sowie der Redakti-
on, die als ganzes Umfeld das Handeln und Denken der Gatekeeper prägt und zudem in 
großen Teilen eigenständig ihren Entscheidungsprogrammen folgt, macht deutlich, dass 
beide eingangs erwähnte Befunde der Redaktions- und Nachrichtenforschung zutreffen: 
Redaktionen arbeiten als organisierte Systeme mit Konditionalprogrammen und stark aus-
geprägten, die Nachrichtenauswahl prägenden Routineprozessen. Diese Routinen be-
stimmen, teils zu stark, den Prozess der regionalen EU-Berichterstattung. Daneben sind 
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immer wieder starke individuelle Muster erkenntlich, u. a. in Form der geteilten Mei-
nungsbilder zu einigen Fragen der EU-Berichterstattung.  
Dies zeigt wiederum, dass neben dem organisierten System „Redaktion“ auch individu-
elle Komponenten die Nachrichtenauswahl beeinflussen, insbesondere das Denken der 
befragten Gatekeeper in Gestalt der Leitungsredakteure. Kurzum: Die Nachrichtenaus-
wahl ist, wie am Beispiel der regionalen EU-Berichterstattung gezeigt werden konnte, 
innerhalb der durch Beobachtung und Befragung analysierten Institutions- und Indivi-
dualsphäre ein Prozess von redaktionell-systemischen Faktoren sowie individuell-
spezifischen Einflussgrößen, die aufeinander wirken und teils voneinander abhängen. 
Diese Komplexität des redaktionellen Handelns sollte bei möglichen künftigen For-
schungsvorhaben zur EU-Berichterstattung, von denen einige benannt wurden, nicht 
vergessen werden. Konsequenter Weise könnten mehrstufige Designs, die mit Befra-
gungen und Redaktionsbeobachtungen arbeiten, häufiger eingesetzt werden, um die 
anfangs beschriebene Unterschiedlichkeit der empirischen Herangehensweisen an den 
Forschungsgegenstand europäische Öffentlichkeit im Interesse eines harmonisierten 
Verständnisses abzubauen. 
Im Rahmen eines solchen Prozesses wäre auch eine stärkere Harmonisierung der Krite-
rien europäischer Öffentlichkeit wünschenswert, denen sich hier nun zum Schluss noch 
gewidmet werden soll. Denn die Studie hat zwar zahlreiche praxisrelevante Ergebnisse 
erbracht. Ein weiteres Ziel des Vorhabens war aber auch die Erweiterung und Diskussi-
on bestehender Modelle europäischer Öffentlichkeit. Im Theorieteil wurden hierzu im 
Rahmen des ersten und zweiten Kapitels bereits wichtige Schritte unternommen. Durch 
die Darstellung der bisher vorliegenden Studienergebnisse und die anschließende Sy-
nopse wurde deutlich, in welcher Form europäische Öffentlichkeit aus einem repräsen-
tativ-liberalen Verständnis heraus bereits existiert und ihr Entstehen funktioniert.  
Strukturen einer europaweiten Öffentlichkeit existieren nach diem hiesigen Verständnis nur 
ansatzweise. Sie entsprechen damit noch nicht den Funktionskriterien einer politischen 
massenmedialen Öffentlichkeit. In Ausnahmefällen wie etwa Krisensituationen scheint es, 
als sei die Herausbildung demokratiefunktionaler Öffentlichkeitsstrukturen bereits weiter 
vorangeschritten. Europäische Öffentlichkeit bildet sich also heraus, jedoch geschieht dies 
bislang meist über kürzere Zeiträume. Zu einem festen Moment in der europäischen Gesell-
schaftsdebatte ist sie offenbar noch nicht geworden.  
Es scheint überdies, als sei die horizontale Europäisierung der nationalen Mediendebatten  
weiter fortgeschritten als die vertikale Europäisierung. Denn die Anzeichen dafür, dass es 
ähnliche Wahrnehmungsmuster über die Ländergrenzen gibt, sind größer als die Belege für 
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eine starke Rolle der EU und der von ihr gesetzten Themen in der nationalen Berichterstat-
tung. Dennoch geben Arbeiten Hinweise darauf, dass zumindest ansatzweise eine vertikale 
Europäisierung der Öffentlichkeit begonnen hat.  
Diese stark komprimierte Zustandbeschreibung der europäischen Öffentlichkeitsstrukturen 
lässt bereits erkennen, was über den Entstehungsprozess dieser Strukturen gesagt werden 
kann: Deutlich wurde durch die Theoriediskussion, dass europäische Öffentlichkeit durch 
die zeitweise Überlappung nationaler Sachdebatten entsteht. Deshalb ist sie ein fluktuieren-
der, themenspezifischer Moment. Es kommt v. a. dann zur Überlappung, wenn es um 
konfliktive Themen der EU-Politik geht. Dann tritt europäische Öffentlichkeit als 
konfliktuelle Einheit in Erscheidung. Insgesamt wird zudem klar, dass nationale Interpreta-
tionsmuster und nationale Mediendebatten der Kanal der Europäisierung sind. Hauptfaktor 
für die nationale Verhaftung der Medien sind nationale politische Strukturen und Kulturen. 
Europäische Öffentlichkeit entsteht also durch eine politisch-kulturell determinierte, euro-
paweit divergente weil nationale Europäisierung.  
Durch die Studie wurde eine neue, weitere Perspektive auf den Forschungsgegenstand deut-
lich: Europäische Öffentlichkeit kann, wie durch die Synopse zur Umweltpolitik neu er-
kannt wurde, aus der Perspektive der politischen Kommunikation auch als Erfolgsfaktor für 
die EU-Politik aufgefasst werden. Denn in einigen Fällen gelang es der EU, die Medien-
agenda der Mitgliedstaaten mit ihrer Politik zu besetzen und länderübergreifende Debatten 
zu initiieren, aus denen wiederum Umweltbewusstsein entstand, dass die Handlungsweisen 
der Politiker dahingehend beeinflusste, dass sie im Brüsseler Ministerrat für ein EU-Gesetz 
stimmten. In dieser Wirkungskette funktioniert Umweltöffentlichkeit als Erfolgsfaktor der 
EU-Umweltpolitik.  
Neben den Perspektiven auf den Begriff sowie einem Resümee zu den existenten Struktu-
ren europäischer Öffentlichkeit sowie den Mechanismen ihres Entstehens muss am Schluss 
dieser Studie auf einen vierten Punkt eingegangen werden, der gewissermaßen die Grund-
lage für jegliche Beschäftigung mit dem Forschungsgegenstand bildet: auf die Definitions-
kriterien einer massenmedialen und demokratiefunktionalen europäischen Öffentlichkeit. 
Hier wurde sich auf das normative Modell von Brüggemann et al. bezogen, das die vier 
wichtigen Dimensionen der vertikalen, horizontalen bzw. synchronalen und interaktiven 
Europäisierung sowie der kollektiven Identität umfasst. Insgesamt trägt das Modell, u. a. 
durch seinen Identitätsbezug, sowohl dem republikanischen Demokratieverständnis als 
auch dem Europäisierungsansatz Rechnung. Durch die nun vorliegenden Befunde und 
die neue, da aus einer regionalen Perspektive heraus geschehene Diskussion europäi-
scher Öffentlichkeit lässt sich das Modell nun erweitern und differenzieren. Dies ge-
schieht, indem nacheinander auf jede der vier Dimensionen Bezug genommen wird. 
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Dabei kann es freilich nur um die Hypothesenbildung gehen, die in inhaltsanalytischen 
Arbeiten, in deren Rahmen die Definitionskriterien ihre praktische Anwendung finden, 
erprobt werden müssten.  
Regieren unter öffentlicher Beobachtung (vertikale Europäisierung) 
Werden EU-Institutionen in der öffentlichen Debatte beachtet? Indikator: Erwähnung von 
EU-Institutionen. Wird EU-Politik zum Gegenstand öffentlicher Debatten? Indikator: EU-
Politik als Hauptthema eines Artikels 
Die vertikale Europäisierungsdimension stand im Zentrum der Fragestellung der vorliegen-
den Studie, da zuerst von Interesse war, wie Regionalzeitungen über die EU berichten, diese 
also in vertikal in die regionale Öffentlichkeit eindringt. Aufgrund der referierten inhalts-
analytischen Ergebnisse zur regionalen EU-Berichterstattung sowie der hier identifizierten 
hemmenden Faktoren kann festgehalten werden, dass der Beitrag der Regionalpresse zur 
vertikalen Europäisierung wesentlich größer sein könnte. Er ist vergleichsweise geringer als 
der der überregionalen Presse.  
Vergegenwärtig man sich überdies die eigenständige und sehr wirkungsvolle Art, mit der 
Regionalzeitungen über die EU berichten können, und bedenkt man zugleich ihre eminente 
Bedeutung für die Öffentlichkeitsherstellung, so kann geschlussfolgert werden, dass dem 
Funktionsmodell europäischer Öffentlichkeit eine eigene regionale Komponenten hinzuge-
fügt werden sollte: die vertikal-regionale Europäisierung. Denn wenn europäische Öffent-
lichkeit in der Tat massenwirksam sein soll, muss sie auch die Region und deren Medien 
erfassen. 
Die vertikal-regionale Europäisierung dürfte allerdings wegen der auf regionaler Ebene 
häufigen Berichterstattung über innenpolitische Themen mit einer existenten, aber keines-
wegs dominanten EU-Dimension nicht mit dem Indikator operieren dürfte, dass die EU das 
Hauptthema des Artikels sein muss. Ein regionales Analysemodell mit einem solchen empi-
rischen Anspruch könnte nur negative Ergebnisse produzieren.    
Letztlich kann festgehalten werden, dass eine umfassende Analyse, die nach den Strukturen 
europäischer Öffentlichkeit fragt, neben überregionalen Zeitungen auch Regionalzeitungen 
in den Blick nehmen muss. Dies wäre eines der nächsten Forschungsvorhaben, das zu den-
ken wäre. Eine vergleichende Langzeitstudie der EU-Berichterstattung von regionalen und 
überregionalen Blättern würde neue, profundere Erkenntnisse über den Zustand der europä-
ischen Öffentlichkeit ans Licht bringen.  
Freilich ist klar, dass mit dem Hinzufügen eines neuen Kriteriums das ohnehin bereits an-
spruchsvolle Modell noch ambitionierter wird. Die Existenz einer demokratiefunktionalen 
europäischen Öffentlichkeit unterliegt dann noch strengeren Kriterien, als dies ohnehin 
schon der Fall ist. Diesem Gedanken muss aber entgegengehalten werden, dass die europa-
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politische mediale Kommunikation ein hochkomplexer Prozess ist, der dementsprechend 
auch vielfältiger analytischer Kriterien bedarf. Darüber hinaus geht es auch um die Betrach-
tung des Modells als eines Idealkonstruktes, dem die mediale Realität, jeweils politikfeld-
spezifisch betrachtet, womöglich nie dauerhaft und vollständig gerecht werden wird, wohl 
aber zu gewissen Zeitpunkten, die kurzfristige Zeitspannen oder längere Perioden umfassen 
können. Bei einer entsprechenden internationalen und mehrdimensionalen, weil alle ge-
nannten Funktionskriterien umfassenden, inhaltsanalytischen Langzeitstudie ließe sich dann 
sagen, wie stark die Berichterstattung die Form einer europäischen Öffentlichkeit ange-
nommen hat. Dies wäre das Idealbild einer aussagekräftigen weiteren Erforschung der eu-
ropäischen Öffentlichkeitsstrukturen. Geschähe dabei der Bezug auf das Kriterium der regi-
onal-vertikalen Europäisierung, also auf die Frage, ob EU-Institutionen in den regionalen 
Mediendebatten sichtbar sind, wäre auch ersichtlich, wie in anderen Ländern Regionalme-
dien über die EU berichten. Denn darüber ist bislang am wenigsten bekannt.    
Gegenseitige Beobachtung (horizontale und synchrone Europäisierung)   
Diskursiver Austausch (interaktive Europäisierung)  
Aufmerksamkeit für europäische Länder: Wird Europa zum relevanten Bezugsraum öffent-
licher Debatten? Diskursive Bezugnahme aus ausländische Sprecher: Wie offen sind die 
Öffentlichkeiten für einen diskursiven Austausch mit anderen Öffentlichkeiten? Indikator: 
„Bezugnahme auf europäische Länder“ 
Die synchrone Diskussion von gleichen Themen ist sicherlich für den Fall der europäischen 
Regionalzeitungen, deren Berichterstattung sich durch den ortspezifischen Bezug noch viel 
stärker unterscheidet als die – ebenfalls divergente – Berichterstattung der überregionalen 
Medien, besonders schwierig. Schon aus diesem Grund kann der Beitrag der Regionalpres-
se zur synchronen Europäisierung nur geringer ausfallen. Freilich gelangen auch in die re-
gionalen Mantelteile zeitgleich europäische Themen, und auch diese synchronen Debatten 
können zur Öffentlichkeitsentstehung beitragen. Doch von ihnen sollte nicht eine übergroße 
Wirkung erwartet werden. 
 Größere Ansprüchen können an den Beitrag der Regionalzeitungen zur Horizontalität eu-
ropäischer Öffentlichkeit gestellt werden. Die Studie hat gezeigt, dass es hier viele unge-
nutzten Potenziale gibt, u. a. in Grenzregionen sowie durch weitere länderübergreifende 
Kontakte der Redaktionen etwa auf der Ebene von Städtepartnerschaften und Partnerregio-
nen. Auch der weitere Ausbau von grenzüberschreitenden Kontakten in der Regionalzei-
tungswelt könnte ein wichtiger Schritt für die Stärkung der horizontalen Dimension der EU-
Berichterstattung sein. 
Es lässt sich sogar vermuten, dass das Interesse der Leserschaft an einer verstärkten politi-
schen Berichterstattung über das europäische Ausland, etwa in Form von Vergleichen ge-
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meinsamer Problemlagen, größer sein kann als die Berichterstattung über die oft negativ 
besetzte EU, die zudem oft rein institutionell ohne jegliche Bezugnahme auf die Bürger-
schaft geschieht. Die regionale Auslandsberichterstattung kann lebendiger sein und gerade 
diesen Bezug suchen.  
Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Potenziale zur Stärkung der horizontalen Di-
mension in der regionalen EU-Berichterstattung sehr groß sind. Es bedürfte einer näheren 
Untersuchung dieser These. Dies könnte wiederum mit der Erweiterung der bestehenden 
Kriterien europäischer Öffentlichkeit um das Kriterium der regional-horizontalen Europäi-
sierung erfolgen. Dies würde konkret bedeuten, dass künftige aussagekräftige Analysen 
Regionalmedien und ihre Bezugnahme auf andere europäische Länder in den Blick nehmen 
müssten. Gleiches gälte für die Erforschung der interaktiven Bezüge der Berichterstattung, 
die in enger Verbindung zu den horizontalen Bezügen stehen. Auch sie müssten regional-
spezifisch unter Bezugnahme auf das Kriterium der regional-interaktiven Europäisierung 
untersucht werden – denn immer ist daran zu denken, dass Aussagen über den Zustand eu-
ropäischer Öffentlichkeit letztlich nur dann vollständig sind, wenn sie das eigentliche Mas-
senmedium, die Regionalzeitung, mit einbeziehen.  
Kollektive Identität  
Gefühl kollektiver Zusammengehörigkeit: Entwickelt sich ein Gefühl der Zugehörigkeit zu 
einer gemeinsamen Öffentlichkeit? Indikator: Verwendung des Ausdrucks „Wir Europäer“. 
Entsprechend den bisherigen Überlegungen müsste dem künftigen Kriterienkatalog europä-
ischer Öffentlichkeit ein regionales Identitätskriterium hinzugefügt werden, da der Bezug 
auf die Regionalpresse die neue, wichtige Aufgabe für inhaltsanalytisch arbeitende Forscher 
ist. Fraglich ist allerdings, ob das Kriterium „Wir Europäer“ alleine Gültigkeit haben sollte. 
Denn die Arbeit zeigt, dass durch regionale Medienberichterstattung auch Formen einer 
europäisch-regionalen Identität entstehen könnten, die sich vielleicht in Aussagen wie „Wir 
Ostseeanrainer“ wieder spiegelt. Und diese regionale Identität ist ebenfalls ein demokratie-
funktionales europäisches Element.  
Dass sich solche regionalen Identitätsbezüge häufig messen lassen könnten, erscheint  
wahrscheinlich, weil potenziell identitätsstiftende regionale Kooperationen in der EU zu-
nehmen, wie in Kapitel 2.1.4 gezeigt werden konnte. Die Regionalpresse kann selbst die 
Identitätsentstehung initiieren, da sie durch ihre unmittelbare örtliche Wirkung besonders 
wirksame Möglichkeiten der politischen Bildung und Orientierung hat (vgl. Kap. 2.1.4). 
Insgesamt wird deutlich, dass Analysen jeweils für die untersuchten Regionalzeitungen und 
ihre Region spezifische Identitätsindikatoren entwickeln müssen, die aber alle dem neu hin-
zuzufügenden Kriterium der regional-kollektiven Identität zuzuordnen sind.  
Aufgrund der obigen Überlegungen ergibt sich ein neu gefasster Kriterienkatalog für euro-
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päische Öffentlichkeitsstrukturen, den Tabelle 34 präsentiert. Den Kriterien von Brügge-
mann et al. wurde jeweils eine regionale Dimension hinzugefügt. Insofern handelt es sich 
nicht um eine Neudefinition, sondern nur um eine räumliche Erweiterung und Differenzie-
rung des bestehenden Analysemodells.  
Tabelle 34: Modell zur Analyse der Europäisierung von Medienöffentichkeiten  
1. Regieren unter öffentlicher Beobachtung (überregionale und regionale vertikale Europäisierung) 
Sichtbarkeit von EU-Institutionen: Werden EU-Institutionen in der öffentlichen Debatte beachtet? Indikator: 
Erwähnung von EU-Institutionen in überregionalen und regionalen Medien 
- Aufmerksamkeit für EU-Politik: Wird EU-Politik zum Gegenstand öffentlicher Debatten?  
Indikator: EU-Politik als Hauptthema eines Artikels für überregionale Medien sowie als Haupt- oder Neben-
thema (getrennte Erfassung) für regionale Medien  
2. Gegenseitige Beobachtung (überregional sowie regional-horizontale und synchrone Europäisierung)   
- Aufmerksamkeit für europäische Länder: Wird Europa zum relevanten Bezugsraum öffentlicher Debatten?  
Indikator: Bezugnahme auf europäische Länder in überregionalen und regionalen Medien 
3. Diskursiver Austausch (überregionale und regional-interaktive Europäisierung)  
Diskursive Bezugnahme aus ausländische Sprecher: Wie offen sind die Öffentlichkeiten für einen diskursiven 
Austausch mit anderen Öffentlichkeiten? Indikator: Direkte und indirekte Zitate ausländischer Akteure in über-
regionalen und regionalen Medien.       
4. Kollektive Identität (überregional und regional-kollektive Identität) 
Gefühl kollektiver Zusammengehörigkeit: Entwickelt sich ein Gefühl der Zugehörigkeit zu einer gemeinsamen 
Öffentlichkeit? Indikator: Verwendung des Ausdrucks „Wir Europäer“ für überregionale Medien sowie „Wir 
Europäer“ und – regionsspezifisch – z. B. „Wir Ostseeanrainer“ (getrennte Erfassung) für regionale Medien  
Quelle: Eigene Erweiterung des Modells von Brüggemann et al., a.a.O., S. 218. 
5.3 Ausblick  
Mit diesem erweiterten Kriterienkatalog für europäische Öffentlichkeit wird der 
Schlusspunkt der Erkundung von Entstehungsbedingungen der regionalen EU-
Berichterstattung gesetzt. Hiermit, so ist zu hoffen, können Strukturen europäischer 
Öffentlichkeit künftig noch besser untersucht werden. Dies ist mehr als nötig, denn ihre 
Bedeutung für den europäischen Demokratieprozess ist grundlegend und umfassend. 
Nur wenn klar ist, in welcher Form europäische Öffentlichkeit quantitativ existiert und 
welche qualitativen Faktoren ihre Entstehung hemmen und begünstigen, können Schrit-
te benannt werden, mit denen ihr Entstehen gefördert wird.  
Aus der Perspektive dieser Studie ist die Reduktion des europäischen Öffentlichkeitsde-
fizits als Teil des EU-Demokratiedefizits eine der vordringlichsten Aufgaben der EU-
Politik. Der Faktor Öffentlichkeit ist zu lange unterschätzt worden, seine Bedeutung für 
das europapolitische Interesse und Bewusstsein wurde zu wenig gewürdigt. Vorschnelle 
und unausgereifte Imagekampagnen wie der Plan D versuchen nun, diese Würdigung 
nachzuholen. Die nötigen politisch-strukturellen Reformen, die die Öffentlichkeitsent-
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stehung fördern würden, können solche Schritte nicht ersetzen.  
Doch nur, wenn die EU-Staaten den Mut zu derlei Reformen habe, und sie überdies in 
den ökonomisch prekären Zeiten finanzielle Rettungsschirme auch für ihre Regionalzei-
tungen aufbauen, kann der Prozess der europäischen Öffentlichkeitsentstehung weiter 
wirksam vorangetrieben werden. Ohne Reformen in diesen beiden Einflussbereichen 
können zwar auch Veränderungen geschehen, wenn Hemmnisse auf untergeordneten 
Ebenen abgebaut werden. Doch ohne die medienökonomischen und politischen Struk-
turreformen bleibt der Öffentlichkeitsprozess in Europa weiter gehemmt, als Folge des-
sen bleibt die mediale Realität weiter national verzerrt. Die EU erhält nicht die öffentli-
che Aufmerksamkeit, die ihr aufgrund ihres nationalen Einflusses zusteht.  
Die realen Chancen für eine umfassende und nicht nur partielle Öffentlichkeitsentste-
hung sind insgesamt also negativ – ebenso wie die weiteren Entwicklungsperspektiven. 
Denn einerseits gewinnt die EU weiter an Bedeutung, insbesondere durch das bevorste-
hende Inkrafttreten des Lissabonner Vertrages. Andererseits verschlechtern sich durch 
die ökonomische Situation aber die Möglichkeiten der Gesellschaft, in Form medialer 
Aufmerksamkeit darauf zu reagieren. Verliert die Gesellschaft schrittweise ihre ohnehin 
schwach entwickeltes europäisches Beobachtungs- und Diskussionsinstrument in Form 
der EU-Berichterstattung der massenrelevanten Regionalzeitungen, können, so lässt 
sich schlussfolgern, Aufmerksamkeit, Verständnis und Interesse für die EU nicht zu-
nehmen. Ohne dies kann die krisengeschüttelte, bürgerferne Union aber künftig kaum 
neue Stärke entfalten. Die Botschaft ist klar: Strukturelle Reformen sind nötig – nicht 
nur, aber auch im Interesse der Entwicklung europäischer Öffentlichkeitsstrukturen.  
Ein wenig hoffnungsvoll stimmen einige positive Resultate der vorliegenden Studie, die  
das bisher fast durchweg negative Bild der regionalen EU-Berichterstattung differenzie-
ren und in ein neues Licht rücken. Denn in vielen Redaktionen besteht, anders als bisher 
berichtet, eine große Kreativität und auch Sensibilität hinsichtlich europäischer Themen. 
Dies wird aber viel zu selten freigesetzt, gerade die Einflussfaktoren der Medienstruk-
tursphäre stehen dem entgegen. Insgesamt ist in Regionalredaktionen in mehrfacher 
Hinsicht ein großes kommunikatives Potenzial da, das derzeit aber nicht für die Demo-
kratisierung der EU-Politikstrukturen genutzt wird. Das Bild vom schlafenden Riesen, 
der geweckt werden müsste, um die europäische Demokratie durch seine kommunikati-
ve Macht und Wirkung auszubauen, soll am Ende dieser Arbeit stehen.  
Ohne dieses Erwachen existiert weiter eine „regionale Wahrnehmungslücke“, weil dort, 
wo die EU heute in vielen Teilen das Leben beeinflusst und die Bürger Politik beson-
ders stark wahrnehmen, da sie sich mit der Region identifizieren und mitunter hier en-
gagieren, die Medienberichterstattung am wenigsten europäisch ist. Da die Leser der 
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Regional- und Lokalzeitungen die Masse der Öffentlichkeit ausmachen, wiegt diese 
Lücke umso schwerer. Weil letztlich die Masse der Leser in einer politisch europäisier-
ten Realität lebt, dies aber aufgrund einer nur wenig europäisierten Regionalberichter-
stattung jedoch nicht entsprechend wahrnimmt, hat die EU ein Öffentlichkeits- und die 
Gesellschaft ein Wahrnehmungsdefizit.  
Es ist die Aufgabe der Medien, dieses Defizit zu beheben. Ohne die Hilfe der Politik 
wird sie dies vermutlich aber nicht schaffen. Letztlich geht es um eine konzertiere Akti-
on, um einen politisch-medialen Pakt zur Reformierung der kommunikativen und politi-
schen Strukturen europäischer Politik im Hinblick auf eine Stärkung ihrer Legitimation 
und einen Ausbau ihrer Handlungsfähigkeit. Der Vertrag von Lissabon könnte vielleicht 
als Anfang eines solchen Paktes bezeichnet werden, da er durch Demokratisierungs- 
und Politisierungsschritte auch bessere Bedingungen für die EU-Berichterstattung 
schafft. Hinzukommen müssten aber weitere Reformbündnisse. Die neue EU-
Kommission und das neu gewählte Europäische Parlament werden mit darüber ent-
scheiden, ob diese zustande kommen. Daran teilnehmen müssen auch Verlage und Re-
daktionen. Nur dann kann der beschriebene umfassende Reformprozess in Gang gesetzt 
werden. Dass die Zeit dafür gekommen ist, hat die vorliegende Arbeit in mehrfacher 
Weise gezeigt.  
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Anhang 
Anhang 1: Leitfaden für die teilnehmende Beobachtung 
Grundlage: Thematische Komplexe der Forschungsfragen  
Rolle der Zeitung für die Europäisierung 
Ökonomisches Umfeld 
Nachrichtenauswahl 
Recherche 
Zusammenarbeit mit dem EU-Korrespondent 
Rolle der Nachrichtenagenturen 
Politikfeldsspezifische Strategien  
Einstellungen und Meinungen  
Fachwissen 
In Kombination mit den eigenen Vorerfahrungen und vor dem Hintergrund der – rein für die 
Beobachtung – unterschiedlichen Wichtigkeit der einzelnen Kategorien (handlungs- vs. wis-
sensorientiert) entstand folgender grober Leitfaden:  
Thematische Komplexe des Beobachtungsleitfadens 
Struktur der Zeitung 
Wettbewerbssituation 
Kommunikationsmuster 
Die Berichterstattung der Korrespondenten 
Die Berichterstattung der Agenturen 
Nachrichtenauswahl  
Regionalisierung und Politikfelder 
Einstellungen 
Fachwissen 
Recherchequellen 
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Anhang 2: Tabelle 21: Stichprobe der EU-Agenturberichterstattung am 3.3.20081785 
EU als Nebenaspekt im Artikel 
- Gazprom drosselt Lieferungen an Ukraine 
- Warnschuss Kommunalwahl: Sarko-Show schwächt Regierung 
- Artikel zur Russland-Wahl: 
- Interview: Deutsche Wirtschaft hofft auf Medwedew als Reformer 
- Europäische Beobachter kritisieren russische Präsidentenwahl 
- Prinzip Hoffnung: Merkel will Medwedew schnell auf den Zahn fühlen 
- Westen kritisiert Medwedew-Wahl als undemokratisch 
- Deutschland hofft nach Russland-Wahl auf bessere Beziehungen (M) 
- Barroso: Medwedew will Beziehungen zur EU festigen (M) 
- Merkel bietet Medwedew Zusammenarbeit an 
- Steinmeier kritisiert Wahl in Russland (M) 
- UN-Diplomat: Zypern-Gespräche könnten noch im März beginnen 
- USA: Belgien ist europäische Drogen-Drehscheibe 
- Reiche: Keine Verstaatlichung der Netze 
- Bütikofer verlässt Grünenspitze 
 
EU als Hauptaspekt im Artikel 
- Artikel zu EU-Steuerpolitik (Finanzministerrat 4.3.) 
- In EU zunächst Generaldebatte über Steuerkriminalität 
- EU verfügt auch für die Schweiz über Daumenschrauben 
-  Steinbrück für Geschlossenheit der EU gegen Steuerbetrug 
- Artikel zur EU-Zinssteuer-Richtlinie (Finanzministerrat 4.3.) 
- WI: Stichwort: EU-Zinssteuer-Richtlinie 
- Steinbrück will schärfere EU-Zinssteuer 
- Artikel zu den EU-Klimaverhandlungen (Umweltministerrat 3.3.) 
- EU-Länder fordern Klarheit über Klimalasten für die Industrie 
- Umweltkommissar sieht gute Fortschritte bei EU-Klimagesprächen 
- Barroso rechnet mit Kompromiss bei CO2-Grenzwertenn (M) 
- CEBIT: Barroso: Kommunikationstechnik zentral für Klima-Ziele 
- Bundesregierung bekräftigt Widerstand gegen geplante CO2-Grenzwerte (M) 
- Klimaschutz: Ausnahmen für energieintensive Industrien gefordert 
 
- EU-Länder streiten über Klimaauflagen für Autos 
                                            
1785Angebot der politischen und wirtschaftlichen Berichte der Agenturen Deutsche Presseagentur, Associated Press , 
Agence France Presse , Deutscher Depeschendienst , Evangelischer Pressedienst, Reuters und Sportinformationsdienst vom 
3.3.2008 in der Zeit von 0.01 bis 19 Uhr. Erfasst wurden die Artikel, indem das Agenturangebot im Redaktionssystem 
nach „EU“ durchsucht wurde. Erfasst wurden jeweils ein Thema (anhand einer Überschrift), zu dem es über den Tag 
oft aber mehrere Aktualisierungen gab. Unter Berichte werden auch Korrespondentenberichte und Interviews gefasst. 
Zu vielen Berichten gibt es auch Meldungen, ein Thema kann also auch immer kurz gefasst werden. Die erfassten 
Meldungen waren Themen, die ausschließlich als Meldung angeboten wurden. „M“ in der Tabelle bedeutet, dass nur 
eine kurze Meldung, nicht aber ein Bericht angeboten wurde. „WI“ ist die Abkürzung für Wirtschaft. 
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- Barroso: Deutsche Autoindustrie profitiert von Klimaabgaben 
Weitere Themen: 
- Protest gegen EU-Vertrag am Londoner Parlament (M) 
- EU-Staaten wollen gegen Modedroge BZP vorgehen (M) 
- CEBIT: Barroso warnt nach Wahlerfolg der Linken vor Protektionismus (M) 
- EU-Kommission prüft Subvention an kreiseigene Emslandbahn (M) 
- IWF-Chef Strauss-Kahn kritisiert EZB (M) 
- EU prüft Übernahme von Scottish und Newcastle länger (M) 
- EU bringt China wegen Finanzinformationen vor die WTO 
- Materna zeigt IT-Lösungen zur Umsetzung der EU-Dienstleistungs-Richtlinie 
- Starker Euro und hohe Inflation sorgen die Europäer 
- UN: EU muss Entwicklungsländern schnell gegen Klimawandel helfen 
- Studie: EU-Staaten müssen bei Wirtschaftsreformen am Ball bleiben 
Quelle: Eigene Darstellung 
Anhang 3: Interviewleitfaden 
1. Wie ist die Redaktion aufgebaut? Als Fachressort oder Newsdesk-Redaktion? 
2. Kümmert sich jemand besonders um Europathemen? Etwa auch in einer Lokalredaktion?  
3. Wie läuft der Kontakt mit dem EU-Korrespondenten ab? Welche Probleme treten auf? 
4. Hat der EU-Korrespondent einen festen Ansprechpartner?  
5. Wie oft richten Sie eigene Wünsche an den Korrespondenten? 
6. Wünschen Sie sich mehr regionale Bezüge in seiner Berichterstattung?  
7. Arbeiten Sie auch zusammen an einer Geschichte, als Koproduktion?  
8. Wie zufrieden sind sie mit der EU-Berichterstattung der Agenturen? 
Bei Fehlen eines Korrespondenten:  
8 a. Wünschen Sie einen eigenen Korrespondenten? 
8 b. Würden Sie sich mehr regionale Bezüge in der Agenturberichterstattung wünschen? 
9. Haben Regionalmedien eine besondere Möglichkeit, dem Bürger Europa näher zu bringen? 
10. Welche Probleme sehen Sie bei der EU-Berichterstattung? 
11. Wie hat sich die EU-Berichterstattung in den vergangenen fünf Jahren entwickelt?  
12. Hat ihr Medium Kontakt zu Regionalzeitungen im Ausland? Wenn ja, wie und zu welchen? 
13. Bei welchen regionalen Themen spielt die EU eine starke Rolle, in welchen Politikfeldern?  
14. Trifft dies auf die Umweltpolitik in ihrer Region zu? Kennen Sie Beispiele? 
15. Wie oft gibt es große Berichte aus Region oder Kommunen auf den vorderen Politikseiten?  
16. Hat dies zugenommen?  
16 a. Inwieweit spielt die Grenzlage für die Auswahl europäischer Themen eine Rolle?  
17. Welche Nachrichtenkriterien muss ein EU-Thema erfüllen, um ins Blatt zu gelangen? 
18. Inwieweit bedienen EU-Themen diese Faktoren? 
19. Wie gut kennen die Redakteure in der Redaktion die EU? 
20. Gab es bereits Konferenzen oder Rechercheteams, um EU-Themen zu bearbeiten? 
21. Wie ist ihr Verhältnis zur EU? Sind Sie für eine Zunahme der politischen Integration?  
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22. Wie ist die Einstellung der anderen Redakteure? Sind Sie für eine Zunahme der Integration? 
23. Wie stehen Chefredaktion und Verlag zur EU? Gibt es spezielle Strategien oder Projekte? 
24. Wie schätzen Sie das Interesse der Leser an Europathemen ein? Machen Sie Befragungen? 
25. Sollten Zeitungen mit Ihrer Berichterstattung zu einer europäischen Identität beitragen?  
26. Wie bewerten Sie den Reformvertrag? Wo liegen Stärken und wo Schwächen? 
27. Wie würden Sie Ihren persönlichen journalistischen Auftrag beschreiben? 
28. Gibt es Kontakte nach Brüssel? Waren Sie selbst vor Ort? 
29. Wie beurteilen Sie die europapolitische Pressearbeit der Landesregierung? 
30. Welche Rolle spielen die regionalen Europaabgeordneten als Quelle? 
31. Wie beurteilen Sie die Pressearbeit der EU für Sie als Regionalzeitung? 
32. Welche Rolle spielt die nationale Vertretung der EU-Kommission? 
33. Gibt es hier vor Ort sonst noch jemanden, den Sie zu Europathemen speziell befragen? 
34. Welche Verbesserungsvorschläge hätten Sie hinsichtlich der politischen Strukturen der EU?  
35. Welche Verbesserungsvorschläge hätten Sie hinsichtlich der Pressearbeit der EU?  
36. Wie schätzen Sie das künftige ökonomische Umfeld der Zeitung ein? 
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Anhang 4: Quantiativer Fragebogen 
Persönliche Merkmale  
 
Für welche Zeitung arbeiten Sie? __________________________________________ 
 
Seit wann arbeiten Sie hauptberuflich als Journalist? ___________________________ 
 
Welche Positionen haben Sie bisher bekleidet (mit evtl. Auslandsaufenthalten)? 
______________________________________________________________________ 
 
Was sind ihre persönlichen thematischen Vorlieben?  
______________________________________________________________________ 
 
Haben Sie studiert? Wenn ja, welche Fächer? 
______________________________________________________________________ 
 
In welchen Fremdsprachen können Sie recherchieren? 
______________________________________________________________________ 
 
Haben Sie sich im Rahmen von Studium oder Beruf näher mit der EU beschäftigt? Wie? 
______________________________________________________________________ 
 
EU-Berichterstattung 
 
Wird in Deutschland genug über die EU berichtet? (Bitte ankreuzen) 
Zu viel:___  Zu wenig: ___ Ausreichend: ___  
 
Sollte künftig mehr oder weniger berichtet werden?  
 
Mehr: ___ Weniger: ___  Keine Veränderung nötig: ___ 
 
Wie viele Politik- und Wirtschaftsseiten hat Ihre Zeitung wochentags? ______   
 
Wie viele Redakteure arbeiten jeweils in den Ressorts Politik und Wirtschaft? ___________ 
 
Haben Sie im vergangenen Jahr Auflagenrückgänge zu verzeichnen? _____ 
 
Wurde in den vergangenen zwei Jahren Personal bei Ihrer Zeitung reduziert? _____ 
 
Wie viel Prozent der Berichte mit EU-Bezug stammen von:  
 
EU-Korrespondent? ___ Prozent; Agenturen? ___ Prozent; Redaktion? ___ Prozent 
 
Haben Mitglieder Ihrer Redaktion Weiterbildungen zum Thema EU genossen? Welche? 
_________________________________________________________________ 
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Welche der folgenden Recherchequellen werden von den Redakteuren Ihrer Redaktion (ohne 
Korrespondent) Ihres Wissens nach genutzt? (Bitte ankreuzen) 
Recherchequellen  Wird genutzt 
INSTITUTIONEN  oft selten nie 
Landes-Europaministerium     
Europaabgeordneter     
Vertretung der EU-Kommission in 
Deutschland 
    
EU-Kommission in Brüssel     
Europe-Direct-Stelle in der Region     
EU-Beauftragter Kreis / Kommune       
Sonstige Quellen? Bitte angeben:  
FACHDIENSTE  Oft  
genutzt 
Selten 
genutzt 
Nie 
genutzt 
www.euobserver.com     
www.euractiv.com     
www.politikportal.eu     
www.cafebabel.com     
www.eu4journalists.com     
Sonstige Quellen? Bitte angeben:  
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Anhang 7: Tabelle 14: Übersicht über Quellen der EU-Onlinerecherche 
 
EU-Institutionen 
EU: www.europa.eu.int (Generaldirektionen) 
EU-News: www.europa.eu.int/news/index_de.html 
EU-Kommission in der BRD: www.eu-kommission.de 
Ständige Vertretung: www.eu-vertretung.de 
Europaparlament: www.europarl.de 
 
EU-Datenbanken 
EUR-Lex = Gesetze: http://europa.eu.int/eur-lex/en/index.html 
Eurostat = Statistik: http://europa.eu.int/comm/eurostat 
IDEA = Personensuche: http://europa.eu/whoiswho/ 
PRELEX = Gesetzgebungsstand: http://ec.europa.eu/prelex/ 
Rapid = Pressemitteilungen: http://europa.eu/rapid/ 
Treaties = Verträge: http://europa.eu/abc/treaties/index_en.htm 
 
Länderrecherche 
Bundesaußenministerium: www.auswaertiges-amt.de 
CIA: https://www.cia.gov/cia/publications/factbook/index.html 
Bundesagentur für Außenwirtschaft: /www.bfai.de (Länderberichte) 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit: www.gtz.de (Länderberichte) 
 
Institute 
Center for European Policy Studies: www.ceps.be 
Center for European Reform: www.cer.org.uk 
Centrum für europäische Politik: www.cep.eu 
Institut für europäische Politik: www.iep-berlin.de 
Stiftung Wissenschaft und Politik www.swp-berlin.org 
Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik www.dgap.org 
Institut für europäische und internationale Umweltpolitik: www.ecologoic.de 
 
EU-Fachdienste 
www.europa-digital.de 
www.euobserver.com 
www.euractiv.de 
www.eurotopics.de 
www.theparliament.com 
www.europolitan.eu 
www.cafebabel.com 
Anhang 7: Tabelle 14: Übersicht über Quellen der EU-Onlinerecherche 429 
 
 
www.politikportal.eu 
 
Medienquellen 
Yahoo: http://de.news.yahoo.com/politik/eu.html 
Financial Times Deutschland: www.ftd.de 
Frankfurter Allgemeine Zeitung: www.faz.de 
Deutsche Welle: www.dw-world.de 
Die ZEIT: www.zeit.de/europa 
 
Recherche-Tools  
www.brusselsreporter.org 
www.ejc.nl 
www.eu4journalists.com 
Quelle: Eigene Darstellung 
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Lebenslauf 
 
Torsten Schäfer, Diplom-Journalist M.E.S. 
Lohkoppelstraße 12 
22083 Hamburg 
geboren am 31.12.1977 in Darmstadt 
Staatsangehörigkeit: deutsch 
 
Berufserfahrung 
 
ab 1/09 Text/Onlineredakteur (Teilzeit): GEO International. Daneben freie Arbeiten v.a. für 
Deutsche Welle Online, stern.de und GEO.de (Mehr unter www.euroreporter.de) 
 
12/06-12/08 freie Mitarbeit: GEO, u. a. Textredaktion für Klima-Sonderheft (7-10/07), Texte und 
Recherchen u. a. zur EU-Fischerei- und Gentechnikpolitik sowie EU und Bulgarien 
 
10/06-8/08  Deutsche Welle Online: Freier Online-Redakteur (Chef vom Dienst, Planer, Autor) 
 
seit 10/07  Lehraufträge: RWTH Aachen, (EU-Journalismus), HS Darmstadt (Recherche), FHM 
Bielefeld (Onlinejournalismus) 
 
Bildungsweg 
 
1/07- 2/10 Berufsbegleitende Politik-Promotion (RWTH Aachen) zur EU-Berichterstattung deut-
scher Regionalzeitungen („mit Auszeichnung“) 
 
10/04 - 9/06 Masterstudium der European Studies (dt./engl.) an der RWTH Aachen („mit Aus-
zeichnung“); Masterarbeit zur EU-Umweltpolitik 
 
10/98 - 05/04 Diplom-Studium der Journalistik und Politikwissenschaft an der Universität Dort-
mund („mit Auszeichnung“); Diplomarbeit über die Arbeit der Presseagentur dpa  
 
10/02-2/03     Politologie-Studium an der Brüsseler Kommunikationshochschule IHECS (frz.)  
 
10/02-2/03     Diplom am Brüsseler European Institute for Public Affairs and Lobbying (engl./frz.) 
 
04/00 - 06/00     Ausbildung an der Journalistenschule der Université Rabelais, Tours/Frankreich   
 
09/97 - 09/98     Zivildienst Jugend- und Seniorenförderung in Mühltal 
 
16.6.1997    Abitur an der Georg-Büchner-Schule in Darmstadt (Note 1,2) 
 
Stipendien und Preise 
 
10/07  Förderpreis des Europäischen Zentrums für Integrationsforschung, Aachen (EZI) 
 
6/07  Springorum-Medaille der RWTH Aachen für hervorragende Studienleistungen 
 
10/06 Nachwuchspreis für Technikberichterstattung, Verband der Elektrotechnik (VDE) 
 
2/06 Martin Schmeißer-Preis der Universität Dortmund (Diplomarbeit)  
 
10/05 Umweltjournalismus-Preis des Naturschutzbundes (Nabu) in Nordrhein-Westfalen 
 
00 u. 03 ERASMUS-Stipendien für Auslandssemester in Tours und Brüssel  
 
4/99-9/06 Stipendium der Friedrich-Ebert-Stiftung (mit Programm zur Journalistenförderung) 
 
